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Zum Titelbild:

Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfling bestimmt, daß neben einer ganzen Reihe von 
Vorhaben auch für die Errichtung und den Betrieb von
— Bundesfernstraßen,
— Feriendörfern,
— bergbaulichen Vorhaben,
— Kraftwerken und sonstigen Feuerungsanlagen
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt werden muß.

Die UVP steht bei diesen Vorhaben vor allem für den rechtlichen und verfahrensmäßigen Rahmen, in 
dem die Prüfung der Umweltverträglichkeit erfolgt. Die fachlichen Inhalte, die diesen Rahmen ausfüllen, 
werden in aller Regel in gesonderten Gutachten, in Umweltverträglichkeitsstudien, erarbeitet.

Die Umweltverträglichkeitsstudie bildet somit das inhaltliche Herzstück einer UVP: Hier erfolgt die im 
Gesetz geforderte Ermittlung, Beschreibung und gutachterliche Bewertung der Umweltwirkungen auf 
die einzelnen Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft und Landschaft sowie 
Kultur- und sonstige Sachgüter einschließlich der Wechselwirkungen; hier werden die Unterlagen er­
arbeitet und zusammengestellt, die der Träger eines Vorhabens zu Beginn des Verfahrens der Genehmi­
gungsbehörde vorzulegen hat. (Fotos: ANL-Bildar-
chiv)
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Umweltverträglichkeitsstudien - Grundlagen, Erfahrungen, Fallbeispiele
Ergebnis des Seminars vom 23. - 25. März 1993 in Eching (bei München)

Welche Anforderungen sind an die fachlichen Inhal­
te, an die Qualität einzubeziehender Grundlagen 
und Fachbeiträge in Umweltverträglichkeitsstudien 
(UVS) zu stellen? Wie läßt sich im Spannungsfeld 
zwischen fachlichen Notwendigkeiten und verfah­
renstechnischen Anforderungen eine Verkürzung 
von Planungszeiträumen erreichen? Kommt dabei 
der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) m it inte­
grierter UVS automatisch die Rolle des großen Ver­
hinderers zu oder läßt sich durch eine fundierte 
Aufbereitung der Umweltbelange unter bestimmten 
Voraussetzungen sogar die Beschleunigung von Pla- 
nungs- und Abstimmungsprozessen unterstützen?

Diese Fragen standen im Mittelpunkt einer Ta­
gung, die die Bayerische Akademie für Natur­
schutz und Landschaftspflege (ANL) vom 23.-25. 
März 1993 in Eching bei München veranstaltete. 
Unter dem Titel "Umweltverträglichkeitsstudien - 
Grundlagen, Erfahrungen, Fallbeispiele" hatten 
sich über 200 Fachleute aus der ganzen Bundesre­
publik zusammengefunden. Mit der Tagung wollte 
die Akademie nicht nur einen umfassenden Über­
blick über die derzeitige Praxis der Umweltver­
träglichkeitsstudie vermitteln, sondern es sollten 
vor allem auch künftige Anforderungen an das 
Fachgutachten innerhalb der UVP aus verschiede­
nen Blickwinkeln erörtert werden. Das Tägungs- 
thema "Umweltverträglichkeitsstudien" umriß da­
bei einleitend Seminarleiterin Beate JESSEL von 
der ANL als "die Gesamtheit aller Aktivitäten und 
Arbeitsschritte, die der fachwissenschaftlichen 
Unterstützung des UVP-Verfahrens und des damit 
einhergehenden Entscheidungsprozesses aus öko­
logischer Sicht dienen".

Mit der Umsetzung der EG-Richtlinie und der 
Einführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
UVP in geltendes Recht sei die langjährige UVP- 
Diskussion nunmehr in eine neue Phase getreten, 
stellte der Direktor der Akademie, Dr. Christoph 
GOPPEL, fest. Nach der politischen Diskussion 
um das - insbesondere verfahrensmäßige - "Wie" 
und das rechtlich zu regelnde "Wieviel" an UVP 
gehe es jetzt vor allem um die praktische Umset­
zung, cLh. um die Inhalte und die fachlichen An­
forderungen, denen sich eine vorsorgende Um­
weltplanung stellen müsse, die diesen Namen auch 
wirklich verdiene. Was die Diskussion um die Um­
weltverträglichkeitsstudie als dem fachgutachter­
lichen Teil innerhalb einer Umweltverträglich­
keitsprüfung UVP so schwierig gestalte, sei die 
Tatsache, daß das UVP-Gesetz eine ganze Reihe 
von Anforderungen festschreibe, zu deren Erfül­
lung Ld.R. solche Studien erstellt werden müssen.

Zu diesen Anforderungen zähle insbesondere die 
im Gesetz geforderte umfassend-systematische 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
Auswirkungen von Vorhaben auf die einzelnen 
Umweltmedien. Im Gegenzug wäre jedoch ein 
Profil, aus dem der zu fordernde Inhalt, der Um­
fang und die Qualität von UVS ersichtlich wären, 
bislang noch weiter nirgends verbindlich geregelt. 
Aus dieser Situation heraus sei in der Praxis so­
wohl bei den beteiligten Behörden als auch bei den 
Gutachtern eine erhebliche Unsicherheit entstan­
den, wie mit der UVS umzugehen sei.

Auf die verfahrensmäßigen Rahmenbedingungen 
für die UVP und die daraus entstehenden Folge­
rungen für die Ausgestaltung von UVS ging dann 
zunächst Regierungsdirektor Dr. Rudolf POS- 
SINGER aus dem Referat "Rechtsfragen der 
Raumordnung" des Bayerischen Staatsministeri­
ums für Landesentwicklung und Umweltfragen 
ein. Vor dem Hintergrund der vorgesehenen Ver­
kürzung von Verfahrensdauer und Fristen bei Pla- 
nungs- und Genehmigungsprozessen (Stichwort: 
Beschleunigungsgesetze) müßten überhöhte An­
forderungen an die UVS insbesondere im Raum­
ordnungsverfahren zurückgenommen werden. 
Die Durchführungsdauer von Raumordnungsver­
fahren solle künftig allgemein auf 6 Monate befri­
stet werden. Für die UVS im Raumordnungsver­
fahrenbedeute dies, daß sie sich entsprechend der 
gesetzlichen Aufgabenstellung des Raumord­
nungsverfahrens auch wirklich auf die überörtlich 
raumbedeutsamen Gesichtspunkte beschränken 
müsse. Ebenso wie einige der nachfolgenden Re­
ferenten betonte dabei auch Dr. Pössinger, eine 
qualitativ gute, in ihrer Darstellung nachvollzieh­
bare UVS könne erheblich zur zügigen Durchfüh­
rung der behördlichen Verfahren beitragen.

Mit dem Umweltbegriff und seiner Umsetzung, 
seiner "Operationalisierung" für Umweltverträg­
lichkeitsstudien, setzte sich Dr. Stefan SUMME- 
RER vom Umweltbundesamt auseinander. Um 
dem im UVP-Gesetz formulierten Anspruch einer 
umfassenden Betrachtung der Wirkungen auf die 
einzelnen Umweltmedien einschließlich der 
Wechselwirkungen gerecht zu werden, reiche eine 
additive Aneinanderreihung möglicher Auswir­
kungen eines geplanten Vorhabens nicht aus. Es 
käme insbesondere darauf an, die Wirkungspfade 
von z.B. Schadstoffen durch die einzelnen Um­
weltmedien zu verfolgen und offenzulegen. Diese 
Betrachtung der Wirkpfade könne dazu führen, 
daß ein Vorhaben, das nach mehreren sektoralen 
Prüfungen gerade noch genehmigt worden wäre,
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mit Rücksicht auf das gesamte Wirkspektrum (cLh. 
unter Einbeziehung aller Neben-, Kumulativ- und 
Folgewirkungen) als nicht mehr genehmigungsfa- 
hig einzustufen sei.
Wesentlich für eine UVS sei weiterhin zunächst 
die Festlegung eines Zielrahmens unter der Frage­
stellung: Was wollen wir in welchem Umfang und 
unter welchen Kosten schützen? Ein solcher Ziel­
rahmen müsse für die einzelnen Schutzgüter des 
UVP-Gesetzes jeweils festgelegt und unter Ablei­
tung von Unterzielen hinreichend konkretisiert 
werden. Gesetzliche Maßstäbe z.B. der TA Luft 
seien für die Ableitung derartiger Ziele häufig 
nicht ausreichend vorsorgeorientiert, könnten 
aber im Rahmen der gesetzlichen Bewertung nach 
§ 12 UVP-Gesetz nicht einfach beiseite geschoben 
werden. Dr. Summerer äußerte dabei die Hoff­
nung, daß fundierte, gutachterlich im Rahmen von 
UVS ermittelte Beurteilungsmaßstäbe den Ge­
setzgeber zu einer schrittweisen Anpassung der 
vorhandenen fachgesetzlichen Bewertungsmaß­
stäbe bewegen würden.

Im folgenden Themenblock wurden fachliche An­
forderungen an UVS beleuchtet. Hierbei stellte 
zunächst Dr. Michael KOCH vom Büro Planung 
+ Umwelt aus Stuttgart die zentrale Bedeutung 
des Scoping, der Festlegung des voraussichtlichen 
Untersuchungsrahmens, für eine fachlich qualifi­
zierte UVS heraus: Ein Scoping diene dazu, die 
Bearbeitung einer UVS auf die wesentlichen 
Punkte zu konzentrieren und sich nicht in vielen 
Kleinkonflikten zu verlieren. Hierzu würden die 
fachlichen Schwerpunkte für die nachfolgenden 
Untersuchungen gesetzt, Untersuchungsräume 
abgegrenzt, Untersuchungsmethoden erörtert so­
wie zu betrachtende Alternativen und der Zeitrah­
men für die Untersuchungen festgelegt. Zusätzlich 
zum Scoping nach § 5 UVP-Gesetz solle der Un­
tersuchungsrahmen prozeßbegleitend während 
der Untersuchungen ständig überprüft und ggf. 
ergänzt und verändert werden (sogenanntes "Pro- 
zeß-Scoping"). Aufgrund des mit einem Scoping 
verbundenen Aufwands erschiene es wünschens­
wert, die Erarbeitung eines problemadäquaten 
Leistungsbildes für eine UVS in der Honorarord­
nung, der HOAI, als eigenständige Leistungspha­
se vorzusehen und auch entsprechend zu hono­
rieren.

Die UVS in der Verkehrswegeplanung müsse als 
ein planungsbegleitender Prozeß aufgefaßt wer­
den, so die Kernthese von Dipl.-Ing. Adrian HOP­
PENSTEDT von der Planungsgruppe Ökologie 
und Umwelt in Hannover. Angesichts zunehmen­
der Herausforderungen auf dem Verkehrswege­
sektor müßten z.B. auch verkehrspolitische Leit­
bilder und Programme sowie der Bedarf an den 
einzelnen Verkehrsträgern unter Umweltgesichts­
punkten überprüft werden. Die vom Gesetz bis­
lang vorgeschriebene Projekt-UVP sei an bereits 
mehr oder minder feststehende, konkrete Vorha­
ben gekoppelt und setze damit zu spät ein. Weitere

fachliche Anforderungen, die Herr Hoppenstedt 
in seinem Vortrag herausstellte, waren die Not­
wendigkeit einer Untersuchung der Nullvariante, 
die Betrachtung von Sekundäreffekten sowie die 
strikte Trennung von Sachanalysen und Bewertun­
gen.

Daran anknüpfend stellte DipL-Ing. Klaus MÜL­
LER-PFANNENSTIEL von der Bundesfor­
schungsanstalt für Naturschutz und Landschafts­
ökologie (BfANL) naturschutzfachliche Mindest­
anforderungen an UVS vor, die momentan in einer 
Arbeitsgruppe an der BfANL erarbeitet werden. 
Er betonte, die diversen vom Bund erlassenen und 
weiter geplanten Beschleunigungsgesetze zielten 
zunächst auf eine förmliche Verkürzung von Ver­
fahrensfristen ab; die materiellen Inhalte des 
UVP-Gesetzes wie auch der anderen Fachgesetze 
blieben dabei jedoch im Prinzip unberührt. Dies 
bedeute, daß fachliche Inhalte von Umweltver­
träglichkeitsstudien und landschaftspflegerischen 
Begleitplänen im bisherigen Umfang zu erarbeiten 
seien, zumal die bisherige Ausdehnung von Pla­
nungszeiträumen nicht den umweltfachlichen Be­
langen des Naturschutzes zuzuschreiben wäre, 
sondern in der Effizienz von Verwaltungshandeln 
begründet liege. Das politische Ziel einer Verkür­
zung von Planungszeiträumen auf insgesamt 4-5 
Jahre könne nur erreicht werden, wenn Verwal­
tungen professioneller handelten, der Planungs­
aufwand innerhalb des vorgegebenen Zeitrah­
mens intensiviert und die zuständigen Fachbehör­
den wie auch die Öffentlichkeit von den Vorha­
bensträgern frühzeitig beteiligt würden. Herr 
Müller-Pfannenstiel wies in diesem Zusammen­
hang auf den von der BfANL für nötig erachteten 
zeitlichen Mindestbedarf für floristische und tier­
ökologische Grundlagenuntersuchungen hin, der 
im Rahmen einer UVS zur Linienfindung bei 
Großprojekten auf mindestens zwei vollständige 
Vegetationsperioden anzusetzen sei.

Einen weiteren Schwerpunkt der Tagung bildeten 
neben den übergreifenden fachlichen Inhalten die 
an Grundlagen und einzelne Fachbeiträge in UVS 
zu stellenden Anforderungen. Für eine gleichbe­
rechtigte Einbeziehung der bislang häufig ver­
nachlässigten abiotischen Grundlagen Boden, 
Wasser, Luft und Klima in UVS plädierte dabei 
zunächst Dipl.-Geologe Wolfgang STEIB vom 
Planungsbüro Dr. Schalter in Kranzberg. Eine 
Prognose von Umweltveränderungen allein über 
Flora und Fauna als Indikatoren werde nicht nur 
dem ökosystemaren Ansatz des UVP-Gesetzes 
nicht gerecht. Sie sei zudem häufig auch unvoll­
ständig, da für viele Reaktionen von Tier- und 
Pflanzenarten die Art und das zugrundeliegende 
Ausmaß der Veränderung abiotischer Standort­
faktoren noch nicht ausreichend bekannt sei. Auch 
im abiotischen Bereich sei es möglich und notwen­
dig, durch eine Darstellung und Diskussion der 
bislang bei der Bearbeitung von UVS gewonnenen 
Erfahrungen zu allgemein anerkannten Erfas-
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sungs- und Bewertungsmethoden zu gelangen, wie 
sie für die Bereiche Flora und Fauna in weitaus 
stärkerem Ausmaß schon üblich seien. Unterblei­
ben müsse jedoch eine Einbeziehung abiotischer 
Grundlagen in UVS ohne ausreichende Datenba­
sis. Hier sei dann - insbesondere wenn es sich um 
nachrangig betroffene Umweltmedien handle - 
durchaus auch einmal der "Mut zur Lücke" ange­
bracht, der im Rahmen eines Scoping zu diskutie­
ren und festzulegen wäre.

Mit faunistischen Fachbeiträgen in UVS befaßte 
sich Prof. Dr. Bernd GERKEN vom Lehrgebiet 
Tierökologie der Universität-Gesamthochschule 
Paderborn. Angesichts der Tatsache, daß die heu­
tige Fauna nur noch einen Rumpfbestand von ehe­
dem darstelle, müsse man sich im Rahmen von 
UVS dabei jeweils auch Gedanken über die Ent­
wicklungsmöglichkeiten, über das tierökologische 
Potential eines Raumes machen. Dies setze wie­
derum eine hinreichend genaue Erfassung der 
abiotischen Standortfaktoren sowie eine histori­
sche Analyse des Landschaftsraumes voraus. Das 
daraus abzuleitende tierökologische Potential sei 
in ein Leitbild umzusetzen, das sich auf einzelne 
tierökologische Raumeinheiten beziehen müsse 
und das den Rahmen für in einer UVS zu treffende 
Wertungen darstellen müsse. Auch betonte er, daß 
sich Zoologen in ihren Forderungen nach ange­
messenen Untersuchungszeiträumen keineswegs 
als Planungsverhinderer sähen, sondern daß es 
ihnen vielmehr um eine angemessene Berücksich­
tigung ihrer Belange in Abwägungsprozessen gin­
ge. Dabei sei auch das regionale Verschwinden 
einer einzelnen Art als raumbedeutsam und somit 
im Rahmen eines Raumordnungsverfahrens als 
untersuchungsbedürftig anzusehen.

Für eine Chance auch für das als subjektiv gelten­
de und damit in UVS in der Regel noch vernach­
lässigte Landschaftsbild setzte sich schließlich 
D ipl.-Ing. Fidelis-Jasmin GAREIS-GRAH- 
MANN vom Regierungspräsidium in Freiburg ein. 
Die für das Landschaftsbild zu entwickelnden Be­
urteilungsverfahren müßten zielgerichtet sein und 
hätten sich an der jeweiligen Fragestellung zu 
orientieren. Für UVS gelte dabei: "Über das Land­
schaftsbild läßt sich eigentlich nicht streiten!", 
denn es ginge hier weniger darum, einen absoluten 
Wert für die "Schönheit" von Landschaft an sich zu 
bestimmen. Vielmehr müsse das Ausmaß mögli­
cher Veränderungen des Landschaftsbildes greif­
bar gemacht werden. Hierzu müßten objektivier­
bare Kriterien gefunden und diese in ihren Aus­
prägungen vor und nach erfolgter Maßnahme im 
systematischen Vergleich einander gegenüberge­
stellt werden.

Bei der Erörterung von Fallbeispielen wurde dann 
deutlich, wie man in Einzelfällen konkret vorge­
gangen war und wo die speziellen Schwerpunkte 
lagen, mit denen sich die Gutachter unter den 
Rahmenbedingungen des betreffenden Projektes

jeweils besonders zu befassen hatten. So stellte 
Dr. Friedrich DUHME vom Lehrstuhl für Land­
schaftsökologie der Technischen Universität Mün­
chen-Weihenstephan am Beispiel einer UVS zu 
Anlagen der Hausmüllentsorgung in Oberfran­
ken-Ost heraus, wie wichtig hier der "Prozeßcha­
rakter" bei der Erarbeitung des Gutachtens war: 
Das anzustrebende Entsorgungskonzept sowie 
darauf aufbauend die Suche nach potentiellen 
Standorten für die notwendigen Deponien wurden 
in einem beständigen und engen Kooperations­
prozeß zwischen den Gutachtern und dem Land­
kreis sowie den Kommunen als Vorhabenträgern 
erarbeitet. Dies hätte die Akzeptanz bei den Be­
teiligten erheblich gefördert.

Die Vorgehensweise beim Neubau von Schnell­
bahnverbindungen erläuterte am Beispiel einer 
ICE-Trasse in Hessen Dr. Paul BAADER von der 
IGI Niedermeyer GmbH. Die sogenannte "Um­
weltverträglichkeitsuntersuchung" erfolgte hier 
zweistufig: Im Rahmen einer Raumempfmdlich- 
keitsanalyse galt es zunächst, vergleichsweise kon­
fliktarme Korridore zu bestimmen, wobei sich die 
Untersuchungen zunächst auf die entscheidungs­
relevanten Schutzgüter beschränkten. Die eigent­
liche UVS behandelte dann darauf aufbauend die­
jenigen Trassen, die gemäß der Ergebnisse der 
vorangegangenen Untersuchungen sowie auf­
grund technisch-wirtschaftlicher Betrachtungen 
als verfolgenswert anzusehen waren. Das Fazit 
auch von Dr. Baader: Die Unterlagen trugen hier 
wesentlich zur Vorbereitung der Entscheidungs­
findung und zur Glaubwürdigkeit des Planungs­
trägers bei, was beides letztendlich die Akzeptanz 
des Vorhabens erhöhte.

Eine zentrale Bedeutung kommt innerhalb der 
UVP-Diskussion dem Thema der Bewertung zu, 
hängt es hiervon doch wesentlich ab, inwieweit die 
in Umweltverträglichkeitsstudien erarbeiteten Er­
gebnisse im weiteren Verfahrensablauf der UVP 
Berücksichtigung finden können. Dieser Frage so­
wie den damit verknüpften Perspektiven für die 
UVS widmete sich daher letzte Tag des Seminars.

In puncto "Bewertung" gelte es dabei zunächst 
deutlich zu unterscheiden zwischen gutachterli­
chen Beurteilungen im Rahmen von UVS und der 
behördlichen Bewertung nach § 12 UVP-Gesetz, 
die einen Verfahrensschritt darstelle und nach 
Maßgabe der geltenden Gesetze sowie im Hin­
blick auf eine wirksame Umweltvorsorge zu erfol­
gen habe, so Volker KLEINSCHMIDT der Leiter 
der UVP-Forschungsstelle der Universität Dort­
mund. Nichtsdestoweniger bestünde die Notwen­
digkeit, zwischen beidem einen Bogen zu schlagen, 
der sich letztendlich über die Frage beschreiben 
ließe, inwieweit denn gutachterlich im Rahmen 
von UVS ermittelte Wertmaßstäbe auch Eingang 
in die behördliche Bewertung finden dürften. 
Hierzu hat die UVP-Forschungsstelle im Auftrag 
des Ministers für Natur, Umwelt und Landesent-
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Wicklung Schleswig-Holstein einen Prüf ablauf ent­
wickelt. Dieser sieht vor, zunächst die bestehen­
den fachgesetzlichen und untergesetzlichen 
Bewertungsmaßstäbe zu berücksichtigen und die­
se dann auf eine wirksame Umweltvorsorge hin zu 
überprüfen. Gebe es keine hinreichend konkreten 
und ausreichend vorsorgeorientierten Bewer­
tungsmaßstäbe auf Grundlage bestehender Geset­
ze, so seien im Rahmen von Gutachten dann 
eigene Maßstäbe abzuleiten und von den Behör­
den auch entsprechend zu berücksichtigen.

Mit dem Appell "Es gilt, spezifische Ausformun­
gen, spezifische Maßstäbe durch eigenes Denken 
zu finden und nicht so sehr auf die Weisheit von 
oben zu warten", schloß sich Ministerialrat Dr. 
Erich GASSNER vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit dem 
ausdrücklich an. Es sei Aulgabe einer UVS, nicht 
bei einer bloßen Beschreibung der Umwelt ste­
henzubleiben, sondern fachliche Wertungen zu 
treffen, Risiken zu bestimmen und Schwellen für 
die fachliche Vorsorge aufzuzeigen, mithin eigene, 
dem jeweiligen Sachverhalt angemessene Bewer­
tungsmaßstäbe zu finden. Gerade im Bereich Na­
tur und Landschaft sei dies notwendig, da aus­
reichend konkrete gesetzliche Bewertungsmaß­
stäbe fast völlig fehlten. Die UVP als solche diene 
der Entscheidungsvorbereitung und der sachge­
rechten Aufbereitung der Abwägungsunterlagen, 
in die bei Fehlen fachgesetzlicher Maßstäbe eben 
auch abgeleitete Bewertungsnormen einzufließen 
hätten. Die eigentliche Entscheidung falle dann im 
Rahmen eines Abwägungsprozesses im Zuge der 
Planfeststellung, in den neben anderen Belangen 
auch die der Umwelt gleichberechtigt, in ihrem "ob­
jektiven Gewicht" einzufließen hätten.
Was die im Rahmen der UVP-Praxis häufig be­
mängelten Kommunikationsschwierigkeiten zwi­
schen Juristen und Fachleuten angeht, so merkte 
Dr. Gassner an, zukünftig dürften von verfahrens­
mäßiger Seite her nicht einseitig Anforderungen 
abgesteckt werden, in die die Fachleute sich zu 
fügen hätten. Das Hin- und Herschwingen zwi­
schen dem Gesetz und dem betreffenden Sachver­
halt sei vielmehr eine geheiligte Formel unter Ju­
risten, wobei in einer Art "heuristischem Zirkel" 
eine laufende Rückkoppelung und ein Aufeinan- 
der-Eingehen von juriststischen und fachlichen 
Belangen gefordert sei.

Die Notwendigkeit, die Naturschutzbehörden so 
frühzeitig wie möglich in anstehende Entscheidun­
gen einzubeziehen, hob Oberregierungsrat Dr. Ul­
rich GLÄNZER vom Bayerischen Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen 
hervor. Uneinheitliche Vorgehensweisen nicht nur 
der Gutachter sondern auch der beteiligten Fach­
behörden stellten bei der Beurteilung von UVS ein 
Problem dar. Der Gutachter könne die beteiligten 
Behörden dabei unterstützen, indem er beispiels­
weise seine Unterlagen leicht prüfbar und trans­
parent aufbereite, deren Aufbau logisch nachvoll­

ziehbar gestalte, Bewertungsstufen klar definiere 
sowie Wert- und Sachaussagen klar trenne.

In einer PODIUMSDISKUSSION zwischen ver­
schiedenen an einer UVS Beteiligten wurde ein 
gemeinsamer Grundkonsens über die Notwendig­
keit einer mehr oder minder umfassenden Be­
trachtung von Umweltbelangen bei anstehenden 
Entscheidungen deutlich. Unterschiedliche An­
sichten bestehen insbesondere zum Umfang der 
notwendigen Erhebungen und der zu erarbeiten­
den planerisdien Aussagen sowie zum Stellen­
wert, der der UVS und der UVP als solcher im 
Entscheidungsprozeß beizumessen ist. So beton­
ten die Vertreter der Naturschutzbehörden, des 
Bundes Deutscher Landschaftsarchitekten und 
des UVP-Fördervereins, nicht sie seien für Pla­
nungsverzögerungen verantwortlich, sondern die 
Tktsache, daß sie oft erst zu einem späten Zeit­
punkt Gehör fänden, während die Vertreter von 
Vorhabenträgern und Genehmigungsbehörden 
vor überzogenen Anforderungen an Inhalt, Um­
fang und Wirksamkeit von Umweltverträglich­
keitsstudien warnten.

Als Ergebnis der Ihgung bleibt festzuhalten: Im 
Spannungsfeld der von unterschiedlicher Seite her 
an die UVS wie auch an die UVP als solche her­
angetragenen Anforderungen, Wünsche und Er­
wartungen sollte man sich auf einen "sinnvollen 
Kern" dieser Instrumente besinnen: So kann die 
UVS/UVP primär sicherlich nicht einer Verhinde­
rung von Vorhaben dienen, sondern sollte zu ihrer 
frühzeitigen Optimierung und Verbesserung unter 
Umweltgesichtspunkten eingesetzt werden. Hier­
zu sind in einem planungsbegleitenden Dialog 
kreative Anstöße von seiten der Gutachter und 
Fachbehörden gefragt, aber auch ein gewisses Ent­
gegenkommen und Offenheit von Vorhabens- und 
Genehmigungsträgern. Durch eine frühzeitige 
Einbindung von Umweltbelangen bereits in das 
zeitliche Vorfeld von Entscheidungsprozessen und 
eine frühzeitige Zusammenarbeit aller beteiligten 
Behörden und Gutachter können spätere Rei- 
bungs- und Zeitverluste herabgesetzt werden, 
braucht der vieldiskutierte Faktor "Notwendige 
Untersuchungsdauer" und der damit im Zusam­
menhang stehende Zeitrahmen für eine UVP ei­
gentlich keine so große Rolle mehr zu spielen. 
Werden Umweltbelange systematisch und fun­
diert erarbeitet, können sie angemessen bei Ent­
scheidungen berücksichtigt werden, wodurch sich 
die Akzeptanz einer Maßnahme bei den Beteilig­
ten erhöht und sich Verwaltungsabstimmungen 
ebenso beschleunigen lassen wie parlamentari­
sche Beratungen oder der Diskurs mit interessier­
ten Bürgern. Auf diese Weise ließe sich eine echte 
Beschleunigung von Planungsprozessen errei­
chen, mit der allen Beteiligten sicherlich am mei­
sten gedient wäre.

Beate Jessel (ANL)
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Rahmenbedingungen für die Umweltverträglichkeits­
prüfung im Verfahrensablauf und Folgerungen für die 
Erstellung von Umweltverträglichkeitsstudien
Rudolf Pössinger

Einleitung

Dieses Seminar befaßt sich mit einem wichtigen 
fachlichen Teil der Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVP), mit der sogenannten Umweltverträg­
lichkeitsstudie (UVS). Dieser Begriff, obwohl er 
nirgends gesetzlich verankert ist, hat sich für die 
Erfassung, Beurteilung und Einschätzung von 
Umweltauswirkungen inzwischen allgemein eta­
bliert. Die Zahl der Fachveranstaltungen, Semina­
re und Workshops zum Thema UVP und zu UVS 
landauf und landab ist enorm, und man hat fast den 
Eindruck, daß damit die Verunsicherung der be­
troffenen Beteiligten, die sich mit diesen Themen 
auseinandersetzen müssen, nur noch größer ge­
worden ist.
Dies hängt sicher auch damit zusammen, daß viele 
Einzelheiten im Zusammenhang mit der UVP bis­
lang ohne klares rechtliches und fachliches Funda­
ment sind und oft aus dem engen Blickwinkel des 
jeweiligen Fachbereiches und der verschiedenen 
Interessenlagen diskutiert werden.
Ich halte es für nützlich, vor der Behandlung der 
Aufgaben und fachlichen Inhalte von Umweltver­
träglichkeitsstudien in diesem Seminar einen Blick 
auf die behördlichen Verfahren zu werfen, in de­
nen die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge­
führt wird. In meinem Einführungsreferat möchte 
ich mich daher auf die Darstellung einiger verfah­
rensmäßiger Zusammenhänge und Rahmenbe­
dingungen beschränken, die bei der Erarbeitung 
von Umweltverträglichkeitsstudien zugrundege­
legt werden müssen und auch auf die neuesten 
Entwicklungen im Bereich der Rechtsetzung ein- 
gehen sowie auf die Konsequenzen, die sich da­
raus ergeben.

1. Die Rechtsgrundlagen für die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung und die UVS

1.1 Rechtliche Grundlagen der UVP

Bei der Umsetzung der UVP-Richtlinie der EG 
konnte in der BRD auf die bereits seit langem 
bestehenden Planungs- und Genehmigungsver­
fahren zurückgegriffen werden. Der Bundesge­
setzgeber hat dementsprechend mit dem UVP- 
Gesetz (UVPG) die UVP in erster Linie in die 
behördlichen Entscheidungsverfahren über die 
Zulässigkeit eines Vorhabens integriert, dabei

aber auch die vorgelagerten Verfahren mit einbe­
zogen. Dies hatte zur Folge, daß bei Vorhaben, die 
wegen ihrer überörtlichen Raumbedeutsamkeit 
zunächst einem Raumordnungsverfahren unter­
zogen werden, bereits auf dieser Verfahrensstufe 
eine "raumordnerische" Umweltverträglichkeits­
prüfung durchzuführen ist. Sie ist im nachfolgen­
den Zulassungsverfahren weiterzuführen und ab­
zuschließen, um dann in die Zulassungsentschei­
dung Eingang zu finden. Die Umweltverträglich­
keitsprüfung findet also, wenn ein Raumord­
nungsverfahren durchgeführt wird, in zwei Stufen 
statt.

In § 6 a Abs. 1 Satz 2 Raumordnungsgesetz (ROG) 
wurde daher ausdrücklich festgehalten, daß das 
Raumordnungsverfahren die Ermittlung, Be­
schreibung und Bewertung der raumbedeutsamen 
Umweltauswirkungen der Planung oder Maßnah­
me auf die Umwelt entsprechend dem Planungs­
stand einschließt.

Aufgrund der Zwei-Stufigkeit der UVP war es 
erforderlich, das Verhältnis von Raumordnungs­
verfahren zum nachfolgenden Zulassungsverfah­
ren zu regeln. Diese Verbindung besteht in dreifa­
cher Hinsicht:

(1) Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens 
einschließlich der Ermittlung, Beschreibung 
und Bewertung der Umweltauswirkungen des 
Vorhabens ist im nachfolgenden Zulassungs­
verfahren zu berücksichtigen (§ 6 a Abs. 6 
Satz 1 ROG und § 16 Abs. 2 UVPG).

(2) Von bestimmten Verfahrensanforderungen an 
die UVP im Zulassungsverfahren kann/soll 
insoweit abgesehen werden, als diese Verfah­
rensschritte bereits im vorgelagerten Verfah­
ren erfolgt sind (§ 6 a Abs. 6 Satz 2 ROG, § 16 
Abs. 3 Satz 1 UVPG).

(3) Schließlich können im nachfolgenden Zulas­
sungsverfahren die Anhörung der Öffentlich­
keit und die Bewertung der Umweltauswir­
kungen auf zusätzliche oder andere erhebli­
che Umweltauswirkungen beschränkt wer­
den, wenn eine Öffentlichkeitseinbeziehung 
im Raumordnungsverfahren in der in § 6 a 
Abs. 6 Satz 3 ROG vorgesehenen Form statt­
findet.
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Absicht dieser Verknüpfiingsregelungen ist es, 
möglichst bereits im Raumordnungsverfahren ei­
ne Abschichtungswirkung zu erreichen und Dop­
pelprüfungen zu vermeiden.

Nachdem, wie eingangs schon ausgeführt, speziel­
le gesetzliche Grundlagen für die Erstellung von 
UVS fehlen, muß zu ihrer rechtlichen Einstufung 
auf die Vorschriften für die Projektunterlagen zu- 
rückgegriffen werden. Sie sind im UVPG, in Fach­
gesetzen und in Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften von Bund und Ländern zu finden.

Auch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift des 
Bundes zu § 20 UVPG, die seit langem erwartet 
wird, wird Hinweise zum Inhalt der Projektunter­
lagen enthalten. Bisher liegt dazu nur ein mehrfach 
überarbeiteter Referentenentwurf vor.

Der Stand der Umsetzung der Bundesregelungen 
zur UVP in den Ländern ist unterschiedlich. In 
Bayern sind bisher zunächst nur Hinweise an die 
betroffenen Verwaltungsbehörden zur Durchfüh­
rung der UVP ergangen.

12  Rahmenbedingungen für die UVS

Bei der Frage, von welchen Rahmenbedingungen 
bei der Erstellung von Umweltverträglichkeitsstu­
dien auszugehen ist, dürfen auch die jüngsten Ent­
wicklungen in der Gesetzgebung zur Beschleu­
nigung von Planungs- und Genehmigungsverfah­
ren nicht imberücksichtigt bleiben.

So hat das Verkehrswegeplanungsbeschleuni­
gungsgesetz des Bundes vom 16. Dezember 1991 
für Verkehrswegeplanungen in den neuen Län­
dern Regelungen getroffen (dazu gehören auch 
die sog. 17 Projekte Deutsche Einheit), die u.a. 
eine erhebliche Verkürzung der Planungsverfah­
ren bewirken.
Da im Rahmen von Linienbestimmungsverfahren 
das Benehmen mit den Landesplanungsbehörden 
der Länder innerhalb von 4 Monaten (mit 2-mo- 
natiger Verlängerungsmöglichkeit) herzustellen 
ist, müssen auch Raumordnungsverfahren, die die 
Länder durchführen, innerhalb dieser Frist abge­
schlossen werden.

Die Einbeziehung der Öffentlichkeit bleibt dem 
Planfeststellungsverfahren Vorbehalten. In den 
Planfeststellungsverfahren für Bundesverkehrs­
planungen werden die Auslegungs-, Beteiligungs­
und Anhörungsfristen wesentlich verkürzt.

Weitere Beschleunigungs- und Vereinfachungs­
maßnahmen sind im Investitionserleichterungs­
und Wohnbaulandgesetz vorgesehen, das in dieser 
Woche im Vermittlungsausschuß von Bundestag 
und Bundesrat behandelt wird. Das Gesetz sieht 
neben zahlreichen Änderungen von Fachgesetzen 
u.a. auch Änderungen des ROG vor, die das 
Raumordnungsverfahren betreffen. In § 6 a Abs. 1 
ROG soll die Formulierung entfallen, daß das 
Raumordnungsverfahren die Ermittlung, Be­

schreibung und Bewertung der raumbedeutsamen 
Auswirkungen auf die im einzelnen aufgeführten 
Umweltgüter miteinschließt. Anstelle dieser Re­
gelung soll künftig die Formulierung treten, daß im 
Raumordnungsverfahren die überörtlich raumbe­
deutsamen Auswirkungen der Planung oder Maß­
nahme auf die in § 2 ROG genannten Belange 
unter überörtlichen Gesichtspunkten zu prüfen 
sind.
Diese Änderung wirkt sich auf den notwendigen 
materiellen Prüfungsumfang im Rahmen des 
Raumordnungsverfahrens nicht aus, da die in § 2 
ROG genannten Raumordnungsgrundsätze auch 
die Umweltbelange anführen, die den im UVPG 
genannten Schutzgütem inhaltlich voll entspre­
chen. Auch die Forderung, daß die jeweiligen 
Wechselwirkungen zu berücksichtigen sind, ist in 
§ 2 ROG enthalten. Wenn auch durch die vorge­
sehene Änderung das Raumordnungsverfahren 
nicht mehr formal mit der 1. Stufe der UVP ver­
knüpft ist, besteht doch weiterhin die Möglichkeit, 
eine raumordnerische Umweltverträglichkeits­
prüfung auf dieser Stufe durchzuführen.
Die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
raumbedeutsamen Umweltauswirkungen von 
Vorhaben ist nach wie vor wesentlicher Prüfungs­
inhalt eines jeden Raumordnungsverfahrens. Die 
Regelung formeller UVP-Anforderungen, wie 
Einbeziehung der Öffentlichkeit, ist den Ländern 
ausdrücklich freigestellt.
Weiterhin soll die Durchführungsdauer für Raum­
ordnungsverfahren künftig allgemein auf 6 Mona­
te befristet werden, von dem Zeitpunkt an, an dem 
die Unterlagen vollständig vorliegen (ggf. Verlän­
gerungsmöglichkeit um 3 Monate). Innerhalb von 
2 Wochen nach Einreichung der erforderlichen 
Unterlagen soll die Landesplanungsbehörde über 
die Notwendigkeit der Durchführung eines Raum­
ordnungsverfahrens entscheiden.

Die beabsichtigten Beschleunigungsmaßnahmen 
in Planungs- und Genehmigungsverfahren werden 
dazu zwingen, die erforderlichen fachlichen Beur­
teilungen und damit auch die UVP in einer sehr 
kurzen Zeit durchzuführen. Sie haben daher auch 
erhebliche Konsequenzen für Umfang und Inten­
sität dieser Prüfungen. Will man den erreichten 
Qualitätsstandard einigermaßen halten, werden 
die betroffenen Behörden künftig mit erheblichen 
Belastungen rechnen müssen.

2. Für die Ausgestaltung von Umweltverträglich­
keitsstudien wesentliche Gesichtspunkte

2.1 Aufgabe und Inhalt der UVS

Vor dem Hintergrund dieser rechtlichen Regelun­
gen kann die Frage nach Gegenstand, Umfang, 
Inhalt und Methode von UVS als Tfeil der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung nur unter enger Berück­
sichtigung von Aufgabe und Zweck der jeweiligen 
Verfahrensstufe beantwortet werden.
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Unter der UVS ist der Teil der Projektunterlagen 
zu verstehen, der sich speziell mit den Auswirkun­
gen eines Vorhabens auf die Umwelt befaßt. Der 
Projektträger hat in der UVS die erheblichen Aus­
wirkungen des Vorhabens auf die in § 2 UVPG 
genannten Umweltschutzgüter einschließlich der 
Wechselwirkungen aus seiner Sicht darzustellen. 
Die Darstellung schließt auch eine Einschätzung 
dieser Auswirkungen nach ihrer Schwere ein. Die­
se Einschätzung darf jedoch nicht verwechselt 
werden mit der Bewertung der Auswirkungen 
durch die Landesplanungsbehörde oder Zulas­
sungsbehörde auf der Grundlage der jeweiligen 
Fachgesetze. Durch die UVS erbringt der Projekt- 
träger seinen Ibilbeitrag zur UVP, der im Rahmen 
der verwaltungsbehördlichen Verfahren von den 
Fachbehörden beurteilt, ggf. ergänzt und fachlich 
bewertet wird. Schließlich ist es Aufgabe der zu­
ständigen Behörde, anhand der UVS, der behörd­
lichen Stellungnahmen, der Äußerungen der Öf­
fentlichkeit und eigener Ermittlungen eine zusam­
menfassende Darstellung zu erarbeiten, die 
Grundlage für die Bewertung der Umweltauswir­
kungen ist. Diese Bewertung, die dann bei der 
Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens 
zu berücksichtigen ist, kann erst im Rahmen des 
Zulassungsverfahrens erfolgen, da erst dann alle 
umweltrelevanten Informationen und Erkenntnis­
se vorliegen.

Auch wenn Umweltverträglichkeitsstudien weder 
vom UVP-Gesetz noch in Fachgesetzen vorge­
schrieben sind, werden in der Praxis vom Projekt- 
träger solche Studien - zumindest bei größeren 
Projekten - häufig zum Gegenstand der Projektun­
terlagen gemacht. Qualitativ gute UVS, die auch 
in ihrer Darstellung klar und gut nachvollziehbar 
sind, können, wie die Praxis zeigt, erheblich zur 
zügigen Durchführung der behördlichen Verfah­
ren beitragen und die Arbeit erleichtern.

22  Anforderungen an die UVS auf der Stufe 
des Raumordnungsverfahrens und des Zu­
lassungsverfahrens

Der Inhalt der Projektunterlagen (und damit auch 
der UVS) und die Anforderungen, denen sie ge­
nügen müssen, sind in Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften nur sehr generell geregelt. Die bayeri­
sche Durchführungsverordnung für Raumord­
nungsverfahren enthält die Forderung, daß in den 
notwendigen Verfahrensunterlagen auch die zu 
erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Umwelt - soweit für den Träger erkennbar - dar­
gestellt werden sollen, sowie bei erheblichen Um­
weltbeeinträchtigungen auch Vorschläge für Ab­
hilfe- oder Ausgleichsmaßnahmen.

Inhaltlich entspricht diese Regelung im wesentli­
chen dem § 6 Abs. 3 UVPG, der allerdings diffe­
renzierter eine Reihe von Mindestangaben in den 
Projektunterlagen verlangt, die für die UVP erfor­
derlich sind. Diese Angaben können - entspre­

chend dem Planungsstand - auch im Raumord­
nungsverfahren als notwendige Angaben zur Um­
weltverträglichkeit eines Vorhabens verlangt wer­
den.

Umfang und Tiefe der erforderlichen Angaben zu 
den Auswirkungen eines Vorhabens auf die Um­
welt im Raumordnungsverfahren bestimmen sich 
nach dessen Aufgabenstellung. Das Raumord­
nungsverfahren ist ein vorklärendes Verfahren in 
einem frühen Stadium des Planungsprozesses, in 
dem zunächst nur eine Grobplanung zu überprü­
fen ist. Eine wichtige Fünktion auf dieser Pla­
nungsebene kommt der Beurteilung von Standort- 
und Trassenalternativen zu, worauf noch näher 
einzugehen ist. Durch die Beschränkung der 
Überprüfung eines Vorhabens auf überörtlich 
raumbedeutsame Auswirkungen im Raumord­
nungsverfahren sind zwangsläufig die Anforde­
rungen an die Untersuchungstiefe und den räum­
lichen Maßstab erheblich geringer als im nachfol­
genden Zulassungsverfahren, in dem alle Umwelt­
auswirkungen im Detail zu erfassen und zu bewer­
ten sind.

In der Abgrenzung der Anforderungen an die Er­
mittlung und Beschreibung der Umweltauswir­
kungen im Raumordnungsverfahren einerseits 
und im nachfolgenden Zulassungsverfahren ande­
rerseits liegt allerdings ein besonderes Problem, 
das im Hinblick auf manche Umweltmedien kaum 
befriedigend gelöst werden kann.
Während manche Umweltauswirkungen sich klar 
auf den örtlichen Bereich beschränken, ist z.B. bei 
der Beurteilung der Beeinträchtigung von Bioto­
pen, die Teil eines vernetzten Systems darstellen, 
die Frage, ob sie überörtlich raumbedeutsam sind 
oder nicht, schwer zu beantworten. Im Zweifel 
wird man wohl solche Fälle auch mit in den Pro­
jektunterlagen behandeln.

Der Erarbeitung der Projektunterlagen geht nach 
§ 5 UVPG die Festlegung des voraussichtlichen 
Untersuchungsrahmens voraus. Dieser Verfah­
rensschritt ist sehr wichtig, weil er dem Projektträ­
ger Klarheit über die von ihm erwarteten Angaben 
zu dem Projekt liefern solL Er dient auch der 
Beschaffung wichtiger Informationen, die nur den 
Behörden zur Verfügung stehen, wie z.B. über die 
Biotopkartierung, aus dem Raumordnungskata­
ster oder über Wasserschutzgebiete etc.
Vor der Durchführung von Raumordnungsverfah­
ren wird das Vorgespräch zwischen Projektträger 
und Landesplanungsbehörde, das inhaltlich dem 
Scoping-Verfahren gleichsteht, seit langem und 
mit zunehmender Intensität praktiziert.
Im nachfolgenden Zulassungsverfahren müssen 
sämtliche Einzelheiten der Planung auch unter 
dem Gesichtspunkt der Auswirkungen auf die 
Umwelt ermittelt und beschrieben werden, wobei 
die Zulassungsbehörde auf die bereits ermittelten 
raumbedeutsamen Umweltauswirkungen zurück­
greifen kann.
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Der Entwurf der Allgemeinen Verhaltungsvor­
schrift zumUVPG (Stand: l.Februar 1993) enthält 
daher (unter Punkt 0.4.9) die Regelung, daß die 
Unterlagen im Zulassungsverfahren vom Träger 
des Vorhabens bezüglich der bereits ermittelten 
und beschriebenen raumbedeutsamen Umwelt­
auswirkungen keine Angaben enthalten müssen. 
Gegenstand und Umfang der Umweltverträglich­
keitsprüfung und der voraussichtlich beizubrin­
genden U nterlagen sollen entsprechend be­
schränkt werden.
Die höheren Landesplanungsbehörden klagen des 
öfteren darüber, daß die am Raumordnungsver­
fahren beteiligten Fachbehörden zu hohe Anfor­
derungen an Inhalt und Umfang von UVS stellen. 
Solche überzogenen Anforderungen müssen nicht 
nur wegen der notwendigen Beschränkung auf 
überörtlich raumbedeutsame Gesichtspunkte, 
sondern auch vor dem Hintergrund der vorgese­
henen Verkürzung der Verfahrensdauer und Fri­
sten bei Planungs- und Genehmigungsverfahren 
zurückgewiesen werden. In Zukunft wird es z.B. 
nicht mehr möglich sein, daß Naturschutzbehör­
den im Rahmen eines Raumordnungsverfahrens 
die Beobachtung eines zu überprüfenden Standor­
tes über eine einjährige Vegetationsperiode hin­
weg fordern. Man wird dann verstärkt auf die 
vorhandenen Daten oder auf Abschätzungen ab­
stellen müssen.

23  Die Behandlung von Vorhabensalternati- 
ven in der UVS

Bei der Erarbeitung der Projektunterlagen spielen 
auch die Vorhabensalternativen eine wichtige Rol­
le.
Bei der Alternativenprüfung, die in erster Linie im 
ROV stattfindet, ist zu unterscheiden zwischen 
den Alternativen, die der Träger des Vorhabens 
geprüft aber verworfen hat und denen, die er zur 
Grundlage der Projektprüfung im Verfahren 
macht. Die Anforderungen an die Prüfung der 
vom Projektträger nicht in Betracht gezogenen 
Alternativen sind erheblich niedriger anzusetzen 
als bei der Prüfung der positiv bewerteten Alter­
nativen. Die höchstrichterliche Rechtssprechung 
geht ausdrücklich davon aus, daß in gestuften Pla­
nungsprozessen zunächst nur eine Vorauswahl auf 
der Grundlage erster, grober Bewertungskriterien 
zu treffen ist. Damit werden Varianten aus der 
weiteren Betrachtung ausgeschieden, die sich als 
wenig realistisch erweisen. Das jeweilige Abwä­
gungsmaterial muß in diesem Stadium der geplan­
ten Entscheidung "nach Lage der Dinge" nur so 
genau sein, daß es jene erste Vorauswahl zuläßt (so 
BVerwG, Beschl. vom 26.06.1992, in: NATUR 
UND RECHT 1993, S. 23).
Diese Grundsätze sind auch bei den Ausführun­
gen in der UVS zu den nicht ausgewählten Pla­
nungsalternativen sowohl im Rahmen des Raum­
ordnungsverfahrens als auch im nachfolgenden 
Zulassungsverfahren zu berücksichtigen.

Die ausgewählten Alternativen (dies bezieht sich 
nur auf das Raumordnungsverfahren) sind dage­
gen nach den üblicherweise entsprechend dem 
Planungsstand anzulegenden Prüfungsmaßstäben 
zu beurteilen.

2.4 Die Einarbeitung der UVS in die behördli­
chen Verfahren

Ist eine UVS Bestandteil von Projektunterlagen im 
Raumordnungsverfahren, so werden die darin ent­
haltenen Angaben zur Umwelt ebenso wie die 
anderen genannten Auswirkungen durch die am 
Verfahren beteiligten Fachbehörden überprüft, 
eventuell ergänzt und fachlich beurteilt. Eine 
Überprüfung erfolgt insbesondere dahingehend, 
ob die Einschätzung des Projektträgers zu den 
verschiedenen Umweltauswirkungen fachlich zu­
treffend ist. Die Landesplanungsbehörde bewer­
tet schließlich die verschiedenen Auswirkungen 
des Vorhabens anhand der Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung als Maßstab, 
wobei bezüglich der Umweltauswirkungen vor al­
lem die spezifischen umweltbezogenen landespla­
nerischen Ziele herangezogen werden.

Eine eigene separate Zwischenbewertung der 
Umweltauswirkungen wird im Raumordnungsver­
fahren nicht vorgenommen und ist nach bayeri­
scher Auffassung auch nicht erforderlich.
In der Gesamtabwägung werden schließlich unter 
Berücksichtigung der geforderten Minderungs-, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die noch ver­
bleibenden negativen Umwelt- und sonstigen Aus­
wirkungen den für das Vorhaben sprechenden 
Auswirkungen gegenübergestellt, bewertet und zu 
einem abschließenden Votum geführt.

Im nachfolgenden Zulassungsverfahren erarbeitet 
die zuständige Behörde auf der Grundlage der in 
diesem Verfahren vorzunehmenden zusätzlichen 
Ermittlungen und unter Berücksichtigung der E r­
gebnisse des Raumordnungsverfahrens eine zu­
sammenfassende Darstellung der Umweltauswir­
kungen, die dann Grundlage für die Bewertung 
aller ermittelten Umweltauswirkungen ist. Auf 
dieser Verfahrensstufe erfolgt also, anders als im 
Raumordnungsverfahren, eine eigene zusammen­
fassende Bewertung aller Umweltauswirkungen. 
Dieses Ergebnis ist bei der Entscheidung über die 
Zulassung des Vorhabens zu berücksichtigen, d.h. 
in die Abwägung mit allen übrigen anderen rele­
vanten Belangen einzustellen.

Die Bewertungsmaßstäbe, die im Rahmen des Zu­
lassungsverfahrens anzulegen sind, werden den je­
weils zu berücksichtigenden Fachgesetzen ent­
nommen. Die dort enthaltenen Bewertungsmaß­
stäbe sind meistens lediglich verbaler Art (z.B. 
"Veränderung des Landschaftsbildes") und nur 
selten durch weitere Rechtsvorschriften konkreti­
siert. Bekanntlich fehlen für viele Umweltauswir­
kungen qualitative und quantitative Bewertungs­
maßstäbe völlig. Auf diesen Umstand möchte ich
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besonders deswegen hinweisen, weil dadurch das 
Gewicht von oft mit erheblichem Aufwand durch­
geführten UVS relativiert wird. Sie verlieren an 
Bedeutung, wenn letztlich geeignete Bewertungs­
kriterien fehlen und nur auf der Grundlage eines 
mehr oder weniger groben, undifferenzierten 
Maßstabes entschieden wird.

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift versucht 
diese Situation insoweit zu verbessern, als sie in 
einem Anhang in einer Reihe von Fallen, in denen 
unzureichende Bewertungsmaßstäbe vorliegen, 
Orientierungswerte zur Beurteilung von Beein­
trächtigungen (z.B. in Natur und Landschaft, der 
stofflichen Bodenbeschaffenheit, der Luftbe­
schaffenheit) festlegt, die allerdings rechtlich nicht 
verbindlich sind.

3. Schlußthesen

Zum Schluß meiner Ausführungen möchte ich ver­
suchen, die Ergebnisse meiner Überlegungen in 
folgenden Thesen zusammenzufassen:

Die Umweltverträglichkeitsprüfung von Vor­
haben findet auf den verschiedenen Planungs­
ebenen in unterschiedlicher Intensität ent­
sprechend dem jeweiligen Planungsstand statt.

Die Anforderungen an die Projektunterlagen 
und an UVS sind dementsprechend auf die 
jeweils verfahrensspezifische Aufgabenstel­
lung zu beschränken.

Im Raumordnungsverfahren sind diese Unter­
lagen in erster Linie im Hinblick auf die unter 
überörtlichen Gesichtspunkten raumbedeutsa­
men Standort- oder Trassenprüfungen auszu­
richten.

Vor dem Hintergrund der notwendigen Be­
schleunigung von Planungs- und Genehmi­
gungsverfahren müssen Umfang und Unter­
suchungstiefe von UVS auf das unbedingt Er­
forderliche beschränkt und überzogene Anfor­
derungen vermieden werden. Besondere Be­
deutung kommt einer klaren und gut nachvoll­
ziehbaren Darstellung zu, um die Arbeit der 
Behörden zu erleichtern.

Erlauben Sie mir noch eine abschließende Bemer­
kung:

Die gesetzliche Einführung der UVP hat bei zahl­
reichen Betroffenen teilweise unerfüllbare Erwar­
tungen ausgelöst und ist inzwischen für verschie­
dene Disziplinen ein Tümmelplatz von wissen­
schaftlichen und theoretischen Erwägungen ge­
worden. Die Notwendigkeit zur Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren wird 
zwangsläufig dazu beitragen, das eigentliche An­
liegen der UVP, nämlich bei umweltrelevanten 
Projekten unter dem Gesichtspunkt der Vorsorge 
alle wesentlichen Umweltauswirkungen transpa­
rent und nachvollziehbar darzustellen, zu bewer­
ten und bei der Entscheidung über das Vorhaben 
zu berücksichtigen, wieder auf seinen eigentlichen 
Kern zurückzuführen.

Anschrift des Verfassers:
Regierungsdirektor Dr. Rudolf Pössinger 
Bayerisches Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen 
Referat 47 - Rechtsfragen der Raumordnung 
Rosenkavalierplatz 2 
8192S München
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Laufener Seminarbeitr. 2/93, S. 14-25 Akad.Natursch.Landschaftspfl. (ANL)-Laufen/Salzach 1993

Zur Operationalisierung des Umweltbegriffs in Umwelt 
Verträglichkeitsstudien
Stefan Summerer

1. Einführung

Primäres Ziel des am 1. August 1990 in Kraft 
getretenen "Gesetz über die Prüfung der Umwelt­
verträglichkeit bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Vorhaben" (UVPG) ist die Verbesserung 
der Lebensqualität durch vorbeugenden Umwelt­
schutz. Mit seiner Hilfe soll das Vorsorgeprinzip 
in der Umweltpolitik verankert werden. Vor ihrer 
Verwirklichung sind bestimmte Vorhaben darauf­
hin zu untersuchen, ob und in welchem Ausmaß 
sie die Umwelt beeinträchtigen und ob es im Inter­
esse des Umweltschutzes bessere Lösungen gibt - 
bis hin zur Nullalternative.

Durch die Einführung der UVP in das bundes­
deutsche Vorhabenzulassungsrecht soll das bisher 
vorherrschende Monitoring der Emissionen und 
Immissionen ergänzt werden um ein verstärktes 
Monitoring der Wirkungen. Die Beachtung der 
Wirkungspfade, der möglichen Kombinationswir­
kungen und der Problemverlagerungen kann im 
Extremfall dazu führen, daß ein Vorhaben, das 
nach mehreren sektoralen Prüfungen gerade noch 
genehmigt worden wäre, mit Rücksicht auf das 
gesamte Wirkungsspektrum als nicht mehr geneh­
migungsfähig eingestuft wird.

2. Zum Zweck des UVPG

Der Zweck des UVPG wird in § 1 definiert:

"Zweck dieses Gesetzes ist es sicherzustellen, daß 
bei den in der Anlage zu § 3 aufgeführten Vorha­
ben zur wirksamen Umweltvorsorge nach einheit­
lichen Grundsätzen
1. die Auswirkungen auf die Umwelt frühzeitig 

und umfassend ermittelt, beschrieben und be­
wertet werden,

2. das Ergebnis der UVP so früh wie möglich bei 
allen behördlichen Entscheidungen über die 
Zulässigkeit berücksichtigt wird."

Dabei stellt die UVP kein eigenständiges Verfah­
ren dar, sondern wird in die bestehenden Pla- 
nungs- und Entscheidungsverfahren integriert.

3. Zum Umweltbegriff des UVPG bzw. der EG- 
Richtlinie zur UVP

Das bundesdeutsche UVP-Gesetz (UVPG) ent­
hält keinerlei Aussagen zur Umwelt insgesamt,

sondern begnügt sich mit der Aufzählung der zu 
berücksichtigenden Schutzgüter. Was das hinter 
dieser Begriffsbestimmung des UVPG stehende 
Verständnis der Umwelt angeht, habe ich daher 
die EG-Richtlinie zur UVP als Voraussetzung für 
das deutsche UVPG herangezogen.

Der für dieses Verständnis von Umwelt entschei­
dende Passus, Art. 3, EG-Richtlinie, hat folgenden 
Wortlaut:
'Die UVP identifiziert, beschreibt und bewertet in 
geeigneter Weise nach Maßgabe eines jeden Ein­
zelfalls gemäß der Art. 4 bis 11 die unmittelbaren 
und die mittelbaren Auswirkungen eines Projektes 
auf folgende Faktoren:
— Mensch, Fauna und Flora,
— Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
— die Wechselwirkungen zwischen den unter dem 

ersten und dem zweiten Gedankenstrich ge­
nannten Faktoren,

— Schutzgüter und das kulturelle Erbe."

Wichtig hieran ist zunächst, daß auch die EG- 
Richtlinie keine Definition von Umwelt vornimmt, 
sondern eine Fülle von unmittelbaren und mittel­
baren Auswirkungen eines Vorhabens auf ver­
schiedene Faktoren, einschließlich der Wechsel­
wirkungen zwischen diesen Faktoren aufzählt. Da­
mit wird das zentrale Element der UVP herausge­
stellt: ihr bereichsübergreifender, integrativer An­
satz. Im Gegensatz zur herkömmlichen Fachpla­
nung sollen im Rahmen der UVP nicht einzelne 
Faktoren bzw. isolierte Umweltsektoren unter­
sucht und die Ergebnisse der verschiedenen Teil­
prüfungen mehr oder weniger additiv zusammen­
gestellt werden. Das der EG-Richtlinie zugrunde­
liegende Umweltverständnis verlangt demgegen­
über einen synoptischen Ansatz, dem durch die 
bloße Addition einzelner Teilprüfungen nicht ent­
sprochen werden kann. Damit trägt die EG-Richt­
linie zur UVP dem systemaren Charakter der Um­
welt besser Rechnung als die Mehrzahl der sekto­
ralen Fachgesetze.

Wenn man die Entstehungsgeschichte der EG- 
Richtlinie verfolgt, so läßt sich die schrittweise 
Überwindung eines zunächst recht engen Anthro- 
pozentrismus im Umweltverständnis konstatieren. 
Zunächst ist es lediglich um die Umwelt als Pro­
duktionsgrundlage für den Menschen gegangen; 
schließlich aber wird von der "Reproduktionsfä­
higkeit des Ökosystems als Grundlage allen Le­
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bens" gesprochen und nicht mehr nur von der 
"Produktionskapazität der natürlichen Ressour­
cen".

Das Problem der Operationalisierung des Begrif­
fes Umwelt ist damit natürlich nicht gelöst. Dieses 
Problem kann auf der Ebene der EG-Richtlinie 
wie auf der Ebene des bundesdeutschen UVPG 
nur auf der zweiten Zielebene, der der Schutzgü­
ter, angegangen werden.

3.1 Die Operationalisierung der Schutzgüter 
im Rahmen von Umweltverträglichkeits­
studien

Die Operationalisierung der Schutzgüter des 
UVPG, dh. ihre Aufbereitung in entscheidungs­
dienlicher Form, ist die Voraussetzung für die Be­
schreibung und Bewertung der Umweltauswir­
kungen eines Vorhabens. Der Begriff Umweltaus­
wirkungen ist geradezu definiert als die Gesamt­
heit aller von einem Vorhaben ausgehenden Ein­
flüsse auf eben die Schutzgüter des Gesetzes. Zur 
Reduktion von Komplexität ist es notwendig, sich 
auf die erheblichen Auswirkungen zu beschrän­
ken; für die Strukturierung des Aufgabenspek­
trums der UVS im Rahmen der UVP ist jedoch 
Vollständigkeit maßgebend. D.h. es sind alle 
Schutzgüter des § 2 Abs. 1 Satz 2 zu ermitteln, zu 
beschreiben und zu bewerten. Nur auf der Grund­
lage einer sorgfältigen Beschreibung und Bewer­
tung des Status quo, d.h. des Ausgangszustandes, 
ist die Prognose der zu erwartenden vorhabenbe­
zogenen Veränderungen eben dieser Schutzgüter 
zu leisten.

Auch wenn das UVPG betont, daß die abschlie­
ßende Bewertung der zu erwartenden Umweltaus­
wirkungen eines Vorhabens eine Gesamtaussage 
sein soll, die nicht im Wege der Addition mehrerer 
Einzelaussagen gewonnen werden kann, führt der 
Weg zu dieser Gesamtaussage in jedem Fall über 
die Beschreibung und Bewertung der Auswirkun­
gen auf die einzelnen Schutzgüter. Nur sie sind in 
einer Weise operationalisierbar, die schließlich ei­
ne Aussage über die zu erwartende Umweltsitua­
tion vor und nach der Realisierung eines umwelt­
belastenden Vorhabens ermöglicht. Auch die be­
rühmt-berüchtigten Wechselwirkungen bleiben so 
lange reine Theorie, wie die Analyse der medialen 
Auswirkungen nicht zeigen kann, daß bestimmte 
Wirkfaktoren Wirkungspfade verfolgen, die sich 
durch mehrere Umweltmedien hindurchziehen 
und die schließlich - meist über die Nahrungskette 
- bis zum Menschen gelangen können.

32  Stufen einer Operationalisierung der 
Schutzgüter des UVPG

Die Stufen einer Operationalisierung der Schutz­
güter des UVPG können wie folgt aussehen:

1. Festlegung der Ziele: was wollen wir in welchem 
Umfang und unter welchen Kosten schützen?

2. Ableitung von Unterzielen zur Konkretisierung
3. Ermittlung und Beschreibung des Status quo 

bei den Schutzgütern - unter Verwendung von 
Meßergebnissen, Indikatoren, Zustandsvaria­
blen usw.

4. Prognose der zusätzlichen Belastung der 
Schutzgüter durch eine geplante Maßnahme

5. Bewertung der maßnahmebedingten Verände­
rungen bei den Schutzgütern im Lichte der fest­
gelegten Ziele

6. Entwicklung von Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung und zum Ausgleich nach Maß­
gabe der Differenz zwischen dem Status quo 
und der festgelegten Ziele.

Die Tabellen 1 bis 5 stellen einen Versuch einer 
Operationalisierung von 5 der gesetzlich genann­
ten Schutzgüter
— Mensch
— Luft/Klima
— Wasser
— Boden
— Tiere und Pflanzen

dar. Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind die 
entsprechenden Kriterien und Maßnahmen nur 
für einen Tbil der Unterziele aufgeführt worden.

Einen weiteren, unabdingbar wichtigen Schritt zur 
Operationalisierung der auf die Schutzgüter bezo­
genen Ziele stellen spezifische Umweltstandards 
dar. Für das Schutzgut Luft z.B. existieren eine 
ganze Reihe mehr oder weniger anspruchsvoller 
allgemeiner Standards bzw. Standardkataloge, wie 
z.B.
— TA Luft
— EG-Leitwerte
— WHO-Leitwerte
— MIK-Werte nach VDI
— MAK-Werte nach DFG
— Smogalarm-Warnpläne
— Nutzungsspezifische Mindeststandards nach 

KÜHLING.

Mit Ausnahme der Werte der TA Luft können die 
hier aufgeführten Werte als Vorsorgestandards 
bezeichnet werden. Sie sind u.U. allerdings zu 
ergänzen um immissionsseitige, auf spezifische, oft 
kleinräumige Gegebenheiten bezogene Umwelt­
qualitätsstandards.

Die Immissionswerte nach Punkt 2.5.1 der TA Luft 
bezeichnen das Schutzniveau, dessen Einhaltung 
den Schutz vor Gesundheitsgefahren sicherstellt. 
Unbefriedigend bleibt dabei, daß die Kontrolle 
kanzerogener Luftverunreinigungen in der TA 
Luft nur unzureichend über verschärfte Emissi­
onsbegrenzungengeregelt ist, da für sie keine Wir­
kungsschwelle angegeben werden kann und somit 
Immissionswerte mit dem gleichen Schutzan-
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spruch nicht abgeleitet werden können. Emissio­
nen, die nicht bestimmten Emittenten zuzuordnen 
sind, sondern diffus oder mittels Ferntransport 
wirksam werden, oder aus Vorläufern sekundär in 
der Atmosphäre gebildet werden, sind im Rahmen 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
ebenfalls nicht gezielt zu berücksichtigen.

Dazu kommt, daß nicht nur die Zahl der in der TA 
Luft geregelten Stoffe zu gering ist und dem heu­
tigen Stand des Wissens nicht mehr entspricht, 
sondern auch die erlaubten Höchstkonzentratio­
nen für eine Reihe besonders empfindlicher und 
schutzwürdiger Organismen und Ökosysteme zu 
hoch sind. Die Leitwerte der EG-Richtlinien ge­
hen denn auch deutlich über die Grenzwerte der 
TA Luft hinaus. Sie beschränken sich nicht auf den 
Schutz des Menschen vor Gesundheitsgefahren, 
Belästigungen, Nachteilen oder Beeinträchtigun­
gen, sondern beziehen auch empfindliche Ökosy­
steme und damit andere Lebewesen ein.

Wenn Sie das Anforderungsprofil des Bundesim­
missionsschutzgesetzes (BImSchG) bzw. der TA 
Luft mit dem der UVP vergleichen, wie es von § 2 
Abs. 1 Satz 1 UVPG definiert worden ist, kann 
Ihnen nicht entgehen, daß sich hier deutliche Dis­
krepanzen, sprich: Schutzlücken auftun. Das UV­
PG bestimmt, daß neben den Schutzgütern 
Mensch, Tiere, Pflanzen, Wasser, Boden, Luft, Kli­
ma und Landschaft, auch die Wechselwirkungen 
zwischen diesen Schutzgütern zu prüfen sind. 
Demgegenüber bestimmt § 1 a der 9. BImSchV, 
daß die Auswirkungen einer genehmigungsbe­
dürftigen Anlage auf die Schutzgüter nur insoweit 
zu prüfen sind, wie dies für die Prüfung der Ge­
nehmigungsvoraussetzungen erforderlich ist. 
Genehmigungsvoraussetzungen sind vor allem die 
Immissionswerte der TA Luft und diese gestatten 
weder eine ausreichende Differenzierung nach 
der Schutzwürdigkeit der Schutzgüter noch eine 
Berücksichtigung von Wechselwirkungen.

Von der UVP erwarten wir daher eine schrittweise 
Anpassung der Bewertungsmaßstäbe der Fach­
planung an die Ergebnisse einer umfassenden und 
integrativen Prüfung der Auswirkungen von Vor­
haben auf die gesetzlich benannten Schutzgüter. 
Die UVP kann fachgesetzliche Bewertungsmaß­
stäbe nicht einfach zur Seite schieben, aber sie 
kann Schutzlücken aufzeigen, die zu einer allmäh­
lichen Veränderung der materiellrechtlichen Vor­
aussetzungen für eine anspruchsvolle Umwelt­
prüfung führen.

Beim Schutzgut Wasser ist zunächst zwischen 
Grundwasser und Oberflächenwasser zu unter­
scheiden. Beim Grundwasser sind z.B. die Richt­
linien 80/778 EG und 80/68 EG heranzuziehen; 
oder auch die Werte der Trinkwasserverordnung. 
Über den biotischen Zustand des Grundwassers 
sagen diese Richtlinien allerdings nichts aus.

Bei den Fließgewässern können die Gewässergü­
teklassen zumindest als Empfehlungen gelten:

I unbelastet 
I-II gering belastet
II mäßig belastet 
usw.

Nach den Zielen der Raumordnung soll im Regel­
fall die Gewässergüteklasse II angestrebt werden. 
Für nutzungsbezogene Standarddefinitionen kön­
nen darüber hinaus eine Reihe von EG-Richtli­
nien im Bereich Oberflächenwasser herangezogen 
werden.

Obwohl das Immissionsprinzip im Wasserhaus­
haltsgesetz (WHG) durchaus verankert ist (§ 1 a 
WHG), wird Gewässerschutzpolitik in der Bun­
desrepublik Deutschland nach dem Emissions­
prinzip gemacht. Unabhängig von der Frage, ob 
bei Einleitung von gefährlichen Stoffen in Gewäs­
ser toxische Effekte tatsächlich auftreten, muß 
Abwasser nach dem Stand der Tbchnik vermieden 
und gereinigt werden. Ein Wirkungsnachweis des 
im Gewässer tatsächlich auftretenden Gefähr­
dungspotentials ist bei der Erteilung von Auflagen 
zur Abwasserreinigung zunächst nicht erforder­
lich.

Neueste Erkenntnisse der Wirkungsforschung ha­
ben jedoch gezeigt, daß das Emissionsprinzip im 
Gewässerschutz nicht ausreicht, sondern ergänzt 
werden muß durch immissionsbezogene Quali­
tätsstandards, die getrennt für die einzelnen 
Schutzgüter bzw. Nutzungen festzulegen sind, z.B. 
für
— Trinkwasserversorgung
— Berufs- und Sportfischerei
— Freizeit und Erholung
— Bewässerung landwirtschaftlicher Nutzflächen
— Schwebstoffe und Sedimente
— aquatische Lebensgemeinschaften.

Der bereichsübergreifende Prüfansatz der UVP 
soll im Gewässerschutz dazu führen, daß das 
Emissionsprinzip ergänzt wird z.B. durch ökomor­
phologische Qualitätsziele, die die bisherige Be­
wertung des Gewässerzustandes nach dem Sapro- 
biensystem um die Gesichtspunkte der angemes­
senen Lebensräume für die Arten des aquatischen 
und des mit diesem in ökologischer Wechselwir­
kung stehenden terrestrischen Bereichs erweitern. 
Erste Ergebnisse hierzu sind vom Arbeitskreis der 
Landesanstalten für Wasserwirtschaft (LAWA- 
AK) "Gewässerbewertung-Fließgewässer" vorge­
legt worden.

Beim Schutzgut Boden gibt es z.Zt. kaum wissen­
schaftlich abgesicherte Standardempfehlungen. 
Der wichtigste Grund dafür: es gibt keinen "Ein- 
heits- und Standardboden", sondern eine Fülle 
unterschiedlicher Bodentypen, deren Ausprägung 
häufig schon in kleinen räumlichen Einheiten er­
heblich differiert. Ansätze zu einer Standardisie­
rung enthalten:
— die Holland-Liste
— verschiedene Klärschlammverordnungen
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— die Kloke-Iiste
_  die Liste mit Schwellenwerten der LÖLF
— die Schweizer Bodenschutz-Verordnung.

Beim Boden sollte ferner immer unterschieden 
werden zwischen Vorsorgewerten (Definition der 
Schwelle, unterhalb derer die volle Funktionsviel­
falt des Bodens sichergestellt ist), Prüfwerten 
(Definition der Konzentration von Stoffen im Bo­
den, bei deren Erreichen einzelfallbezogene Prü­
fungen über das Vorliegen einer schädlichen 
Bodenveränderung durchzuführen sind) und Ge­
fahrenwerten (Definition der Konzentration von 
Stoffen im Boden, bei deren Erreichen in der Re­
gel von einer schädlichen Bodenverunreinigung 
auszugehen ist).

Weitere Qualitätsstandards müssen im nicht-stoff­
lichen Bereich entwickelt werden, z.B. für den 
Versiegelungsgrad und für die Bodenerosion.

4. Zielsetzung der UVS als zentralem Tfeil der 
Antragsunterlagen

Grundsätzlich hat die UVS drei Hauptfunktionen:
1. Sie soll den Zustand der Umwelt in Hinblick auf

-  Empfindlichkeit/Schutzwürdigkeit
-  Leistungsfähigkeit
-  Vorbelastung
systematisch erfassen und bewerten. Ohne die­
se systematische Erfassung der Standortbedin­
gungen sind zwar die Emissionen einer Anlage 
zu beschreiben, ihre Auswirkungen auf die 
Schutzgüter jedoch nicht.

2. Die UVS soll die Umweltwirkungen nicht nur 
für den Normalfall, sondern auch für den Fall 
des nicht bestimmungsgemäßen Betriebs pro­
gnostizieren und auch hier vor allem im Zusam­
menhang mit den spezifischen Standortbedin­
gungen. Die UVS hat außerdem die zwischen 
den einzelnen Faktoren bzw. Schutzgütern fest­
zustellenden Wechselwirkungen zu berücksich­
tigen.

3. Die UVS soll ggf. Maßnahmen vorschlagen, mit 
denen die zu erwartenden potentiell erhebli­
chen Auswirkungen vermieden, vermindert 
oder ausgeglichen werden können.

Die UVS ist auf der Grundlage der §§ 5 und 6 
UVPG vom Vorhabenträger zu erstellen. Die im 
Rahmen der UVS zusammengestellten Unterla­
gen dienen der zuständigen Behörde als Entschei­
dungshilfe für die Zulassung bzw. Ablehnung des 
Vorhabens.

Bei der Erstellung der UVS sind in jedem Fall 
mindestens die nach § 6 Abs. 3 UVPG geforderten 
Angaben zu ermitteln, nämlich

-  Beschreibung des Vorhabens mit Angaben 
über Standort, Art und Umfang sowie Bedarf 
an Grund und Boden,

— Beschreibung von Art und Menge der zu erwar­
tenden Emissionen und Reststoffe, insbesonde­
re der Luftverunreinigungen, der Abfälle und 
des Anfalls von Abwasser sowie sonstige Anga­
ben, die erforderlich sind, um erhebliche Be­
einträchtigungen der Umwelt durch das Vor­
haben feststellen und beurteilen zu können,

— Beschreibung der Maßnahmen, mit denen er­
hebliche Beeinträchtigungen der Umwelt ver­
mieden, vermindert oder soweit möglich aus­
geglichen werden, sowie der Ersatzmaßnah­
men bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen 
Eingriffen in Natur und Landschaft,

— Beschreibung der zu erwartenden erheblichen 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt 
unter Berücksichtigung des allgemeinen 
Kenntnisstandes und der allgemein anerkann­
ten Prüfungsmethoden.

Die Gliederung der UVS kann sich an § 6 UVPG 
anlehnen; sie kann aber auch nach Vorschlag der 
zuständigen Behörde, nach Vorschlag des UVS- 
Gutachters oder nach einer Abstimmung zwischen 
den Beteiligten im Rahmen des Scoping-Verfah- 
rens (§ 5 UVPG) festgelegt werden.

4.1 Beschreibung des Status quo

Jede UVS beginnt mit der detaillierten Beschrei­
bung der Naturpotentiale des Untersuchungsrau­
mes in ihrer gegenwärtigen Nutzung/Vorbela- 
stung, Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit. 
Ausschlußkriterien sind dabei u.a.

-  Vorranggebiete für Natur und Landschaft,
-  Gebiete mit besonders geringem Grundwas­

serflurabstand,
-  Heilquellen- und Trinkwasserschutzzonen,
-  Gebiete in unmittelbarer Nähe zur Wohnbe­

bauung.

Der Entwurf der Verwaltungsvorschrift zum UV­
PG sieht für geplante Deponien z.B. die folgenden 
Standortinformationen vor:

• Angaben über die Nutzung des Standortes:
-  Darstellung der derzeitigen Nutzung des 

Standortes und seiner Umgebung,
-  Darstellung der Bauleitpläne, der Raum-, 

Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur,
-  wasserrechtliche Ausweisungen,
-  naturschutzrechtliche Ausweisungen.

• Angaben über Lärm:
-  Beschreibung vorhandener Lärmquellen 

(Vorbelastung),
-  Schallpegelmessungen im Bereich des 

Standortes,
-  Darstellung der Hauptemittenten,
-  eventuelle lärmdämpfende Eigenschaften 

des Standortes.

• Angaben über Geologie, Hydrogeologie:
-  detaillierte Darstellung der geologischen Si­

tuation am Standort,
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-  Auswertung von Bohrungen und Pegeln so­
wie sonstiger Aufschlüsse,

-  geologische Kartierung,
-  natürliche Barrierefunktion des Gesteins,
-  Grundwasserhorizonte, Grundwasserströ­

mungen.

• Angaben über geogene und anthropogene Be­
lastungen

• Angaben über Grundwasserverhältnisse, ins­
besondere über
-  Art, Verbreitung und M ächtigkeit der 

Grundwasserleiter,
-  physikalische Eigenschaften der Grundwas­

serleiter,
-  Grundwasserströmungsverhältnisse,
-  bestehende Nutzungen des Grundwassers,
-  Bestandsaufnahme der Ist-Situation der 

Wasserqualität im Bereich Grundwasser.

• Angaben über den Wasserhaushalt:
-  qualitative und quantitative Darstellung der 

Vorflutverhältnisse,
-  Niederschlagssituation, Grundwasserneu­

bildung, Hochwasserereignisse,
-  Einzugsbereich des Vorfluters,
-  Wasserstandsverhältnisse der Oberflächen­

gewässer,
-  Vorbelastung der Oberflächengewässer.

• Angaben über die klimatische Situation:
-  makro-, meso- und mikroklimatische Ver­

hältnisse,
-  Häufigkeiten und Typen der auftretenden 

Wetterlagen,
-  Ermittlung der Luftqualität und der Vorbe­

lastung,
-  Ermittlung der Beeinträchtigung nahegele­

gener Wohn- und Arbeitsbereiche durch Ge­
rüche,

-  lufthygienische Funktion der vom Vorhaben 
betroffenen Fläche.

• Angaben über die floristische und faunistische
Ausstattung des Standortes
-  Rote-Iiste-Arten und schutzwürdige Bioto­

pe,
-  Durchführung einer detaillierten floristi- 

schen und faunistischen Kartierung.

• Beschreibung der Landschaft

• Erfassung der kulturgeschichtlichen Situation.

Damit sind die in § 2 Satz 1 UVPG aufgeführten 
Schutzgüter abgedeckt. Für eine anspruchsvolle 
UVP muß es selbstverständlich sein, daß eine rein 
sektorale Betrachtung der möglichen Auswirkun­
gen eines geplanten Vorhabens nicht ausreicht. Es 
kommt insbesondere darauf an, Wirkungspfade 
von Schadstoffen durch verschiedene Medien hin­
durch zu verfolgen oder das Zusammenwirken 
unterschiedlicher Schadensursachen, unter­
schiedlicher Noxen, zu beobachten. Insofern wer­
den auch die Wechselwirkungen zwischen den

Schutzgütern in die Beschreibung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen einbezogen.

42  Prognose der Auswirkungen

Nach der Bestandsaufnahme folgt die Prognose 
der zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt. Sie schließt die Beschreibung 
aller
— kurzfristigen und langfristigen
— direkten und indirekten
— primären und sekundären
— kumulativen
— vorübergehenden und ständigen
— positiven und negativen
Auswirkungen der Maßnahme auf die Umwelt ein.

Zur Prognose möglicher Umweltauswirkungen 
werden in der Regel Modellrechnungen durchge­
führt, insbesondere für die Bereiche Boden, 
Grundwasser und Luft/Klima. D abei ist zu berück­
sichtigen, daß sich Veränderungen bei den Schutz­
gütern direkt oder auf Umwegen (räumlich und 
zeitlich) auf die verschiedenen ökologischen 
Funktionen oder Umweltfaktoren auswirken kön­
nen. Wirkungsmodelle ermöglichen es, die Haupt­
veränderungen über
— den Luftpfad
— den Bodenpfad
— den Wasserpfad

zu ermitteln. Die verschiedenen Pfade können da­
bei miteinander in Verbindung stehen, wechselsei­
tig miteinander agieren. Beispiel: Verunreinigun­
gen der Luft führen zur Kontamination von Böden 
und Gewässer und damit zur Akkumulation von 
Schadstoffen in der Nahrungskette. Die Beach­
tung der möglichen Problemverlagerungen von ei­
nem Medium in ein anderes und der Wechsel­
wirkungen - z.B. verschiedener Schadstoffe bzw. 
Medien miteinander - muß nicht zuletzt deshalb 
ein besonderes Anliegen der UVP sein, weil eben 
diese Probleme von der sektoralen Fachplanung 
nur unzureichend angegangen werden können.
Natürlich ist die Prognose um so zuverlässiger, je 
präziser die für die Berechnung notwendigen Da­
ten sind. Bei der Erhebung dieser Daten sollte 
unbedingt auf das Wesentliche geachtet und die 
Anhäufung irrelevanter Informationen vermieden 
werden. Diese Auswahl setzt eine fachliche Ge­
wichtung und Bewertung voraus, die im Rahmen 
der UVS offenzulegen ist.

Wichtig ist, daß die Beschreibung der möglichen 
erheblichen Auswirkungen sowohl den bestim­
mungsgemäßen als auch den nicht bestimmungs­
gemäßen Betrieb der Anlage berücksichtigt. Die 
potentiellen Störungen durch den nicht bestim­
mungsgemäßen Betrieb sind im Rahmen von Risi­
ko- und Sicherheitsbetrachtungen möglichst in 
quantitativer Form zu prognostizieren.

Grundsätzlich ist festzuhalten: Je empfindlicher 
und gefährdeter, also je schutzbedürftiger die ge­
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setzlich benannten Schutzgüter, aber auch be­
stimmte mit ihnen verbundene Nutzungen sind, 
desto höher müssen die Anforderungen an die 
Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Prognose 
sein. Die Grenzen der Prognosefahigkeit sollten 
dabei allerdings nicht außer acht gelassen werden 
(vgl. hierzu HERMANN, B.: Abfalldeponien. In: 
Handbuch der Umweltverträglichkeitsprüfung, 
TZ 4100, S. 43).

43  Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin­
derung sowie zum Ausgleich und Ersatz 
von Umweltbeeinträchtigungen

Gemäß UVPG gehören zu den einzureichenden 
Planungsunterlagen des Vorhabenträgers auch die 
Beschreibung von Maßnahmen
— zur Vermeidung
— zur Verminderung
— zum Ausgleich

von Beeinträchtigungen der Umwelt durch die 
geplante Maßnahme. Außerdem müssen für nicht 
ausgleichbare, aber vorrangige Eingriffe in Natur 
und Landschaft entsprechende Ersatzmaßnah­
men geplant werden.

Diese Anforderung stützt sich auf § 8 BNatSchG. 
Hier heißt es in Abs. 2:
"Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflich­
ten, vermeidbare Beeinträchtigen von Natur und 
Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare 
Beeinträchtigungen innerhalb einer zu bestim­
menden Frist durch Maßnahmen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege auszugleichen, so­
weit es zur Verwirklichung der Ziele des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege erforderlich 
ist."

Im wissenschaftlich-ökologischen Sinn ist ein sol­
cher Ausgleich von Eingriffen in Ökosysteme nicht 
möglich. Im juristischen Sinn ist ein Eingriff dann 
ausgeglichen, wenn "nach seiner Beendigung kei­
ne erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung 
des Naturhaushalts zurückbleibt und das Land­
schaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt 
oder neu gestaltet ist". Danach geht man von einem 
Ausgleich aus, wenn
— im Einflußbereich der Planung die gleichen 

Arten und Lebensgemeinschaften mit etwa 
gleichen Populationsgrößen Vorkommen,

— Grundwassererneuerung und Grundwasser­
qualität nicht beeinträchtigt werden,

— Oberflächengewässer einen vergleichbaren 
Zustand aufweisen,

— die Bodenfruchtbarkeit und -nutzbarkeit nicht 
verschlechtert wurde,

— der Lufthaushalt und das Geländeklima nicht 
wesentlich verschlechtert bzw. verändert wur­
den.

Sind Eingriffe in Natur und Landschaft nicht aus­
gleichbar, werden sie jedoch gegenüber den Be­

langen von Natur und Landschaft als vorrangig 
eingestuft, so müssen Ersatzmaßnahmen durchge­
führt werden. Durch diese Maßnahmen sollen 
neue Lebensräume geschaffen und die Entwick­
lung neuer schutzwürdiger Ökosysteme vorange­
trieben werden (HERMANN, B., ebenda, S. 47 f).

4.4 Bewertung im Rahmen von UVS bzw.UVP

Die Bewertung im Rahmen von UVS darf nicht mit 
der Bewertung durch die Genehmigungsbehörde 
verwechselt werden.

Ob eine emittierende Anlage als umweltverträg­
lich eingestuft wird, ob Umweltauswirkungen zu­
mutbar sind oder nicht, beurteilt letztendlich die 
zuständige Behörde. Der UVP-Gutachter hat die­
se Entscheidung fachlich vorzubereiten, er liefert 
die wichtigsten Entscheidungsgrundlagen.

Die Bewertung innerhalb der UVS soll die Struk­
turen, Nutzungen, Funktionen und Potentiale der 
Schutzgüter mit ihrer Belastungsempfindlichkeit 
und Vorbelastung in Zusammenhang bringen. Da­
bei lassen sich drei Teilbewertungen unterschei­
den:
— Eignungsbewertung/Bewertung der Leistungs­

fähigkeit eines Schutzgutes,
— Belastungsbewertung,
— Wirkungsanalyse.

Die Eignungsbewertung möchte den auf natürli­
chen Faktoren basierenden Wert eines Standortes 
bezüglich der ihm zugedachten Nutzung feststel­
len - z.B. Grundwasser für die Trinkwasserversor­
gung, Landschaft für die Naherholung, Undurch­
lässigkeit des Untergrundes für eine Deponie.

Die Belastungsbewertung stellt den Grad der be­
reits bestehenden anthropogenen Schädigung 
bzw. Belastung der Schutzgüter fest. Hierzu kön­
nen gesetzlich festgelegte oder wissenschafdich 
bestimmte Grenz- oder Schwellenwerte herange­
zogen werden.

In der Wirkungsanalyse werden außerdem die 
Auswirkungen des Eingriffs (durch den Bau und 
Betrieb einer Anlage) auf die Naturpotentiale und 
auf die Landschaft dargestellt. Die Bewertung der 
Auswirkungen ist abhängig von dem Gefährdungs­
potential, das von der Anlage ausgeht und vom 
Wert der beeinträchtigten Schutzgüter.

Bewertungsmaßstäbe sind dann wieder die schon 
genannten Umweltqualitätsziele und Umwelt­
standards. Greifbare Rechtsfolgen treten - wie be­
reits bemerkt - in der Regel allerdings erst dann 
ein, wenn Umweltstandards rechtlich normiert 
worden sind.

Über diesen Punkt und insbesondere über das 
Verhältnis zwischen fachlicher und politischer Be­
wertung, wird seit Inkrafttreten des UVPG kon­
trovers diskutiert. Während die Verfechter des 
umweit- und rechtspolitischen Status quo beto­
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nen, daß für die Bewertung der Umweltauswir­
kungen eines UVP-pflichtigen Vorhabens allein 
die Bewertungsmaßstäbe des geltenden Fach­
rechts herangezogen werden dürfen, berufen sich 
die Anhänger einer effizienten UVP auf die §§ 1 
und 2 U VPG und leiten aus diesen das Gebot einer 
rein fachlichen bzw. rein ökologischen Bewertung 
ab.

M.E. liegen beide, die UVP-Minimalisten und die 
UVP-Maximalisten, falsch. Die Minimalisten ver­
kennen, daß die Bewertung der Umweltauswir­
kungen zwar nach Maßgabe der Gesetze, aber 
eben auch im Hinblick auf eine wirksame Umwelt­
vorsorge im Sinne der §§ 1 und 2 des Gesetzes 
vorgenommen werden solL Die Maximalisten da­
gegen wollen nicht wahrhaben, daß eine rein fach­
liche Bewertung schon an der Tatsache scheitert, 
daß es "rein ökologische" Bewertungsmaßstäbe 
gar nicht gibt, daß alle umweltbezogenen Zulässig­
keitsvoraussetzungen demnach immer schon ver­
mittelt sind mit gegenläufigen Belangen und In­
teressen. Reine Umweltqualitätsnormen gibt es 
allenfalls außerhalb der rechtlich relevanten 
Normsphäre, z.B. in der Wissenschaft. Solchen 
Normen fehlt jedoch ein für ihre Durchsetzungs­
fähigkeit entscheidendes Element: das der Inter­
subjektivität.

Eine UVP, die Bewertungsmaßstäbe benutzt, die 
vom politischen Entscheider nicht akzeptiert wer­
den, führt unweigerlich zum Wertkonflikt zwi­
schen UVS-Experten und Entscheidungsträger. 
Diesen Konflikt kann der UVS-Experte nicht ge­
winnen, wenn er mit Maßstäben arbeitet, die nicht 
rechtlich festgelegt oder rechtlich legitimierbar 
sind. Nur das rechtliche Bewertungskonzept un­
terwirft die UVP inhaltlich der gerichtlichen Kon­
trolle, und erst das Einbeziehen der UVP in das 
Sanktionensystem gerichtlicher Kontrolle gibt ihr 
die Chance, von den Fachsystemen in der Praxis 
nicht einfach ignoriert zu werden.

Wir sollten nicht vergessen, daß mit der Einfüh­
rung der UVP bzw. mit ihrer Integration in die 
Verfahren der Fachplanung auch eine Machtfrage 
verbunden ist. Diese Machtfrage wird so lange 
zugunsten des "business as usual" entschieden wer­
den, solange die Ergebnisse der UVP nicht an 
Bewertungsmaßstäben gemessen werden, deren 
Erfüllung im Notfall eingeklagt werden kann.
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Die Bedeutung einer Festlegung des voraussichtlichen
Untersuchungsrahmens (" Scoping")
für die nachfolgende Umweltverträglichkeitsstudie
Michael Koch

1. Einführung

UVP ist ein Schlagwort, das in der politischen und 
planerischen Praxis oft als Worthülse verwendet 
wird. Vergleicht man sogenannte Umweltverträg­
lichkeitsstudien unterschiedlicher Gutachter zu 
verschiedenen Vorhaben, so stellt man schnell fest, 
daß sich unter dem Deckmantel der UVP eine 
Vielzahl von Vorstellungen verbirgt. Dies ist 
schwierig in bezug auf eine mögliche Standardi­
sierung und Vergleichbarkeit, es ist aber im Ansatz 
problemadäquat.

Es gibt keine Standards für die UVP. Jede UVP 
hat ihre spezifische Problematik und erfordert 
dementsprechend eine spezifische, vorhabens- 
und raumabhängige Vorgehensweise. Die Unter­
schiede in der Ausprägung einer UVP resultieren 
auch wesentlich aus dem jeweiligen Planungsstand 
des Vorhabens.

Ziele des Scoping

Umwelt kann nicht als Ganzes abgebildet werden. 
Es muß daher ein Ziel des Scoping sein, die Bear­
beitung der UVP auf die wesentlichen Fragestel­
lungen zu konzentrieren. Das heißt nicht, daß ein­
zelne Schutzgüter außer acht gelassen werden 
können; dies bedeutet vielmehr, daß der Stellen­
wert der einzelnen Schutzgüter in bezug auf die 
vorhabensspezifischen Wirkungen erkennbar sein 
muß.

Dieses Ziel des Scoping ist in der Vergangenheit 
leider öfters mißachtet worden, was nicht zuletzt 
dazu geführt hat, daß heute auf politischer Ebene 
Bestrebungen (z.B. in Form des Entwurfes zu ei­
nem Investitionserleichterungs- und Wohnbau­
landgesetz) im Gange sind, die UVP im Raum­
ordnungsverfahren zu streichen. Die Abschaffung 
wird begründet mit der Vermeidung einer Doppel­
prüfung. Wer sich in der Planungssystematik aus­
kennt, weiß, daß die UVP im Raumordnungsver­
fahren eine gänzlich andere Funktion hat als die 
UVP im Planfeststellungsverfahren. Bei richtiger 
Festlegung des Untersuchungsprogramms kann es 
keine Doppelbearbeitung geben. Leider wird die­
ser Sachverhalt von Juristen vollkommen anders 
gesehen als von Planungswissenschaftlern.

2. Verfahrensschritte nach UVPG

Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVPG) sieht mit den Paragraphen 5 und 6 
zwei wesentliche Schritte zur Erarbeitung von 
Umweltverträglichkeitsstudien vor. Beide Verfah­
rensschritte sind eng miteinander verbunden. 
Wahrend der § 5 verfahrenstechnische Hinweise 
enthält, bezieht sich der § 6 auf die Inhalte der 
beizubringenden Unterlagen.

Die verfahrenstechnischen Angaben des § 5 UV­
PG sowie der Entwurf zur UVP-Verwaltungsvor- 
schrift beziehen sich auf drei Tfeilschritte:
1. Information der zuständigen Behörde durch 

den Vorhabenträger,
2. Erörterung des voraussichtlichen Untersu­

chungsprogramms,
3. Unterrichtung des Vörhabenträgers durch die 

zuständige Behörde.

§5 UVPG 
Scoping

Artikel 1
§ 5: Unterrichtung über den voraussichtlichen 

Untersuchungsrahmen

Sobald der Träger des Vorhabens die zuständige 
Behörde über das geplante Vorhaben unterrich­
tet, soll diese mit ihm entsprechend dem jewei­
ligen Planungsstand und auf der Grundlage ge­
eigneter, vom Träger des Vorhabens vorgelegter 
Unterlagen den Gegenstand, Umfang und Me­
thoden der Umweltverträglichkeitsprüfung so­
wie sonstige für die Durchführung der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung erhebliche Fragen erör­
tern. Hierzu können andere Behörden, Sachver­
ständige und Dritte hinzugezogen werden. Die 
zuständige Behörde soll den Häger des Vorha­
bens über den voraussichtlichen Untersu­
chungsrahmen der Umweltverträglichkeits­
prüfung sowie über Art und Umfang der nach 
§ 6 voraussichtlich beizubringenden Unterlagen 
unterrichten. Verfügt die zuständige Behörde 
über Informationen, die für die Beibringung der 
Unterlagen nach § 6 zweckdienlich sind, soll sie 
diese Informationen dem Träger des Vorhabens 
zur Verfügung stellen.

26



Für die Abgrenzung des Untersuchungsrahmens 
wird häufig der Begriff "Scoping" verwendet. Der 
Begriff Scoping stammt aus dem Englischen und 
bedeutet frei übersetzt "ins Auge fassen". Dieser 
Vorgang ist im förmlichen UVP-Vörgehen den An­
forderungen des § 5 UVPG gleichzusetzen. Der 
Begriff selber geht über die förmlichen Schritte 
nach dem UVPG hinaus.

Das Scoping hat eine ganz zentrale Funktion im. 
UVP-Vorgehen, weshalb seiner Ausführung eine 
große Bedeutung zugemessen werden sollte.

Die Praxis zeigt, daß das Scoping nach § 5 UVPG 
von den zuständigen Behörden äußerst unter­
schiedlich gehandhabt wird. Dies ist nicht verwun­
derlich, da verbindliche Anleitungen in Form von 
Verwaltungsvorschriften auch zwei Jahre nach In­
krafttreten des UVPG immer noch fehlen.

2.1 Information der zuständigen Behörde 
durch den Vorhabenträger

Die Durchführung eines Scoping-lbrmins erfolgt 
auf Antrag des Vorhabenträgers. Die Festlegung 
des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens ist 
freiwillig im Sinne einer Hol-Schuld.

Bereits bei der Information der zuständigen Be­
hörde bestehen Unklarheiten über die notwendi­
gen Unterlagen. Einerseits sollte der Termin mög­
lichst frühzeitig stattfinden, andererseits sind be­
stimmte Kenntnisse über das Vorhaben erforder­
lich, um den notwendigen Untersuchungsrahmen 
festlegen zu können. Darüber hinaus sollte für 
einen Scoping-Tfermin bereits eine Übersicht über 
die vorhandenen und verfügbaren Datengrundla­
gen vorliegen.

In jedem Fall sollte ein Vorschlag zu einem Ar­
beitsprogramm vorgelegt werden, der im Rahmen 
der Erörterung modifiziert und ergänzt werden 
kann.

Konkrete Anforderungen an die beizubringenden 
Unterlagen wurden bislang noch nicht formuliert. 
Entsprechende Merkblätter werden aber derzeit 
von der Arbeitsgemeinschaft UVP-Gütesicherung 
des UVP-Fördervereins vorbereitet.

22  Erörterung des voraussichtlichen Unter­
suchungsprogramms

Die zuständige Behörde hat auf Antrag einen Er­
örterungstermin durchzuführen. Hierzu sind 
sämtliche betroffenen Behörden zu beteiligen. 
Darüber hinaus sollte der Kreis der Beteiligten 
möglichst groß gehalten werden, um frühzeitig un­
terschiedliche Informationen berücksichtigen zu 
können.

In der Praxis haben sich sog. "Round-table-Ge- 
spräche" bewährt, bei denen jeder Beteiligte seine 
Position darstellen und überprüfen kann. Die Zu­
sammenarbeit unterschiedlicher Fachleute er­

weist sich meistens nicht nur als besonders hilf­
reich, sondern sie ist Ld.R. unumgänglich (inter­
disziplinäres UVP-Team). Hierbei hat jeder Spe­
zialist die fachliche Verantwortung für seinen Bei­
trag zu übernehmen. Da der Koordinator der ver­
schiedenen Fachbeiträge die Gesamtverantwor­
tung für eine UVS trägt, muß er über genügend 
fachliche Qualifikation verfügen, um die einzelnen 
Tbilbeiträge prüfen und einordnen zu können.
Je nach Lage des Einzelfalls können die Behörden 
Sachverständige zum Erörterungstermin hinzu­
ziehen, die die (pflichtgemäßen) Ermittlungen der 
Behörden unterstützen. Diese Sachverständigen 
(z.B. nach § 65 VwVfG) sind als behördliche Be­
rater von diesen zu bestellen; als solche ist ihre 
Bestellung nur sinnvoll, wenn sie unabhängig sind. 
Von diesen Sachverständigen zu unterscheiden 
sind Gutachter, die der Projektträger für seine 
Projektplanung und zur Erstellung der in § 6 UV­
PG genannten Unterlagen einschalten kann. Um 
eine Interessenkollision von UVP-Sachverständi- 
gen zu vermeiden, ist eine eindeutige Trennung 
von UVP-Gutachtern und Projektplanern zu for­
dern. Die Bestellung der Gutachter der UVS sollte 
im Einvernehmen mit den Beteiligten erfolgen.
Die anerkannten Naturschutzverbände nach § 29 
BNatSchG können aufgrund ihrer spezifischen 
Aufgabenstellung und ihrer Kenntnisse der örtli­
chen Umweltverhältnisse Wesentliches zur Be­
stimmung des Untersuchungsrahmens beitragen. 
Besonders wichtig ist dabei die Kontinuität der 
Raumbeobachtung, die jedoch auf den jeweiligen 
Einzelfall abgestimmt werden muß.

Sinnvoll ist die Bestellung eines UVP-Koordina- 
tors bei komplexen Fragestellungen, insbesondere 
bei Großprojekten.

23  Unterrichtung des Vorhabenträgers durch 
die zuständige Behörde

Die zuständige Behörde hat den Vörhabenträger 
schriftlich über die Ergebnisse der vorläufigen 
Festlegung des Untersuchungsrahmens zu unter­
richten.

Nach dem UVPG muß im Rahmen der Unterrich­
tung der zuständigen Behörde über den voraus­
sichtlichen Untersuchungsrahmen auch die Art 
und der Umfang der beizubringenden Unterlagen 
nach § 6 festgelegt werden. Hierzu gehört auch die 
Festlegung der zu betrachtenden Alternativen (§ 6 
Abs. 4 Nr. 3). Ein besonderes Problem stellen 
hierbei Daten zum Raum dar, die zwar notwendig 
zur Beurteilung eines Vorhabens sind, die jedoch 
nicht immer von dem Vorhabenträger beizubrin­
gen sind (z.B. langfristige Untersuchungen über 
den Zustand des Raumes). Hier stellen sich grund­
sätzliche Fragen an die Vorhaltung von Daten sei­
tens der öffentlichen Hand. In der Zukunft werden 
Diskussionen über die Zumutbarkeit der beizu­
bringenden Unterlagen im Rahmen des Scoping 
eine große Rolle spielen.
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Die Unterrichtung über den vorläufigen Untersu­
chungsrahmen sollte möglichst zwei Monate vor 
Beginn der erforderlichen physischen Erhebun­
gen durchgeführt werden.

3. Inhaltliche Schwerpunkte im Scoping

3.1 Fachliche Schwerpunkte

Eine wesentliche Leistung des Scoping besteht 
darin, Schwerpunkte zu setzen und Wesentliches 
von Unwesentlichem zu trennen. Vorgefertigte 
Checklisten können die systematische Vorgehens­
weise erleichtern und sicherstellen, sind aber nicht 
als gleichgewichtig abzuarbeitendes Gliederungs­
muster zu benutzen. Die Schwerpunktsetzung ist 
abhängig von den konkreten Gegebenheiten des 
Raumes und des Projektes; sie läßt sich nur einge­
schränkt standardisieren.
Die konkret für ein spezifisches Vorhaben vorge­
sehenen Untersuchungsschritte sollten nach dem 
Modell Ursache-Wirkung-Betroffener ermittelt 
werden, wobei insbesondere auch auf die jeweili­
gen Wechselwirkungen zu achten ist. Hierzu sind 
projektspezifische Relevanzmatrices anzuwenden 
oder - soweit nicht verfügbar - zu entwickeln, die 
entsprechend der jeweiligen räumlichen Verhält­
nisse differenziert werden müssen. Hieraus erge­
ben sich auch wichtige Ansätze zur Abgrenzung 
des Untersuchungsraumes (vgl. 3.2).
Die einzelnen Arbeitsschritte sollten in Beziehung 
zu den angestrebten Aussagen gesetzt werden. Die 
Anwendung eines Schemas, wie das nachfolgend 
abgebildete (vgl Abb. 1), könnte bei der Darle­

gung der einzelnen Untersuchungsschritte hilf­
reich sein.
Daß die Festlegung der Untersuchungsinhalte z.T. 
sehr detailliert geprüft werden muß, zeigt das Bei­
spiel zur Auswahl von Tiergruppen zur Beschrei­
bung der Umwelt in Abb. 2 (Standardauswahl von 
Deskriptoren, RECK 1990).
Neben der Auswahl von Indikatoren in Abhängig­
keit vom Raum (in Abb. 2 gezeigt anhand verschie­
dener Ökosysteme) sind auch deren projekt­
spezifische Empfindlichkeiten (z.B. gegenüber 
Flächenverlust - stenöke Arten/ Zerschneidung - 
Arten unterschiedlicher Mobilität/ Schadstoffen - 
Akkumulatoren wie Spinnen oder Greifvögel etc.) 
zu berücksichtigen.

3 2  Raumabgrenzung

Die Reichweite der einzelnen Wirkungen richtet 
sich u.a. nach Art und Größe des Vorhabens, nach 
den Ausbreitungsbedingungen für die Emissionen 
(über Boden-, Wasser- oder Luftpfad), nach der 
Größe betroffener Lebensräume oder nach den 
verkehrlichen Verflechtungen u.ä.; zum Teil kön­
nen weiträumige Veränderungen (Folgewirkun­
gen) auftreten, die dann ggf. eine andere Betrach­
tungsweise bzw. eine andere Datengrundlage er­
fordern als direkte Eingriffe vor Ort.

Die Zugrundelegung von Standardbereichen (z.B. 
feste Korridore neben Straßen) ist grundsätzlich 
abzulehnen, weil sich jeder Eingriff abhängig vom 
Planungsraum auch in seiner rämlichen Ausdeh­
nung sehr unterschiedlich auswirken kann.

Katalog notwendiger Untersuchungsschritte

(allgemein)

Wirkungen/ Veränderungen Auswirkungen/ Betroffener Untersuchungsschritt [Kriterienl

• M e n a c h e n

I r a u m s p e z i f i s c h )Ip r o j e k t s p e z i f i s c h l

• T ie r e

z .B .

F M Ic h e n in a n s p r u c h n a h m e
• P f l a n z e n

z .B .

A u s w e r t u n g  v o r h a n d e n e r  D a t e n

T r e n n w i r k u n g

B a r r ie r e w i r k u n g

L l r m »  u n d  S c h a d s t o f f e m is s i o n e n

- B o d e n
E i g e n e r h e b u n g e n  {G e lä n d e a r b e it e n ,  M e s s u n g e n )

- W a n n

W M r m e e m ie e io n e n - L u f l

• K l im a

- L a n d s c h a f t

- K u lt u r g ü t e r

• S e e h g O t e r

Abbildung 1
Katalog notwendiger Unfersuchungsschrltte
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A ) S tandardgruppen
G efäßpflanzen +  + + + + + - + + +
K leinsäuger ohne Flm . + - + + o - - - -
Vögel + + + + o - - + +
K riechtiere + - + - - - - - -
Lurche im m er, w enn Laichgewässer vorhanden  sind
L aufkäfer -  + + + + - - - - +
T agfalter +  W idderchen — - + - - - - - -
H euschrecken — - + - - - - - -
L ibellen +  -1- - - - - - o - -
W ild +  - + + + - - - o o
B) E rgänzende G ruppen
A lgen, spez. A rten o- - - - - - o + -
Pilze — - - o - - - - -
F lechten — - - o - - - - -
Flederm äuse — - 0 o + - - - -
Fische o-
Schnecken +  M uscheln oo - o1 o - o + + o
K rebse o- - - - - o o o -
S techim m en (o. A m eisen) — - o2 - o - - - -
A m eisen — - o3 o3 - - - - -
N achtschm etterlinge — - o4 o - - - - -
„A quatische In sek ten“ o- - - - - - o - -
S trudelw ürm er o- - - - - - o - -
Spinnen -o o o o o — — — —

+ Mindeststandard zur jeweiligen Beurteilung (umfangreiche und auf vollständige Erfassung ausgerichtete Bestandser­
hebungen)

0 Empfohlen zur ergänzenden Beurteilung. Bei Verdacht auf besondere Vorkommen ggf. weitere Artengruppen
1 Besonders in Trockenrasen, Halbtrockenrasen, Felsstandorten u.a. (Ausnahme: saure Böden und Gesteine)
2 Besonders in Heiden, Dünen und vegetationsarmen Biotopen
3 Besonders in trockenen Flächen
4 Besonders in Mooren, Rieden und Naßwiesen

Abbildung 2
Standardauswahl von Deskriptoren (RECK 1990)

33 Methodenauswahl

Im Rahmen des Scoping sind die anzuwendenden 
Untersuchungsmehoden zu erörtern und festzule­
gen. Hierbei zeigt sich in der Regel eine z.T. große 
Diskrepanz zwischen fachlichen Anforderungen 
und tatsächlichen Möglichkeiten im Rahmen einer

konkreten Objektplanung. Einerseits werden von 
seiten der Gutachter oft sehr spezielle und detail­
lierte Erhebungen und Prognosen vorgesehen, de­
ren Ergebnisse u.U. nicht immer erforderlich sind. 
Es zeigt sich in der Praxis, daß Gutachter gerne 
das anbieten was sie können; dies muß aber nicht 
immer das Problemadäquate sein.
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Zeigers ruppen Jan. F eb . M ärz April M a l j Juni Juli A ug. i|J im Növ. D ez.

Vögel* (X)
"“"n

Amphibien X **X X X

Fische
— tzd

Heuschrecken X X X

C 3 H  Untereuchmgszeltroum bzw. Unterau chixtgsschwetpunkt X Nur als ergänzende Untersuchung mög^ch 00  Unterauchung eingeschränkt m ögich

* W ichtige Winterquartiere und Zugvogelrastplätze müssen berücksichtigt werden “  Fortpflanzungsnochwefe

Abbildung 3
Erhebungs Zeiträume bei Tiergruppen (nach MATTHÄUS aus: KOCH, M. 1993, S. 55)

Auf der anderen Seite können auch von seiten der 
betroffenen Behörden Forderungen vorgebracht 
werden, die zwar fachlich interessant sind, jedoch 
nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
konkreten Entscheidung stehen oder einen unver­
hältnismäßig großen Aufwand erfordern würden.

In jedem Fall ist abzuklären, inwieweit die vorge­
schlagenen Untersuchungsschritte zur Beantwor­
tung der durch das geplante Vorhaben aufgewor­
fenen Fragen geeignet sind.

3.4 Zeitrahmen

Ein wesentliches Problem der Praxis besteht darin, 
daß häufig der erforderliche Untersuchungszeit­
raum nicht eingehalten werden kann, weil zu enge 
zeitliche Vorgaben gemacht werden. Damit für die 
Vergabe von Gutachten ein ausreichender Zeit­
raum zur Verfügung steht, sollte das Scoping vor 
Beginn der Untersuchungen vor Ort abgeschlos­
sen sein. Dies ist leider häufig nicht der Fall

Bei UVPs ist grundsätzlich von den fachlich be­
gründeten Untersuchungszeitpunkten auszuge­
hen. Diese bestimmen sich nach den einzelnen 
Schutzgütern unterschiedlich.

Die längsten Erhebungszeiträume erfordern in 
der Regel Untersuchungen in den Bereichen

Grundwasser, Klima und Tierökologie. Die fach­
lich notwendigen Untersuchungszeiträume wer­
den in der Praxis der UVP selten ermöglicht.

In obiger Abb. 3 werden beispielhaft Erhebungs­
zeiträume für unterschiedliche Tiergruppen dar­
gestellt. Hierbei zeigt sich, daß meistens (bei Be­
arbeitung mehrerer Tiergruppen) ein Zeitraum 
von mindestens einer Vegetationsperiode bis zu 
einem Jahr notwendig ist. Bei kürzeren Bearbei­
tungszeiträumen können meistens keine fachlich 
fundierten Aussagen gemacht werden, die z.B. 
auch einer juristischen Überprüfung standhalten.

Aussagen zur Populationsdynamik sind nur mit 
längerfristigen Erhebungen (mindestens 2 Jahre) 
möglich.

3 i  Alternativen

In jeder UVP muß die Prüfung von Alternativen, 
insbesondere des Null- Falles, vorgesehen werden, 
da eine UVP ohne die Möglichkeit der Wahl unter 
Alternativen dem Vorsorge anspruch (nach § 1 
UVPG) nicht gerecht wird. Herzstück einer jeden 
UVP ist die Alternativenprüfung. Selbst nach den 
Formulierungen des UVPG ist die Darstellung der 
wichtigsten Vorhabensalternativen und der Aus­
wahlgründe vorgeschrieben (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 UV­
PG).
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Das Problem der bisherigen Planungspraxis be­
stand darin, daß jede Fachplanung für sich plant, 
oft ohne dabei denkbare Alternativen prüfen zu 
müssen. Im Sinne eines vorsorgenden Umwelt­
schutzes dürfen sich Alternativen nicht nur auf 
Projektvarianten beschränken; vielmehr sollen 
auch fachübergreifende Alternativen (z.B. Schie­
ne statt Straße) geprüft werden. Sofern eine ein­
zelne Fachverwaltung hierzu nicht in der Lage ist, 
müssen weitere Fachleute hinzugezogen werden. 
Um die Entwicklung "absurder" Alternativen/Va- 
rianten zu vermeiden, sollte eine Beschränkung 
auf sinnvolle, d.h. konkurrenzfähige Alternativen 
erfolgen.

Bestandteil der zu prüfenden Alternativen sind 
andere Standorte, Varianten am Standort, Ausbau 
am vorhandenen Standort. Als Vergleichsfall soll­
te in jedem Fall der Null-Fall (künftiger Zustand 
im Raum ohne Maßnahme) und/oder der Null­
plus-Fall (künftiger Zustand im Raum ohne Maß­
nahme, aber mit Verbesserungsmaßnahmen) her­
angezogen werden.

Auf der Grundlage einer Status quo-Prognose 
(Null-Fall) sollte auch die Erforderlichkeit eines 
Projekts im Sinne einer Plausibilitätskontrolle ge­
prüft werden (eingehende Bedarfsbegründung).

3.6 Festlegung von Bewertungsmaßstäben

Die Auslegung des UVPG wird teilweise sehr eng 
gesehen. Insbesondere bei der Frage der Bewer­
tung von Umweltveränderungen wird manchmal 
(z.B. bei der Wasserwirtschaftsverwaltung) im 
Rahmen des Scoping bereits der Bewertungsrah­
men in Form gesetzlich gültiger Grenzwerte fest­
gelegt.

Diese Vorgehensweise stellt einen Vorgriff auf die 
Bewertung nach den §§ 11 und 12 UVPG dar. Sie 
ist nicht vereinbar mit dem Vorsorgeanspruch 
nach § 1 UVPG und macht eine fachliche Beurtei­
lung, wie sie im Rahmen der allgemein verständli­
chen Zusammenfassung nach § 6 Abs. 3 vorge­
nommen werden sollte, unmöglich. Hier soll be­
tont werden, daß sämtliche Grenzwerte nur inso­
weit anzuwenden sind, als dies z.B. dem Allge­
meinwohl nicht entgegensteht. Im Rahmen der 
UVP muß es auch eine Möglichkeit zur Beurtei­
lung von solchen Wechselwirkungen geben, für die 
selten oder kaum Grenzwerte bestehen können.

Zu diesem Punkt wird in dem Referentenentwurf 
zur UVP-Verwaltungsvorschrift (Stand: 1. Februar 
1993) ausgeführt, daß unter dem Vorsorgeaspekt 
eine weitergehende Bewertung als die nach den 
gesetzlichen Grenzwerten vorzunehmen ist, und 
zwar unter dem Aspekt der funktionalen Zusam­
menhänge in Ökosystemen (Abs. 0.6.2.2).

3.7 Form der beizubringenden Unterlagen

Das UVPG schreibt keine bestimmte Form für die 
beizubringenden Unterlagen vor. In der Praxis

werden die nach § 6 UVPG geforderten Aussagen 
in Form einer Umweltverträglichkeitssstudie 
(UVS) oder in Form von sogenannten Umweltver­
träglichkeitsuntersuchungen (UVU) geliefert. 
Man sollte den Begriff UVS für eine umfassende 
Studie (Beschreibung und Bewertung der Um­
weltwirkungen einschließlich der Wechselwirkun­
gen) verwenden, die sich aus einzelnen Untersu­
chungen (z.B. UVUs) zusammensetzt.

Es sind aber auch andere Formen denkbar, z.B. die 
einer allgemein verständlichen Zusammenfassung 
(nach § 6 Abs. 3), wenn entsprechende Einzelun­
tersuchungen zu dem Raum und dem Vorhaben 
vorliegen. Auch diese Frage sollte im Rahmen der 
Erörterungen nach § 5 UVPG geklärt werden.

4. Kontrolle der Bearbeitung durch Prozeß-Sco- 
ping

Im Unterschied zum Vorgehen nach dem UVPG 
sollte der nach § 5 UVPG festgelegte vorläufige 
Untersuchungsrahmen während der Bearbeitung 
ständig überprüft und ggf. ergänzt und verändert 
werden. Hierzu bedarf es eines begleitenden, pro­
zeßhaften Scoping, das u.U. auch eine nachträgli­
che Abstimmung mit der zuständigen Behörde 
erforderlich macht. Hierfür sind nach dem Gesetz 
keine Arbeitsschritte vorgesehen. Von seiten der 
Vorhabenträger und der Gutachter sollten aber 
entsprechende Tbrmine bei der zuständigen Be­
hörde angefordert werden.

In der Praxis wird von einzelnen Regierungspräsi­
dien (z.B. Karlsruhe) ein prozeßbegleitendes Sco­
ping bei Raumordnungsverfahren durchgeführt.

Die Festlegung von Untersuchungsschritten und 
konkreten Methoden im Rahmen des Scoping be­
inhaltet auch immer eine Beschränkung auf das 
Mögliche. Im Rahmen der UVP sollte daher nicht 
der Eindruck erweckt werden, als seien sämtliche 
Umweltaspekte gleichwertig behandelt worden. 
Vielmehr besteht die Verpflichtung (nach § 6 
Abs. 3 Nr. 4) vorhandene Lücken und Defizite 
(z.B. in bezug auf Kenntnisse oder Datengrundla­
gen) zu dokumentieren. Nur so kann eine sachge­
rechte Abwägung und dementsprechend eine ge­
wisse Rechtssicherheit für das Verfahren gewähr­
leistet werden.

Gerade für die Prüfung der eingereichten Unter­
lagen durch die zuständige Behörde und die hin­
zugezogenen Fachbehörden ist es wichtig, daß der 
Vörhabenträger bzw. dessen Gutachter Abwei­
chungen vom ursprünglich vorgesehenen Unter­
suchungsrahmen darstellt. Häufig stellt sich erst 
im Verlauf der Bearbeitung heraus, daß bestimmte 
Schritte nicht vorgesehen oder überflüssig waren.

5. Schlußbetrachtung

Die Ausführungen im Rahmen dieses Vortrags 
sollten die Bedeutung des Scoping für den Ge­
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samtablauf einer UVP darstellen. Dabei spielen 
Aspekte wie Rechtssicherheit des Verfahrens, 
sach- und termingerechte Bearbeitung oder Nach­
vollziehbarkeit der Ergebnisse eine zentrale Rolle. 
Nach meiner Auffassung wird die Bedeutung des 
Scoping meistens unterschätzt. Gerade bei kom­
plexen oder unklaren Fragestellungen, wie sie bei 
Projekten mit teilweise weitreichenden Folgen 
entstehen, sollte die Erarbeitung eines problem- 
adäquaten Leistungsbildes für eine UVS als eigen­
ständige Leistungsphase vorgesehen und hono­
riert werden. Dadurch könnten Abweichungen im 
Preis für entsprechende Gutachten (in der Praxis 
sind Abweichungen um den Faktor zehn bekannt 
geworden), die auf inhaltlichen Unterschieden be­
ruhen, bei der Einholung von Honorarangeboten 
(die übrigens nach HOAI unzulässig sind) vermie­
den werden.
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Strukturierung der Prozeß-UVP 
in der Straßen- und Verkehrsplanung
Adrian Hoppenstedt

Ausgangs these/-situation

Vor allem mit dem Inkrafttreten des "Gesetzes zur 
Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 22. Juni 
1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten" 
(UVPG) in der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD) am 01.08.1990 verbinden sich vielfache 
Hoffnungen auf eine umweltverträgliche Lösung 
von Verkehrsproblemen. ^

Gerade weil im Straßenbau der BRD die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung (UVP) bereits schon lan­
ge vor dem UVPG praktiziert wurde, hier also 
Erfahrungen auch mit dem Instrument vorliegen, 
soll die Ausgangsthese dieses Beitrages lauten: 
Das UVP-Instrumentarium läuft Gefahr, in der 
derzeitigen Form als Alibi mißbraucht zu werden.

Die zu beobachtende Tbndenz ist:

• Es gibt immer mehr, dafür aber angeblich "um­
weltverträgliche", weil UVP-geprüfte Straßen.

• Die Verkehrsproblematik nimmt gerade wegen 
der neuen gesamteuropäischen Entwicklung in 
einem Ausmaß zu, daß viele von einem bevor­
stehenden 'Verkehrsinfarkt" sprechen.

• Die Umweltmalaise wächst, und dabei ist der 
Straßenbau/-verkehr einer der wichtigsten Ver­
ursacher. Die derzeitige Situation ist geprägt 
durch:
-  das nach Japan und Belgien dichteste Stra­

ßenverkehrswegenetz (1988 ca. 500.000 km 
Länge) (2),

-  eine unmittelbar durch den Straßenbau ver­
siegelte Fläche von ca. 5.100 km2 (ca. 2 % 
des Bundesgebietes /1988) (2\

-  eine Zerschneidung und Verkammerung tie­
rischer Lebensräume, aber auch menschli­
cher Freiräume (1988 in Nordrhein-Westfa­
len nur noch 19 unzerschnittene, verkehrsar­
me Räume von als 100 km2)

-  eine großflächige Verlärmung,
-  eine großräumige Schadstoffbelastung und 

damit einen wesentlichen Beitrag zum Wald­
sterben und zur Ozonproblematik.

Vor dem Hintergrund der "Horrorszenarien" der 
Verkehrs- und damit unausweichlich auch Stra­
ßenbauentwicklung für die kommenden Jahrzehn­
te sollen hier einige Überlegungen zu den planeri­
schen Instrumentarien (Raum-, Straßen- und Um­
weltplanung) angestellt werden.

Ansatzpunkt ist die Frage, ob die derzeit geübte 
UVP-Praxis dazu beiträgt, Umweltprobleme zu 
vermeiden, sie zu vermindern oder vielleicht zu 
sanktionieren.

Die prognostizierte Gefahrenlage soll nicht Anlaß 
zu Frustration geben, sondern kreatives Suchen 
nach neuen Ansätzen zur Lösung der anstehenden 
Probleme auslösen. So kann man z. B. beim Auf­
bau eines UVP-Instrumentariums in Österreich 
aus den Erfahrungen und Fehlem der BRD ler­
nen.

Planungs-Ist-Situation

Zunächst zur Ist-Situation. Die Planungsstruktur 
im Straßenbau bzw. die entsprechenden Umwelt­
bezüge (vgl. Abb.l) ^  zeigen, daß ein gestuftes 
Vorgehen mit folgenden Schwerpunktaufgaben 
abläuft:

• Der Ermittlung von thematischen und räumli­
chen Konfliktschwerpunkten sowie von sekun­
dären und kumulativen Wirkungen auf der 
Ebene gesamtdeutscher Verkehrswegepla­
nung,

• den Linienvariantenvergleich auf der Ebene 
der Linienbestimmung,

• der Trassenoptimierung sowie der Ermittlung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf der 
Ebene des Bauentwurfs.

Dieser Ablauf bezieht sich aber nur
— isoliert auf einzelne Verkehrsträger,
— auf Großprojekte, d.h. auf Bundesstraßen, 

Schnellbahnprojekte, Flughäfen etc.,
— auf konkrete Einzelprojekte.

Diese Konzeption entspricht dabei durchaus den 
gesetzlichen Grundlagen (UVPG, BNatschG). 
Man darf sogar daraufhinweisen, daß eine solche 
Form der planungshegleitenden UVP über die 
gesetzlichen Anforderungen hinausgeht (vgl auch 
das "Merkblatt zur UVS im Straßenbau" ™  und 
die "Hinweise zur Berücksichtigung von Natur­
schutz und Landschaftspflege im Straßenbau" ^ ) .

Trotz dieser im Vergleich zu anderen Eingriffsver­
waltungen weit entwickelten Instrumentalisierung 
der UVP wird diese den anstehenden bzw. zu 
erwartenden Verkehrs- und damit Umweltproble­
men nicht oder nicht mehr gerecht.
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B U N D E S  V E R K E H R S BEDARFSPLANUNG STRAS- UM W E LT R ISIK O E IN  SCH  A I

WEGEPLAN SENBAU ZUNG (URE)
(Bedarfsplan für Bun- 
desfemstraßcn) ( Überprüfung und Bewertung der E m u u i u n g  u n d  B e u r t e i l u n g  sc-

1 Maßnahmen unter verkehriiehen. kundärer und kumulativer Projekt-
raumordnerischen und Sicherheils- Wirkungen
aspekten (Dringlichkeilsreihung) Dokumentation von räumlichen

und inhaltlichen Problemschwer-
ptink ten/Konflik tbere i ch en
M 1:50.000

V V

LENTENBESTTM- VORUNTERSUCHUNG UMWELTVERTRÄGLICH-
MUNGS VERFAHREN LINIENENTWURF KEITSSTUDIE (UVS)
nach § 16 FSirG

Voruntersuchungen zur Verkehrs- o Ermittlung relaüv konfliktarmer
1 wmschafüichen und bauiechni- Komdore

sehen Zweckmäßigkeit von Linien- (M 1:25.000 / 1.10.000)
führungen o Ermittlung der relativ umwell-
Überschlägige bautechnische An- verträglichsten Trassenvaname
gaben zu den verschiedenen Va- (Rangfolgenabschätzung von
rianten Trassen Vorschlägen)
Linienfindung Linienvergleich (M 1:10.000/ 1:5.000)

V V

VOR ENTWURF LANDSCHAFTSPFLEG ERI-

Untersuchungen zu Verkehrs- und
SCHER BEGLEITPLAN (LBP)

bautechnischen Merkmalen o Trassenopümierung unter Um-
weltgesichtspunkten

o Räumliche und inhaltliche Kon-
krerisierung von risikovermei-

PLANFESTSTEL- 
LUNGSVERFAHREN 
nach §§ 17, 18 FSirG (

denden bzw. -vermindernden 
Maßnahmen (Ausgleichs- und/ 
oder Ersatzmaßnahmen)
M 1:5.000 1:1:000

BAUENTWURF

DeuUlierte Ausarbeitung aller für 
die Bauausführung erforderlichen 
Unterlagen

V

BAUREIFER AUSFÜHRUNGSPLAN z. B. LANDSCHAFTSPFLEGERISCHER AUSFÜHRUNGSPLAN
(LAP) M 1:500 / 1: 100

Abbildung 1
Ablauf und Inhalte eines zwischen Straßenplanung und Umweltverträglichkeilsprüfung koordinierten Planungsprogranuns
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Prozeß-UVP

Für die Lösung der anstehenden Herausforderun­
gen müssen (auch) neue Anforderungsprofile für 
eine problemorientierte Planung entwickelt wer­
den. So gilt es, die UVP-Gesetzgebung inhaltlich 
viel umfassender auszulegen bzw. anzuwenden.

Es sind

die verkehrspolitischen Leitbildei/Programme 
der zukünftigen Entwicklung,

• die raumordnungspolitischen Programme,
• die verschiedenen Verkehrsträger im Vergleich 

und in ihrem Zusammenwirken,
die Einzelprojekte

unter Umweltgesichtspunkten zu überprüfen (vgl. 
Abb. 2). Damit wird zugleich deutlich, daß die 
projektbezogene UVP die "ultima ratio" ist, d.h. 
am Ende des U VP-Prozesses steht.

UVP zu verkehrspolitischen Leitbildern

Zunächst muß aus Umweltsicht hinterfragt wer­
den, ob einer uneingeschränkten freien Wahl des 
Verkehrsmittels zum Transport von Gütern, aber 
auch im Bereich der privaten Nutzung, zuge­
stimmt werden darf, oder ob nicht durch ord­
nungspolitische Maßnahmen Vorgaben gegeben 
werden müssen. Dies gilt auch für den besonderen 
Einzelfall.

Programm-UVP

Plan-UVP I

UVP zu verschiedenen Straßentypen und ihrem Zusammenwirken (Netzanalyse/-planung)

Projekt-UVP

Abbildung 2
Aufgabenfelder einer umfassenden Prozeß-UVP in der VerkehrsVStraßenplanung mit Bezug auf die räumliche Gesamtpla­
nung
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I. VERKEHRLICHE UNTERSUCHUNG

1. Verkehrliche Analyse eines Verkehrsprojektes (Ausgangsprojekt) 
als Verbindung /.wischen A und B

2. Differenzierung und Bewertung des Verkehrsbedarfs

3. Ermittlung bestehender bzw. Entwicklung neuer infrastruktureller 
und/oder betrieblicher Alternativen zur Deckung des Verkehrsbe­
darfs (Altemativprojekte)

4. Ermittlung der verkehrlichen Wirkungen der Altemativprojekte

5. Bewertung der Alternativprojekte und Ermittlung der Wirkungen 
auf das Ausgangsprojekt

6. Auswahl der unter Umweltaspekten zu untersuchenden Verkehrs­
projekte

n . VERGLEICHENDE RISIKOEINSCHÄTZUNG DER UMWELTEF­
FEKTE

1. Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der raum wirksamen Um­
welteffekte des Ausgangsprojektes

2. Ermittlung. Beschreibung und Bewertung der raumwirksamen Um­
welteffekte der Altemativprojekte

3. Vergleich der raumwirksamen Umwelteffekte des Ausgangprojek­
tes und der Alternativprojekte

4. Ermittlung der umweltverträglichsten Möglichkeiten zur Deckung 
des Verkehrsbedarfs

ffl. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE

1. Zusammenfassende Darstellung der verkehrlichen Untersuchung

2. Zusammenfassende Darstellung der Risikoeinschätzung der Um­
welteffekte

3. Vorschläge zur Realisierung der umweltverträglichsten Verkehrs­
projekte unter besonderer Berücksichtigung der Verknüpfung der 
verschiedenen Verkehrsträger

Abbildung 3
Struktur der Vorgehensweise für eine UVP zu alternativen Verkehrsträgern

UV? zu raumordnungspolitischen Leitbildern/ 
Programmen

Hier gilt es zu hinterfragen, ob die raumordneri­
sche Konzeption der räumlichen Verteilung der 
Grundfunktionen Arbeiten, Wohnen, Bildung,

Freizeit, Ver- und Entsorung etc., wie sie in den 
letzten Jahren propagiert und umgesetzt wurde, 
unter Umweltgesichtspunkten richtig war. 
Zwangsläufig hatte die Konzentration bestimmter 
Grundfunktionen, räumlich getrennt von anderen 
(z.B. Gesamtschule, Einkaufszentren, Zentralver-
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waltung), erhebliche Konsequenzen für den Ver­
kehr zwischen diesen Funktionen. Diese ülE . ver­
fehlte Raumordnungspolitik wurde auch noch von 
der Stillegung von Bahnstrecken und sonstigen 
öffentlichen Verkehrsmitteln begleitet Diese öko­
nomisch begründeten Sparmaßnahmen förderten 
selbstverständlich den individuellen Güter- und 
Personenverkehr über die Straße.

Es müssen hier erneute Überlegungen für ein auch 
unter verkehrlichen Gesichtspunkten umwelt­
freundliches Raumnutzungskonzept angestellt 
werden, das durch eine verbesserte Raumstruktur 
überflüssige Mobilität reduziert Eine Vorausset­
zung dazu ist, daß die verschiedenen Kompeten­
zen, also Raumordnung, Verkehr und Umwelt, zu 
einem echten integrativen Ansatz zusammenfin­
den. Eine integrativ erarbeitete Raumordnungs­
konzeption kann und muß die Vorgaben für z.B. 
die Straßenplanung im einzelnen leisten.

UVP zu verschiedenen Verkehrsträgern

Vielleicht ebenfalls aus Gründen verschiedener 
Zuständigkeiten wurden bislang die einzelnen 
Verkehrsträger immer isoliert voneinander be­
trachtet, so auch bei der UVP. Grundsätzlich kön­
nen jedoch ganz andere Ergebnisse erwartet wer­
den, wenn z.B. die Straße im Vergleich zur Schiene 
gesehen wird. Bezieht sich dabei der Vergleich nur 
auf generelle Fragen, wie z.B. den Energiever­
brauch und betriebsbedingte Auswirkungen, wird 
die Schiene im Vorteil sein.

Bei der Betrachtung der raumwirksamen Umwelt­
effekte zeigt sich, daß es immer auf den jeweiligen 
Einzelfall ankommt. Wie ein Untersuchungspro­
gramm für den Vergleich raumwirksamer Um­
welteffekte von alternativen Verkehrsprojekten 
aussehen kann, zeigt Abb. 3. ^

UVP zu verschiedenen Straßentypen und ihrem 
Zusammenwirken

Im Verlauf der letzten Jahrzehnte sind entspre­
chend der Zuständigkeit für das jeweilige Straßen­
netz (Bundes-, Landes-, Kreis- und Gemeinde­
straßen) vielfach unabhängig voneinander Planun­
gen entwickelt und Projekte realisiert worden. Aus 
der Sicht der Umweltbelastungen kann in diesem 
Zusammenhang die These vertreten werden, daß 
der Problemdruck nicht allein durch Großprojek­
te (z.B. Bundesautobahnen) erzeugt wird, sondern 
zunehmend durch die Vielzahl von Kleinprojek­
ten. So ist beispielsweise die anlagebedingte Wir­
kung der Zerschneidung und Verkammerung tie­
rischer Lebensräume (eines der zentralen Proble­
me) bekanntlich weitgehend unabhängig vom Ver­
kehrsaufkommen.

Es gilt folglich, eine Art "Flurbereinigung" im be­
stehenden Verkehrs-, insbesondere Straßennetz 
hinsichtlich der verkehrlichen Auslastung, aber 
auch unter Umweltgesichtspunkten einzuleiten.

Ziel ist es zJJ., ein Straßennetz zu entwickeln, das 
zu einer spürbaren Entlastung der durch Straßen- 
bauZ-verkehr inner- und außerorts verursachten 
Umweltbelastungen führt. Gleichzeitig müssen 
selbstverständlich die verkehrlichen Belange Be­
rücksichtigung finden.

Ansatzpunkte für eine derartige Netzkonzeption 
sind die Bündelung und der Rückbau von Straßen, 
aber auch - wo unbedingt zwingend - der Aus- bzw. 
Neubau von Straßen in weniger empfindlichen Be­
reichen. Einen Vorschlag für ein entsprechendes 
Netzanalyse-/-planungsprogramm zeigt Abb. 4.

UVP zu Linien Varianten und zur Optimierung 
ausgewählter Varianten

Erst an dieser Stelle setzt die Projekt-U VP ein, wie 
sie per Gesetz vorgeschrieben und mit dem vorge­
schriebenen Regelwerk (vgl. praktiziert
wird: es sind die jeweiligen Beiträge zum Linien- 
bestimmungs-ZRaumordnungsverfahren und dem 
Planfeststellungsverfahren. Welche inhaltlichen 
und methodischen Erfahrungen im einzelnen mit 
dem Instrumentarium gewonnen wurden und wel­
che Anforderungen daraus abgeleitet werden 
müssen, ist an anderer Stelle beschrieben. ^

Zusammenfassung:

Abschließend kann zusammengefaßt werden:

• Die derzeitige Praxis der UVP auf Projektebe­
ne zu Straßenbauvorhaben in der BRD ist in­
strumenteil, also was die Inhalte und Methoden 
der Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) an­
belangt, weitgehend perfektioniert. Es besteht 
hier eher die Gefahr einer zu technokratischen 
Umgangsform mit den bestehenden Orientie­
rungshilfen (vgl (5V 6>).

• Es muß diesbezüglich betont werden, daß nicht 
administrative Anforderungen alleine (z.B. 
Quantifizierbarkeit, Bilanzierungen, Kurzdar­
stellungen), sondern auch sachliche Vorausset­
zungen (Komplexität und Werlsetzungen des 
Tatbestandes) die Inhalte Und Methoden einer 
UVS bestimmen.

• Die Projekt-UVP wird den neuen Herausfor­
derungen einer wachsenden Mobilität, einer 
entsprechenden Nachfrage nach Verkehrsmit­
teln und eines zunehmendem Straßenverkehrs 
bzw. -baus nicht mehr gerecht.

• Eine auf Umweltvorsorge ausgerichtete Ver­
kehrspolitik muß durch verkehrsträgerüber- 
greifende und großräumige, also integrative 
UVP-Konzepte, d.h. um die Programm- und 
Plan-UVP, ergänzt werden.

• Sollte eine derartige inhaltliche und räumliche 
Aufwertung der UVP, z.B. auch mit der Fort­
schreibung der Gesetzesgrundlagen, nicht ge­
lingen, wird der Projekt-UVP-Stempel den Ali­
binimbus wohl kaum verlieren.
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I. V erkehrs-/S traßennetzanalvse II. L'mweltanalyse

1 Aufnahme aller bestehenden 1 Ermittlung der Umwelteffek-
Straßen im Untersuchungsge- te der verschiedenen Stra-
biet ßentypen im Untersuchungs­

gebiet
Kategorisierung der Straßen
nach Funktionen Risikoeinschätzung der Um­

weltprobleme
3. Ermittlung der Verkehrsbela-

stungen 3. Zusammenstellung von 
Dringlichkeiten zur Lösung 
von Umweltproblemen

III. E ntw urf einer S traßennetzkonzeption zur Reduzierung bestehender 
U m w eltbelastungen

1 Vorschlag für eine umweltverträgliche Netzumgestaltung

1.1 Möglichkeiten zur Verlagerung von Verkehrsströmen

1.2 Änderung oder Kategonsierung von Straßen

1.3 Bündelung von Straßen

1.4 Neuhau / Aushau von Straßen

1.5 Rückhau von Straßen

2 Hinweise zu Kompensationsmaßnahmen für Umweltprobleme im 
verbleibenden bzw neu entstehenden Netz

3 Quantitative / qualitative Umweltbilanzen vor und nach der Netzge­
staltung

Abbildung 4
Vorgeschlagenes Arheitsprogramm für eine Plan-UVP zum Netzplan Straße
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Naturschutzfachliche Mindestanforderungen an Um­
weltverträglichkeitsstudien vor dem Hintergrund von 
Planungsbeschleunigungen
Klaus Müller-Pfannenstiel und Arnd Winkelbrandt

Problemstellung: Verhältnis Umweltverträglich- 
keitsprüfiing (UVP) - Eingriffsregelung nach § 8 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

Grundlage der Darstellung "Mindestanforderun- 
gen an Umweltverträglichkeitsstudien (UVS) vor 
dem Hintergrund von Planungsbeschleunigungen" 
ist die Standortbestimmung
— der rechtlichen Verankerung von naturschutz­

fachlichen Belangen
— des Verhältnisses der UVP zur Eingriffsrege­

lung (d.h. von § 6 Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UV- 
PG) zu § 8 BNatSchG)

sowie die Diskusssion der letzten Monate über 
Planungsbeschleunigung mit dem Ziel, Verfahren 
zu verkürzen, aber materielle Inhalte der Fachge­
setze zu erhalten.
Die materiellen Anforderungen und Bewertungs­
maßstäbe zur Bewertung der Umweltverträglich­
keit leiten sich aus den einschlägigen Fachgesetzen 
für die jeweiligen Schutzgüter ab (§§ 11,12 und 20 
UVPG).
Die Beschränkung auf die naturschutzfachlichen 
Mindestanforderungen in diesem Beitrag sollte 
nicht als Konterkarierung der die Fachgesetze 
übergreifenden, breitangelegten UVP verstanden 
werden, sondern als Versuch einer Vertiefung ei­
nes gewichtigen Belanges.
Die Verankerung der naturschutzfachlichen Be­
lange im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
die für die Bewertung der Umweltverträglichkeit 
heranzuziehen sind, weist aber auch auf die inhalt­
liche und planerische Verknüpfung der UVP mit 
dem Instrument des BNatSchG, der Eingriffsrege­
lung (§ 6 UVPG Abs. 3 Nr. 3), aus der sich die 
Orientierungswerte zur Beurteilung von Eingrif­
fen in Natur und Landschaft ableiten lassen.
Die gemeinsame Methodik der Instrumente UVP 
und Eingriffsregelung liegt in der Prognose der 
Wirkfaktoren des Vorhabens, der Auswirkungen 
auf die Schutzgüter nach dem UVPG und der 
Wert- und Funktionselemente nach dem BNat­
SchG. Um die Schutzgüter sowie die Kategorien 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und Land­
schaftsbild (§ 8 BNatSchG) für die Eingriffsbe­
stimmung operabel zu machen, sind die Schutz­
güter in Wert- und Funktionselemente zu zerlegen 
(vgl. Arbeitsgruppe Eingriffsregelung ARGE,

1988 S. 5ff).
Die Instrumente UVP und Eingriffsregelung ge­
hen dabei j edoch von unterschiedlichen Prinzipien 
aus (vgl. ARGE 1988 S. 20 f u. BREUER 1991):

UVP:
Der Anhang zu § 3 des UVP-Gesetzes enthält 
einen Katalog von Vorhaben, für die bei Errich­
tung, Betrieb, Stillegung, Beseitigung oder Ände­
rung UVP-Pflicht, hauptsächlich bei der Zulas­
sung von Vorhaben, besteht. In den in den §§15 
bis 17 des UVPG genannten Fallen fordert das 
Gesetz bereits eine UVP in den der Planfeststel­
lung vorgelagerten Verfahren, u.a. den Raumord­
nungsverfahren bei Neu- und Ausbau von Bundes­
wasserstraßen (§§ 13 u. 14 Bundeswasserstraßen­
gesetz (WaStrG), bei Bahntrassen, Bahnstromlei­
tungen usw. (§ 36 Bundesbahngesetz (BbG) sowie 
bei Linienbestimmungsverfahren für Bundesfern­
straßen (§ 16 Bundesfemstraßengesetz (FStrG). 
Das führt zu einer gestuften UVP:
— zum Raumordnungsverfahren, Linienbestim­

mungsverfahren sowie
— zum Planfeststellungsverfahren (vgl. PLA­

NUNGSGRUPPE ÖK OLO GIE + UM ­
WELT 1988 u. SPORBECK 1990).

Die Angaben zur Erheblichkeit und Nachhaltig­
keit von Beeinträchtigungen sowie die Beschrei­
bung von Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen im Sinne des § 6 (Abs. 3 Nr. 3) des 
UVPG sind daher auch entsprechend dem inhalt­
lichen und maßstäblichen Konkretisierungsniveau 
der Planungsebenen abzuarbeiten.

Eingriffsregelung:

Die Eingriffsregelung mit dem planerischen Bei­
trag des landschaftspflegerischen Begleitplans 
(LBP) ist entgegen der UVP nicht nur ein fachli­
ches Eignungsurteil im Rahmen eines quasi" Vor­
prüfverfahrens", sondern steht zentral im Ent­
scheidungsprozeß. Nicht ein Vorhabenkatalog wie 
im § 3 UVPG, sondern ein durch ein Vorhaben 
ausgelöstes Auftreten erheblicher oder nachhalti­
ger Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes 
erfordert die Anwendung der Eingriffsregelung. 
Neben der Prognose von Beeinträchtigungen ent-
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wickelt die Eingriffsregelung als integraler Be­
standteil von Zulassungsverfahren Rechtsfolgen 
im Rahmen:
— der Entscheidung über die Zulässigkeit des 

Eingriffes nach Abwägung mit den Belangen 
von Naturschutz und Landschaftspflege,

— der Festlegung von Maßnahmen:
-  zur Vermeidung,
-  zum Ausgleich und
-  zum Ersatz.

Der Schnittstelle zwischen UVP und Eingriffsre­
gelung mit ihren jeweiligen Fachbeiträgen UVS 
und LBP entsteht aus:
— der Abstimmungsnotwendigkeit der beiden In­

strumente,
— der unterschiedlichen Tragweite und Stellung 

im Entscheidungsprozeß,
— der Planungseffizienz sowie
— der Formulierung von naturschutzfachlichen 

Anforderungen aus der Zielsetzung der Ein­
griffsregelung heraus an die UVP, insbesonde­
re unter dem politischen Primat der Planungs­
beschleunigung.

In der UVS müssen daher die Erheblichkeit und 
Nachhaltigkeit von Beeinträchtigungen, die Ver­
meidungsmöglichkeiten sowie die Ausgleichbar- 
keit als Programmpunkte konkret vorbereitet wer­
den, um in den LBP integriert werden zu können.

Aus dem Vorgenannten heraus gliedert sich der 
Beitrag nach folgenden Schwerpunkten:
1. Die in Kraft befindlichen Beschleunigungsge­

setze im Verkehrsbereich und die Abweichun­
gen vom allgemeinen Planungsrecht.

2. Die Frage, ob in den Regelwerken der Straße 
und Schiene naturschutzfachliche Anforderun­
gen formuliert sind bzw. die naturschutzfachli­
chen Anforderungen im Rahmen der Verkehrs­
projekte Deutsche Einheit umgesetzt werden.

3. Die naturschutzfachlichen Mindestanforde­
rungen anhand der Zielsetzung der Planungs- 
ebenen/-stufen der UVS.

4. Die inhaltlich-methodischen Anforderungen 
an die Wirkungsprognose.

5. Die Formulierung von erfassungs-, bewertungs- 
und darstellungsmethodischen Anforderun­
gen, die aus der Sicht von Naturschutzbehörden 
die Nachvollziehbarkeit und somit schnelle 
Prüfbarkeit sicherstellen sollen.

1. Gesetze zur Planungsbeschleunigung von Ver­
kehrswegen

Das seit Dezember 1991 in Kraft getretene Ver­
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz (BG­
BL 1991, Nr. 65) mit dem Ziel der Beschleunigung 
von Planungen des Baus und der Änderung von:
I. Verkehrswegen der Bundeseisenbahn
II. Bundesfernstraßen und Bundeswasserstraßen 
HI. Verkehrsflughäfen
IV. Straßenbahnen

gilt in den Bundesländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen sowie zwischen diesen Län­
dern und den nächsten Knotenpunkten des 
Hauptverkehrsnetzes des übrigen Bundesgebietes 
(§ 1 Abs.l). Bis auf Verkehrswege der Bundes­
eisenbahnen (hier Ende 1999) läuft die Geltungs­
dauer Ende 1995 ab.

Eine Verkürzung der Planungszeiträume soll da­
durch erzielt werden, daß:
— die Fristen für die Auslegung der Pläne, die 

Erörterung und die Stellungnahme von betrof­
fenen Behörden verkürzt werden (§ 3),

— Planfeststellungsbeschlüsse unter besonderen 
Voraussetzungen durch Plangenehmigungen 
ersetzt werden können (§ 4),

— das verwaltungsgerichdiche Verfahren auf eine 
Instanz beschränkt wird (§ 5)

— und Klagen keine aufschiebende Wirkung ha­
ben (§ 5).

Daher ergeben sich wesentliche Abweichungen 
des Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgeset­
zes vom allgemeinen Planungsrecht; diese liegen 
in:
— der o.g. Geltungsdauer sowie dem gegenständ­

lich und räumlich beschränkten Anwendungs­
bereich,

— der Linienbestimmung durch den Bundesmini­
ster für Verkehr (BMV) (hier auch für Bundes­
eisenbahnen) ohne Einvernehmen mit den an­
deren Bundesministerien,

— der Benehmensherstellung mit den zuständi­
gen Landesplanungsbehörden im Rahmen der 
Linienbestimmung innerhalb von 4 bzw. 6 Mo­
naten,

— der Anwendung der §§ 15, 16 UVPG mit der 
Maßgabe, daß die Öffentlichkeitsbeteiligung 
erst im nachfolgenden Planfeststellungsverfah­
ren stattfindet,

— der Freistellung der Durchführung von Raum­
ordnungsverfahren,

— der Einführung von Fristen für die Auslegung, 
Erörterung und Einholung von Stellungnah­
men sowie der Beschränkung der Erörterung 
(§ 3).

Zur Verwirklichung der seit Beschluß des Bundes­
kabinetts vom 9. April 1991 verabschiedeten 17 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (vgl. BMV
1991) sieht die Bundesregierung neben dem Ver­
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz zur 
weiteren Verkürzung von Planungszeiträumen 
auch Investitionsmaßnahmengesetze vor. Im Rah­
men der Investitionsmaßnahmengesetze können 
die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit als Gesetz 
verabschiedet werden. Hier ersetzt ein Bundesge­
setz die herkömmlichen Verfahren des Planungs­
rechts. Die sich bisher als sinnvoll erwiesenen 
Verfahrenselemente werden in der Regel den Ge­
setzgebungsverfahren vorgeschaltet. Das Gesetz­
gebungsverfahren im Bundestag und Bundesrat
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ersetzt quasi das Planfeststellungsverfahren.

Mit den in diesen beiden Gesetzen vorgesehenen 
Verfahrensänderungen werden Verkürzungen der 
Planungszeiträume auf 4 -5  Jahre angestrebt. Die 
Planungszeiträume in den alten Bundesländern 
waren aus diversen Gründen auf 1 0 -2 0  Jahre 
angewachsen. Die Gründe hierfür liegen jedoch 
nicht in den umweltfachlichen Anforderungen an 
UVS und LBP begründet.

Neben dem modifizierten Genehmigungsverfah­
ren für die Verkehrswege in den fünf neuen Bun­
desländern wird im Bundestag derzeit der Ent­
wurf eines Gesetzes zur Vereinfachung der Pla­
nungsverfahren für Verkehrswege (Planungsver­
einfachungsgesetz; vgl. BR-Drucksache 756/92) 
für das übrige Bundesgebiet diskutiert, welches 
sich vom Grundsatz her an das Verkehrswegepla­
nungsbeschleunigungsgesetz anlehnt.

Die genannten Gesetze für Verkehrswege zielen 
auf die Verkürzung von Planungsverfahren ab, die 
materiellen Inhalte des UVPG und der anderen 
Umweltfachgesetze bleiben im Prinzip unberührt. 
Trotz des politischen Ziels der Verfahrensverkür­
zung soll es nicht zu materiellen Einschränkungen 
bei der Berücksichtigung der Umweltbelange 
kommen, sondern die Umweltbelange sollen mit 
ihrem objektiven Gewicht in die Planungsverfah­
ren eingebracht werden. Daher dürfen an den In­
halten und damit im Prinzip auch am Zeitrahmen 
von Umweltverträglichkeitsstudien keine Abstri­
che vorgenommen werden.

Trotz der Anerkennung der erforderlichen Ver­
kürzung von Planungszeiträumen ist aus unserer 
Sicht eine umfassende und frühzeitige Beteiligung 
sowie eine vollständige Berücksichtigung der Be­
lange der Öffentlichkeit und der Vorgaben der 
Fachbehörden sicherzustellen, weil sie wesentlich 
zur Entscheidungssicherheit beitragen.

Weitere Beschleunigungseffekte zeitlicher Art las­
sen sich in der Vorbereitung von Verfahren aber 
nur durch die frühzeitige Erarbeitung einer UVS 
und der Vertiefung des iterativen Planungsprozes­
ses zwischen technischer Planung und UVS/LBP- 
Gutachten erzielen. Defizite und Gründe für die 
Ausdehnung von Planungszeiträumen liegen auch 
in der mangelnden Professionalität und Effizienz 
von Verwaltungshandeln, teilweise durch politi­
sche Einflußnahmen oder auch im Widerstand der 
Vorhabensträger gegen die Offenlegung aller Pla­
nungsunterlagen und der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Fachbehörden.

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist dabei auf den 
zeitlichen Mindestbedarf für Geländeuntersu­
chungen und die fachlich zwingenden frühzeitigen 
Vergaben von floristischen sowie tierökologischen 
Untersuchungen hinzuweisen. Diese Grundlagen­
erfassungen sind über mindestens zwei vollständi­
ge Vegetationsperioden im Rahmen der UVS zur 
Linienfindung und mindestens eine weitere Vege­

tationsperiode bei der UVS/LBP der Entwurfsbe­
arbeitung durchzuführen (vgl. SUKOPP 1982; 
GERKEN u.a. 1990 u. RECK, KAULE 1992).

Das politische Ziel der Verkürzung auf Planungs­
zeiträume von 4-5 Jahren kann bei Zugrundele­
gung der Verfahrensänderungen des Verkehrs­
wegeplanungsbeschleunigungsgesetzes nur er­
reicht werden, wenn Verwaltungen professioneller 
handeln, Planungszeit in den o.g. Grenzen durch 
erhöhten Planungsaufwand und -kosten ersetzt 
wird.
Ansonsten wäre Planungsbeschleunigung gleich­
zusetzen mit: schneller, billiger und schlechter, 
was aus naturschutzfachlicher und rechtlicher 
Sicht nicht tragbar ist. Möglich ist aber, eine glei­
che Qualität der UVS und damit Rechtssicherheit 
im Verfahren zu erreichen, wenn der Zeitgewinn 
über einen erhöhten Aufwand (Kosten) erzielt 
wird.
Im Rahmen dieses Beitrages wird auf eine Stel­
lungnahme zu den Abweichungen der o.g. Gesetze 
vom allgemeinen Planungsrecht verzichtet, es sei 
hier aber auf folgende Stellungnahmen hingewie­
sen (VIEBROCK 1991 u. GAßNER, GROTH, 
SIEDERER 1991).

Im folgenden Kapitel werden die Ergebnisse einer 
Auswertung der bestehenden Regelwerke der 
Straße und Schiene zur Durchführung von Um­
weltverträglichkeitsstudien vorgestellt. Die Analy­
se bezieht sich auf die Fixierung und Konkretisie­
rung von materiellen Inhalten (hier: naturschutz­
fachliche Inhalte) und die Formulierung von Pro­
grammvorgaben für den Vollzug der Eingriffsre­
gelung im Rahmen der Iinienfindung von Ver­
kehrswegen.

2. Naturschutzfachliche Inhalte von Regelwerken 
und Richtlinien für die Durchführung von Um­
weltverträglichkeitsstudien

Im Zusammenhang mit dem politischen Ziel der 
P1aniingshp.srJilp.unigiing durch die Kürzung von 
Fristen förmlicher Verfahren unter Beachtung der 
materiellen Inhalte der Umweltgesetze sind fol­
gende Fragen zu stellen:
— Wo sind die materiellen Inhalte des § 2 UVPG 

fixiert ?
— Inwieweit werden naturschutzfachliche Inhalte 

konkretisiert bzw. umgesetzt?

Im Rahmen der Beantwortung wird aufgezeigt, ob 
und wie die Vorgaben im Sinne des § 2 UVPG, 
nämlich "die Auswirkungen auf die Schutzgüter: 
Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft 
und Klima, Landschaft und Kultur- und Sachgüter 
sowie deren Wechselwirkungen", im Rahmen der 
Regelwerke und Richtlinien der Straße und Schie­
ne dargelegt sind und ob Programmvorgaben für 
den LBP formuliert werden, die den Vollzug der 
Eingriffsregelung vordenken. In einem zweiten 
Schritt wird das Ergebnis der Umsetzung der 
'Ökologischen Anforderungen an Verkehrspro­
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jekte - Verwirklichung deutsche Einheit’ (vgl. 
BMU u. BMV 1992) vorgestellt, die der Bundes­
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi­
cherheit (BMU) und der BMV gemeinsam für die 
Erarbeitung der Umweltverträglichkeitsstudien 
zu den Verkehrsprojekten Deutsche Einheit (vgl 
BMV 1991) erlassen haben.
Die synoptische Auswertung der Regelwerke und 
Richtlinien wird nur in verkürzter Form darge­
stellt, bei der Auswertung der ‘Ökologischen An­
forderungen an Verkehrsprojekte’ wird neben 
einer kurzen Gesamteinschätzung auch auszugs­
weise die Auswertung der Umweltverträglich­
keitsstudien von zwei Projekten vorgestellt, die 
denselben Naturraum betreffen.
Die Analyse der Regelwerke und Richtlinien der 
Straße und Schiene sowie der Verkehrsprojekte 
Deutsche Einheit beschränkt sich auf die UVS zur 
Linienfindung.

Die Tabelle 1 stellt die Auswertung
— der inhaltlichen Konkretisierung der Schutzgü­

ter sowie deren Erfassung und Bewertung,
— der zu erfassenden Wirkfaktoren des Vorha­

bens,
— der methodischen Vorgaben für die Beurtei­

lung der Auswirkungen / Beeinträchtigungen
— und der Bearbeitungsmaßstäbe 
dar

Die tabellarische Aufbereitung zeigt deutlich, daß 
die Regelwerke vor und selbst nach Inkrafttreten 
des UVPG’s die naturschutzfachlichen Inhalte
— der planungsebenen- und landschaftsraumbe­

zogenen Auswahl von Erfassungsparametern 
der Schutzgüter,

— der Erfassung relevanter Wirkfaktoren und
— der Methodik zur Beurteilung von Auswirkun­

gen / Beeinträchtigungen

unzureichend konkretisieren.

Hierin liegt einer der Gründe für die starke 
Schwankungsbreite der Qualität und des ‘Standes 
der Tbchnik’ von Umweltverträglichkeitsstudien, 
wie z.B. der unzureichenden Berücksichtigung von 
tierökologischen Beiträgen (vgl. RIECKEN 1990 
u. KLEINSCHMIDT 1991).
In den ausgewerteten Regelwerken sind grund­
sätzliche Programmvorgaben im Sinne der Anfor­
derungen des UVPG (§ 6 Abs. 3) und der Ein- 
griffsregelung enthalten. Diese werden in den Um­
weltverträglichkeitsstudien zumeist in Form von 
pauschalen Textbausteinen von UVS zu UVS mit­
geschleppt und nicht, was zur Umsetzung von § 6 
Abs. 3 UVPG sowie von § 8 BNatSchG notwendig 
wäre, baukilometer- und eingriffsbezogen umge­
setzt (z.B. über die Benennung der Länge von Auf­
ständerungen oder Brückenaufweitungen, über 
die Verschiebung der Linienführung sowie über 
Lärmschutz für Brutvogelhabitate).
Ein weiteres wichtiges Argument für den teilweise 
schlechten ‘Stand der Tbchnik’ von Umweltver­

träglichkeitsstudien ist, daß bisher im wesentli­
chen der Verursacher Regelwerke und Richtlinien 
erstellt und die Inhalte und die Methodik be­
stimmt hat. Damit formuliert der Verursacher un­
ter anderem auch, worin naturschutzfachliche An­
forderungen bestehen. Regelwerke gelten aber 
nur für Regelfälle, die tatsächlichen Untersu­
chungsnotwendigkeiten können nur naturraumbe­
zogen und somit im Einzelfall festgelegt werden. 
Daher verdeutlicht die synoptische Auswertung 
auch die Notwendigkeit der frühzeitigen Beteili­
gung von Naturschutzbehörden im Rahmen des 
Scopings sowie die Stellung des Scopings als itera­
tivem Bestandteil des Planungsprozesses (vgl Ab­
bildung 1 auf Seite 50).
Die ökologische Beurteilung von Verkehrswege­
korridoren, Hochgeschwindigkeitsstrecken der 
Deutschen Bundesbahn (vgl. BMU 1991), die 
Ökologischen Anforderungen an Verkehrsprojek­
te (vgl. BMU u. BMV 1992) und die Ergänzenden 
Hinweise des BMV (1992) zu den Ökologischen 
Anforderungen an Verkehrsprojekte zeigen die 
fachlich zu unterstützende Entwicklung zur pla­
nungsebenen- und problembezogenen Konkreti­
sierung der Erfassungsparameter der Schutzgüter 
zur Beschreibung und Beurteilung der Auswirkun­
gen sowie zur Formulierung von inhaltlich-metho­
dischen Grundanforderungen auf.
Inwiefern die Verwaltungsvorschrift zum UVPG 
eine Konkretisierung bringt, bleibt abzuwarten, da 
auch sie schwerpunktmäßig verfahrensbezogen 
angelegt ist.
Zu begrüßen ist auch die derzeitige Erarbeitung 
eines Merkblattes für die Durchführung von Um­
weltverträglichkeitsstudien im Bahnbau sowie die 
Fortschreibung des Merkblattes zur Umweltver­
träglichkeitsstudie in der Straßenplanung (MUVS 
90).

Die Auswertung der ‘Ökologischen Anforderun­
gen an Verkehrsprojekte - Verwirklichung Deutsche 
Einheit- (vgL BMU u. BMV 1992) anhand einiger 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (8 Bundesau- 
tobahn-(BAB)-Neubauprojekte bzw. Streckenab­
schnitte; 4 Neubaustreckenabschnitte der Bahn 
und 6 Bahnstromleitungen) zeigt:
— Die flächendeckende Erfassung der Schutzgü­

ter, hier insbes. eine Geländebiotoptypenkar­
tierung und tierökologische Untersuchungen, 
wurden nur teilweise umgesetzt (BMU und 
BMV: Ökologische Anforderungen an Ver­
kehrsprojekte: Pkt. II: A., B.).

— Es wurden keine vertieften Untersuchungen 
zur Linienfmdung (Pkt. II: G, E.) durchge­
führt.

— Die inhaltlich-methodischen Anforderungen, 
hier insbes. die baukilometer- und einzelfallbe­
zogene Beurteilung der Erheblichkeit und 
Nachhaltigkeit von Beeinträchtigungen, die 
Vermeidungsmöglichkeiten sowie die Aus- 
gleichbarkeit (Pkt. II: G., F.) wurden nur unzu­
reichend umgesetzt.
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Insgesamt kann eine Rangordnung der Umset­
zung der Ökologischen Anforderungen und der 
Qualität der Umweltverträglichkeitsstudien zu 
den Verkehrsprojekten Deutsche Einheit aufge­
stellt werden:
1. Neubau von Bundesautobahnen,
2. Neubaustrecken der Bahn, Bahnstromleitun­

gen.

Der "Stand der Technik’ von Umweltverträglich­
keitsstudien zu anderen Bundesfemstraßen und 
Ortsumgehungen in den fünf neuen Bundeslän­
dern fallt demgegenüber nochmals deutlich ab.

Verdeutlichen läßt sich die Auswertung der ‘Öko­
logischen Anforderungen an Verkehrsprojekte’ 
am Beispiel und der Gegenüberstellung der Um­
weltverträglichkeitsstudien der Bundesautobahnen 
(BAB)A  73/81 (Thüringer Waldautobahn) und der 
Neubaustrecke der Bahn (NBS) Lichtenfels-Erfurt 
(ebenfalls Querung des Thüringer Waldes): 
Zusammenfassend sind wir der Auffassung, daß 
die Planungsbeschleunigung bei der U VS zur NBS 
Lichtenfels-Erfurt zu materiellen Abstrichen und 
somit zu Einbußen an wichtigen naturschutzfach­
lichen Inhalten geführt hat. Dies liegt aber in der 
dort verfolgten Planungsstrategie begründet, näm­
lich daß neben der frühzeitigen Verfestigung von 
Linienvorstellungen und der Ausscheidung von 
Varianten auf der aus Umweltsicht völlig unzurei­
chenden Informations- und Datengrundlage auf 
der Planungsebene der Raumbedeutsamkeitsan­
alyse (s. Kap 3.1) (UVS: NBS Lichtenfels-Erfurt; 
Korridorfindung) eine Beschränkung auf eine Va­
riante im Bereich der Querung des Thüringer Wal­
des vorgenommen wurde. Im Gegensatz zur UVS, 
BAB A 73/81 wurden im Rahmen der UVS zur 
Linienfindung keine den ‘Ökologischen Anforde­
rungen an Verkehrsprojekte’ entsprechende flä­
chendeckende Biotoptypenkartierung und tier­
ökologische Untersuchungen (Geländeerfassun­
gen) durchgeführt. Ebenso ist die mangelnde 
Nachvollziehbarkeit und damit schlechte Prüfbar­
keit der Bilanzierungen der Auswirkungen auf die 
verschiedenen Schutzgüter sowie der kartographi­
schen Darstellungen herauszustellen.
Der Verzicht des Vorhabenträgers auf die frühzei­
tige Entwicklung von räumlichen Vermeidungs­
maßnahmen durch z.B. die Westunterfahrung des 
Konfliktpunktes Gehrener Feuchtgebiete oder die 
Bündelung der BAB und der NBS vor Einleitung 
des Raumordnungsverfahrens führt zur methodi­
schen Überfrachtung des Raumordnungsverfah­
rens selbst und damit zu zeitlichen Verzögerungen. 
Eine flexible Position, die bereits mögliche natur­
schutzfachliche Forderungen antizipiert hätte, so 
daß frühzeitig reagiert werden könnte, hätte in 
dem Raumordnungsverfahren Zeitgewinn ge­
bracht.

3. Zielsetzung der Planungsebenen /-stufen

Ausgehend von der Auswertung der Regelwerke

und einer planungslogischen Abfolge von Pla­
nungsebenen und -stufen der UVP werden an­
hand der beispielhaft unterlegten Zielsetzung der 
Planungsebenen der UVS zur Linienfindung und 
der UVS / des LBP zur Entwurfserarbeitung na­
turschutzfachliche Mindestanforderungen kon­
kretisiert (Ziele, Analysetypen, Maßstab, Ver­
knüpfung zur Eingriffsregelung).

Im Gegensatz zu den Regelwerken der Straße und 
Schiene ist aus unserer Sicht innerhalb der Pla­
nungsebene der UVS zur Linienfindung eine deut­
liche Stufung in
-  Raumbedeutsamkeitsanalyse und
-  Wirkungsprognose, Variantenvergleich
vorzunehmen. Die Begründung hierfür liegt darin, 
daß sichu.a. aus den verschiedenen Zielsetzungen 
und Untersuchungsraumgrößen dieser Planungs­
stufe unterschiedliche methodische Herangehens­
weisen ableiten.

3.1 Raumbedeutsamkeitsanalyse

Die Raumbedeutsamkeitsanalyse (vgl. MUVS 
1990 ‘Raumempfindlichkeitsanalyse’) erfaßt und 
bewertet die Bedeutung der Schutzgüter gemäß 
UVPG innerhalb des potentiellen Planungsrau­
mes und stellt diese dem Verkehrsprojekt, welches 
zumindest in seiner abstrakten Wirkungsdimen­
sion erfaßt werden sollte, gegenüber. Der Begriff 
Raumbedeutsamkeitsanalyse wird verwendet, da 
auf dieser Planungsstufe noch keine Bewertung 
der Empfindlichkeit als Resultante aus der Beein­
trächtigungsintensität und der spezifischen Kon­
stitution der betroffenen Schutzgüter möglich ist; 
dieses soll sich auch in der Begriffswahl nieder- 
schlagen.
Allerdings kann auch auf dieser Planungsebene 
ausgehend von den betroffenen Naturräumen und 
einer Landschaftstypisierung eine abstrakte Wir­
kungsdimension überschlägig abgeschätzt wer­
den, die teilweise Aussagen zu potentiellen Emp­
findlichkeiten zuläßt. Folgende Kriterien können 
dazu z.B. herangezogen werden:
-  Siedlungsdichte, -Struktur,
-  Verkehrsnetzdichte,
-  Gewässernetzdichte,
-  Bergigkeit, Welligkeit und
-  großräumige klimatische Verhältnisse.

Ziel ist die Identifikation von relativ konfliktar­
men Korridoren / Bereichen sowie von Konflikt­
schwerpunkten.

Im Rahmen einer landschaftsökologischen Analy­
se sowie von Umgebungsanalysen (Bearbeitungs­
maßstab 1:25000 - 50000) sind z.B. für das Schutz­
gut ‘Tiere’ folgende Erfassungsparameter relevant 
(vgL PLACHTER 1989 u. RIECKEN 1992):
-  Erfassung der Struktur und der Anteile von 

Lebensraumtypen innerhalb eines nach land­
schaftsräumlichen Kriterien abzugrenzenden 
Untersuchungsraumes sowie Einbeziehung der
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Größe und Verteilung der Lebensraumtypen 
innerhalb und zu benachbarten Ökosystem­
komplexen,

— Abgrenzung von faunistischen Funktionsräu­
men, über die landschaftsräumliche Zusam­
menhänge der Lebensraumtypen abgebildet 
werden können und

— Erfassung von raumbedeutsamen und groß­
raumbeanspruchenden Tierarten, die sich bei­
spielhaft über die folgende Übersicht verdeut­
lichen lassen (Tabelle 2, vgl. RIECKEN 1992):

Bewertungsmaßstab für die nachfolgenden Pla­
nungsstufen.

32 Wirkungsprognose, Variantenvergleich

Im Anschluß an die Raumbedeutsamkeitsanalyse 
werden in Zusammenarbeit zwischen technischer 
Planung und Umweltplanung konkrete Trassen- 
verläufe entwickelt.
Mit der Konkretisierung der technischen Planung 
muß neben der Raumbedeutsamkeit der Wert- 
und Funktionselemente von Natur und Landschaft 
vor allem auch die Wirkungsdimension Eingang

Thbelle 2
Lebensräume und Biotope großnt um beanspruchender Tierarten

Mittelfeuchte Laub- und Mischwälder Mammalia: z.B. Luchs, Wildkatze

Aves: z.B. Auerhuhn, Schwarzstorch, 
Rauhfußkauz, Schwarzspecht

Röhrichtbestände Aves: z.B. Rohrdommel, Rohrschwirl, Sumpf­
ohreule, Rohr- und Wiesenweihe (im Verbund 
mit großflächigen Grünlandkomplexen als 
Jagdrevier)

Moore in Verbindung mit naturnahen 
Streuwiesen

Aves: z.B. Birkhuhn (Nahrungshabitat, Balz­
platz).

Für den Schutzgutkomplex Landschaftsbild und 
die Schutzgutkomponente der Oberflächenform 
sind auf dieser Makroebene z.B. folgende Elemen­
te und Parameter zu erfassen:
— Bestimmung der Eigenart großräumiger Land­

schaften, wie tertiäre Hügelländer, Mittelge­
birge und Urstromtäler mit dem sichtbaren 
geomorphographischen Formeninventar:
-  der Streichrichtung der Gebirge,
-  der typischen Talausbildungen,
-  der durchschnittlichen Geländehöhen sowie
-  der Fließrichtung und Morphologie von 

Flüssen.

Die Raumbedeutsamkeitsanalyse ist damit aus der 
Sicht der Eingriffsregetung insbesondere für die 
Vermeidung von Beeinträchtigungen durch Korri­
dorwahl relevant. Es sollten auch erste Erwägun­
gen bezüglich möglicher Trassierungselemente 
(Brücke, Tünnel etc.), also hinsichtlich der Ver­
meidung durch technische Modifikationen, statt- 
finden. Über die Darstellung der Konfliktschwer­
punkte ist bereits frühzeitig auf einen besonderen 
Untersuchungsbedarf im Rahmen des Varianten­
vergleichs hinzuweisen. Darüber hinaus ist durch 
den größeren räumlichen Umgriff des Untersu­
chungsraumes als beim Variantenvergleich die 
Raumbedeutsamkeitsanalyse auch relevant als

finden. In den Variantenvergleich fließen deshalb 
neben umweltbezogenen Arbeitsschritten auch 
projektbezogene Inhalte ein, wie die potentiellen 
Wirkungen des Baues, der Anlage und des Betrie­
bes des Verkehrsprojektes. Diese sind in den Ar­
beitsschritten zu berücksichtigen, um die Auswir­
kungen auf die Schutzgüter beurteilen zu können. 
In der Bewertung der Betroffenheit und ableitend 
der Empfindlichkeit sind folgende Fragestellun­
gen zu beantworten: wie?, wo?, wann? sind welche 
Schutzgüter betroffen (vgl. SUKOPP 1982 u. 
GASSNER, WINKELBRANDT 1990, S. 51 f)). 
Ziel ist die Auswahl der Variante mit den gering­
sten Beeinträchtigungen der Schutzgüter in ihren 
Wert- und Fünktionselementen.

Die Erfassung und Bewertung der Empfindlich­
keit der Schutzgüter ist im Rahmen des Varianten­
vergleichs (Maßstab 1:5000 - 10000) anhand von 
Standortanafysen (z.B. Bodentypen, Bodenfilter­
funktionen; Grundwasserflurabstände, -deck- 
schichten), Strukturanalysen (z.B. Habitatdiversi- 
tät, horizontale und vertikale Raumstrukturen) so­
wie artenbezogenen Analysen (Indikator-/Zielar- 
ten) durchzuführen (vgl. PLACHTER 1989).

Bei der Wirkungsprognose und Bewertung sind 
für jede Eingriffssituation
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— der Wirkfaktor und
— die Beeinträchtigung des betroffenen Schutz­

gutes

sowohl in ihrer Sach- als auch in ihrer Wertdimen­
sion zu erfassen und darzustellen (vgl. BMU u.
BM V 1992: H Pkt. F, G).

Die Auswahl der Erfassungsparameter für die
Wirkungsprognose hat sich
a) an den landschaftsräumlichen Charakteristika 

sowie
b) an der spezifischen Empfindlichkeit der 

Schutzgüter sowie den spezifischen Wirkfakto­
ren des Projektes

auszurichten.

tor Lärm  durch den Betrieb von Hochgeschwin­
digkeitsstrecken der Bahn für die Beurteilung der 
Verlärmung von Tierlebensräumen lärmempfind­
liche Tierarten heranzuziehen und zu erfassen, die 
z.B. während der Balz- und Brutzeit gestört wer­
den, sowie Fledermäuse und Eulen (sofern diese 
in dem betroffenen Landschaftsraum repräsen­
tiert sind), die durch Lärm in der Orientierung und 
Beutesuche behindert werden.
Die Auswirkungen der Zerschneidung von Tierle­
hensräumen lassen sich für den Biotoptyp der ex­
tensiv genutzten Grünländer und Heiden im Ver­
bund mit verschiedenen Biotoptypen u.a. durch 
folgende Tierartengruppen indizieren (Thbelle 3, 
vgL RECK EN  1992, S. 118):

Ihbelle 3
Indikatoren für die Zerschneidung von Tierlebensräumen - dargestelli am Beispiel extensiv genutzter Grünländer und Heiden

Wirkfaktor Lebensraumtyp Tierartengruppe

Zerschneidung großflächiger 
extensiv genutzer Grünländer 
und Heiden

Grünländer und Heiden 
im Verbund mit 
- offenen Wasserflächen

Amphibien
Libellen

Grünländer und Heiden 
im Verbund mit 

Ufern und Röhrichten

Vögel

Grünländer und Heiden 
im Verbund mit 
- Grünlandsäumen und Wald­

rändern

lägfalter

Grünländer und Heiden 
im Verbund mit 

Wäldern

Reptilien

Die Beurteilung der Auswirkungen z.B. auf Tier- 
arten/-gruppen läßt sich nur indikatorisch über die 
Auswahl wirkfaktorspezifischer Indikatorarten 
bestimmen, die innerhalb von verschiedenen Le­
bensraumtypen besiedlungsbestimmende Fakto­
ren repräsentieren (vgl RIECKEN1992, S. 39 ff). 
Die planungsebenenbezogene Auswahl von rele­
vanten Tierarten und -gruppen hat daher neben 
artenschutzbezogenen Parametern sowie der Re­
präsentanz für bestimmte Naturräume und Le­
bensraumtypen auch aufgrund der Empfindlich­
keit gegenüber den Wirkfaktoren des Projektes zu 
erfolgen. Dies gilt insbesondere für Wirkfaktoren, 
die nicht bereits über andere Schutzgüter (z.B. 
Pflanzen) hinreichend abgebildet werden und in 
ihren Auswirkungen beurteilbar sind (z.B. Lärm- 
und Zerschneidungseffekte).
Beispielsweise sind ausgehend von dem Wirkfak-

Der Variantenvergleich stellt die wichtigste zu­
sammenfassende Entscheidungsgrundlage für die 
Vermeidung von Beeinträchtigungen durch geeig­
nete Standortwahl dar. Gleichzeitig müssen hier­
bei aber auch technische Vermeidungsmöglichkei­
ten und die Ausgleichbarkeit von Beeinträchtigun­
gen einfließen, das heißt sie sind darzustellen und 
müssen in die Bilanzierung einbezogen werden. 
Ebenso müssen selbstverständlich - als eigentliche 
Grundlage der Variantenentscheidung - die ver­
bleibenden Restbeeinträchtigungen je Variante 
deutlich gemacht werden. Die möglichen Vermei- 
dungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 6 
UVPG Abs. 3 Nr. 3) sind entsprechend der Ziel­
setzung und der Maßstäblichkeit dieser Planungs­
stufe aus der Sicht des Verursachers zu konkreti­
sieren (vgl. Tabellen 6 u. 7). Über die Darstellung 
der Ausgleichbarkeit hinaus ist auf einen besonde­
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ren Untersuchungsbedarf im Rahmen von UVS / 
LBP zur Entwurfserarbeitung hinzuweisen.

33  UVS / LBP zur Entwurfserarbeitung

Auf der Planungsebene der UVS und des LBP zur 
Entwurfserarbeitung sind die Auswirkungen auf 
die Schutzgüter und Wert-und Funktionselemente 
nach der Erheblichkeit und Nachhaltigkeit von Be­
einträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung 
(§ 8 BNatSchG) vorerst hier aus der Sicht des 
Verursachers zu bewerten. Entsprechend der 
Maßstäblichkeit der Bauentwürfe sind weitere Be­
standsaufnahmen im Maßstab 1:1000 - 5000 
durchzuführen sowie die Wirkfaktoren des Pro­
jektes nach Art, Intensität, räumlicher Reichweite 
und Zeitdauer des Auftretens zu konkretisieren. 
Der inhaltliche Schwerpunkt der Planungsebene 
UVS und LBP zur Entwurfserarbeitung liegt 
ebenso wie auf der Planungsstufe der UVS zum 
Variantenvergleich in der Prognose der Auswir­
kungen und der Abschätzung von Beeinträchti­
gungen auf die Schutzgüter und die Wert- und 
Funktionselemente.
Die Verbindung zwischen der UVP und der Ein­
griffsregelung wird in dieser Planungsebene noch 
enger: Die UVP hat die Anforderungen der Ein- 
griffsregetung so vorzubereiten, daß deren Sanktio­
nen (Vermeidung Ausgleich, Ersatz) im Verfahren, 
in qualifizierter Abstimmung m it den Naturschutz­
behörden umgesetzt werden können (§ 6  UVPG 
Abs. 3 Nr. 3). Hierzu zählen:
— die Prüfung der Vermeidbarkeit von Beein­

trächtigungen,
— die Prüfung der Ausgleichbarkeit und
— die Bestimmung von Ausgleichs- und Ersatz­

maßnahmen.
Wegen dieser Fünktion müssen die UVS und/oder 
der LBP neben der Darstellung der Maßnahmen 
auch eine genauere Herausarbeitung der nach 
Vermeidung und Ausgleich verbleibenden Restbe­
einträchtigungen aus der Sicht des Verursachers 
leisten, als dies im Zuge des Variantenvergleichs 
zu erfolgen hat. Sonst ist keine Entscheidung über 
die Abwägung zwischen den Belangen von Natur­
schutz und Landschaftspflege und den anderen 
Belangen im Rahmen der Planfeststellung mög­
lich.
Grundlage der Ableitung von Vermeidungs-, Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen des 
LBP ist eine genaue Erfassung der Beeinträchti­
gungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushal­
tes und des Landschaftsbildes.
Unserer Auffassung nach sind durch die Formu­
lierung von Programmvorgaben an der Schnittstel­
le zwischen den Planungsebenen der UVS zur 
Linienfindung und der UVS/des LBP zur Ent­
wurfsbearbeitung die planerischen Vorgaben stär­
ker auszuformen und zu betonen. Dies ist auch im 
Sinne der Planungseffizienz und dient daher auch 
der Beschleunigung von Planungen. Gleiches gilt

für die Schnittstelle zwischen den Planungsstufen 
innerhalb der UVS zur Linienfindung (Raumbe­
deutsamkeitsanalyse - Variantenvergleich).
In diesen Programmpunkten müssen die Zielset­
zungen und Inhalte der nachfolgenden Planungs­
ebenen und -stufen vorgedacht werden. Wenn die­
ses richtig durchgeführt wird, besitzen diese 
Schnittstellen eine Scopingfunktion, wodurch das 
behördliche Scoping dann weitgehend von fachli­
chen Fragen entlastet wird und zur Verbesserung 
des Planungsverfahrens benutzt werden kann. 
Dieses wiederum führt u.E. zu einer verbesserten 
Planungsrationalität und hiermit zur Beschleuni­
gung von Planungen.
Die Abbildung 1 (Seite 50) verdeutlicht noch ein­
mal am Beispiel der zweistufigen UVP zur Plan­
feststellung, wie sich die Verkürzung von Ver­
fahren in der Verkürzung von Planungszeiträumen 
ausdrückt.

4. Wirkungsprognose

Das UVPG (§ 2) sowie die Eingriffsregelung (§ 8 
BNatSchG) stellen in ihrer Zielsetzung die Bewer­
tung von Auswirkungen und die Abschätzung von 
Beeinträchtigungen der Schutzgüter mit ihren 
Wert- und Funktionselementen in den Vorder­
grund (vgl ARGE 1988). Die Wirkungszusam­
menhänge zwischen Verursacher und Betroffenen 
werden in der Praxis oft unzureichend berücksich­
tigt.
Die Fünktion der UVP und der Eingriffsregelung 
ist nicht vergleichbar mit den Gebietsschutzinstru­
menten des BNatSchG bzw. der Ländernatur­
schutzgesetze. Daher liegt die Aufgabe der UVP 
und Eingriffsregelung auch nicht primär in der 
Erstellung und Verwendung von Artenlisten ent­
sprechend der Gefahrdungsgrade der Roten Li­
sten, sondern in der Prognose der Wirkungen 
eines Projektes auf die Schutzgüter mit ihren 
Wert- und Fünktionselementen.
Die Ermittlung der Auswirkungen und die Ab­
schätzung der Beeinträchtigungen bauen auf einer 
detaillierten Erfasssung und Bewertung des Istzu- 
standes unter Einbeziehung von Leitbildern, Um­
weltqualitätszielen sowie den Gründen für den 
historischen Entwicklungsverlauf hin zum aktuel­
len Zustand auf.
So greift z.B. die Wirkungsprognose der UVS zu 
den Hochwasserschutzmaßnahmen am Rhein im 
Raum Breisach u.a. auf die detaillierte Kenntnis 
der historischen Entwicklung der Ursache-Wir­
kungsketten zurück:
— zur Entwicklung des Mikroklimas im Rhein­

wald,
— zu Bodenprofilmächtigkeiten und
— u.a. daraus ableitend zu alten Vegetationszo- 

nierungen
(vgl. HENRICHFREISE u.a. 1988).

Resultierend aus den unzureichend konkretisier-
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Abbildung 1
Verkürzung von Planungszeiträumen durch VtrfahrendMHirhUimigimg>n

ten inhaltlidi-methodischeii Vorgaben der Regel­
werke zur Wirkungsprognose (vgl. Ihbelle 1) wird 
in der Planungpraxis von Umweltverträglichkeits­
studien die Entscheidung nur teilweise in Form 
von Entscheidungsmodellen mit einem Metho- 
denmix aus verbalen, graphischen und mathema­
tischen Modellen (u.a. Checklisten, Matritzen, 
Szenarien, Simulationen) vorbereitet. Stattdessen

wird in den Planunterlagen häufig lediglich ein aus 
Wert und Empfindlichkeit des betroffenen Schutz­
gutes lind der Wirkungsintensität des Straßenbau­
werks aufaggregiertes sogenanntes "ökologisches 
Risiko" dargestellt. Eine solche Aggregation ist 
zwar als zusätzliche gutachterliche Einschätzung 
von Wirkungsprognose und -bewertung nützlich. 
Als ausschließliche Entscheidungsgrundlage ist
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sie jedoch aufgrund von Prognose- und Bewer­
tungsunsicherheiten unzureichend und vernachläs­
sigt andererseits die durch die Verfahrensrege­
lungen des UVPG aber auch nach § 8 BNatSchG 
festgelegten behördlichen Entscheidungszuständig­
keiten.
Ohne die Prognose- und Bewertungsunsicherhei­
ten von Bewertungsverfahren im Rahmen von 
Umweltverträglichkeitsstudien an dieser Stelle 
vertiefen zu wollen (vgl. GÄLZER u.a. 1986, 
DORNIER 1990 u. WÄCHTLER 1992), soll hier 
kurz die breite Anwendung findende Ökologische 
Risikoanalyse (PLANUNGSGRUPPE ÖKOLO­
GIE UND UMWELT 1988) unter dem Gesichts­
punkt der Wirkungsprognose betrachtet werden. 
Die Ökologische Risikoanalyse stellt in der in Um­
weltverträglichkeitsstudien angewendeten Form 
eine "Scheinprognose" (vgL WÄCHTLER 1992) 
dar, da sie im Rahmen der Aggregierung nicht 
deutlich zwischen Sach- und Wertebene trennt, 
sondern auf der Wertebene (u.a. mit Intensitäts­
stufen) Empfindlichkeiten mit Einwirkungsinten­
sitäten sowie Leistungsfähigkeiten mit Belastungs­
intensitäten zu sogenannten "Ökologischen Risi­
ken" aggregiert (vgl. HOPPENSTEDT 1990).
Diese Aggregation bildet zwar indirekt Ursache - 
Wirkungsketten ab, liefert aber keine nachvoll­
ziehbare Prognose zur Abschätzung der durch 
Wirkfaktoren des Projektes ausgelösten Beein­
trächtigungen (vgL WÄCHTLER 1992, S. 155 ff).
Bei der Wirkungsprognose sollten folgende Ar­
beitsschritte eingehalten werden:
1. Auswahl von Erfassungsparametern der Schutz­

güter, Wert- und Funktionselemente, die emp­
findlich auf die spezifischen Wirkfaktoren rea­
gieren und Beeinträchtigungen indizieren,

2. Erfassung der Wirkfaktoren nach Art, Intensi­
tät, räumlicher Ausdehnung und Zeitdauer des 
Auftretens sowie

3. Wirkungsprognose durch die Abbildung von 
Wirkfaktor-Beeinträchtigungsketten.

Die Wirkfaktoren des Projektes sind entsprechend 
der technischen und planerischen Konkretisie­
rung der Linienfindung oder der Entwurfsplanung 
in den jeweiligen Sachdimensionen zu erfassen. 
Hierzu sind alle mit den Straßen- und Schienen­
projekten in Verbindung stehenden Maßnahmen 
(u.a. Deponien, Bahnstromleitungen usw.) zur Be­
stimmung der Wirkfaktoren nach Art, Intensität, 
Dauer des Auftretens sowie der räumlichen 
Reichweite heranzuziehen. Neben einzelnen Wir­
kungen ist auch deren Zusammenwirken zu be­
rücksichtigen
Die Wirkungen sind einzelfallbezogen in den je­
weiligen Sachdimensionen zu erfassen und ein­
griffsbezogen darzustellen. Aus den sachlich er­
faßten und dargestellten Wirkfaktoren lassen sich 
quantitative und qualitative Meßvorschriften ab­
leiten, die zur Prognose und Beurteilung der Be­
einträchtigungen herangezogen werden können.

Tabelle 4 enthält auszugsweise anlage- und baube­
dingte Wirkfaktoren, die generell und über Wech­
selwirkungen zwischen abiotischen und abiotisch 
- biotischen Faktoren mehrere Wert- und Funk­
tionselemente beeinträchtigen können.

Tabelle 4
Anlage- und baubedingle Wirkfaktoren

Wirkfaktor Dimensionen: quantitativ

qualitativ
Tangienmg, Zerschneidung von Wert- und 
Funktionselementen z.B. durch Dämme u. 
Einschnitte

Dämme, Einschnitte:

- Fläche in m^, Länge in lfdm,

- Tiefe, Höhe in m

-> alle Schutzgüter;

u.a. Wechselwirkung: 

Meso-, Mikroklima <-> 

Pflanzen, Tiere

- Größe, Anzahl von Restflächen

Grundwasserabsenkung - Größe des Absenkungstrichters in

-> Grund-, Oberflächengewässer; Boden; 

Meso-, Mikroklima;

Pflanzen, Tiere; 

u.a. Wechselwirkung:

m^, ha, km^

- Tiefe der Absenkung, Grundwasser­

flurabstand in dm, m

- Änderung der Grundwasserdynamik

Grundwasser <-> Boden

<-> Pflanzen, Tiere
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Die Beurteilung der Auswirkungen und die Ab­
schätzung von Beeinträchtigungen im Sinne des 
UVPG und des BNatSchG sind über Wirkungs­
prognosen durchzuführen, die die Empfindlich­
keiten der Schutzgüter mit ihren Wert- und Funk­
tionselementen gegenüber den Wirkfaktoren in 
den Vordergrund stellen. Neben der Empfindlich­
keit sind ebenfalls die naturschutzfachlichen 
Wertsetzungen darzustellen.
Die Empfindlichkeit ist hier als Resultante aus der 
spezifischen Ausbildung der verschiedenen Wert- 
und Funktionselemente (Konstitution) und der 
Art, Intensität, Dauer des Auftretens sowie der 
räumlichen Reichweite der Wirkfaktoren zu ver­
stehen (vgl. ELLENBERG 1972 u. GIGON1984). 
Über die Empfindlichkeit gegenüber den Wirk­
faktoren kann dann in einem nächsten Arbeits­
schritt die Beeinträchtigung abgeschätzt werden. 
Die jeweilige Betroffenheit ist für jede Beeinträch­
tigung räumlich und inhaltlich in der jeweiligen 
Sachdimension zu ermitteln und darzustellen, um 
u.a. die Nachvollziehbarkeit der gutachterlichen 
Beurteilung des Ursache-Wirkungs-Zusammen- 
hanges zu gewährleisten.

Grundlage der Prognose ist die Ableitung einer 
Wirkfaktor-Beeinträchtigungskette (Ursache-Wir- 
kungs-Zusammenhang), die auf einer Trennung 
zwischen den Dimensionen des Wirkfaktors und 
der Beschreibung der Betroffenheit der Wert-und 
Funktionselemente in Form der Beeinträchtigun­
gen aufbaut (vgl. KRAUSE u. HENKE 1980).

Die Beeinträchtigung beschreibt die Reaktion des 
betroffenen Wert- und Funktionselementes mit 
den spezifischen Empfindlichkeiten gegenüber 
den Wirkfaktoren. Die Abbildung der Dimensio­
nen der Beeinträchtigung ist wiederum Grundlage 
der Beurteilung der Auswirkungen und Abschät­
zung sowie der Bilanzierung der erheblichen und 
nachhaltigen Beeinträchtigungen.

Die nachfolgende Übersicht (Tabelle 5) ermög­
licht über die Abbildung der Betroffenheit der 
Wert- und Funktionselemente eine Eingriffsbe­
stimmung. Die Erfassungsparameter der betroffe­
nen Schutzgüter mit ihren Wert- und Funktions­
elementen sind wirkfaktorspezifisch auszuwählen.

Zur Prognose der Beeinträchtigungen, z.B. der 
Verlärmung von Tierlebensräumen oder Kollisio­
nen von Vögeln mit Bahnstromleitungen sollten 
vorliegende Untersuchungen oder Gutachten 
über Analogieschlüsse zur Prognose und Ein- 
griffsbestimmung herangezogen werden. Auf die 
besondere Problematik von Analogieschlüssen sei 
verwiesen, auf sie soll aus Platzgründen nicht ein­
gegangen werden.

Zur Verbesserung der Datengrundlage für Wir­
kungsprognosen sind ökologische Langzeitunter­
suchungen und Erfolgskontrollen notwendig, die 
im Rahmen einer Detailanalyse die tatsächlichen 
Beeinträchtigungen und Langzeitfolgen des Ein- 
griffsvorhabens erfassen (vgl ARGE 1988, GASS-

NER, WINKELBRANDT 1990 u. BREUER
1992). Diese ökologischen Langzeituntersuchun- 
gen müssen über Zeitreihen zur Überprüfung von 
Wirkungsprognosen und zur Validierung von Pro­
gnosen zur Bewertung von Auswirkungen und Be­
einträchtigungen beitragen und sind u.a. als Be­
standteil in die Überprüfung der Wirksamkeit und 
des Erfolges von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men aufzunehmen.

So fehlen derzeit beispielsweise Untersuchungen 
über die Beeinträchtigung von Wirbellosen (insbe­
sondere von flugfähigen Gruppen) durch Verwir­
belungen oder über Wirkungen von Lichtemis­
sionen (Tünnelbeleuchtung, KfZ) sowie über Re­
aktionen von Reptilien durch Erschütterungen, 
die durch den Betrieb von Hochgeschwindigkeits­
strecken der Bahn verursacht werden.

Nur sofern keine entsprechenden ex-post-Daten 
vorhanden sind, sollte eine formale Verknüpfung 
von Empfindlichkeit und Bedeutung mit den 
Wirkfaktoren und deren Intensitäten in Anleh­
nung an die Ökologische Risikoanalyse vorgenom­
men werden. Hierbei sind jedoch besondere An­
forderungen an die Nachvollziehbarkeit, insbe­
sondere an die Aufbereitung der Sachdimensio- 
nen der Wirkfaktoren und der potentiellen Be­
einträchtigungen der Wert- und Funktionselemen­
te zu stellen.

5. Inhaltlich-methodische Anforderungen im 
Rahmen von Umweltverträglichkeitsstudien

Abschließend und zusammenfassend werden er- 
fassungs-, bewertungs- und darstellungsmethodi­
sche Anforderungen formuliert, die die Nach­
vollziehbarkeit und somit auch schnelle Prüfbar­
keit von Umweltverträglichkeitsstudien gewähr­
leisten sollen.

Erfassungsmethodik:

1. Flächendeckende Erfassung aller Schutzgüter 
gemäß BNatSchG, UVPG und Auswahl von E r­
fassungsparametern, entsprechend der Typizi- 
tät des Naturraums.

2. Untersuchungstiefe und Aussageschärfe sind 
entsprechend der Maßstäblichkeit sowie der 
Zielsetzung der Planungsebene/-stufe zu wäh­
len.

3. Ermittlung und Beschreibung der Auswirkun­
gen der Verkehrsprojekte auf alle Schutzgüter, 
Wert- und Funktionselemente gemäß BNat­
SchG, UVPG und der anderen korrespondie­
renden Fachgesetze (z.B. Wasserhaushaltsge­
setz, Bundesimmissionsschutzgesetz).

4. Erfassung der Wirkfaktoren des Projektes ent­
sprechend der technischen und planerischen 
Konkretisierung der Linienfindung oder der 
Entwurfsplanung in den jeweiligen Sachdimen- 
sionen.
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Tabelle 6
Vorschlag zur tabellarischen Aufbereitung der Beeinrächtigungen beim Variantenverglekh

Nr. des Konfliktbereichs, Bau-km

Betroffenes Schutzgut / Funktion, Art und Bedeutung

Art und Intensität des Beeinträchtigungsfaktors

Umfang der Beeinträchtigung

Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung

Ausgleichsmöglichkeiten, verbleibende Beeinträchtigung

Erläuterungen zu Tabelle 7:

^  In "Text"-Feldern ist eine knappe Beschrei­
bung der Eingriffssituation vorzunehmen. 
Falls dies aus Platzgründen unpraktibel ist, 
können ordinale vergleichende Einstufungen 
mit Hinweis auf erklärende Passagen im E r­
läuterungsbericht eingesetzt werden.

2) Hierbei sind alle bau- und anlagebedingten 
Verluste zu berücksichtigen.

3) Die Beeinträchtigung ist abhängig zu machen 
von der Wertigkeit des Biotops, der Empfind­
lichkeit des Biotops gegenüber Veränderun­
gen des Wasserhaushalts und dem Ausmaß 
der Veränderungen des Wasserhaushalts. Das 
Schema zur Einstufung des Beeinträchti­
gungsgrades ist darzustellen und zu begrün­
den.

Die Entfemungsangaben gelten ab Bankett­
kante. In begründeten Fallen (Stärke der Be­
einträchtigung, landschaftsräumliche Cha­
rakteristik) sind andere Entfernungen zu 
wählen.

Hierbei sind nur entscheidungsrelevante Be­
einträchtigungen von Tierlebensräumen (und 
Teillebensräumen) zu berücksichtigen, die 
über die Beeinträchtigung der Biotopflächen 
und ihre Wertigkeit nicht hinreichend erfaßt 
sind. Hierbei sind vor allem die räumlich­
funktionalen Beziehungen und gesamtland­
schaftliche Zusammenhänge sowie die innere 
und äußere Biotopstruktur anzusprechen.
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5. Trennung zwischen Schutzgittern und ressour­
cenabhängigen Umweltnutzungen z.B.:
-  Oberflächengewässer, Grundwasser < - >  

Trink- und Brauchwassernutzung
-  Landschaftsbild < - >  Erholung
-  Boden < - >  Landwirtschaft.

6. Offenlegung der Daten- und Informations­
grundlagen sowie deren Maßstäbe, Herkunft 
und Alter.

7. Sofern eine umfassende, flächendeckende Er­
mittlung der Schutzgüter aufgrund fehlender 
Daten- und Informationsbasis unmöglich sein 
sollte, ist dieses darzulegen.

8. Darstellung vorbewerteter Rauminformationen 
fachplanerischer und gutachterlicher Herkunft.

Bewertungs- und Darstellungsmethodik:

1. Bewertungsschritte sind als solche zu kenn­
zeichnen;

2. Nachvollziehbarkeit der Verknüpfungs- und 
Aggregationsschritte für die TVansformation 
von Basisdaten in Bewertungvorgänge;

3. Sachdimensionen sind in allen Arbeitsschritten 
zu erhalten;

4. Darstellung der wertbildenden Kriterien und 
Bewertungsrahmen;

5. Quantitative und qualitative Inwertsetzungen 
sind über physische Meßgrößen operabel zu 
machen;

6. Transparenz in der Darstellung von Einzeler­
gebnissen sowie der Zusammenführung zu einer 
zusammenfassenden Ergebnisdarstellung in 
Tbxt und Karte;

7. Ableitung und Überführung programmatischer 
Vorgaben aus den Planungsebenen/-stufen an 
Schnittstellen der UVS zu Linienfindung:

a) Raumbedeutsamkeitsanatyse ->  Wirkungs­
prognose, Variantenvergleich:
-  Ableitung relativ konfliktarmer Korrido- 

re/Bereiche
-  Darstellung der Konfliktschwerpunkte
-  Vertiefter Untersuchungsbedarf inner­

halb der relativ konfliktarmen Korrido- 
re/Bereiche, Konfliktschwerpunkte

-  Potentielle Vermeidungsmöglichkeiten, 
z.B.: Tunnelquerung des Kammes des 
Thüringer Waldes

b) Wirkung?prognose - Variantenvergleich -  > 
UVS/LBP zur Entwurfserarbeitung:
-  Varianten- und eingriffsbezogene Dar­

stellung von Wirkfaktor-Beeinträchti­
gungsketten

-  Darstellung der möglichen Vermeidungs­
möglichkeiten, der Ausgleichbarkeit mit 
den möglichen Ausgleichsmaßnahmen 
sowie der verbleibenden Beeinträchtigun­
gen mit möglichen Ersatzmaßnahmen. 
Dies sollte eingriffsbezogen für jede Vari­
ante durcbgeführt werden.

-  Vertiefter Untersuchungsbedarf im Rah­
men von UVS / LBP zur Entwurfserarbei­
tung.

Die Tabelle 6 (Seite 54) zeigt einen Vorschlag für 
die tabellarische Aufarbeitung der einzelnen Kon­
fliktsituationen.

8. Die Aggregierung von Ergebnissen über meh­
rere Bewertungsebenen und Mittelwertbil­
dungen auf Rangordnungskalen sind sachun- 
angemessen und nicht nachvollziehbar. 
Werden bei der Überlagerung von Schutzgü­
tern bzw. Funktionsbereichen (u.a. bei der Ab­
leitung relativ konfliktarmer Korridore/Berei- 
che) Gewichtungen vorgenommen (zumeist 
1:1), ist die Ableitung der Faktoren entspre­
chend der räumlichen Leitbilder der Land­
schaftsplanung und regionalisierter Umwelt - 
quälitätsziele zu begründen.
Im Rahmen zusammenfassender Ergebnis­
darstellungen ist auf die Aggregation von sek­
toralen Zusammenfassungen (z.B. über ein­
zelne Schutzgüter und Funktionsbereiche hin­
aus) zu verzichten. Anstelle einer Gesamtbi­
lanzierung sollte eine verbal-argumentative 
Zusammenfassung vorgenommen werden. 
Für den zusammenfassenden Variantenver­
gleich ist eine tabellarische Gegenüberstel­
lung der Varianten sinnvoll. Libelle 7 (Seite 
55) zeigt einen Vorschlag einer solchen Bilan­
zierung für das Schutzgut Pflanzen und Tiere.

9. Neben der tabellarischen Aufbereitung sind 
die Ergebnisse der UVS ebenfalls kartogra­
phisch aufzubereiten. Über Bewertungskar­
ten hinaus sind Themenkarten zu allen Schutz­
gütern vorzulegen, die die Sachinhalte, d.h. 
die Grundinformationen zu den Schutzgütem 
sowie die Wirkfaktoren in ihrem räumlichen 
Umgriff darstellen.

10. Sofern eine umfassende, flächendeckende E r­
fassung und Bewertung der Schutzgüter nicht 
möglich ist, ist dies u.a. durch Weißflächen­
darstellung auszuweisen, in der Ergebnisinter­
pretation offenzulegen und hinsichtlich der 
wahrscheinlichen Bedeutung für das Vorha­
ben zu bewerten.

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, daß der 
Beitrag Zwischenergebnisse aus der Arbeitsgrup­
pe Verkehrsprojekte Deutsche Einheit der Bun­
desforschungsanstalt für Naturschutz und Land­
schaftsökologie (BFANL) wiedergibt. Der BMU 
hat in der BFANL diese Arbeitsgruppe eingerich­
tet, um für die Großprojekte eine Beteiligung und 
Unterstützung bei den Umweltverträglichkeits­
studien und Landschaftspflegerischen Begleitplä­
nen zu den Verkehrsprojekten Deutsche Einheit 
zu erreichen. Neben den Tabellen zur Darstellung 
der Beeinträchtigungen der verschiedenen 
Schutzgüter sind weiterhin Vorschläge zur karto­
graphischen Aufbereitung von Umweltverträg­
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lic h k e its s tu d ie n  e ra rb e ite t  w orden  (vgl. 
SCHWEPPE-KRAFT 1992). Damit liegen me­
thodische Hilfen, die von der Praxis erwartet wer­
den vor über
— Richtlinien,
— offizielle Papiere der Ministerien bis hin zu
— Erläuterungen und Interpretationen.

Wir glauben, daß damit einstweilig Hilfen in einem 
Umfang vorliegen, die - bei entsprechendem poli­
tischen Willen - zu guten, vor allem zu vergleich­
baren Ergebnissen auf dem derzeitigen 'Stand der 
Technik von Umweltverträglichkeitsstudien’ füh­
ren können.
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Einbeziehung abiotischer Grundlagen in Umwelt 
Verträglichkeitsstudien
Wolfgang Steib

1. Einleitung

Das UVP-Gesetz (TJVPG) nennt u.a. in § 2"... die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
Auswirkungen eines Vorhabens auf (...) Boden, 
Wasser, Luft, Klima..." als eine der Aufgaben der- 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). Bei der 
Einbeziehung dieser abiotischen Schutzgüter in 
die Beurteilung der Umweltverträglichkeit eines 
Vorhabens besteht im Vergleich zur Berücksichti­
gung der belebten Umwelt ein Nachholbedarf. 
Wahrend über die Methodik der Datenerhebung 
und Bewertung von Fauna und Flora durch die 
Vielzahl der bereits durchgeführten Erhebungen 
und Bewertungen zumindest in groben Zügen auf 
fachlicher Ebene Übereinkunft erzielt werden 
konnte, ist zum Thema abiotische Grundlagen, 
abgesehen von wenigen Ausnahmen, eine ausge­
prägte Dynamik in der Beurteilung möglicher Un- 
tersuchungs- und Bewertungsmethoden erkenn­
bar. Durch die Darstellung und Diskussion der 
Erfahrungen, die bei der Bearbeitung von Um­
weltverträglichkeitsstudien gewonnen wurden, 
sollte sich auch für die abiotischen Umweltbe­
standteile eine in Grundzügen allgemein aner­
kannte Bearbeitungsmethodik für Umweltver­
träglichkeitsstudien (UVS) herauskristallisieren. 
Auf diese Weise wäre auch das Problem zu lösen, 
daß aufgrund der Vielzahl der möglichen Projekt­
auswirkungen nicht für alle Fachbereiche und alle 
Fragestellungen auch nicht in ferner Zukunft mit 
rechtsverbindlichen Vorgaben zur Erhebung und 
Bewertung zu rechnen ist. Im folgenden Beitrag 
werden dabei vorrangig grundsätzliche, praxisna­
he Aspekte bei der Einbeziehung der Umweltme­
dien Boden, Wasser, Luft und Klima behandelt. 
Die Darstellung der Bewertungsansätze erfolgt 
nur am Rande.

2. Begründung für die Einbeziehung abiotischer 
Grundlagen

Für die Förderung des UVP-Gesetzes, in die Be­
urteilung der Umweltwirkungen eines Vorhabens 
neben der belebten Umwelt auch die nicht beleb­
ten, abiotischen Umweltmedien einzubeziehen, 
gibt es logische Begründungen:
1. Das Ziel einer wirksamen Umweltvorsorge, wie 

sie im UVP-Gesetz genannt wird, kann nur über 
eine ökosystemar orientierte Betrachtung aller 
Ressourcen erreicht werden, da die Funktions­

fähigkeit des Naturhaushaltes stark vom Zu­
stand der abiotischen Umweltmedien beein­
flußt wird.

2. Die Prognose und Bewertung von vorhabensbe­
zogenen Umweltveränderungen allein über 
Fauna und Flora als Indikatoren erscheint aus 
mehreren Gründen unvollständig:
a) Zwischen den Veränderungen von Umwelt­

bedingungen, z.B. dem Ausbleiben von 
Überflutungen oder einer Veränderung des 
Bodenwasserhaushaltes und der Reaktion 
der biotischen Elemente besteht häufig ein 
mehr oder weniger großer zeidicher Ab­
stand. Dadurch wird die Beurteilung des Zu­
sammenhangs von Ursache und Wirkung er­
schwert.

b) Die Lebensraumansprüche verschiedener 
Arten sind sehr unterschiedlich, so daß regi­
strierte Veränderungen unter Umständen 
nur einen kleinen Ausschnitt des sowohl im 
biotischen als auch im abiotischen Bereich 
voraussichtlich eintretenden Wandels dar­
stellen.

c) Die Ansprüche vieler Tier- und Pflanzenar­
ten an ihre Umwelt sind z.T. nur ungenügend 
und nur für einige ausgewählte Standortfak­
toren bekannt

Aufgrund der Komplexität des Zusammenwirkens 
und der gegenseitigen Abhängigkeit von abioti­
schen und biotischen Bestandteilen des Natur­
haushaltes, die sich in ihrer Gesamtheit der 
menschlichen Erkenntnisfahigkeit entzieht, er­
scheint es sinnvoll, sowohl die Biotik als auch die 
Abiotik im Rahmen von Umweltverträglichkeits­
studien einer genauen Betrachtung zu unterzie­
hen.

3. Grundsätzliche Aspekte bei der Einbeziehung 
abiotischer Grundlagen

Die fachlich ausreichende Ermittlung, Beschrei­
bung und Bewertung der abiotischen Umweltme­
dien Boden, Wasser, Luft und Klima im Rahmen 
einer Umweltverträglichkeitsstudie erfordert in 
der Regel einen hohen zeitlichen und finanziellen 
Aufwand. Die Kosten und der Zeitrahmen für die 
Bearbeitung der unbelebten Schutzgüter überstei­
gen häufig den Aufwand für die Erfassung und 
Bewertung von Fauna und Flora.
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Um einen vertretbaren Gesamtumfang einer Um­
weltverträglichkeit sstudie nicht zu sprengen, emp­
fiehlt es sich gerade im abiotischen Bereich, die 
zur Verfügung stehenden Mittel gezielt auf die 
wesentlichen Aspekte möglicher vorhabensbe­
dingter Umweltveränderungen zu konzentrieren.

Auf jeden Fall sollte eine Einbeziehung abioti- 
scher Grundlagen ohne ausreichende Daten un­
terbleiben, wenn die Begründung hierfür nur in 
der Absicht liegt, alle im UVP-Gesetz genannten 
Schutzgüter zu bearbeiten. Es ist Aulgabe der Wir­
kungsanalyse im Vorfeld der Umweltverträglich­
keitsstudie (Scoping-Phase), voraussichtlich we­
sentlich betroffene Schutzgüter von unwesentlich 
betroffenen abzugrenzen und damit den Untersu­
chungsaufwand auf die erheblichen Wirkungen ei­
nes Vorhabens zu konzentrieren. Mitunter fest­
zustellende "Alibi-Bearbeitungen" von sehr nach­
rangig berührten Umweltmedien ohne ausrei­
chende Datengrundlagen im Rahmen von Um­
weltverträglichkeitsstudien werden dem Zweck 
der UVP als Instrument zur Umweltvorsorge 
ebensowenig gerecht wie überzogene Forderun­
gen nach stets vollständiger und intensiver Be­
handlung aller Schutzgüter.
Hinsichtlich verfügbarer Daten sind erhebliche 
Unterschiede zwischen den Umweltmedien Was­
ser, Boden und den Schutzgütern Fauna und Flora 
zu beachten:
Daten zur Tier- und Pflanzenwelt werden fast aus­
schließlich unter dem Aspekt des Naturschutzes 
oder aufgrund ökologischer Fragestellungen erho­
ben (Ausnahme: Jagd und Fischerei) und können 
deshalb, soweit vorhanden, meist direkt als 
Grundlage für Umweltverträglichkeitsstudien ver­
wendet werden.
Daten zu Boden, Wasser und Luft werden dagegen 
in der Regel nicht in Zusammenhang mit Fragen 
der Ökologie oder des Naturschutzes erhoben, 
sondern zur Beantwortung von nutzungsorientier­
ten Fragen.
Als Beispiele seien genannt die Reichsboden­
schätzung mit dem Ziel einer fiskalischen Bewer­
tung, die Grundwasserbeobachtung mit dem do­
minierenden Zweck der Regelung der menschli­
chen Nutzung oder die Pegelmessungen an Flüs­
sen und Seen zu Zwecken des Hochwasserschut­
zes, der Schiffahrt, der Energiegewinnung und an­
derer Nutzungsformen.
Eine direkte Verwendung vorhandener Daten aus 
diesen Bereichen für Fragestellungen der Um­
weltverträglichkeit ist deshalb nur in Ausnahme­
fällen möglich.
In der Regel ist eine mehr oder weniger aufwendi­
ge Umsetzung vorhandener Daten erforderlich. 
Ergänzende Untersuchungen sind meist unum­
gänglich. Häufig stellt sich die Frage, ob nicht eine 
vollständige Neuerhebung benötigter Daten ohne 
Umsetzung vorhandener Erhebungen vom Ver­
hältnis zwischen Aufwand bei der Gewinnung und 
Qualität der gewonnenen Daten einer gemischten

Bearbeitung vorzuziehen ist.

Einschränkend auf die Verwendbarkeit vorhande­
ner Daten wirken außerdem häufig der Erhe- 
bungs- und Darstellungsmaßstab, die eventuell 
nicht ausreichende Repräsentativität der Probe­
nahmepunkte sowie die Methodik der Probennah­
me und der Analyse.

Ein wichtiger Aspekt beim Vergleich zwischen 
abiotischen und biotischen Daten liegt in der Di­
mension der erforderlichen Daten: Während bei 
der Tier- und Pflanzenwelt eine Erfassung des 
Flächenbestandes ausreichend ist, muß bei be­
stimmten zu prüfenden Vorhaben eine Ermittlung 
der Heterogenität z.B. des Bodens oder der 
Grundwasserqualität außer in der Fläche auch in 
der Tiefe durchgeführt werden. Dies erhöht den 
Erhebungs- und Bearbeitungsaufwand gegenüber 
nur flächenhaft zu bearbeitenden Daten.
Nach diesen allgemeinen Betrachtungen werden 
im folgenden Gesichtspunkte bei der Einbezie­
hung von Daten zu den Umweltmedien Boden, 
Wasser, Luft und Klima im einzelnen aufgeführt.

3.1 Einbeziehung bodenkundlicher Daten

Bei der Wirkungsanalyse eines Vorhabens werden 
die erheblichen Beeinträchtigungen ermittelt. 
Daraufhin kann der Umfang der erforderlichen 
Daten für das Schutzgut Boden festgelegt werden. 
In der Praxis der UVS ist es unmöglich, alle Funk­
tionen des Bodens in Zusammenhang mit denkba­
ren Auswirkungen eines Vorhabens zu bearbeiten. 
Eine grobe Unterscheidung der Wirkungen in
a) direkte Flächeninanspruchnahme oder Flä- 

chenveränderungen und
b) indirekte Veränderungen 
hat sich bewährt.
Direkte Flächeninanspruchnahmen entstehen 
durch Überbauung, Versiegelung, Umlagerung 
oder Verdichtung. Als indirekte Belastungen von 
Boden sind zu nennen die stoffliche Veränderung 
durch Eintrag von Stoffen (Kontamination), Ver­
änderungen der Bodenreaktionen (Eintrag von 
Säuren), Veränderung der Bodenentwicklung z.B. 
durch Veränderung des Bodenwasserhaushalts.
Zur Beurteilung der direkten Flächeninanspruch­
nahme kann in vielen Fallen auf vorhandene 
Grundlagendaten zugegriffen werden, da Bewer­
tungen auf der Basis weniger Parameter wie Bo­
dentyp, Bodenart oder Standorteinheit durchge­
führt werden können.
Zu nennen sind als bedeutendste Datenquellen:
— Reichsbodenschätzung,
— Forstliche Standortkartierungen,
— Bodenkarten der Geologischen Landesämter 

oder -anstalten.
Allerdings ist gerade bei den Bodenkarten mit 
erheblichen regionalen Lücken zu rechnen. So lie­
gen in Bayern z.B. nur 23 Bodenkarten im Maßstab
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1:25.000 sowie 8 Standortkundliche Bodenkarten 
vor. Dies entspricht 5 % der rund 600 Kartenbläter 
M 1:25.000 im Zuständigkeitsbereich des Bayeri­
schen Geologischen Landesamtes.

Demgegenüber stellen die Reichsbodenschät­
zungkarten, die nahezu flächendeckend für die 
Bundesrepublik Deutschland im Maßstab 1: 
25.000 bzw. 1:5.000 als Gemeindebodenschät­
zungskarten vorliegen, eine wichtige Datenquelle 
dar. Meist ist jedoch für Fragestellungen der UVP 
eine Umsetzung der Primärdaten erforderlich, für 
die aber bereits Übersetzungschlüssel erarbeitet 
wurden.

Als Datenquellen von nachrangiger Bedeutung 
sind zu nennen:
— kommunale Bodenkataster und Bodenkartie­

rungen (meist mit stark eingeschränktem Flä­
chenumgriff und Untersuchungsziel, Ld.R. auf 
Schwermetalle bezogen),

— geologische Schichten-Verzeichnisse aus Auf­
schlußbohrungen (nach DIN nur Angaben zur 
Bodenart und Mächtigkeit),

— bodenkundliche Untersuchungen der Flurbe­
reinigungsbehörden.

Diese Datenquellen können überwiegend nur 
Hilfsinformationen für zusätzlich erforderliche 
Erhebungen liefern.

Für die Beurteilung indirekter Veränderungen des 
Bodens durch ein zu prüfendes Vorhaben und die 
Gegenüberstellung entsprechender Parameter­
werte des Ist-Zustandes ist in der Praxis fast immer 
eine Bodenkartierung nach den Erfordernissen 
des Untersuchungsgegenstandes erforderlich. 
Gerade wenn als erhebliche Wirkung Stoffeintrag 
in den Boden anzunehmen ist, wird in Anbetracht 
der derzeit allgemein nur beschränkt verfügbaren 
Daten eine Felderhebung zur Klärung der Vorbe­
lastung und zur Beschaffung von Parametern zur 
Wirkungsprognose (Kationenaustauschkapazität, 
Filtervermögen, Adsorptionsverhalten, Pufferung 
u.a.) unumgänglich. Der Vorteil vorhabenspezi­
fisch konzipierter und durchgeführter Erhebun­
gen liegt in der Verfügbarkeit qualitativ einheitli­
cher Daten in geeigneter Dichte und in dem für 
das Vorhaben jeweils geeigneten Maßstab. Neben 
rein bodenkundlichen Daten müssen in der Regel 
auch Daten zu Standortfaktoren wie Grundwas­
ser, Überflutungsgeschehen, Niederschlagsmen­
gen erhoben oder ausgewertet werden.

Die bodenkundlichen Erhebungen sind durch die 
allgemein anerkannte Bodenkundliche Kartieran­
leitung (ARBEITSGRUPPE BODENKUNDE 
1982, Hannover) sowie durch verschiedene andere 
Anleitungen (z.B. GEOLOGISCHES LANDES­
AMT BAYERN 1987: Merkblatt für die Entnah­
me und Aufbereitung von Bodenproben zur Un­
tersuchung von Schwermetallen in Böden, Mün­
chen), weiterhin durch DIN-Normen (DIN 4220 
und DIN 4097) soweit "standardisiert", daß hier 
nicht näher darauf eingegangen werden soll.

Die Beurteilung von Veränderungen des Bodens 
durch Stoffeintrag wird dagegen auf fachlicher 
Ebene derzeit noch intensiv diskutiert. Rechtlich 
verbindliche Rieht- oder Grenzwerte für die Be­
wertung der Bodengüte liegen nicht vor. Eine Be­
wertung des Mediums Boden unter alleiniger Ein­
beziehung der bestehenden Normen wird nicht 
immer den fachlichen Anforderungen einer UVS 
gerecht werden. Deshalb müssen gerade beim Bo­
den mögliche Wirkungspfade wie Boden-Mensch, 
Boden-Pflanze-Mensch/Tier oder Boden-Grund- 
wasser-Mensch/Tier/Pflanze in die Bewertung mit 
einbezogen werden. TVotz ausreichender Erfah­
rungen bei der Quantifizierung dieser Wirkungs­
pfade aus der Bearbeitung der Altlastenproble­
matik ist im Einzelfall eine intensive Prüfung der 
bereits vorliegenden Grenzwerte hinsichtlich ihrer 
Eignung als Instrument zur Umweltvorsorge er­
forderlich.
Aufgrund der Vielzahl der möglichen Stoffe, die 
eine umweltbelastende Bodenkontamination her- 
vorrufen können und der Schwierigkeiten bei der 
Festlegung konsensfähiger Grenzwerte und zuver­
lässiger Prognosemethoden für die verschiedenen 
Belastungspfade wird die Bewertung des Stoffein­
trags in den Boden auch weiterhin ein aufwendiges 
Kapitel der UVS bleiben.

32  Aspekte bei der Einbeziehung von Daten 
zum Schutzgut Wasser

Hier sind Grundwasser und Oberflächenwasser 
einer gesonderten Betrachtung zu unterziehen.

32.1 Grundwasser

In der Wirkungsanalyse werden mögliche vorha­
bensbedingte Auswirkungen auf die Quantität des 
Grundwassers sinnvollerweise von Auswirkungen 
auf die Qualität unterschieden, da beide Gruppen 
sehr unterschiedliche Anforderungen an die zu 
erhebenden Grundlagendaten stellen.

a) Quantitative Auswirkungen:
-  Versiegelung,
-  Absenkung,
-  Aufhöhung,
-  Änderung der Schwankungscharakteristik 

(Anbindung Fluß).
b) Qualitative Auswirkungen:

-  Stoffeintrag/Änderung des Chemismus,
-  Ibmperaturänderung.

Zur Beurteilung der quantitativen Auswirkungen 
liegen zwar häufig "flächendeckend" Grundwas­
serstandsmeßdaten vor, doch nur in Ausnahmefäl­
len in ausreichender räumlicher und zeitlicher 
Dichte. Die Verfügbarkeit von Grundwassermeß­
daten ist darauf zurückzuführen, daß bei den mei­
sten Vorhabenträgern die Problematik der Grund­
wasserbeeinflussung hinreichend bekannt ist und 
deshalb bereits in der Vorplanungsphase Grund­
wasserbeobachtungsstellen eingerichtet werden.
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Zusätzlich existiert in Bayern ein Grundwasserbe­
obachtungsnetz des LfW (Landesamt für Wasser­
wirtschaft), dessen Beobachtungswerte herange­
zogen werden können. Bestehen dennoch Meß­
punktlücken in einem zu bearbeitenden Gebiet, so 
ist zur Schließung ein sehr großer Aufwand erfor­
derlich. Neben der Errichtung der benötigten 
Meßstellen muß auch noch über einen ausrei­
chend langen Zeitraum eine Grundwasserbeob­
achtung durchgeführt werden, um zu repräsentati­
ven und korrelierbaren Meßwerten zu gelangen.
Um Prognosen über quantitative Auswirkungen 
eines Vorhabens auf den Grundwasserhaushalt zu 
ermöglichen, werden heute in der Regel numeri­
sche Grundwassermodelle eingesetzt.

Dabei stellt sich häufig das Problem, daß zwar 
Beobachtungsdaten zum Grundwasserstand vor­
liegen, die zusätzlich notwendigen Hilfsdaten aber 
entweder noch zusätzlich beschafft oder erhoben 
werden müssen. Als notwendige Daten für Vor­
hersagen quantitativer Veränderungen des 
Grundwassers sind zu nennen:
— Grundwasserstandsbeobachtungen über län­

gere Zeiträume,
— Beobachtungsdaten von Oberflächengewäs­

sern, die mit dem zu untersuchenden Grund­
wasserleiter in Verbindung stehen können 
(Wasserstände, Abflußmengen),

— Daten zum geologischen Aufbau des Grund­
wasserleiters (Mächtigkeit des Grundwasser­
stauers und der Deckschicht, Durchlässigkeit, 
Homogenität etc.),

— Daten zur Grundwasserneubildung (Neubil­
dungsrate oder Bodenart, Nutzungsart, Nie­
derschlag, Klimadaten),

— Daten zur Grundwasserentnahme.

Bei der Bewertung prognostizierter quantitativer 
Grundwasserveränderungen hat sich unter dem 
Aspekt der Erfordernis zur Einstufung der Null­
variante die Definition von einzelflächenbezoge­
nen Zielwerten, z.B. für den Grundwasserflurab­
stand, bewährt (vgL Pkt. 4.2).

Die Ermittlung und Bewertung möglicher vorha­
benbedingter Auswirkungen auf die Grundwas­
serqualität ist dagegen meist schwieriger als die 
Bearbeitung quantitativer Veränderungen. Anzu­
merken ist, daß aufgrund einer Vielzahl von recht­
lichen Regelungen (z.B. Abwasserabgabengesetz, 
Wasserhaushaltsgesetz, Vorschriften zur Lage­
rung und zum Transport wassergefahrdender Stof­
fe usw., in Bayern sogar durch eine Festschreibung 
des Naturschutzes als Verfassungsziel) ein Vorha­
ben nicht genehmigungsfähig sein sollte, das eine 
erhebliche Verunreinigung des Grundwassers 
oder von Oberflächengewässern bei ordnungsge­
mäßem Betrieb erwarten läßt. Dennoch sind aus­
gehend von diversen UVP-pflichtigen Vorhaben 
(z.B. Deponien, Chemische Industrie, Petroche­
mie etc.) Auswirkungen auf z.B. die Gewässerqua­
lität zu erwarten, die unterhalb der zulässigen 
Grenzwerte liegen. Aus rein fachlicher Sicht liegt

der Schluß nahe, die Wirkungen in einer UVS zu 
bearbeiten, zumal nicht wenige Grenzwerte unter 
dem Gesichtpunkt der Umweltvorsorge sehr frag­
würdig sind. In der Praxis wird aber der Vorhaben­
träger nur in Ausnahmefällen bereit sein, die Ko­
sten für entsprechende Untersuchungen zu über­
nehmen, da er sich auf die Einhaltung der gesetz­
lichen Vorschriften berufen kann.

Stoffeintrag in das Grundwasser durch UVP- 
pflichtige Vorhaben ist aber auch durch unsachge­
mäßen Betrieb denkbar: Unfälle, Leckagen, 
fahrlässiger Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen oder kriminelle Handlungen.

Es ist Aufgabe einer UVS, eine Prognose oder 
Risikoabschätzung dieser möglichen Einwirkun­
gen vorzunehmen. Als Grundlagen für eine Beur­
teilung müssen folgende Daten erhoben oder ge­
wonnen werden:
— Angaben zum Grundwasserleiter wie oben 

(Mächtigkeit der Deckschicht und des GW- 
Leiters, Durchlässigkeit vor allem der Deck­
schicht, Grundwasserstände),

— Angaben zu den stofflichen Eigenschaften der 
Grundwasserdeckschicht (Pufferkapazität, Fil­
tervermögen/ Adsorptionsverhalten),

— Angaben zu den Stoffen, die eventuell bei Ver­
wirklichung des geplanten Vorhabens zu einer 
Grundwasserbelastung führen können,

— Angaben zur Lage von Quellen, Brunnen oder 
u.U. Badeseen.

Angepaßt an die Erkenntnisse der Wirkungsanaly­
se ist unter Umständen eine vertiefte Prognose 
möglicher Beeinflussungen mit Hilfe numerischer 
Grundwassertransportmodelle erforderlich.
Eine Bewertung zielt meist auf den Grad der Be­
einflussung der Grundwassernutzung durch den 
Menschen ab. Entsprechende Umweltqualitäts­
ziele sind in der Praxis meist die Grenz- und Richt­
werte der Trinkwasserschutzverordnung.

3 2 2  Oberflächengewässer

Wie beim Grundwasser lassen sich quantitativ 
wirksame von qualitativ wirksamen Folgen eines 
UVP-pflichtigen Vorhabens unterscheiden.

Quantitative Auswirkungen bedeuten in der Regel 
eine Veränderung der Flächengröße des Gewäs­
sers oder bei Fließgewässern eine Veränderung 
der Abflußmenge, der Periodizität bestimmter 
Abflußereignisse oder veränderte Wasserspiegel­
höhen durch Aufstau oder Entnahme. Qualitative 
Auswirkungen können sowohl eine Änderung der 
chemischen, physikalischen und biologischen Pa­
rameter des Wasserkörpers als auch der Gewäs­
serstruktur bedeuten.

Grundlagendaten zur Beurteilung quantitativer 
Veränderungen umfassen folgende Punkte:
— Gewässermorphologie (Längs- und Quer­

schnitte, Peildaten),
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— Abflußmengen für ausgewählte Abflußergeb­
nisse (z.B. mittlerer Niedrigwasserabfluß 
MNQ, M ittelwasserabfluß MQ, mittlerer 
Hochwasserabfluß MHQ) bei Fließgewässern, 
Wasserstandsmeßdaten über längere Zeiträu­
me (Ganglinien),

— Höhendaten der Uferbereiche bzw. Vorländer,
— Beschreibung der geplanten hydrologisch wirk­

samen Maßnahmen des zu prüfenden Vorha­
bens.

Daten zu Abflußmengen und Wasserstandsdaten 
sind für alle größeren Gewässer (Gewässer 1. Ord­
nung und 2. Ordnung) bei den zuständigen Was­
serwirtschaftsämtern verfügbar. Häufig liegen 
dem Vorhabenträger zusätzliche Detailinforma­
tionen zu den betroffenen Gewässern im Untersu­
chungsgebiet vor. Höhendaten der Uferbereiche 
bzw. der Vorländer sind bei den Vermessungsäm- 
tem erhältlich. Für die Beurteilung hydrologischer 
Veränderungen sind diese jedoch oft zu ungenau, 
so daß zusätzliche Höhendaten zur Punktverdich­
tung erhoben werden müssen.
Zu verläßlichen Prognoseergebnissen quantitati­
ver Veränderungen an Oberflächengewässern ge­
langt man am besten über numerische Abfluß­
modelle, die Aussagen über künftige Wasserspie­
gellagen oder Abflußmengen in Abhängigkeit von 
den geplanten Maßnahmen des untersuchten Vor­
habens liefern können.
Für die Bewertung des aktuellen Zustandes und 
der zu erwartenden Veränderungen ist die Festle­
gung von Zielwerten für die ausgewählten Parame­
ter (z.B. Überflutungsfläche) im Sinne eines 
ökologischen Leitbildes sinnvoll. Ohne die Defini­
tion von Zielwerten ist eine Bewertung des Ist-Zu­
standes oder der Nullvariante nicht möglich.
Relativ aufwendig, aber unter dem Aspekt der 
Umweltvorsorge speziell im Hinblick auf die Er­
haltung von Feuchtgebieten von großer Bedeu­
tung, ist die Beurteilung von quantitativen Verän­
derungen an Oberflächengewässern durch Maß­
nahmen im Einzugsgebiet. Zu nennen sind als Bei­
spiele die Versiegelung von Flächen und damit die 
Unterbindung oder Einschränkung der Grund­
wasserneubildung sowie die Schaffung neuer 
Oberflächengewässer und die Ableitung des na­
türlichen Abflusses. Von solchen und ähnlichen 
Maßnahmen kann eine weitreichende Verände­
rung von Standortvoraussetzungen mit erhebli­
chen Umweltwirkungen ausgehen.
Um zu fundierten Vorhersagen kommen zu kön­
nen, ist hier eine Grundwassermodelluntersu­
chung erforderlich, die auf die Darstellung der 
Wechselwirkungen zwischen Grundwasser und 
Oberflächengewässer abzielt. Da gerade kleinere 
Gewässer sehr unterschiedlich vom Grundwasser 
beeinflußt werden, ist die Beantwortung der Frage 
der gegenseitigen Wirkungen mit der dem Vorha­
ben angemessenen Gründlichkeit durchzuführen.
Für die Beurteilung qualitativer Veränderung von 
Oberflächengewässern gilt das zum Grundwasser 
ausgeführte. Eine erhebliche Beeinflussung sollte

nach den geltenden Gesetzen und Vorschriften 
nur bei nicht ordnungsgemäßen Betrieb (Fahrläs­
sigkeit, Leckagen, kriminelle Handlungen etc.) 
möglich sein. Je nach Art des Vorhabens sollte 
entweder eine Risikoabschätzung oder eine detail- 
lerte Modelluntersuchung durchgeführt werden. 
Als Daten sind im wesentlichen die bereits zu den 
quantitativen Veränderungen genannten Informa­
tionen zur Hydrologie und zur Gewässerstruktur 
erforderlich. Zu ergänzen sind diese durch Daten 
zum Stoffhaushalt (wie z.B. Sauerstoffgehalt, Ge­
halt an Pflanzennährstoffen, Gehalt an Schadstof­
fen). Gewässergütedaten, die für Modellbetrach­
tungen ausreichen, sind meist nur für größere Ge­
wässer verfügbar. In der UVS-Praxis sind entspre­
chende Daten für kleinere Gewässer meist vor Ort 
zu erheben.

3.3 Einbeziehung von Daten zu Lufthygiene
und Klima

3.3.1 Luft

Die Einbeziehung von Daten zur Vorbelastung der 
Luft mit Verunreinigungen, die Methodik der Pro­
gnose vorhabensspezifischer Immissionen und die 
Bewertung in Umweltverträglichkeitsstufen er­
folgt in vielen Fallen nach den Vorgaben der Tfech- 
nischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA 
Luft).
Dies hat den Vorteil, daß für zahlreiche Immis­
sionsarten detaillierte Angaben zur Erhebungs­
und Prognosemethodik und Bewertungsmaßstäbe 
verfügbar sind. Die Brauchbarkeit dieser Anlei­
tungen und die Verwendbarkeit der festgelegten 
nutzungsorientierten Grenzwerte wiederum unter 
dem Aspekt einer wirksamen Umweltvorsorge 
(§ 1 UVPG) wird zur Zeit diskutiert. Eine Reihe 
von vorsorgeorientierten Standards für verschie­
dene Stoffe wurde bereits definiert und in Um­
weltverträglichkeitsstudien angewendet. Die Dis­
kussion dieser von der TA Luft abweichenden Vor­
gehensweise würde den Rahmen dieser Ausfüh­
rungen sprengen.
Es sollte jedoch das Ziel jeder UVS sein, die sich 
mit erheblichen Auswirkungen auf das Umwelt­
medium Luft zu befassen hat, die Beschreibung 
und Bewertung der zu erwartenden Immissionen 
und Wirkungspfade nach Vorgaben und Grenz­
werten durchzuführen, die auch die Belastung von 
Risikogruppen oder Dosis-Wirkungsbeziehungen 
berücksichtigen.

3 3 2  Klima

Die Beurteilung von Auswirkungen U VP-pflichti- 
ger Vorhaben auf das Klima im Rahmen einer 
UVS gestaltet sich häufig schwierig, da in den 
meisten Fallen mögliche Veränderungen des Kli­
mas im Meso- und Mikroklima zu erwarten sind, 
Daten zum Klima aber meist nur großräumig ver­
fügbar sind. Die Untersuchungen der möglichen
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Veränderungen konzentrieren sich deshalb auf die 
Erfassung von Daten zu folgenden Wirkungen 
oder Veränderungen des Klimas :
-  Abstrahlung,
-  Luftfeuchtigkeit,
-  Besonnung,
-  Windgeschwindigkeit,
-  Luftaustausch.

Da mikroklimatische Felduntersuchungen zur Er­
mittlung und Beschreibung der Klimasituation 
und als Basis für Prognosemodelle häufig sehr 
aufwendig sind, wird in der Praxis meist eine stark 
reduzierte Analyse der M esoklimasituation 
durchgeführt.
Neben relativ einfachen "Messungen" zum Luft­
austausch, z.B. mit Nebelkerzen (Kaltluftbahnen), 
können aus thematischen Karten, wie z.B. Real­
nutzungskarten oder Topographischen Karten, In­
formationen zur Beurteilung von Umweltauswir­
kungen gewonnen werden.

4. Beispiele aus der Praxis

Anhand von Bewertungsansätzen, die bei der 
UVS zum geplanten Donauausbau zwischen 
Straubing und Vilshofen verwendet wurden, soll 
nachfolgend die Einbeziehung der abiotischen 
Grundlagen beispielhaft erläutert werden.

4.1 Bewertung von Überflutungsflächen

Für das Schutzgut Wasser wurde u.a. eine Bewer­
tung der derzeitigen und der nach Ausbau der 
Donau zu erwartenden Überflutungsflächen 
durchgeführt. Dazu wurde die Donau im Untersu­
chungsgebiet zwischen den Hochwasserdeichen in 
einzelne Abschnitte mit 500 m Länge unterteilt, für 
die jeweils Rangstufen nach den ausgewählten 
Kriterien ermittelt wurden. Die Geländeform der 
Vorländer und die Morphologie der Donau wur­
den aus Luftbildvermessungsdaten bzw. aus Peil­
daten in ein digitales Geländemodell übernom­
men. Als Grenzen der Überflutungsbereiche wur­
den die Wasseranschlagslinien bei Mittelwasser­
abfluß (MQ) und mittlerem Hochwasserabfluß 
(MHQ) herangezogen. Die Höhenlagen der Was­
serspiegel dieser beiden Abflußereignisse wurden 
sowohl für den Ist-Zustand als auch für einen Zu­
stand nach Ausbau mit Hilfe eines Abflußmodells 
für jeden 500 m-Flußabschnitt vom Vorhabenträ­
ger berechnet und zur Verfügung gestellt. Durch 
die Überlagerung des digitalen Geländemodells 
mit den berechneten Wasserspiegellagen konnte 
für jeden Flußabschnitt die Flächengröße der 
Überflutungsflächen zwischen Mittelwasserstand 
und Hochwasserstand errechnet werden. Nach­
dem eine Rangstufenskala festgelegt worden war, 
die die Zielvorstellungen eines ökologischen Leit­
bildes integrierte, konnte für jeden der insgesamt 
140 Flußabschnitte eine Rangstufe nach dem Kri­
terium Überflutungsfläche ermittelt werden.

42  Bewertung des Grundwasserflurabstan­
des

Die Bearbeitung des Schutzgutes Grundwasser 
zielte auf eine Eigenwertermittlung des auetypi- 
schen Grundwasserhaushaltes für den Zustand 
vor und nach der geplanten Maßnahme ab. Als ein 
Parameter für die Einstufung wurde der mittlere 
Grundwasserflurabstand ausgewählt. Zur flächi­
gen Ermittlung wurden Grundwassermeßdaten 
aller verfügbaren Grundwassermeßstellen vom 
Landesamt für Wasserwirtschaft erhoben und die 
mittleren Grundwasserstände durch Interpolation 
in flächenhafte Daten umgesetzt. Nach der Über­
nahme der Höhendaten ausHöhenschichtblättem 
des Landesvermessungsamtes in ein digitales Hö­
henmodell konnten durch Überlagerung von 
Grundwasserständen und Höhendaten mit Hilfe 
eines geographischen Inform ationssystem s 
Grundwasserflurabstände für das gesamte Unter­
suchungsgebiet ermittelt werden. Für den Zustand 
nach Durchführung einer geplanten Variante wur­
den Grundwasserstände bzw. Grundwasserflurab­
stände unter Berücksichtigung veränderter Rand­
bedingungen (Donauwasserstände, Wasserstände 
im Binnenentwässerungssystem, neue Entwässe­
rungsgräben) über ein mathematisches Grund­
wassermodell prognostiziert. Die Einstufung des 
Ist-Zustandes und der je nach Variante unter­
schiedlichen künftigen Zustände erfolgte über ei­
nen Vergleich der gemessenen oder prognosti­
zierten Werte mit vordefinierten Zielwerten ver­
gleichbar mit den allgemein verwendeten Umwelt­
qualitätszielen. Die nur auf das Untersuchungsge­
biet und auf Einzelflächen bezogenen Zielwerte 
wurden nach der Analyse möglicher anthropoge­
ner Einflüsse (Entwässerung, Entnahme) auf den 
Grundwasserstand und unter Berücksichtigung 
natürlicher Einflußfaktoren (räumlich unter­
schiedliche Durchlässigkeiten des Grundwasser­
leiters, natürliche Vorflutwirkung etc.) im Sinne 
eines ökologischen Leitbildes festgelegt. Diese 
Vörgehensweise erlaubte eine Einstufung des Ist- 
Zustandes und die Ausweisung von Bereichen mit 
Vorbelastungen, die ohne die Festlegung von Ziel­
werten nicht möglich gewesen wäre.

43  Bewertung bodenkundlicher Standortein­
beiten

Aussagen zur Qualität bodenkundlicher Einheiten 
und zu möglichen Veränderungen durch Auswir­
kungen des geplanten Vorhabens wurden auf der 
Grundlage von bodenkundlich-hydrogeologi- 
schen Standorteinheiten als Eigenwertbetrach­
tung des Umweltmediums Boden durchgeführt.

Grundlage bildete eine synthetische Bodenkarte, 
die aus den Daten der Reichsbodenschätzung und 
stichprobenartigen Untersuchungen im Gelände 
flächendeckend für das gesamte Untersuchungs­
gebiet abgeleitet wurde. Da nahezu alle untersuch­
ten Bodeneinheiten im Bearbeitungsgebiet als
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grundwasserbeeinflußt gelten können, wurden zur 
Festlegung von Standorteinheiten die Parameter 
Grundwasserflurabstand und mittlere jährliche 
Schwankungsamplitude mit herangezogen. Ent­
sprechende flächenbezogene Werte wurden durch 
Auswertung von Grundwasserbeobachtungsdaten 
sowie durch Grundwassermodelluntersuchungen 
für verschiedene Varianten bereitgestellt (s.o.,Pkt. 
4.2). Zusätzlich wurde die Position der Einzelflä­
chen innerhalb ausgewählter Überflutungsflächen 
bei der Abgrenzung der Standorteinheiten be­
rücksichtigt. Daten hierzu wurden unter Einbezie­
hung der berechneten Wasserspiegellagen für 
verschiedene Abflußereignisse und unter Verwen­
dung des digitalen Geländemodells gewonnen.

Die Bewertung, d.h. die Ermittlung von Rangstu­
fen für die Einzelflächen der Standorteinheiten, 
erfolgte über die Kriterien Auespezifität, Selten­
heit und Nutzungspotential. Die Rangstufenska­
len wurden, wie oben ausgeführt, unter dem Ge­
sichtpunkt eines ökologischen Leitbildes festge­
legt.

Anschrift des Verfassers:

Dipl.-Geologe Wolfgang Steib 
c/o Planungsbüro Dr. Schaller 
Ringstr. 7
D-85402 Kranzberg
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Laufener Seminarbeitr. 2/93, S. 66-75 AkacLNatursch.LandschaftspfL (ANL)-Laufen/Salzach 1993

Der tierökologische Fachbeitrag in der Umweltverträg­
lichkeitsstudie
- dargestellt an einem Beispiel des Eingriffstyps Autobahnneubau

Frank Böwingloh, Bernd Gerken und Jens Müller

1. Einleitung

Die Bestandsaufnahme und Auswertung grundle­
gender Landschaftsdaten, als Voraussetzung für 
Planung und Ausführung von Eingriffen in Natur 
und Landschaft, wurde lange Zeit stiefmütterlich 
behandelt. Zu diesen grundlegenden Datensätzen 
zählen die der Standorte, der Vegetation und der 
Fauna. Eingeführt ist die Bearbeitung der Vegeta­
tion. Der tierökologische Fachbeitrag schickt sich 
gerade an, aus den Kinderschuhen herauszuwach­
sen, der standortkundliche Fachbeitrag scheint 
noch weiter zurückzustehen (vgl. den Beitrag von 
W. STEIB in diesem Band).

Beim faunistischen Beitrag bildet die Komplexität 
der Tiergemeinschaften ein besonderes Erschwer­
nis, innerhalb knapper Zeitrahmen wirklich ver­
läßliche Aussagen erarbeiten zu können. Die Er­
hebung des realen Artenbestandes erfordert in 
der Regel wenigstens zwei möglichst aufeinander­
folgende Vegetationsperioden. Ansatzweise Voll­
ständigkeit kann dabei nur bei wenigen Arten­
gruppen erreicht werden. Bei den meisten Arten­
gruppen hingegen, wie z.B. den Nachtfaltern, mö­
gen vier bis zehn Jahre erforderlich sein, um eine 
angemessene Vollständigkeit erreichen zu können 
(REICHHOLF 1988). Je kürzer die Untersu­
chungszeit, um so unvollständiger bleiben die Li­
sten und die daraus abgeleiteten Karten. Arten mit 
hohem Indikatorwert, zumeist "Rote Liste-Arten", 
können darüber hinaus in ein oder zwei Untersu­
chungsjahren innerhalb der Probeflächenuntersu­
chung nur sehr unvollständig erfaßt werden. Der­
artige lückenhafte Datensätze bieten aber eine 
schlechte Bewertungsgrundlage, und die daraus 
abgeleitete Risikoeinschätzung eines Eingriffs för­
dert eine falsche Einschätzung der Verfügbarkeit 
von Landschaftsteilen.

Der reale Bestand der Fauna ist durchweg nur 
noch ein Rumpfbestand von ehedem. Dies zeigt 
eine Betrachtung der Daten, die wir älteren Fau­
nenwerken entnehmen können. Wie wirken sich in 
der jüngeren Geschichte vorgenommene Eingriffe 
auf die Entwicklung des Arteninventars in Mittel­
europa aus? Nach Abbildung 1 gelangen wir zu 
einer abfallenden Stufenkurve der Entwicklung 
der Tiergemeinschaften. Unsere heutige Situation 
weicht drastisch von der noch vor wenigen Jahr­
zehnten gegebenen ab.

Auswirkungen historischer Eingriffe auf die Entwicklung 
des Arten-Invenlars der Tiere in Mitteleuropa

Die Risikobeurteilung eines Eingriffs in den Na­
turhaushalt wird deshalb heute durchweg und in 
zunehmendem Maße in Landschaften durchge­
führt werden, die hohe Artenfehlbeträge aufwei­
sen.
Eine ausschließliche Bewertung auf der Grundla­
ge des realen Artenbestandes läßt das Risiko eines 
Eingriffs in großen Bereichen unserer Kulturland­
schaft gering erscheinen. Meie Eingriffsarten be­
deuten aber auf lange Zeit gesehen fast unwider­
rufliche Veränderungen für das Standortpotential. 
Sie beeinträchtigen somit auch die Entwicklungs­
möglichkeiten der benachbarten Standorte und 
ihrer entsprechenden biotischen und abiotischen 
Umwelt im gleichen Zeitraum.

Für die Praxis der faunistischen Beiträge zu Um­
weltverträglichkeitsstudien müssen daher ver­
stärkt standortorientierte Grundlagendaten her­
angezogen und entsprechend in den Bewertungs­
methoden berücksichtigt werden. Die sorgfältige 
Analyse des historischen Bestandes der Fauna im 
Zusammenhang mit den damaligen Standortver­
hältnissen kann entscheidene Hinweise auf das 
heutige faunistische Standortpotential geben. Die 
Ermittlung des faunistischen Standortpotentials 
ist aber eine schwierige Aufgabe. Sie erfordert 
eine breite Kenntnis der Lebensraumansprüche 
ausgewählter Arten und eine genaue Betrachtung 
der Standortfaktoren.
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Eine weitere schwierige Aufgabe für den Gutach­
ter stellt bei den heute üblichen zu kurz bemesse­
nen Untersuchungszeiträumen das Erkennen, das 
Darstellen und die Bewertung von faunistischen 
Funktionsbezügen im Untersuchungsraum dar.

Wir haben bei dem folgenden Fallbeispiel aus der 
Praxis ein Bewertungsverfahren in Anlehnung an 
eine ökologische Risikoanalyse entwickelt, die den 
realen Bestand und das Potential inklusive der 
Darstellung der Funktionsbezüge der Fauna be­
rücksichtigt (BÖWINGLOH et al. 1991).

2. Der faunistische Fachbeitrag im Fallbeispiel

2.1 Aufgabenziel und Untersuchungsraum

Das Ziel der Untersuchung war eine flächendek- 
kende Ermittlung der bestehenden Belastungen 
und die Bewertung des Risikos (Maßstab 1 
10.000) für die Fauna auf der Grundlage von aus­
gewählten Faunengruppen (Vogel, Amphibien, Li­
bellen, Tagfalter und Heuschrecken) im Falle 
zusätzlicher flächen- und linienhafter Belastungen 
durch den Eingriffstyp Autobahnneubau (Bun­
desautobahn BAB A 33). Die Untersuchung zielte 
vornehmlich auf Aussagen über biozönologische 
Aspekte, die auf der Basis faunistisch-ökologi- 
scher Erhebungen gewonnen wurden. Die Ergeb­
nisse dieser Untersuchung waren Bestandteil der 
Beurteilung des Raumwiderstandes im Untersu­
chungskorridor für die Findung von Trassenvari- 
anten.
Das 120 km große Untersuchungsgebiet liegt zwi­
schen der Stadt Bielefeld und der niedersächsi­
schen Landesgrenze im Übergangsbereich der 
Ostmünsterländischen Bucht und dem Höhen­
rücken des Teutoburger Waldes. Der Untersu­
chungskorridor erstreckte sich auf einer Länge 
von 24 km und einer durchschnittlichen Breite von 
5 km. Der betrachtete Raum ist eine landwirt­
schaftlich reich gegliederte Wiesen- und Acker­
landschaft mit hohem Gehölzbestand ("Ost-Mün- 
sterländische Parklandschaft"; vgl PEITZME1ER 
1969). Es ist eine Kulturlandschaft, in der noch 
sehr viele Feuchtstandorte sowie Reste von Hei­
den erhalten sind Audi die vielen Einzelhofanla­
gen sind faunistisch bedeutsame Bereiche, die 
mehr oder weniger von kleinen Eichenhainen und 
Eichengalerien umgrenzt sind. Es gibt gelegent­
lich Erlenbruch- und Buchenwaldbestände.
Dem Vorhaben stand ein Zeitraum von 1 Jahr und 
3 Monaten einschließlich Geländearbeit, Auswer­
tung, Darstellung der Ergebnisse und Bewertung 
in Text und Karte zur Verfügung. Die Auftragser­
teilung fand im März bzw. Juli 1990 statt.

22. Probeflächenuntersuchung
Eine flächendeckende Bestandserhebung der aus­
gewählten Artengruppen war in der gegebenen 
Zeit und bei den begrenzten Finanzen nicht mög­
lich. Es wurden daher für die einzelnen Arten­

gruppen repräsentative Probeflächen ausgewählt, 
die alle wesentlichen charakteristischen Aspekte 
der Landschaft berücksichtigten. Die Ergebnisse 
der Probeflächen sollten auf den gesamten Unter­
suchungsraum übertragen werden, um eine flä­
chendeckende Risikoeinschätzung des Eingriffs 
für die Fauna zu erreichen. Eine solche schwierige 
Extrapolation war deshalb möglich, da die Ar­
beitsgruppe bereits zuvor im Zusammenhang mit 
Fragestellungen der Flurbereinigung in Teilen des 
Untersuchungsgebiets langjährige Erfahrungen 
sammeln konnte. Eine mit dem Gebiet nicht ver­
traute Gruppe hätte für diese Vorgaben einen be­
trächtlichen eigenen Arbeitsschritt einkalkulieren 
müssen.
Für die Betrachtung der Standortbedingungen 
und des Standortpotentials im Untersuchungskor­
ridor wurde vorhandenes flächendeckendes Da­
tenmaterial aus Karten der Biotoptypenkartierung 
(nach Anleitung der Landesanstalt für Ökologie, 
Landschaftsentwicklung und Forstplanung Nord­
rhein-Westfalen LÖLF), der historischen Gliede­
rung der Landschaft, der naturräumlichen Glie­
derung, des Bodens, der Geologie und Hydrogeo­
logie herangezogen. Eine zusätzliche flächendek- 
kende Grünland- und Gewässerkartierung sollte 
die fünf Jahre alte Biotoptypenkarte aktualisieren, 
da sich große Veränderungen sowohl in der Flä­
chenausdehnung als auch in der Artenzusammen­
setzung dieser Landschaftsbestandteile abzeich­
neten. Die Arbeitsgruppe konnte während der 
Geländeerhebung die in der Biotoptypenkarte er­
faßte Zahl der Gewässer von 120 auf250 erhöhen. 
Die der Arbeitsgruppe vorgelegte Karte wies so­
mit große Lücken im tatsächlichen Bestand der 
Gewässer auf. Die Flächenausdehnung des Grün­
landes verringerte sich im selben Zeitraum durch 
Umbruch in einigen Tbilbereichen bis zu 20 %. 
Darüber hinaus sind große Tfeile des heute noch 
bestehenden Restgrünlandes drainiert oder stark 
verändert worden. Für die bearbeiteten Insekten­
gruppen konnten auf dieser Erhebungsgrundlage 
im Zusammenhang mit den Ergebnissen der Ha­
bitatbindung der Arten artenschutzrelevante Flä­
chen ausgewiesen und so mögliche Ausbrei­
tungswege der Insekten aufgezeigt werden.
Eine ausführliche Literaturauswertung sollte die 
geschichtliche Veränderung in der Landnutzung 
und der Fauna auch über den Untersuchungskor­
ridor hinaus dokumentieren.
Zur Abschätzung der möglichen Trennwirkung ei­
ner Autobahn im Untersuchungskorridor wurde 
für die Bearbeitung der Vögel zusätzlich eine Un­
tersuchung zur Austauschdynamik der Brutvögel 
zwischen unterschiedlich großen Gehölzbestän­
den im Gebiet in Anlehnung der Untersuchungen 
von MADER (1982) in Obstbaumkulturen vorge­
nommen. Im Rahmen von drei Ganztagesbeob­
achtungen auf drei Probeflächenkonnexen wurde 
der Austausch zwischen verschiedenen Waldge­
hölz-, Wiesen- und Ackerstrukturen durch die Vo­
gel ermittelt.
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O  Einze lbaum

Individuenzahl: direkte Aus- und Einflugbeobachtungen 
zwischen zwei Gehölzstrukturen

O
lndividucnzahl: indifferente Flugbeobachtung in oder aus
einer Gehölzstruktur (Flugherkunft oder Flugziel nicht bekannt)

#■ Brache

Feuch igrüo land

A ck e r

/ Schilfgraben

< w Graben

Abbildung 2
Austauschdynamlk der Vögel in feldgehölzreichem Acker4?euchtgrünland am Beispiel einer Probe fläche im Untersuchungs­
korridor
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Aus den Untersuchungen zur Austauschdynamik 
(Abildung. 2) ergab sich deutlich ein Zusammen­
hang zwischen der Überflughäufigkeit, dem Ab­
stand und der Größe der verknüpften Habitat­
elemente sowie der Art des überflogenen Gelän­
des. Die Untersuchung ließ aufgrund des immer 
noch zu geringen Datensatzes keine weitergehen­
de statistische Anlayse zu. Eine solche müßte ei­
nem eigenen Forschungsvorhaben Vorbehalten 
bleiben, dem bei der bundesweit gegebenen Ein­
griffsbelastung der Landschaft hohe Priorität zu­
gesprochen werden sollte. Der durchgeführten 
Untersuchung konnte immerhin entnommen wer­
den, daß bei ca. 100 m eine Entfernung erreicht ist,

Ihbelle 1

deren Überschreiten den Austausch zwischen Ha­
bitatelementen rasch und einschneidend begrenzt. 
Diese Grenzentfemung bezieht sich vornehmlich 
auf die busch- und bodenbrütenden Vogelarten. 
Die ermittelte Grenzentfernung von 100 m wurde 
daher der weiteren Auswertung im Hinblick auf 
mögliche Zerschneidungseffekte zugrundegelegt.

Eine Übersicht der angewandten gängigen Me­
thoden der Bestandserhebung (u.a. BALOGH 
1958, MÜHLENBERG 1989) sowie der Flächen­
anteile der über die Probeflächenuntersuchung er­
faßten Landschaft im Untersuchungsraum ist in 
Ihbelle 1 dargestellt.

Melhodenübersicht: Ausgewählt* Arlengruppen, Erlassungsmethoden, Probeflächenanzahl und Probeflächengröße

Arten­
gruppe

Methodik
Anzahl d.
Probeflächen
/Begehungen

Größe d. 
Probeflächen

Größe Probef./ 
Größe d.Korridors 
(12.000 ha)

Vögel Vogelsied­
lungsdichte

16/96 738,6 ha 6,2 %

Wiesenvogel
kartierung

2041,74 ha 17,0 %

Ganztags­
beobachtung 3/4 0,5 %

Schmetter­
linge

Transekt-
begehungen

41/123

110 Transekt- 
abschnitte

42 ha

42 km 
(TS-Länge)

140 km 
(TS-Länge x 
Begehung)

0,35 %

Libellen Relative
Abundanz
methode

e x .Exu-
viensamm-
lung

44/61
15% aller 
Gewässer im 
Korridor

Heu­
schrecken

Verhören 
und Käsch­
erfang

85/100 a 100 qm 
0,85 ha 0,007 %

Grünland­
kartierung

Grünland­
typen

annäh.fläch­
deckend

ca 2000 ha 17,0 %

Amphibien Krötenzaun

Laichkart.

Wanderkar­
tierung

Rufkart.

Fangkart. 
Land/Ufer

Fangkart.
Wasser

ca. -/19 

ca. -/266 

ca. -/40

ca. -/29 

ca. -/242

ca. - / I Q

ca. 300 
Gewässer

ca. 90 % 
aller Gewässer 
im Korridor
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Aus den Probeflächenuntersuchungen und der Li­
teraturauswertung wurden in einem ersten Aus­
wertungsschritt alle ermittelten Arten nach ihren 
bekannten und in dieser Untersuchung erarbeite­
ten regionalen ökologischen Ansprüchen charak­
terisiert und nach Anspruchstypen klassifiziert (in 
Anlehnung an RIEDL 1990). Eine Vogelgemein­
schaft beschreibt zum Beispiel damit ein ganzes 
Netzwerk von Anspruchselementen. Die Summe 
der Anspruchselemente charakterisiert somit den 
Lebensraum der Avizönose. In gleicher Weise 
wurde bei der Auswertung der Ergebnisse der 
anderen Artengruppen verfahren. Für die unter­
suchte Fauna ergaben sich so 46 artengruppenspe­
zifische Anspruchs typen, die ganz bestimmten 
Landschaftselementen indikatorisch zugeordnet 
werden konnten. Eine Übertragung der Ergebnis­
se aus den Probeflächenuntersuchungen auf Flä­
chen ohne Bestandserhebungen (hier aber mit der 
Kenntnis der Landschaftselemete und den sonsti­
gen Standortfaktoren) scheint somit annähernd 
möglich zu sein.
Im Hinblick auf die später durchzuführende Risi­
koanalyse mußten alle real nachgewiesenen und 
potentiellen Arten der Anspruchstypen deutlich 
getrennt werden, um verschiedene Wertgrundla­
gen zu erhalten. Alle 271 Artnachweise der fünf 
untersuchten Artengruppen wurden dazu in vier 
Nachweis-Gruppen gegliedert.
Die erste Gruppe (A-Arten) bildeten die Arten, die 
real in den einzelnen Probeflächen im Untersu­
chungsgebiet seit Mitte der 80er Jahre festgestellt 
werden konnten. Die zweite Gruppe (B-Arten) 
kennzeichnete die Arten aus den Probeflächen, 
die ohne direkten Artnachweis in einen bestimm­
ten Landschaftsausschnitt mit vergleichbaren 
Strukturen projiziert wurden. Zur dritten Gruppe 
(C-Arten) wurden die sogenannten Schwellenar­
ten gerechnet. Diese kommen aktuell nur außer­
halb des Untersuchungskorridors in benachbarten 
ähnlichen Landschaftsräumen vor. Sie konnten 
aufgrund der Seltenheit oder der schwierigen Er- 
faßbarkeit auf den Probeflächen nicht nachgewie­
sen werden oder sie könnten sich in absehbarer 
Zeit wieder schnell im Untersuchungsraum einfin­
den. Die vierte Gruppe (D-Arten) umfaßte Arten, 
die zum Potential der Landschaftsentwicklung ei­
nes betrachteten Raumes zählen. In dieser vierten 
Gruppe kommt das Entwicklungspotential des 
Landschaftsraumes zum Ausdruck, das absehbar 
nur über einen längeren Zeitraum wieder zurück­
gewonnen werden kann. Hierzu gehörten die Art­
nachweise im Untersuchungsgebiet, die je nach 
Verfügbarkeit der historischen Quellen für die ein­
zelnen Artengruppen in den letzten 25 bis 40 Jah­
ren nachgewiesen werden konnten. Die Potential­
einschätzung richtete sich ebenfalls nach den Ver­
änderungen in der Kulturlandschaft, die je nach 
betrachteter Artengruppe und ihrer Ansprüche 
unterschiedlich ausfallen konnten. Diese Ein­
schätzung erforderte vom Gutachter eine beson­
dere fachliche und gebietsspezifische Qualifika­
tion.

Nur durch Einbeziehung der Schwellenarten (C- 
Arten) in den faunistischen Ist-Zustand der Land­
schaft und der Potentiellen Arten (D) sind wir in 
der Lage, im Rahmen einer Umweltverträglich­
keitsstudie auch einer langfristigen Verbesserung 
des aktuell beinahe überall über Gebühr belaste­
ten Naturhaushaltes den Weg zu bereiten. An­
dernfalls hält die in Abb. 1 skizzierte negative 
Bestandsentwicklung an, und dies stünde der In­
tention der Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) 
entgegen.
Unter Einbeziehung aller Ergebnisse der erkann­
ten Standort- und Funktionsbezüge der Fauna im 
Untersuchungskorridor mußte nun eine planeri­
sche Raumgröße als Grundlage für eine spätere 
Bewertung und Darstellung des Raumwiderstan­
des für mögliche Ttassenvarianten gefunden wer­
den. Dazu wurde auf der Grundlage der Untersu­
chungsergebnisse der gesamte Untersuchungs­
korridor in sogenannte "Biozönologische Raum­
einheiten" (BR-Einheiten) gegliedert. Die Karte 
fügt sich so nach Art einer Karte der naturräumli­
chen Gliederung wie Mosaikbausteine zum ge­
samten Untersuchungsgebiet zusammen (Abbil­
dung 3). Für das Untersuchungsgebiet konnten 
insgesamt 160 Einzelräume ausgegliedert werden. 
Landschafts- und standortgeschichtlich bedingt 
ergibt sich die auffällige Reihung von den Unter­
suchungskorridor querenden Feuchtbereichen 
mit Bachniederungen sowie leicht erhabenen San­
der-Rücken. Ein Siedlungsband verläuft nahe am 
Tbutoburger Wald und quert diese Bereiche in 
Längserstreckung des Korridors. Hier fanden frü­
he Siedler eine Serie von Quellgebieten vor, an der 
entlang die wirtschaftlich günstigste Verkehrs- und 
Siedlungslinie gelegt wurde.
Jeder BR-Einheit konnten nun aufgrund des Un­
tersuchungsergebnisses Artnachweise (Gruppe A 
bis D), Anspruchstypen der Artengruppen und die 
Funktionsbeziehungen im Raum sowie prägende 
Umweltparameter (Standort) hinzugefügt wer­
den.
Die BR-Einheiten waren in diesem Stadium der 
Untersuchung nicht auf Parzellenschärfe angelegt. 
Eine weitere Untergliederung der BR-Einheiten 
und somit die Erhöhung der Aussageschärfe ist 
möglich und bietet sich auf der Ebene des Land­
schaftspflegerischen Begleitplanes (LBP) an. 
Dort bedarf es dann einer weiteren Untersuchung 
der Fauna.

Definition: Biozönologische Raumeinheit
Die Biozönologische Raumeinheit (BR-Einheit) ist eine 
synökologjsche Größe. Sie wird auf der Grundlage stand- 
ortkundlicher, vegetationskundlicher und faunistisch-öko- 
logischer Erhebungen gewonnen.
Aus der Bioindikatoreigenschaft der einzelnen ausgewähl­
ten Arten bzw. Artengruppen sowie der Standort- und 
Strukturparameter werden die Biozönologischen Raum­
einheiten (BR-Einheiten) als Raumausschnitte ermittelt. 
Sie zeichnen sich unter anderem durch eine Gemeinschaft 
von Tieren in charakteristischer Artenkombination und 
Raum-Zeit-Dynamik aus.
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Siedlung

Abbildung 3
Gliederung des Untersuchungskorridors auf der Grundlage biozönologischer Ra Unreinheiten

23  Biozönologisch orientierte Risikoanalyse

Die biozönologisch orientierte Risikoanalyse (sie­
he dazu Abbildung 4) versuchte in einem ersten 
Verfahrensabschnitt den Ist-Zustand der Fauna 
aufgrund der Untersuchungsergebnisse ohne den 
geplanten Eingriff zu bewerten. Den Bezugsraum 
stellte jeweils eine BR-Einheit dar. Eine Beurtei­
lung des Ist-Zustandes wurde in vier Wertstufen 
vorgenommen.

Die Bewertung des Ist-Zustandes der Fauna setzte 
sich aus der Berücksichtigung zweier Teilwerte 
zusammen, dem artenschutzorientierten und dem 
standortorientierten Wert. In den artenschutz­
orientierten Wert gingen die Arten der Nachweis­
gruppe A und B ein. Hierzu wurde ein vierstufiges 
Bewertungsschema in Anlehnung an die 9-stufige 
Werteskala von RECK (1990) zugrundegelegt. Im 
einzelnen gingen in den artenschutzorientierten 
Wert folgende Aspekte e in :
1. Artenvielfalt
2. Biotopbindungsgrad
3. Arealgrenzen
4. Flächenanspruch
5. Ausbreitungsdynamik und Wanderverhalten
6. Lebensgemeinschaften
7. Vernetzungsgedanke
8. Gefährdungsgrad.

In den standortorientierten Wert gingen ein:

1. Flächengröße
2. Reifegrad
3. Innere und äußere Biotopstruktur

4. Innere und äußere Vernetzung
5. Regionale Funktionsbeziehungen
6. Zeitliche und räumliche Dynamik
7. Nährstoffarmut
8. Lokal- und Mikroklima
9. Schadstoffarmut

10. Störungsarmut
11. Bodenstruktur
12. Visueller Raum.

Im Rahmen des standortorientierten Wertes flös­
sen als weiterer hervorzuhebender Parameter die 
sogenannten Schwellenarten (C-Arten) ein. 
Vorrangig bei dem Bewertungsverfahren ( = 
Wertgrundlage) ist der artenschutzorientierte 
Wert. Er kann durch die Betrachtung und Analyse 
der prägenden Umweltparameter (tierökologisch 
relevante Standortfaktoren) dann aufgewertet 
werden, wenn die Artnachweise (A-Arten) den 
biozönologischen Wert der BR-Einheit nicht an­
gemessen widerspiegeln.

In einem zweiten Verfahrensabschnitt sollte nun 
das sich aus der laufenden Planung abzeichnende 
Risiko für die Fauna der BR-Einheiten dargestellt 
werden. Die Beurteilung des Risikos wurde eben­
falls in vier Wertstufen vorgenommen.
Das Risiko setzte sich zum einen aus dem Maß der 
Beinträchtigung der Fauna durch die geplante 
Bundesautobahn (BAB) und zum anderen aus der 
Entwicklungsfähigkeit (dem Entwicklungspoten­
tial) der Fauna zusammen.
Die Bewertung wurde in vier Schritten durchge­
führt:
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1. Schritt:
Die durch den Bau der BAB A 33 zu erwartende 
Betroffenheit der BR-Einheit wurde über die dort 
prägend wirksamen Umweltparameter und die 
vorhandenen Lebensgemeinschaften prognosti­
ziert. Der Wert des Ist-Zustandes zeigte gleichzei­
tig ein Bild der generellen Empfindlichkeit der 
Vorgefundenen Lebensgemeinschaften gegenüber 
allen Eingriffsarten (Industrieansiedlung, Flugha­
fenbau, Gewässerausbau, Straßenbau, usw.) auf. 
Demnach war die Grundlage der Bewertung die 
Werteinschätzung gemäß dem Ist-Zustand der 
Fauna.

2. Schritt:
Stellte sich bei der Betrachtung des Ist-Zustandes 
eine besondere Betroffenheit durch den Eingriffs­
typ Autobahn (Bauwerk, Betrieb und Folgewir­
kung) heraus, konnte eine Höhereinstufung, aus­
gehend von der Bewertung des Ist-Zustandes, er­
folgen. Für die hierzu notwendige Einschätzung 
der besonderen Auswirkungen des Eingriffstyps 
BAB bot eine aufgestellte Wirkungsmatrix die er­
forderliche Übersicht. In derWirkungsmatrix wer­
den in Anlehnung an KOCH (1989) die konflikt­
verursachenden Wirkungen der geplanten Straße 
(Baubetrieb, Anlage/Bauwerk, Verkehrsbetrieb 
und indirekte Folgen) den prägenden Umweltpa­
rametern, die für die Existenz der Fauna von 
grundlegender Bedeutung sind (o.g. standort­
orientierten Faktoren) gegenübergestellt.

Schritt 1 und 2 ergaben zusammen den Wert der 
Beeinträchtigung, der in das weitere Bewertungs­
verfahren einging.

3. Schritt:
Die Entwicklungsfähigkeit der Fauna gab die pro­
gnostizierte Entwicklung dieses Teils der Lebens­
gemeinschaften (Vegetation und Fauna umfas­
send) auf der Grundlage der Standortfaktoren in 
dem betrachteten Raum ohne BAB wieder. 
Grundlagen für diese Einschätzung der Entwick­
lungsfähigkeit waren:
1. Naturräumliche Betrachtung
2. Geologische und hydrogeologische Betrach­

tung
3. Potentielle Arten (D-Arten)
4. Prägende Umweltparameter.

Durch diesen Schritt konnte ausgehend vom Ist- 
Zustand sowohl eine Höherstufung als auch eine 
Abstufung auf der vierstufigen Werteskala erfol­
gen. Letzteres war der Fall, wenn beispielsweise 
eine bestehende Flächennutzungsplanung die 
Ausnutzung des Potentials langfristig unrealistisch 
erscheinen ließ.

4. Schritt:
Das Risiko ergab sich nunmehr aus einer Verflech­

tungsmatrix von Beeinträchtigung und Entwick­
lungsfähigkeit.

2.4 Einbindung in die UVS

Die auf einer biozönologischen Grundlage erstell­
te Risikobeurteilung der Fauna wurde im weiteren 
Verlauf des UVS-Verfahrens vollständig in die all­
gemeine Risikokarte des Arten- und Biotopschut­
zes übernommen. Auf über 90% der Gesamtfläche 
sind die Abgrenzungen der BR-Einheiten ein­
schließlich der Risikobeurteilung übernommen 
worden. Die drei höchsten Risikostufen im Fauna- 
Gutachten (sehr hoch, hoch und mittel) haben 
darüber hinaus eine zusätzliche Pufferzone von 
100 m erhalten.
Im gesamten Untersuchungsraum gibt es keine 
sog. 'Weißen Flecken", in denen faunistische Da­
ten und Wertungen fehlen. Jede BR-Einheit ist mit 
ihren Daten katalogisch und systematisch sowie 
nachvollziehbar geordnet. Die festgestellten 
Funktionsbeziehungen der Fauna, die in der vor­
genommenen Raumgliederung zum Ausdruck 
kommen, stellen keine pauschalen Aktionsradien 
dar. Sie berücksichtigen die Entwicklungsfähig­
keit jedes einzelnen Landschaftsteils.
Die besondere Bedeutung einiger bestehender 
und geplanter Siedlungs- und Industrieräume für 
die Fauna konnte herausgestellt werden. Hier sind 
die letzten Heidereste der historischen Land­
schaft erhalten. Die Einbeziehung der faunisü- 
schen Risikobeurteilung der bestehenden und ge­
planten Siedlungsräume sollte jedoch nicht erfol­
gen. Es konnte aber erreicht werden, daß diese 
besonders wertvollen Räume in der Risikokarte 
des Biotop- und Artenschutzes gekennzeichnet 
wurden, um die Ergebnisse des Fauna-Gutachtens 
bei der Trassenwahl speziell zu berücksichtigen.

3. Schlußbetrachtung

Aus der vorangegangenen Betrachtung des Fall­
beispiels lassen sich prinzipielle Anforderungen 
an faunistische Fachbeiträge in UVS zusammen­
fassen. An dieser Stelle soll auf frühere Arbeiten 
der Arbeitsgruppe (GERKEN et al. 1990 a und b) 
verwiesen werden, deren wesentliche Aussagen 
auch in der vorliegend skizzierten Untersuchung 
bestätigt wurden:
— Wenigstens zwei Vegetationsperioden sind für 

Originalerhebungen erforderlich. Diese sind 
unter Berücksichtigung sämtlicher zugängli­
cher archivalischer Daten und bei Ehrenamtli­
chen etc. zu konzipieren und auszuwerten;

— bei den Bearbeitern ist eine möglichst gute Ge­
bietskenntnis sicherzustellen bzw. ggf. durch 
vorgeschaltete Auftragsteile zu erreichen. Eine 
Kontinuität der Bearbeitergruppe ist nach 
Möglichkeit anzustreben;

— faunistische Fachbeiträge sind so frühzeitig wie 
andere Planungsschritte anzufordem und im
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Laufe des Verfahrens dem jeweiligen Konkre­
tisierungsgrad der Planung anzupassen. Die 
Arbeitsschritte sind jeweils rechtzeitig vor Be­
ginn der Vegetationsperiode zu beauftragen, 
um eine ausreichende Vorbereitung der Gelän­
dearbeit zu ermöglichen;

-  allen Arbeitsschritten ist ein Leitbild der Land­
schaft zugrundezulegen. Dabei ist der Chance, 
den Naturhaushalt im Gebiet durch gezielte 
Maßnahmen zu regenerieren, durch Berück­
sichtigung eines auch längerfristig orientierten 
Entwicklungspotentials besondere Beachtung 
zu schenken;

— alle Ibilgutachten sind durch den Auftraggeber 
oder einen beauftragten Gutachter zu koordi­
nieren. Insbesondere an der Kooperation der 
verschiedenen Fachbeiträge der standörtli­
chen, vegetationskundlichen und tierökologi­
schen Disziplin mangelt es weitgehend. Diese 
Disziplinen dürfen nicht getrennt betrachtet 
oder in eigenständigen Teilgutachten einzeln 
abgehandelt werden. Ein stetiger Informati­
onsaustausch während des gesamten Verfah­
rens ist sicherzustellen und bei der finanziellen 
Kalkulation angemessen zu berücksichtigen.

Es sei hier besonders hervorgehoben, daß sich in 
den Schritten zur Karte des Ist-Zustandes und der 
Ableitung der Risikokarte die Kenntnis von Arten, 
Biozönosen und Art-Umwelt-Konnexen der Bear­
beiter unmittelbar auswirkt. Die fachlich begrün­
dete, persönliche Einschätzung der jeweiligen 
Landschaftssituation durch die Gutachter ist not­
wendiges Element einer jeden Bewertung. Sie 
muß dem aktuellen Stand der Wissenschaft Rech­
nung tragen. Das hiermit eingeführte subjektive 
Element jeder Bewertung ist nicht zu umgehen, es 
wäre durch "Verpackung" in ein Zahlen- und Re­
chengefüge allenfalls zu verschleiern. Es scheidet 
daher grundsätzlich als nicht akzeptabel aus.

Hieraus ergeben sich unmittelbar spezifische An­
forderungen an die fachliche Ausstattung der mit 
Umweltverträglichkeitsstudien befaßten Büros, 
die in der Realität wohl nur sehr begrenzt erfüllt 
werden können. Die Zeit, da Büros argumentieren

konnten, bei Bedarf ziehe man biologisch geschul­
te Fachkräfte hinzu (aber dann eben nur im Rah­
men von Werkverträgen) sollte vorbei sein. Der 
staatliche Auftraggeber sollte dieser Situation 
durch angemessene Mittelbewilligung nachkom- 
men. Um so stärker ist auch der Bedarf an Fortbil­
dungsprogrammen zu erfüllen, sowie die Verstär­
kung entsprechender Lehrangebote an den Aus- 
bildungsstäten der Fachhochschulen und Univer­
sitäten zu betreiben.

Eine andere Darstellung des in Abbildung 1 be­
schriebenen Artenschwundes zeigt Abbildung 5. 
Die Artenfolge in der Zeit zeigt einen rasanten 
Schwund, die Natur blutet aus. Das in der Vielfalt 
der Arten gebundene Potential der Evolution 
schwindet. Bereits das Verschwinden einer Art in 
einem Raum ist ein Verlust, das Noch-Vorhanden- 
sein der Art andernorts ist kein Trost für den 
betroffenen Raum. Dies dennoch zu akzeptieren - 
wie noch stets üblich - heißt den Ausblutungsvor­
gang nicht wirksam stoppen zu können. Mit ande­
ren Worten, und im Zusammenhang mit dem Be­
stand der ombrotraphenten Moore andernorts ge­
sagt (GERKEN1933): die Kompromißmasse läßt 
keinen Spielraum nach unten mehr zu.

Mit dieser Abbildung sei auch angedeutet, daß es 
- von aktuellen Problemen abgesehen - bei der 
UVS eben nicht nur um den aktuellen Stellenwert 
von Organismengemeinschaften und Landschaft 
geht. Der Horizont der UVS reicht weit über un­
sere Zeit hinaus. Sicher sollen unsere Ziel-Land­
schaften der Zukunft nicht die Fortschreibung der 
verarmten/verarmehden Landschaften des heuti­
gen Europa sein.

Arten- und Formenvielfalt spiegeln das Potential 
evolutiven Geschehens wider. Da wir um das Ziel 
der Evolution nicht wissen, bleibt uns nur - den 
realen Bestand inbegriffen - die künftige Entwick­
lung der Landschaft auf der Grundlage ehemali­
ger und potentieller Vielfalt zu planen. Eine UVS 
ohne sehr engagierte Berücksichtigung des Ent­
wicklungspotentials der Landschaft und ihrer Or­
ganismen bleibt ein Torso.

H e u t e
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Abbildung 5
Artenfolge in der Zell • Irreversible Abnahme der Artenzahl durch Eingriffe des wirtschaftenden Menschen
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Beurteilung des Landschaftsbildes im Rahmen von Um' 
weltverträglichkeitsstudien am Beispiel der Straßen 
planung
Fidelis-Jasmin Gareis-Grahmann

1. Einleitung

Über Geschmack läßt sich nicht streiten, heißt es 
im Volksmund! Kant geht diesem Streit, was schön 
ist oder nicht, aus dem Weg, indem er in seiner 
"Kritik der Urteilskraft" 1790 schreibt: "Schön ist, 
was ohne Begriff allgemein gefällt" (zit. nach 
W ÖBSE1981, S. 153).

Geht es bei der Betrachtung des Landschaftsbil­
des im Rahmen der UVS um Schönheit und läßt 
es sich damit folgerichtig nicht darüber streiten? 
Handelt es sich in diesem Zusammenhang über­
haupt um eine Geschmacksfrage?

Mit dem "Schönen", der "Ästhetik" und dem "Sei­
enden" beschäftigen sich die Philosophen und 
Dichter schon seit vielen Jahrhunderten. So be­
schreibt etwa Plato (427 - 347 v. Chr.) in dem Buch 
"Politeia" das bekannte "Höhlengleichnis". Dabei 
betont er, daß das Seiende - die eigentliche Wirk­
lichkeit - die Ideen seien; das sinnlich Wahrnehm­
bare seien - seiner Meinung nach - nur die Ab­
bilder, also die Schatten dieser Ideen (zit. nach 
NOHL 1980, S. 353).

Was ist in diesem Kontext dann das Landschafts­
bild?

Es ist weder nur die Wirklichkeit - das ist die 
Landschaft selbst. Noch ist es nur das Abbild der 
Idee der Landschaft. Beides kann doch nur ein Tfeil 
dessen sein, was im Rahmen der Umweltverträg­
lichkeitsstudie (UVS) unter Landschaftsbild ver­
standen werden sollte. Es muß m. E. vielmehr eine 
Verknüpfung der realen Landschaft mit der Wahr­
nehmung durch den Menschen stattfinden, wobei 
hier nicht nur das Abbild der Idee der Landschaft 
gemeint sein kann.

Außerdem dürfte es diverse Aspekte des Land­
schaftsbildes geben, die objektivierbar sind und 
somit Eingang in die Betrachtung einer UVS fin­
den könnten. Sicher ist die subjektive Seite des 
Landschaftsbildes nicht ganz zu vermeiden, ohne 
relevante Aspekte eines Bildes, welches sich ein 
bestimmter Mensch macht, außer acht zu lassen. 
Gleichzeitig muß die Transparenz und Nachvoll­
ziehbarkeit der Bewertung in der UVS erhalten 
bleiben. Welches sind aber die Landschaftsbild­
elemente und Kriterien, die das Landschaftsbild 
im Rahmen der UVS handhabbar machen? Um 
diese Frage klären zu können, wird untersucht,

welcher Begriff des Landschaftsbildes bei beste­
henden Ansätzen der Landschaftsbildbewertung 
zugrunde gelegt wird.

2. Begriff "Landschaftsbild"

Auf die historische Prägung des Begriffes des 
Landschaftsbildes soll hier nicht näher eingegan­
gen werden; es interessiert vielmehr das heutige 
Verständnis des Landschaftsbildes. Aus der Lite­
ratur können m.E. sechs Hauptrichtungen unter­
schieden werden:
— Relevanz des Gesamtgefüges - ökologischer 

Ansatz;
— Wahrnehmungspsychologische Herangehens­

weise;
— Relevanz der Aneignungsmöglichkeiten durch 

den Menschen;
— Betonung der visuellen Qualitäten - gestalte­

risch-analytischer Ansatz;
— Betonung des kulturhistorischen Einflusses;
— Philosophische Herangehensweise.

Die einzelnen Gruppen schließen sich dabei nicht 
gegenseitig aus, sondern überschneiden sich teil­
weise oder ergänzen sich. Für die UVS sind insbe­
sondere die ersten vier Gruppen relevant.

Bei der Betrachtung des Gesamtgefüges werden 
möglichst alle sich zusammenfügenden Land­
schaftsbildelemente betrachtet. Im besonderen 
wird hier auch der ökologische Zustand einbezo­
gen, da dieser auch relevante Bildinformationen 
an den Betrachter weitergeben kann - etwa die 
einer auch ökologisch intakten Landschaft.

Nur die Wahrnehmung des Menschen wird bei der 
zweiten Herangehensweise erhoben und beurteilt. 
Bei diesem Ansatz wird zumeist mit Hilfe des 
"semantischen Differentials" (7 Stufen z.B. von 
häßlich bis schön) eine ausgewählte Betrachter­
gruppe hinsichtlich eines Videofilms oder be­
stimmter Photos befragt (vgl. NOHL 1977). Das 
Befragungsergebnis dient normalerweise jedoch 
nicht der Information über die Landschaft, son­
dern der statistischen Auswertung der Einschät­
zung dieser Landschaft durch die Befragten.

Bei dem Ansatz 'Relevanz der Aneigiungsmöglich- 
Jceit durch den Menschen geht es um die Benutz- 
und Bespielbarkeit der Landschaft. Diese und ihr
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Landschaftsbild - so ist die Hypothese - wird nicht 
als "schön" von den Menschen empfunden, wenn 
Aktivitäten in ihr nicht stattfinden können. Nur 
das rein optische genügt demnach nicht.
Die Herangehensweise der Betonung der visuellen 
Qualitäten geht von der Frage aus, was der Be­
trachter von der Landschaft - meist von verschie­
denen Aussichtspunkten - optisch wahrnehmen 
kann. Der ökologische Aspekt oder die Benutz­
barkeit sind bei diesem Ansatz ausgeklammert.

3. Komponenten des Landschaftsbildes

Aus meiner Sicht kann es nicht genügen, nur die 
optische Komponente des Landschaftsbildes zu 
betrachten, ohne den Einfluß der anderen Sinne 
auf die Gesamtwahmehmung zu berücksichtigen. 
Dann geht man die Gefahr ein, daß das Land­
schaftsbild irgendwann für den Menschen nicht 
mehr attraktiv ist, wenn sich das Leben aufgrund 
von Belastungen - etwa bei Vörhabenplanungen - 
langsam aus der Landschaft zurückzieht.
Meiner Meinung nach muß für die Bewertung des 
Landschaftsbildes im Rahmen der Umweltver­
träglichkeitsstudie eine Verknüpfung des Gesamt­
charakters des Landschaftsbildes mit der Wahr­
nehmung und Aneignungsmöglichkeit des Men­
schen geleistet werden.
Bevor jedoch ein eigener Vorschlag zur Beurtei­
lung des Landschaftsbildes im Rahmen der Um­
weltverträglichkeitsstudie vorgestellt wird, soll 
untersucht werden, wie sich die bisherige Praxis 
der Landschaftsbildbewertung bei Umweltver­
träglichkeitsstudien am Beispiel der Straßenpla­
nung darstellt.

4. Praxis der Landschaftsbildbewertung im Rah­
men von Umweltverträglichkeitsstudien von 
Straßenbauvorhaben

Den Studien liegt in Anlehnung an das Merkblatt 
zur Umweltverträglichkeitsstudie in der Straßen­
planung (MUVS) meist ein Landschaftsbildbe­
griff zugrunde, der nur einen Teilaspekt des Land- 
schaftsbildes abdeckt: nämlich den der Erholungs­
nutzung. Die Herangehensweise kann dabei als 
Kombination von "Relevanz der Aneignungsmög­
lichkeiten durch den Menschen" und dem "gestal­
terisch-analytischen Ansatz" betrachtet werden.
Als Kriterien dienen die Bedeutung des Land­
schaftsbildes für die Erholungsnutzung (Zugäng­
lichkeit, Frequentierung) und die Empfindlichkeit 
dieser Nutzung hinsichtlich der Vorhabenauswir­
kungen wie z.B. Zerschneidung, Unterbrechung 
der Sichtbeziehungen.
Zur Beschreibung des Landschaftsbildes dient im 
allgemeinen die generelle Beschreibung des 
Landschaftsraumes mit den Elementen: Wege 
(Fuß- und Fahrradwege) Wald, Einzelbaum, 
Strauch, Grünland, Acker, Gewässer, Relief.

Insgesamt wird überprüft, inwieweit das geplante 
Vorhaben auf einem ca. 250 bis 600 Meter breiten 
Korridor die Erholungsnutzung beeinträchtigt. 
Dabei wird die Einwirkungsintensität des Vorha­
bens mit der jeweiligen Empfindlichkeit und Be­
deutung des Landschaftsbildes zu einem sehr ge­
ringen bis sehr hohen Risiko für die Erholungsnut­
zung verknüpft
Das klingt gut nachvollziehbar und transparent! 
Bei genauerer Betrachtung handelt es sich jedoch 
allenfalls um eine verbal-argumentative Einschät­
zung, die einer qualitativen Bewertung mit Feinab­
stufung entbehrt. Es wird vielmehr erhoben, wo 
Erholung stattfindet und grundsätzlich die Emp­
findlichkeit und Bedeutung für diese Nutzung fest­
gestellt. Vielfalt, Eigenart und Schönheit des 
Landschaftsbildes werden zwar häufig aufgezählt, 
finden jedoch keine weitere Beachtung bei der 
Bewertung. So kann der Leser die Ausführungen 
und sehr subjektiven Einschätzungen des Bearbei­
ters zwar zur Kenntnis nehmen; Relevanz im Ge­
samtkontext der Vorhabenplanung - wie es das 
Landschaftsbild verdienen würde - ist damit je­
doch nicht zu erreichen. Auch einer Verschlechte­
rung in der Wahrnehmungsqualität wird kaum 
nachhaltig entgegengetreten. Trotz U VS kommt es 
dann weiterhin zur Verunstaltung und Verarmung 
des Landschaftsbildes.

5. Eigener Vorschlag der Beurteilung des Land­
schaftsbildes im Rahmen von UVS am Beispiel 
der Straßenplanung

Die Literatur zeigt, daß die Landschaftsbildanaly­
se im Rahmen der Umweltverträglichkeitsstudien 
gerade die Berücksichtigung des Gesamtbildes 
der Landschaft notwendig macht. Andernfalls 
sind etwaige Veränderungen, die durch ein Vorha­
ben verursacht werden und eine Wirkung auf die 
Wahrnehmung des Landschaftsbildes (z.B. aku­
stisch oder olfaktorisch) haben könnten, mögli­
cherweise nicht zu erkennen.

Weiterhin sollten für die Gesamterfassung des 
Landschaftsbildes nicht nur die objektiv meßba­
ren Teile der Landschaft herangezogen werden. 
Es muß vielmehr auch die durch das Zusammen­
wirken der menschlichen Sinne subjektiv wahrge­
nommene Landschaft, d.h. die Gesamtheit der 
erlebten Landschaft, berücksichtigt werden. Im 
folgenden wird gezeigt, daß es durchaus möglich 
ist, von der gesamten Landschaft und von der 
vollständigen Wahrnehmung auszugehen und au­
ßerdem die beiden Hauptherangehensweisen bei 
Landschaftsbildanalysen und -bewertungsverfah­
ren zu verknüpfen. Dabei werden die vier oben 
beschriebenen Ansätze zusammengefaßt. Bei den 
bisherigen Ansätzen wird entweder nur mit den 
landschaftlichen Komponenten gearbeitet, um die 
erforderliche Objektivität zu erhalten oder aus­
schließlich vom Menschen und dessen Wahrneh­
mung ausgegangen, ohne Berücksichtigung der 
tatsächlichen Landschaft.
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Es werden nun in einem Theoriekonzept (vgL Ab­
bildung 1) diese beiden Hauptherangehensweisen 
verknüpft (vgl. GAREIS-GRAHMANN 1993): 
die Gesamtheit der wahrnehmbaren Landschaft 
wird den drei für die Wahrnehmung zuständigen 
Wahrnehmungsebenen zugeordnet:
1. Räumliche Orientierung und Steuerung der ei­

genen Fortbewegung,
2. Erkennen von Gegenständen und Ereignissen 

in ihrer Bedeutung für das Handeln,
3. Steuerung der sozialen Kommunikation.

In diesen verschiedenen 'Wahrnehmungsebenen" 
(vgl. GAREIS-GRAHMANN 1993), "Aufgaben­
bereichen" (vgl GIBSON 1973), "Sinnschichten" 
(vgl. NOHL 1980, S. 379 ff) oder auch "Sinnen"

(vgL BOCKEMÜHL 1984) ist die Leistung des 
Gedächtnisses und anderer Einflüsse enthalten. 
Wahrnehmung ohne Gedächtnis kann nicht statt­
finden. Es leitet bei der Wahrnehmung die Selek­
tion der Informationsaufiiahme, wird aber auch 
durch neue Informationen aus der Landschaft 
weiterentwickelt und leitet die neue Selektion.

Die Wahrnehmungsebenen sind bei der menschli­
chen Wahrnehmung immer vorhanden, können 
aber in Abhängigkeit von der Umwelt, der Land­
schaft, dem Landschaftsbild in unterschiedlicher 
Qualität realisiert werden. Handelt es sich um ein 
"schönes" Landschaftsbild, wird der Mensch alle 
Ebenen vollständig leben, das heißt realisieren 
können.

(Quelle: GAREIS-GRAHMANN, unveröffentlichtes Manuskript)

Abbildung 1
Theoriekonzept der Beurteilung des Landschaftsbildes bei Umweltverträglichkeitsstudien
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Dabei ist bei der UVS nicht die absolute Schönheit 
einer Landschaft von Bedeutung, als vielmehr die 
Frage, ob durch ein Vorhaben hinsichtlich der ein­
zelnen Wahrnehmungsebenen Veränderungen zu 
verzeichnen sein werden und eine Verbesserung 
oder - hier von besonderem Interesse - eine Ver­
schlechterung innerhalb der Wahrnehmung statt- 
finden würde.

Jedem Bewertungsverfahren liegt ein Ziel, ein 
Leitbild, zugrunde. Meist wird es allerdings - un­
bewußt oder bewußt - nicht benannt. Das Leitbild, 
welches in einer UVS verwandt wird, sollte für die 
erforderliche Transparenz der Bewertung deutlich 
benannt werden. Hierfür entwickelte die Verfasse­
rin ein neues Begriffspaar: d ie"ästhetische Stabili­
tät". Der Gedanke, der hinter diesem Begriff steht 
ist, daß der anzustrebende Zustand eines Land­
schaftsbildes - trotz Errichtung eines Vorhabens - 
weiterhin die Realisierung der drei Wahrneh­
mungsebenen in gleicher Qualität ermöglichen 
sollte. Ob das Niveau "ästhetische Stabilität" erhal­
ten bleibt, ist bei der UVS zu prüfen. Das bedeutet, 
daß hier nicht die Schönheit des Landschaftsbil­
des, sondern die mögliche Veränderung abge­
schätzt werden soll.
In dem Begriffspaar enthalten sind sowohl der 
"objektive Zustand des Landschaftsbildes" als 
auch die als "subjektiv" bezeichneten Wahrneh­
mungsebenen.
Ein bereits zerstörtes Landschaftsbild kann man 
zwar als stabil charakterisieren, jedoch wird es 
nicht die genannten Wahrnehmungsebenen an­
sprechen. In diesem Fall kann nicht mehr von 
"Ästhetik" die Rede sein und damit auch nicht von 
"ästhetischer Stabilität".
Das offengelegte Leitbild bietet mit Hilfe der 
Wahrnehmungsebenen die Möglichkeit eines 
transparenten und auf die UVS abgestimmten Be­
wertungsverfahrens.

6. Anwendungsbeispiel

Im folgenden wird anhand eines Beispiels gezeigt, 
wie der Ansatz praktisch angewandt werden kann.
Es handelt sich bei dem Beispiel um ein Vorhaben, 
für das im Auftrag des Regierungspräsidiums Frei­
burg, Abteilung Straßenwesen, eine Umweltver­
träglichkeitsstudie (UVS) erarbeitet wurde. Diese 
Daten der Studie des Ingenieurbüros Senner, 
Frickingen, werden somit hier benutzt. Zusammen 
mit dem für das Vorhaben erforderlichen "Land­
schaftspflegerischen Begleitplan" und der "Stra­
ßenplanung des Bauingenieurs" wird die UVS zur 
Prüfung der Genehmigungsfahigkeit bei der Plan­
feststellungsbehörde vorgelegt werden. Die UVS 
stellt somit einen relevanten Tfeil der Unterlagen 
des Vörhabenträgers dar, die nach § 6 Abs. 3 und 
4 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits­
prüfung (UVPG) für die Zulassung einer Bundes­
straße, die der Planfeststellung nach § 17 BFern- 
StrG bedarf, erforderlich sind.

Bei dem Beispiel handelt es sich um die Stadt 
Spaichingen (11.112 Einwohner) und den Ort 
Balgheim (834 Einwohner), für die eine Ortsum­
gehung geplant ist (Bundesstraße 14 zwischen 
Rottweil und Tüttlingen - vgL Abbildung 2). Die 
prognostizierte Verkehrsbelastung der Ortszen­
tren (1995 - 2000: 14.000 bis 19.900 K£z/Tag) soll 
entweder von der großräumigen, außerörtlichen, 
südwestlichen Umfahrung (Variante A ) oder von 
der innerörtlichen Umfahrung (Variante B) gelei­
stet werden. Um einen besseren Vergleich zu er­
halten, wurde auch die 0-Variante (Prognose des 
Ist-Zustands) untersucht.

(Quelle: GAREIS-GRAHMANN, unveröffentliches 
Manuskript)

Abbildung 2
Überskhtslageplun der Gemeinde Spuk hingen

An der Wahrnehmungsebene "Räumliche Orien­
tierung und Steuerung der eigenen Fortbewegung" 
(s. Übersicht 1) wird am Beispiel der Variante A 
gezeigt, wie die Analyse des Landschaftsbildes bei 
dem Ansatz durchgeführt wird. Die relevanten 
Landschaftsbildkriterien und die konkrete Land­
schaftsauswertung werden in Beziehung gesetzt. 
Die Kriterien (linke Spalte) sind aufgeteilt in die 
einzelnen Funktionen, die das Landschaftsbild für 
den Menschen hat und deren Ausgestaltung für 
die Deckung der Wahrnehmung verantwortlich ist. 
Die mittlere Spalte fragt die einzelnen Land­
schaftsbildelemente, die der Raum vorweist, ab. In 
der rechten Spalte sind die erforderlichen Meß­
größen aufgelistet, wobei hier konkret geprüft
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Übersicht 1

Auswertung der Variante A für die Wahrnehmungsebene 
"Räumliche Orientierung"

Länge: 7.300 m; Flächenbedarf: 26,6 ha (primär: ca. 9 ha)

RÄUMLICHE ORIENTIERUNG - Steuerung der eigenen Fortbewegung -

KRITERIEN 
o An- und Verbin­

dungsfunktion
- Linien

- Punkte

- Flächen

o Einbindungs­
funktion
- Rhythmus

- Proportion
- Dimension

o Gliederungsfunk­
tion (Markierungs­
funktion)
- Relief

- Strukturiertheit

- Aspekt/Kontrast- 
wi rkung

LANDSCHAFTSAUSWERTUNG
- Baum- u. Strauch- 

reihe(Heckenriegel ) 
Wegrandstreifen 
Ackerrandstrei fen 
Gewässerrand- 
strei fen
Baumreihe,Bahndamm

- Einzelbäume 
Wei her/Tüm- 
pel
Gehöft

- Wald, Wäldchen, 
Streuobstwiese,

- Gleichlage 5.320m
4 Dammlagen 1.350m
5 Einschnitte 560m
I Brücke 280m

- Straßenbreite
- 13 Bachläufe mit 

Uferbewuchs
II Wanderwege
Waldgebi e t ,Fel der 
Bahndamm mit Be­
wuchs

- bewegtes Relief
(Primtal) mit tie­
fen Tälern zu den 
nördlichen Hängen 
und Felswänden des 
Weißjura anstei­
gend; Spaichingen 
1iegt im Tal, wäh­
rend Trasse mit 
über 10% Neigung am 
Hang entlangver- 
1 äuf t

- reich strukturiert 
(viele Rote-Liste- 
Arten)
mittel strukturiert 
(Ku1tur1andschaft)

strukturarm, 
Gewerbegebiet

- ca.200 m Streuobst 
u. 2 weitere Streu- 
obstwiesenberei che 
mit Blühaspekt,980m 
Heckenriegel, 3 
Feuchtwi esenbe­
reiche ;

MESSGRÖSSE
- 980 m (tangiert)

300 m 
220 m
1 300 m

65 m, 740 m
- 13 

4

2
- 11.400m2 , 2.400m2 

6.000m2

- ca. 27% der Strek- 
ke ist nicht an 
den Rhythmus der 
L. angepaßt

- Durchschnitt (13m)
- 28 tangierte 

Hauptelemente

- Trasse verläuft im 
90°-Winkel zur 
Gliederung der 
Landschaft und er­
scheint daher 
leicht als 
Barriere des 
Reli efs

- 3.060m (=41%) der 
Gesamtstrecke

1.380 m

2.560m 
300m

- 7 Flächen, die die 
Möglichkeit zum 
Blühen aufweisen, 
werden tangiert, 
jedoch nicht ganz 
beseitigt
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Übersicht 2

Zusammenfassende Bewertung der Veränderung der einzelnen Wahrnehmungs
ebenen bei Variante A

(Zusammenschau der 3 Wahmehmungsebenen)

RÄUMLICHE 
ORIENTIERUNG 
- Steuerung der 

eigenen Fortbe­
wegung -

o An- und Verbin­
dungsfunktion
(ohne Maßnahmen)

— starke Verschlech- 
— terung aller 3
—  Kri teri en

o Einbindungs­
funktion
(ohne Maßnahmen)

— starke Verschlech- 
— terung bei Rhyth­

mus u. Dimension 
o gleichbleibend bei 

Proportion

o Gliederungsfunk­
tion (Markierungs­
funktion)
(ohne Maßnahmen)

— starke Verschlech- 
— terung bei Relief 

u. Strukturiert- 
hei t

- leichte Ver­
schlechterung beim 
Aspekt

(mit Maßnahmen) 
o-bei allen 3 Funk- 
o-tionen könnte mit 
o-an den Rhythmus 

der Landschaft an­
gepaßten Vermei- 
dungs-, Ausgleichs 
u .Ersatzmaßnahmen 
eine nur leichte 
Verschlechterung 
oder auch eine 
glei chbleibende 
Deckung der Wahr­
nehmungsebene 
erreicht werden

ERKENNEN VON GEGEN­
STÄNDEN UND EREIG­
NISSEN IN IHRER 
BEDEUTUNG FÜR 
DAS HANDELN

o Funktion für Na­
turhaushalt
(ohne Maßnahmen)

— starke Verschlech- 
--terung bei allen 3
—  Kri teri en

o kulturhistorische 
Funktion
(ohne Maßnahmen) 

o gleichbleibend bei 
Bauwei sen

- leichte Ver- 
schl echterung bei 
Nutzung

— starke Verschlech­
terung bei Kultui—  
denkmalen

o zukunftsweisende 
Funktion
(ohne Maßnahmen) 

o gleichbleibend bei 
o Pflegezustand u.

Entwicklungstand 
— starke Verschlech­

terung, da Begren­
zung durch Trasse

(mit Maßnahmen)
- leichte bis starke 

Verschlechterung 
bei Funktion für 
Naturhaushalt 

o gleichbleibend bei 
kulturh. Funktion 
(Verlegung der 
Gräberfel der)

— die eingeschränkte 
Entwicklungsfähig­
keit bei der zu­
kunftsweisenden 
Funktion ist nicht 
ausgleichbar

STEUERUNG DER
SOZIALEN
KOMMUNIKATION

o Erlebnisraumfunk­
tion (Raumwirksam- 
keit, Prägnanz)
(ohne Maßnahmen)

— starke Verschlech­
terung bei Begeh-

- barkeit u. leichte 
Verschl. bei Be­
spiel barkei t

o-geringe Verschl. 
bis gleichblei­
bend bei Neuartig­
keit

o Beziehungsraum­
funktion
(ohne Maßnahmen) 

o gleichbleibend bei 
Sichtachsen 

— starke Verschlech- 
— terung bei Sicht­

beziehungen u. bei 
Ensemblewi rkung

o Lebensraumfunktion
(ohne Maßnahmen) 

-/leichte b. starke 
— Verschlechterung 

bei Kommunikation 
o gleichbleibend bei 

Wohnen
- ger. Verschlechte­

rung bei Hygiene

(mit Maßnahmen) 
o gleichbleibend bei 

ausreichenden 
Untertunnelungs- 
möglichkeiten bei 
Er1ebni sraum- 
funkti on

o-bei o.g. Maßnahmen 
könnte auch die 
Beziehungsraumf. 
wi ederher- 
gestel1t werden 

-/die Störung der 
—  Lebensraumf.i st 

nicht ausgleichbar
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wird, welche Elemente von dem Vorhaben tan­
giert, zerschnitten oder beseitigt werden. Die bei­
den anderen Wahrnehmungsebenen werden in 
gleicher Weise erhoben. Die Systematik ist jeweils 
gleich. Die Funktionen sind natürlich andere und 
damit auch die Elemente. Die Wahrnehmungsebe­
ne "Steuerung der sozialen Kommunikation" ist 
zwar nach dem gleichen System aufgebaut, weist 
jedoch meist nicht nur ein isoliertes Element auf, 
sondern fragt eher die Gesamtlandschaft ab.

Die Variante B wird in gleicher Weise ausgewertet 
und geprüft wie Variante A. Um den Rahmen nicht 
zu sprengen, soll sie hier jedoch nicht weiter aus­
geführt werden.

Beide Varianten werden nach einem Bewertungs­
schema der Verfasserin eingeschätzt. Der erhobe­
ne Zustand des Landschaftsbildes, die Verände­
rung und die dabei veränderte Realisierungsmög­
lichkeit der Wahrnehmungsebenen werden vor 
dem Hintergrund ‘ästhetische Stabilität des Land- 
schaftsbildes’ bewertet (vgl. GAREIS-GRAH- 
MANN 1993).

Insgesamt dürfte es wenige Vorhaben geben, bei 
denen eine Verbesserung des Zustands des Land­
schaftsbildes und damit eine Verbesserung der 
Realisierung der einzelnen Wahrnehmungsebenen 
stattfinden kann. Die UVS soll zunächst auch ver­
deutlichen, in welchen konkreten Bereichen mit 
einer Verbesserung oder auch Verschlechterung 
zu rechnen sein wird. Aufgrund der differenzier­
ten Auswertung wird mit dem Ansatz genau diese 
Frage beantwortet.

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß für diese 
Straßenbauvorhaben die Erarbeitung eines 
"Landschaftspflegerischen Begleitplanes" mit ent­
sprechenden Ausgleichsmaßnahmen erforderlich 
ist. Dies ist nicht nur nach dem Bundesnatur­
schutzgesetz (BNatSchG), sondern inhaltlich auch 
nach § 6 Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) der Fall.

Die Übersicht 2 zeigt die Einschätzung der Aus­
wirkungen der Variante A ohne und mit Aus­
gleichsmaßnahmen in der Zusammenschau der 3 
Wahrnehmungsebenen. Auf die Darstellung der 
Einschätzung der Variante B wird hier ebenfalls 
verzichtet, da die Systematik die gleiche ist.

Im Vergleich der Wirkungen der Variante A und 
B hinsichtlich des Landschaftsbildes zeigte sich, 
daß die Variante A ohne Vermeidungs-, Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen bei allen Wahr­
nehmungsebenen und Funktionen geringe bis star­
ke Verschlechterungen aufweist. Die Variante B 
hingegen zeigt bei einer Wahrnehmungsebene ei­
ne gleichbleibende Deckung, bei einer Ebene ge­
ringe bis starke Verschlechterungen und bei einer 
Wahrnehmungsebene starke Verschlechterungen. 
Ganz anders verhält sich dies bei Durchführung 
der oben genannten vorgeschriebenen Maßnah­
men. Dann schneidet Variante A im Hinblick auf

das Landschafts- und Ortsbild etwas besser ab, 
weil solche Maßnahmen bei Variante B aufgrund 
des Platzmangels und der Innerortslage nur sehr 
eingeschränkt möglich sind.

Die Auswertung der listen  der Wahrnehmungs­
ebenen verdeutlicht, in welchen Landschaftsbild­
bereichen die Auswirkungen zu suchen sind, so 
daß hinsichtlich dieser konkreten Eingriffe pas­
sende, darauf abgestimmte Ausgleichsmaßnah­
men formuliert werden können, die eine land­
schaftsgerechte Wiederherstellung näherungswei­
se beantworten können.

7. Schluß

Wichtig ist, daß ein Aufrechnen der Einschätzun­
gen nicht stattfinden darf. Die drei Wahrneh­
mungsebenen müssen vielmehr gesondert be­
trachtet werden. Bereits die Verschlechterung ei­
ner Wahrnehmungsebene muß zu einer negativen 
Bewertung insgesamt führen. Auch die gleichzei­
tige Verbesserung in einer anderen Wahrneh­
mungsebene kann diese Verschlechterung nicht 
aufheben.

Der vorgestellte Ansatz der Landschaftsbildbe­
wertung ist der Versuch, mit Hilfe der Objektivie­
rung und Operationalisierung diesem Belang in­
nerhalb der Umweltverträglichkeitsstudie und da­
mit auch im Rahmen der Umweltverträglichkeits­
prüfung überhaupt eine Chance innerhalb der Ge­
samtbewertung und -abwägung einzuräumen.

Fazit ist erstens, daß es sich bei der Beurteilung 
des Landschaftsbildes eigentlich nicht streiten 
läßt! Zweitens, handelt es sich nicht um eine Ge­
schmacksfrage!
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Laufener Seminarbeitr. 2/93, S. 84-98 Akad.Natursch.LandschaftspfL (ANL)-Laufen/Salzach 1993

Umweltverträglichkeitsuntersuchungen beim Aus- und 
Neubau von Schnellbahnverbindungen
- am Beispiel der Neubaustrecke Köln/Rhein-Main Abschnitt Reg.-Bez. Darmstadt, 
Hessen (Raumordnung)

Paul Baader

1. Einleitung

1.1 Vorgeschichte des Projekts

Die Deutsche Bundesbahn (DB) plant auf der 
Grundlage des Bundesverkehrswegeplans 1985 
(BVWP ’85) und einer Entscheidung des Bundes­
kabinetts im Dezember 1989 zur Streckenführung 
den Bau einer Neubaustrecke (NBS) für den 
schnellen Schienenverkehr zwischen den Bal­
lungsräumen Rhein-Ruhr und Rhein-Main.
Der neue Verkehrswegeplan von 1992 bestätigt 
ausdrücklich die Notwendigkeit der Realisierung 
dieser Maßnahmen.
Gesamtziel ist es, Teile des derzeitigen und pro­
gnostizierten Mehrverkehrs von der Straße und 
der Luft auf die Schiene zu verlagern. Dies kann 
durch die mit einer NBS verbundenen deutlich 
kürzeren Reise- und Beförderungszeiten zwischen 
den Ballungszentren, der höheren Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit sowie der Kapazitätssteige­
rung erreicht werden.
Mit diesen Verbesserungen ist die Erwartung ver­
bunden, daß die Bahn zukünftig einen größeren 
Beitrag zur
— Ressourcenschonung,
— Vermeidung und Verminderung von Umwelt­

beeinträchtigungen und
— Verbesserung der Verkehrssicherheit 
beim Personen- und Gütertransport leistet.
Für die rund 175 km lange Neubaustrecke werden 
getrennte Raumordnungsverfahren in den Län­
dern Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Hessen durchgeführt.
Am Beispiel des etwa 56 km langen Abschnittes 
Hünstetten - Wiesbaden/Hattersheim im Bereich 
des Regierungspräsidiums (RP) Darmstadt, Hes­
sen, werden Grundlagen, Ziele und Erfahrungen 
mit der Umweltverträglichkeitsuntersuchung im 
Rahmen der Raumordnung geschildert.

12  Ziele und Rahmenbedingungen der Um­
weltverträglichkeitsprüfung im Raumord­
nungsverfahren

Die Durchführung von Umweltverträglichkeitsun­
tersuchungen hat grundsätzlich folgende Ziele:

— Schaffung von Entscheidungsgrundlagen für 
die zuständige Prüfbehörde,

— Optimierung der Planung eines Vorhabens im 
Hinblick auf die Vermeidung und die Minimie­
rung von negativen Eingriffen in die Umwelt 
bzw. von Belastungen der Umwelt,

— Optimierung der Planung im Hinblick auf die 
Einsparung von Kosten für den Ausgleich von 
Umweltschäden bzw. von Beeinträchtigungen.

Neben den Zielsetzungen bestimmt auch die pla­
nungsrechtliche Einbindung von Umweltverträg­
lichkeitsuntersuchungen den Rahmen für die Prü­
fung:
Die Durchführung von Umweltverträglichkeitsun­
tersuchungen (UVU) als Grundlagen einer Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) stellt einen 
unselbständigen Teil der sonst üblichen Planungs­
verfahren, d.h. von Raumordnungs- und Zulas­
sungsverfahren, dar.

Die gesetzliche Vorgabe zur Durchführung von 
Umweltverträglichkeitsuntersuchungen und -Prü­
fungen im Rahmen von Raumordnungsverfahren 
stellt das Raumordnungsgesetz des Bundes vom 
25. Juli 1991 in Verbindung mit den jeweiligen 
Landesplanungsgesetzen dar.

Durch die Raumordnungsverordnung (ROV) vom 
13.12.1990 (BGBL S. 2766) wird in Form eines 
Mindestkataloges bestimmt, bei welchen Vorha­
ben in der Regel ein Raumordnungsverfahren 
durchzuführen ist.
In Hessen ist das Landesplanungsgesetz vom 
15.10.1980 maßgebend.

Die Integration von Umweltverträglichkeitsprü­
fungen in das Raumordnungsverfahren wird durch 
§ 6 a des Bundesraumordnungsgesetzes festgelegt. 
Demnach schließt das Raumordnungsverfahren 
die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung 
oder Maßnahme auf

1. Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft einschließlich der 
jeweiligen Wechselwirkungen,

2. Kultur- und sonstige Sachgüter 
entsprechend dem Planungsstand ein.
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Der Integration von Umweltverträglichkeitsprü­
fungen in das Raumordnungsverfahren in Hessen 
trägt darüber hinaus die am 27.06.1991 erlassene 
hessische Richtlinie zur Durchführung von Raum­
ordnungsverfahren mit Umweltverträglichkeits­
prüfung Rechnung. Mit dieser Richtlinie sollen 
einerseits die Inhalte dafür notwendiger Untersu- 
chungen/Studien umschrieben werden, um für alle 
Fachbereiche Umweltverträglichkeitsprüfungen 
auf einheitlichem Niveau durchführen zu können 
(HMfLWLFN 1991). Andererseits soll damit die 
Offendichkeitsbeteiligung in Raumordnungsver­
fahren im erforderlichen Umfang ermöglicht wer­
den (JORDAN 1991).

2. Die Umweltverträglichkeitsuntersuchungen 
am Beispiel des Abschnittes Hünstetten bis 
Wiesbaden/Hattersheim, Hessen

Für den Abschnitt Hünstetten bis Wiesbaden/Hat­
tersheim, Hessen wurde am 26.02.1992 durch den 
Regierungspräsidenten Darmstadt das Raumord­
nungsverfahren eingeleitet.
Als Grundlage für die Durchführung des Raum­
ordnungsverfahrens, dh. der landesplanerischen 
Prüfung und Abstimmung des Vorhabens, wurden 
vom Träger des Vorhabens - der DB - den zu 
beteiligenden Fachbehörden nachfolgende Text- 
und Planunterlagen zur Verfügung gestellt:
• Erläuterungen und Planunterlagen

-  Begründung, Beschreibung und planliche 
Darstellung des Vorhabens NBS Köln- 
Rhein/Main einschließlich der verkehrli- 
chen, siedlungsstrukturellen und wirt­
schaftlichen Aspekte.

Umweltverträglichkeitsuntersuchungen
-  Raumempfindlichkeiten und Umweltas­

pekte zu Trassenführungen im Untersu­
chungsabschnitt;

-  Umweltverträglichkeitsstudie zu den insge­
samt relativ günstigsten Trassenführungen.

• Fachgutachten
-  Behandlung und Untersuchung von beson­

deren fachlichen Schwerpunkten.

Die Inhalte der Unterlagen sind zudem in einer 
Kurzfassung dargelegt.
D ie Umweltverträglichkeitsuntersuchungen selbst 
gliedern sich in eine Raumempfindlichkeitsanalyse 
sowie in eine Umweltverträglichkeitsstudie.

2.1 Raumempflndlichkeitsanalyse zur Korri­
dorfindung

Die Raumempfindlichkeitsanalyse ist die erste 
Stufe der Umweltverträglichkeitsuntersuchungen. 
Sie dient dazu, relativ konfliktarme Korridore im 
Untersudiungsabschnitt zu ermitteln.
Nach den Ergebnissen der Voruntersuchungen im 
Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung und

den länderübergreifenden Vergleichen von Alter­
nativen zwischen Köln und dem Rhein/Main-Ge- 
biet war großräumig betrachtet eine Korridorfüh­
rung entlang der Bundesautobahn A 3 festgelegt. 
Im Bereich von Hessen waren unter der Bedin­
gung, sowohl Wiesbaden als auch Mainz als auch 
Frankfurt Hbf und Frankfurt Flughafen anzubin­
den, jedoch noch eine Vielzahl von Korridoren 
denkbar, so daß sich zunächst die Notwendigkeit 
einer Korridorfindung ergab.
Als relativ konfliktarme Korridore gelten Berei­
che ohne Häufung von schutzwürdigen bzw. emp­
findlichen Räumen sowie Bereiche ohne beson­
ders schwerwiegende einzelne Konflikte mit der 
Umwelt, die für Linienführungen der NBS im Un­
tersuchungsraum mit der Anbindung von Wiesba­
den und Frankfurt damit vergleichsweise günstige 
Bedingungen aus Umweltsicht aufweisen.
Die Ermittlung relativ konfliktarmer Korridore 
stützte sich dabei allein auf verfügbare Informatio­
nen aus amtlichen Kartenwerken und der Fachli­
teratur.
Die Raumempfindlichkeitsanalyse gliedert sich in
— die methodischen Grundlagen zur Durchfüh­

rung der Raumempfindlichkeitsanalyse (an­
hand der entscheidungsrelevanten Schutzgüter 
wird der Untersuchungsrahmen abgesteckt),

— einen Überblick über die Umwelt- und Nut­
zungssituation im Raum (Dokumentation der 
aktuellen Nutzungssituation im U ntersu­
chungsraum mit Hinweisen zu bestehenden 
Belastungen der Umwelt),

— eine Darstellung der allgemeinen Wirkungen 
des Vorhabens auf die Umwelt,

— eine Bestandsaufnahme und Empfmdlichkeits- 
bewertung auf der Ebene von Funktionsräu­
men der einzelnen Schutzgüter

und abschließend in
— eine Diskussion der Ergebnisse anhand der er­

mittelten Konflikträume.
Abbildung 1 zeigt die Vörgehensweise zur Ermitt­
lung konfliktarmer Korridore.
Die Grundlage der Raumempfindlichkeitsanalyse 
stellt die flächendeckende Erfassung umweltrele­
vanter Funktionen im Untersuchungsraum dar. 
Dies sind zum einen die Umweltnutzungen, die 
sich aus anthropogen bedingten Nutzungsansprü­
chen an die Umwelt wie für Wohn- und Gewerbe- 
ansiedlungen, Trinkwassergewinnung etc. ergeben 
und zum anderen die natürlichen Potentiale/Lei- 
stungen des Naturhaushalts, wie z.B. Wasserdar- 
gebot, Flora und Fauna.
Die Bestandserhebung erfolgt auf der Basis von 
Fünktionsräumen der einzelnen Schutzgüter bzw. 
Umweltfunktionen (z.B. Flächen mit hohem Bio­
topentwicklungspotential oder Naturschutzgebie­
te im Schutzgut Biotope und Arten bzw. Tiere und 
Pflanzen), indem jeweils Flächen mit besonderer 
Bedeutung, Schutzwürdigkeit und Empfindlich­
keit für das jeweilige Schutzgut abgegrenzt wer­
den.
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Untersuchungsraum

Ermittlung hochempfindlicher Räume 
auf Grundlage der Schutzwürdigkeit, 
Bedeutung und Empfindlichkeit von 
Flächen der Schutzgüter

- Geländeklima

- Grundwasser und 
Gewässer

- Biotope und Arten

- Landschaft und Erholung /  
Wohn- und Arbeitsumfeld

Überlagerung der Flächenfunktionen 
mit hoher Empfindlichkeit

Ergebnis:

Relativ konfliktarme Korridore

Abbildung 1
Prinzip der Ermittlung konfliküumer Korridore

Die Erfassung der Schutzgüter mit ihren Funk­
tionsräumen stützt sich dabei vor allem auf
— Sachkategorien (z.B. Bereiche mit hohem Bio­

topentwicklungspotential, Grundwasservor­
kommen mit hoher Verschmutzungsempfind­
lichkeit) und

— Schutzkategorien (z.B. Naturschutzgebiete, 
Trinkwasserschutzgebiete).

Damit soll gewährleistet werden, daß ökologisch 
wertvolle Flächen unabhängig von Ausweisungs­
praxis und -stand berücksichtigt werden.

Als entscheidungsrelevant, weil allgemein oder im 
Untersuchungsraum besonders bedeutsam bzw.

von einer Schnellbahntrasse besonders betroffen, 
wurden folgende Schutzgüter in die Raumemp­
findlichkeitsanalyse einbezogen:
— Geländeklima (Luft)
— Wasser (Grundwasser und Gewässer)
— Biotope und Arten (Tiere und Pflanzen)
— Landschaft und Erholung sowie
— Wohn- und Arbeitsumfeld (Mensch). 
Aufgrund der für die Raumempfindlichkeitsanaly­
se angewandten Maßstabsebene von 1:50.000 
konnten sehr kleinteilige öder punktförmige Infor­
mationen zu den Schutzgütem (wie Naturdenkma­
le und geschützte Landschaftsbestandteile) nicht 
in die Untersuchung einbezogen werden. Deren
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Schonung oder Betroffenheit ist in den nachfol­
genden detaillierteren Untersuchungen zu klären.

Die Erhebungen stützen sich auf folgende Quel­
len:
— Flächenschutzkarte von Hessen 1:50.000,
— Standortkarte von Hessen - Natürliche Stand­

orteignung für landbauliche Nutzung 1:50.000,
— Standortkarte von Hessen, Hydrogeologische 

Karte 1:50.000,
— Bodenkarte von Hessen 1:25.000,
— Regionaler Raumordnungsplan Südhessen 

(RROP),
— Raumordnungskataster,
— Daten zu Trinkwassergewinnungsanlagen, er­

hoben beim WWA Wiesbaden,
— Topographische Karten und Luftbilder.

Je nach der Bedeutung und Schutzwürdigkeit der 
flächenbezogenen Funktionsräume wurde inner­
halb der Schutzgüter eine unterschiedliche Emp­
findlichkeit für diese Räume gegenüber dem Vor­
haben definiert, wobei in der Regel in drei Stufen 
unterschieden wurde (hoch; mittel; vorhanden/ge- 
ring). Beispielsweise wurden im Schutzgut Wasser 
hierfür als Bewertungsparameter die Grundwas­
serergiebigkeit und die Verschmutzungsempfind­
lichkeit herangezogen. Informationsquelle waren 
die Flächenschutzkarte bzw. die Standortkarte 
von Hessen.

Die Funktionsräume der einzelnen Schutzgüter 
mit vergleichsweise hohen Empfindlichkeiten 
wurden abschließend in einer Konfliktkarte über­
lagert, um Räume mit hoher bzw. geringer Kon­
fliktdichte zu ermitteln, ohne daß dabei eine Ag­
gregation der Konfliktschwere (Summe der Emp­
findlichkeit der einzelnen Schutzgüter) vorgenom­
men wurde.
Das Schutzgut Boden wird nicht als entschei­
dungsrelevanter Faktor zur Ermittlung konfliktar­
mer Korridore herangezogen, da Boden mit sei­
nen Funktionen im Naturhaushalt grundsätzlich 
als hoch empfindlich gegenüber einer Neubau­
strecke, die in jedem Fall den Verlust von Boden 
bedingt, einzustufen ist. Darüber hinaus wird die 
Schutzwürdigkeit und -bedürftigkeit von Boden 
bei der Empfindlichkeitsbewertung anderer 
Schutzgüter berücksichtigt.
Die Raumempfindlichkeitsanalyse beschränkt 
sich also auf die entscheidungsrelevanten Schutz­
güter.
Die genannte Vorgehensweise führt in Räumen 
mit einer Vielzahl von Funktionen und Nutzungen, 
wie man sie gerade im Rhein-Main-Gebiet findet, 
nicht zu eindeutig konfliktarmen Räumen bzw. 
Korridoren. Vielmehr können lediglich Räume 
oder Korridore mit einer vergleichsweise geringen 
Konfliktdichte bzw. Konfliktintensität ermittelt 
werden.
Nahezu im gesamten Untersuchungsraum erga­
ben sich hohe Konfliktdichten. Als relativ konflikt­
arme Korridore boten sich vor allem Trassenfüh­

rungen entlang von Bundesautobahnen (BAB’s 
A 3, A 66, A 671) bzw. Bundesstraßen (B 455) an, 
z.T. in Kombination mit anschließenden Räumen, 
die lediglich hinsichtlich weniger oder einzelner 
Schutzgüter empfindlich sind, an (vgL Abbildung 
2). Der Vorteil einer mit übergeordneten Straßen 
gebündelten Trassenführung liegt vor allen Dingen 
darin, daß großräumige Neuzerschneidungen und 
Eingriffe in naturnäheren, weniger belasteten 
Räumen vermieden werden können. Damit wurde 
auch das Ergebnis der vorausgehenden großräu­
migen Betrachtungen zwischen Köln und dem 
Rhein-Main-Gebiet, nämlich die NBS-Rasse 
möglichst eng mit der BAB A 3 zu bündeln, bestä­
tigt.
Mit der Vorgabe, die Landeshauptstädte Wiesba­
den und M ainz anzubinden, stellt sich hier die 
Variante 'Verzweigung Wiesbadener Kreuz" als 
eine Trassenführung mit einer vergleichsweise ge­
ringen Konfliktdichte dar. Sie nutzt die konfliktär­
meren Korridore A und A 2 im Untersuchungs­
raum (vgl. Abb. 2).
Die Linienführung der Variante "Verzweigung 
Wiesbadener Kreuz" knüpft an den Verlauf der 
NBS im nördlich angrenzenden Planungsabschnitt 
Limburg - Bad Camberg/Hünfelden an und ge­
währleistet eine Anbindung von Wiesbaden 
Hauptbahnhof, Frankfurt (M) Hauptbahnhof und 
Frankfurt (M)Flughafen.

22  Umweltverträglichkeitsstudie (UVS)

Die zweite Stufe der Umweltverträglichkeitsun­
tersuchungen, die UVS, behandelte nur noch sol­
che Trassenführungen, die gemäß dem Ergebnis 
der Raumempfindlichkeitsanalyse und technisch 
wirtschaftlicher Betrachtungen als weiter verfol- 
genswert einzuordnen waren.
Ziel der UVS war es, die innerhalb der relativ 
konfliktarmen Korridore technisch konzipierten 
Rassen auf der M aßstabsebene 1:25.000 bis 
1:10.000 hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Umwelt näher zu betrachten. Hierbei wurden ei­
nerseits kleinräumige Trassenvarianten, wie z.B. 
West- und Ostlage im Raum Idstein, miteinander 
verglichen; andererseits waren die zwei großräu­
migen Lösungen "Verzweigung Wiesbadener 
Kreuz" (Antragstrasse der DB) und Verzweigung 
Wiesbaden" (Dokumentationstrasse) einbezogen.

22.1 Zielsetzung und Rahmenbedingungen

Aufgabe des TVägers des Vorhabens ist es, gemäß 
§ 6 a Raumordnungsgesetz (ROG) die Wirkungen 
des Vorhabens auf die Umwelt aufzuzeigen. In der 
UVS werden alle Umweltbelange berücksichtigt, 
die nach dem derzeitigen Planungsstand des Pro­
jektes beurteilt werden können.

Die Erarbeitung der UVS orientiert sich dabei an 
den Vorgaben und Inhalten des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 12. 
Februar 1990.
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Abbildung 2
Übersicht über relativ konfliktarme Korridore im Untersuchungsraum
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Als weitere rechtliche Grundlagen und fachliche 
Vorgaben wurden darüber hinaus - soweit für die 
Planungsstufe des Raumordnungsverfahrens 
(ROV) relevant bzw. umsetzbar - berücksichtigt:
— EG-Richtlinie vom 27. Juni 1985 über die Um­

weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öf­
fentlichen und privaten Projekten (85/337/ 
EWG),

— Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfle­
ge (BNatSchG) vom 12. März 1987,

— Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung 
von Abfällen (AbfG) vom 12. Februar 1990,

— Hessisches Abfallwirtschafts- und Altlastenge­
setz (HAbfG) vom 26. Februar 1991,

— Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
vom 10. Februar 1990,

— Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(WHG) vom 23. September 1986,

— Ökologische Beurteilung von DB-Neubau­
strecken, Bundesminister für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit, Januar 1991,

— Hessische Richtlinie zur Durchführung von 
Raumordnungsverfahren mit Umweltverträg­
lichkeitsprüfung gern. § 6 a Raumordnungsge­
setz IV. mit § 11 Hessisches Planungsgesetz, 
Wiesbaden 27. Juni 1991,

— Anforderungskatalog für das Raumordnungs­
verfahren einschließlich Raumordnerische 
Umweltverträglichkeitsprüfung der ICE-Neu- 
baustrecke Köln/Rhein-Main; Arbeitsgemein­
schaft der Länder Hessen, Rheinlan-Pfalz und 
NRW, August 1990,

— Fachliche Anforderungen zur ökologischen 
Beurteilung von DB-Neubaustrecken auf der 
Ebene des Raumordnungsverfahrens; Arbeits­
kreis der Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-West­
falen, Januar 1991,

— Merkblatt zur Umweltverträglichkeitsstudie in 
der Straßenplanung (MUVS), 1990,

— Bundesminister für Verkehr, Hinweise zur Be­
rücksichtigung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege beim Bundesfernstraßen­
bau (HNL-StB 87), 1987.

Wesentliche Arbeitsgrundlagen für die Durchfüh­
rung der Umweltverträglichkeitsstudie bildeten 
die Ergebnisse von erstellten Fachgutachten zu 
den Themenbereichen
— Naturschutz und Landschaftspflege,
— Hydrogeologie und Wasserwirtschaft,
— Ingenieurgeologie, Grund-, Fels- und Ttinnel- 

bau,
— Schall und Erschütterungen,
— Ablagerungs- und Massendeckungskonzept.

2 2 2  Ablauf der UVS

Der A b la u f der Umweltverträglichkeitstudie 
(UVS) gliedert sich in Anlehnung an SCHEMEL 
(1985 u. 1987), BUNGE (1988) und SUMME- 
RER (1988) grundsätzlich in folgende Schritte:

— Festsetzung des Untersuchungsrahmens
— Bestandserfassung und Bestandsbewertung 

der Umwelt
— Darstellung der Projektwirkungen auf die Um­

welt
— Prognose der Veränderungen der Umwelt, d.h. 

Ermittlung der Eingriffe des Projektes und 
Darstellung von Maßnahmen zur Eingriffsver­
meidung bzw. -Verminderung

_  Bilanzierungen.

Der in einer UVS anzuwendende Untersuchungs­
rahmen ist entsprechend den vom Projekt ausge­
henden Wirkungen festzusetzen. Es wurden die­
jenigen Tbilaspekte der Umwelt in die Untersu­
chung einbezogen, die potentiell von den Projekt­
wirkungen betroffen werden.

Der Ablauf der hier durchgeführten UVS ist in 
Abbildung 3 wiedergegeben.

Art und Detailliertheit der Bestandserfassung der 
Umwelt hängen einerseits vom Verfahrens- und 
damit vom Planungsstand ab. Andererseits sind 
auch die Größe des Untersuchungsgebietes und 
die Verfügbarkeit vorhandener Daten von Bedeu­
tung.

Im vorliegenden Fall einer UVS auf Raumord­
nungsebene mit vergleichender Gegenüberstel­
lung von Varianten auf einer Gesamtstreckenlänge 
von nahezu 100 km wurden auf der Maßstabsebe­
ne 1:25.000 bis 1:10.000 schutzgutbezogen folgen­
de Unterlagen verwendet:

Geländeklima (Luft):
— Topographische Karten
— Flächennutzungspläne
— Flächenschutzkarte Hessen
— Landschaftsrahmenpläne
— Klimaatlas Hessen

Grundwasser und Gewässer (Wasser):
— Topographische Karten
— Gewässergütekarten und -berichte
— Regionalpläne
— Flächenschutzkarte Hessen
— Unterlagen der wasserwirtschaftlichen Fach­

behörden
— Unterlagen der Betreiber von Wassergewin­

nungsanlagen
— Geologische Karten
— Hydrogeologische Karten
— Luftbilder
— Eigene Kartierergebnisse 

Boden:
— Bodenkarten
— Geologische Karten
— Karte der Erosionsgefährdung Hessen
— Standortkarte von Hessen
— Topographische Karten
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UMWELT PROJEKT

Abbildung 3
Ab lauf Schema der Umweltverlräglichkeltsstudie (UVS)
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Biotope und Arten (Here und Pflanzen):
— Eigene Kartierergebnisse (flächendeckend)
— Biotopkartierung Hessen
— Flächenschutzkarte Hessen
— Landschaftspläne
— Standortkarte von Hessen
— Biotopsicherungskonzept
— Unterlagen der Naturschutzbehörden
— Regionalpläne
— Luftbilder
— Topographische Karten
— Kartierergebnisse Dritter

Landschaft und Erholung:
— Eigene Kartierergebnisse
— Unterlagen der Naturschutzbehörden
— Flächenschutzkarte Hessen
— Regionalpläne
— Landschaftspläne
— Luftbilder
— Topographische Karten

Kulturelle Güten
— Unterlagen des Landesamtes für Denkmalpfle­

ge Hessen

Land- und Forstwirtschaft:
— Standortkarte von Hessen
— Flächenschutzkarte Hessen
— Forstliche Standortkarten
— Eigene Kartierergebnisse
— Topographische Karten

Wohn- und Arbeitsumfeld (Mensch):
— Flächennutzungspläne
— Topographische Karten
— Regionalpläne

Lagerstätten und Bodenschätze:
— Regionalpläne
— Geologische Karten
— Topographische Karten.

Die Bestandsbewertung der Umwelt erfolgte auf 
der Ebene von Teilaspekten der Umwelt, d.h. der 
einzelnen Schutzgüter und ihrer Fiinktionsräume. 
Alle Schutzgüter sind für eine intakte Umwelt von 
Bedeutung. Es besteht keine Nutzensubstitutivi- 
tät. Innerhalb der Schutzgüter werden die betrof­
fenen Funktionsräume nach ihrer Bedeutung, Lei­
stungsfähigkeit und Empfindlichkeit (Funktiona­
ler Wert) beurteilt. Die Bewertung erfolgte mit 
Hilfe einer Ordinalskala.
Für die Bestandsbewertung, die also mit Funktio­
naler Wert definiert wurde, sind die üblichen, der 
Planungsstufe Raumordnung angemessenen Kri­
terien verwendet worden. Als Beispiel sei hier die 
Bewertung des Schutzgutes Boden erläutert:

Die Wertigkeit des Bodens liegt v.a. in der Vielfalt 
und Bedeutung seiner Funktionen im Natur- und 
Landschaftshaushalt, und weniger in der Schutz­

würdigkeit um seiner selbst willen. Deshalb sind 
die Parameter zur Kennzeichnung seines
— Zustandes, nämlich Belastungsfreiheit, chemi­

sche und physikalische Eigenschaften sowie
— seiner Standortfaktoren (z.B. Feuchtegrad) 

wichtiger als Seltenheit,
da jeder natürlich entwickelte Bodentyp am Ort 
seiner Entstehung seine vielfältigen Aufgaben im 
Natur- und Landschaftshaushalt erfüllt und einen 
Wert als solchen darstellt.

Die Verwendung der Kriterien zur Bestandsbe­
wertung von Böden ist in Abbildung 4 dargestellt.

22 3  Methodik der Eingriffsbewertung

Die aus Bau und Betrieb eines neuen Schienenwe­
ges hervorgehenden Projektwirkungen wurden zu­
nächst generell erläutert Zur Bestimmung der 
tatsächlichen jeweiligen Wirkungen auf die einzel­
nen Schutzgüter und deren Funktionsräume 
(Funktionale Beeinflussung) bedarf es einer wei­
teren differenzierten Betrachtung des Projektes, 
d.h. vor allem seiner Bauwerke (wie Brücken, 
Dämme, Einschnitte etc.). Auch die Projektwir­
kungen wurden mit Hilfe einer Ordinalskala diffe­
renziert.

Die vom Bau und Betrieb einer Neubaustrecke 
ausgehenden Projektwirkungen lassen sich in fol­
gende Wirkungskomplexe gliedern (Abbildung 5):
— Landinanspruchnahme während der Bauzeit 

sowie dauerhafter Flächenbedarf,
— Ab- und Umleitung von Wasser vorübergehend 

und auf Dauer,
— Abtrag und Umlagerung von Erd- und Ge­

steinsmassen,
— Trennwirkungen (visuell und räumlich)
— Immissionen während der Bauzeit (Lärm, 

Staub, Abgase, Erschütterungen) und nach der 
Inbetriebnahme (Lärm und Erschütterungen).

Bei der Errichtung einer HO kV-Bahnstromlei- 
tung, die mit Realisierung der NBS in Abschnitten 
erforderlich ist, sind folgende Wirkungskomplexe 
hervorzuheben:
— Flächenbedarf und Landinanspruchnahme,
— visuelle und räumliche Trennwirkungen,
— Immissionen (Knistern, Ozonbildung, elektri­

sche und magnetische Felder).

Durch die o.g. Effekte des Vorhabens sind die 
Schutzgüter der Umwelt in unterschiedlicher Wei­
se betroffen (vgl. Abb. 5).

Für die Definition der Projekt Wirkungen zur Be­
stimmung der sog. Beeinflussungsintensität und 
damit auch zur Quantifizierung der Eingriffe bzw. 
Beeinträchtigungen wurden u.a. folgende Wir­
kungsparameter verwendet:
— Aufstandsfläche Schienenweg,
— Aufstandsfläche Böschungen und Ausrundun­

gen,
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Bew ertungskriterien Funktionaler W ert

seltene oder hochem pfindliche Böden und Böden von besonderem
w isse n sch a ft liche m  Interesse

und/oder
Böden, die derzeit vom  M enschen  mit sehr geringer Intensität 
beansprucht werden (z.B. W älder, Hutungen, Streuobstw iesen, 
Feuchtgebiete, Extensivgrünland)

S tu fe  5

Böden, die derzeit vom  M enschen  extensiv beansprucht werden  

oder
keiner Bodenbearbeitung unterliegen 

oder
intensiv ackerbaulich genutzte Böden mit hoher Belastbarkeit 11

Stu fe  4

Böden  m it mittlerer Belastbarkeit 1!, die derzeit vom  M enschen  

intensiv beansprucht werden
Stu fe  3

intensiv beanspruchte  Böden mit geringer Belastbarkeit 11 Stu fe  2

teilversiegelte Böden (z.B. w asse rd u rch lä ssig  mit Schotter überbaut) 
oder
Böden  in S ied lungsgeb ieten  bzw. zw ischen Verkehrsflächen  

oder
o b ertäg ige  Abbauflächen, A u fsch ü ttu ngen  und um gelagerte Böden

Stu fe  1

1) zur E in stu fu ng  der Belastbarkeit s. u.

Einstufung der Belastbarkeit der Böden 

ä) gegenüber Stoffeinträgen:

gering

Belastbarkeit 1> 

mittel hoch

Bodenart 1) S, Ki, x H, IS, u S -sU IU-tU , L, T

*) Zu - und A b sch läge :
p H -W e rt des Oberbodens: <  5 1 Stufe abwerten

>  7 1 Stufe aufwerten, max. b is F W  4
- H u m u sge h a lt  des O berbodens: >  4  % 1 Stufe  aufwerten, m ax. b is F W  4
- Gründ igke it: <  5 dm 1 Stufe abwerten

> 1 0  dm 1 Stufe aufwerten, max. b is F W  4

b) gegenüber mechanischen Belastungen:

gering

Belastbarkeit *’ 

mittel hoch

Bodenart 1) H, U L, T tU, tl, uT, S, Ki

*) A n m erku ng: keine Zu- oder A b sch läge  bei stark vernäßten Böden erforderlich, da d iesen
generell der Funktionale W ert der Stu fe  5 zugew ie sen  w ird (s. o. Bild 4)

1) D ie Kurzbezeichnung der Bodenarten erfolgt ge m äß  Bodenkundlicher Kartieranleitung (A G  

B O D E N K U N D E  1982)

Abbildung 4
Zuordnung der funktionalen Werte im Schut/gut Boden
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Projektwi rkung 

Schutzgüter

Landinan- 1) 
spruchnahme 
und Flächen­
bedarf 2)

Ab- und Umlei- 
Leitung von 
Wasser

Umlagerung 
von Erd- 
und Ge­
steinsmas­
sen

Trennwi r- 
kungen

Immissionen 
(Lärm, Er­
schütterungen 
Abgase und 
Stäube)

Geländeklima B, A A B*

Grundwasser und Gewässer B, A B, A B B, A B*

Boden B, A B*f A* B, A B*

Biotope und Arten B, A B, A B B, A B, Bt

Landschaft und Erholung B, A B, A B B, A B, Bt

Kulturelle Güter B, A B, A B, A B*, Bt

Land- und Forstwirtschaft B, A B, A B, A B, A B, Bt

Wohn- und Arbeitsumfeld B, A B B, A B, Bt

Lagerstätten und 
Bodenschätze

B, A B*f A* B, A B, A B*

B = baubedingt
A = anlagenbedingt (Bahnanlagen)
Bt = betriebsbedingt
* = Beeinflussung geringer Intensität

= keine unmittelbare Beeinflussung des Schutzgutes
1) = Landinanspruchnahme = Fläche wird durch Vorhaben beansprucht, aber nicht auf Dauer überbaut
2) = Flächenbedarf = Fläche wird auf Dauer beansprucht bzw. als Gleiskörper genutzt

Abbildung 5

Wirkungsmatrix - unmittelbare Beeinflussung der Schutzguter der Umwelt durch die Projektwirkungen eines Schienenweges

Funktionaler Wert
Güte (Bedeutung, Leistungsfähigkeit und Empfind­

lichkeit) des Funktionsraumes

Eingriffsschwere /  ökologisches Risiko

S tu fe  5 (se h r h och )

[ | S t u fe  i (hoch)

Abbildung 6 s t u f e  3 (mittel)

Matrix zur Verknüpfung von s tu fe  2 (gering)

Funktionalem Wert und Beeinflussung
I | S tu fe  1 (se h r  ge ring )
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— Einschlußfläche (bis 150 m),
— Baufeld (pauschale Breiten),
— Baustelleneinrichtungsflächen an TUnnelpor- 

talen,
— Einschnittstiefe,
_  Dammhöhe,
— Sichtlinie (Einsehbarkeit der Trasse bzw. der 

Bahnstromleitung),
— Isophone (z.B. 45 dB(A)-Linie im Freiraum),
— Zerschneidungseffekte/TVennWirkungen,
— indirekt betroffene Flächen (Vernetzung),
— etc.

Um die Veränderungen der Umwelt und damit die 
zu erwartende Eingriffsschwere bzw. das ökologi­
sche Risiko eines Eingriffes aufzeigen zu können, 
sind die Wertigkeit eines betroffenen Funktions­
raumes und die Beeinflussungsintensität durch 
das Projekt miteinander in bezug zu setzen. Für 
diesen Bewertungsschritt wurde zu großem Tfeil 
eine Verknüpfung in Anlehnung an die ökologi­
sche Risikoanalyse angewandt (vgL Abbildung 6); 
und zwar dort, wo die Planungsebene oder die 
Informationsdichte keinen gesicherten, eindeutig 
definierbaren Rückschluß auf die Auswirkung des 
Vorhabens zuließen. In den Fallen, in denen eine 
konkrete, sichere Wirkungsprognose möglich war, 
wurde auf die formalisierte Verknüpfung verzich­
tet (Schutzgüter Boden, Landschaft, kulturelle 
Güter). Bei der Darstellung der Eingriffe und Be­
einträchtigungen wurden Möglichkeiten zur Ver­
meidung und Verminderung der Eingriffe aufge­
zeigt und berücksichtigt.

Für die einzelnen Schutzgüter der Umwelt wurden 
Bilanzierungen der zu erwartenden Eingriffe in der 
Regel nach beanspruchten oder beeinflußten Flä­
chen bzw. Durchfahrungslängen erstellt. Sie zei­
gen auf, in welchem Umfang und mit welcher Ein­
griffsschwere innerhalb eines Schutzgutes zu rech­
nen ist. Nicht quantifizierbare Wirkungen wurden 
in verbalqualitativer Form angesprochen.

2.2.4 Ergebnisse der UVS

Die Umweltverträglichkeitsstudie hat auf der 
Raumempfindlichkeitsanalyse aufbauend die Lö­
sungen "Verzweigung Wiesbadener Kreuz" und 
"Verzweigung Wiesbaden" untersucht. Darüber 
hinaus erfolgte ein Vergleich kleinräumiger Vari­
anten, nämlich der Untervarianten Idstein-West­
lage und Idstein-Ostlage.

Mit der Umweltverträglichkeitsstudie wurden die 
Konflikte der beiden Lösungen sowie der Unter­
varianten mit der Umwelt aufgezeigt und in Plänen 
dargestellt (vgl Abbildungen 7 und 8).

Hierbei wurden Möglichkeiten der weiteren Ein­
griffsvermeidung bzw. -reduzierung und der Kom­
pensation bis hin zu Vorschlägen für eine land­
schaftsgerechte Einbindung (vgl Abbildung 9) er­
arbeitet und diskutiert.

Die Bewertung der Umweltverträglichkeit, dh.

die eigentliche Prüfung des Vorhabens konnte mit 
Hilfe der Behandlung folgender Themenkomple­
xe erfolgen:

• Vermeidungs-und Minimierungsgebot
Durch die konzipierte Trassenführung in mög­
lichst enger Bündelung mit der BAB A 3 bzw. A 
66 kann die Aussage der großräumigen Empfind­
lichkeitsanalyse, nämlich die Nutzung vergleichs­
weise konfliktarmer Korridore, angemessen um­
gesetzt werden.
Zur Minderung dennoch verbliebener schwerwie­
gender Eingriffe sind abschnittsweise noch weite­
re Ttassenoptimierungen erforderlich und wurden 
bereits diskutiert. Unter Beibehaltung der Zielset­
zungen einer Hochgeschwindigkeitsstrecke beste­
hen z.T. jedoch keine weiteren Möglichkeiten zur 
Eingriffsminimierung. In Konfliktfallen, in denen 
keine weiteren Eingriffsminimierungen erreich­
bar sind, sind im Falle des Vorranges des Projektes 
in seiner derzeitigen Form, z.B. gegenüber den 
Belangen des Naturschutzes, hohe Anforderun­
gen an Kompensationsmaßnahmen ZU stellen.
Für die Durchführung des Vorhabens können all­
gemeine Vorsorge- und Schutzmaßnahmen ge­
troffen werden (z.B. Einsatz lärmarmer Bauma­
schinen, Schallschutz an TVumelportalen, Ober­
bodensicherung, Schaffung von Ausweichbioto­
pen vor Baubeginn, Eindämmung von Staubent­
wicklung), die zur Eingriffsbegrenzung beitra­
gen.

• Ausgleichs- und Kompensationsgebot
Die Notwendigkeit und Möglichkeit von Kom­
pensationsmaßnahmen wird im Einzelfall aufge­
zeigt und, soweit im vorliegenden Planungsmaß­
stab möglich, konkretisiert. Die vorliegende Un­
tersuchung zeigt auf, daß das Vorhaben Eingriffe 
verursacht, die im Sinne des Entwurfes der Ver­
waltungsvorschrift zu § 20 des UVP-Gesetzes 
(Stand Juli 1992) als nicht ausgleichbar zu bewer­
ten sind und daher Kompensationsmaßnahmen 
erfordern. Insgesamt betrachtet bietet der Unter­
suchungsraum hierfür ausreichende Möglichkei­
ten (z.B. Flurdurchgrünung, Neuschaffung von 
Biotopen, Sicherung und Verbesserung vorhande­
ner Strukturen, Neuerschließung von THnkwas- 
ser).

• Risiken für die Umwelt
Das Vorhaben birgt nach derzeitigem Kenntnis­
stand keine Risiken für die Umwelt in sich, die 
nicht abgrenzbar und/oder beherrschbar wären. 
Die geplanten Baumaßnahmen können mit dem 
bestehenden Stand der Tbchnik so realisiert wer­
den, daß keine unvorhersehbaren Gefährdungen 
von Mensch und Umwelt zu erwarten sind.
Dies bestätigen im übrigen die Erfahrungen beim 
Bau von Neubaustrecken der Deutschen Bundes­
bahn in den letzten Jahren.
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Abbildung 7
Konfllktschwerpunkle aller Schulzgüter - Plana usschnitl aus Raumordnungsunterlage

• Auswirkungen des Vorhabens auf Entwick­
lungsziele

Hinsichtlich der Auswirkungen des Vorhabens auf 
die Entwicklungsziele und auf evtl, definierte Um­
weltqualitätsziele ist festzustellen, daß die im Re­
gionalen Raumordnungsplan und im Hessischen 
Landesraumordnungsprogramm aufgeführten 
Ziele vom Grundsatz her nicht in Frage gestellt 
werden. Teilweise und kleinräumig begrenzt treten 
jedoch Auswirkungen auf, die im Widerspruch zu 
einzelnen Zielsetzungen stehen und der Abwä­
gung bedürfen. Werden beispielsweise Lebens­
räume bedrohter Tier- und Pflanzenarten zerstört, 
sind diese Beeinträchtigungen den Vorteilen, die 
mit der Förderung des derzeit umweltfreundlich­

sten Verkehrssystems verbunden sind, abwägend 
gegenüberzustellen.
Insgesamt betrachtet ist nach Einschätzung des 
Gutachters die Umweltverträglichkeit für die Lö­
sung Variante "Verzweigung Wiesbadener Kreuz" 
gegeben bzw. erreichbar. Das Eingriffsrisiko ist 
nach derzeitigem Kenntnisstand abgrenzbar und 
beherrschbar.
Die Variante "Verzweigung Wiesbaden" wurde da­
gegen deutlich ungünstiger bewertet, da sie insbe­
sondere nicht abschätzbare Risiken für Grund­
wasservorkommen im Raum Wiesbaden verursa­
chen würde
Für sie kann die Umweltverträglichkeit offensicht­
lich nicht erreicht werden.
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Abbildung 8
Konfliktschwerpunkt zum Thema Naturschutz - Ausschnitt aus Raumordnungsunterlage
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Abbildung 9
Landschaftliche Einbindung der Neubaustrecke (Beispiel NBS-km 158,930 / Ortslage Weilbach)
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Der Vergleich der Untervarianten im Raum Id­
stein ergab, daß eine Ostlage zur BAB A 3 die 
vergleichsweise geringeren Eingriffe mit sich 
bringt als eine Westlage und aus Umweltsicht zu 
präferieren ist.
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, daß we­
niger Waldflächen beansprucht würden und die 
Trasse besser in das Landschaftsbild integriert 
werden kann. Die ermittelte Schallbelastung für 
die angrenzenden Wohnbereiche ist bei beiden 
Varianten etwa gleichermaßen gering.

3. Ausblick

Die Zielsetzung von Umwelt Verträglichkeitsun­
tersuchungen, d.h. das Aufzeigen der Projektwir- 
kungen auf die Umwelt und deren Bewertung als 
ein Beitrag der Entscheidungsfindung, wurde er­
füllt. Dies zeigt auch eine Diskussion der Inhalte 
der UVU auf der Grundlage der Anforderungen, 
wie sie in der Hessischen Richtlinie zur Durchfüh­
rung von Raumordnungsverfahren mit UVP heute 
formuliert sind.

Obwohl die hessische Richtlinie zum Zeitpunkt 
der Bearbeitung/Fertigstellung dieser Umweltver­
träglichkeitsuntersuchungen noch nicht festge­
schrieben war, wird durch nachfolgende Gegen­
überstellung aufgezeigt, daß die darin gestellten 
Anforderungen weitestgehend erfüllt wurden.

Die Richtlinie zur Durchführung von Raumord­
nungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprü­
fung des Hessischen Ministeriums für Landesent­
wicklung, Wohnen, Landwirtschaft, Forsten und 
Naturschutz nennt folgende Anforderungen, die 
die Unterlagen des Vorhabenträgers erfüllen sol­
len:
— Beschreibung des Vorhabens,
— Beschreibung der Ausgangssituation,
— Beschreibung der Auswirkungen auf den 

Raum.

Eine Beschreibung des Vorhabens ist in umfassen­
der Form eines Erläuterungsberichtes und von 
Planunterlagen (Lagepläne 1:25.000; Höhenplä­
ne, Querprofile) gegeben.

Der Erläuterungsbericht zeigt die Notwendigkeit 
und Sinnhaftigkeit des Vorhabens auf. Es werden 
die Vorteile aus Sicht des Projektträgers genannt. 
Die technischen Rahmenbedingungen sind aus­
führlich beschrieben.
Die großräumige Linienfindung wurde nachvoll­
ziehbar dargestellt, und über eine Variantenunter­
suchung der Ausführungsvorschlag entwickelt, be­
gründet und in seinen verkehrlichen, siedlungs­
strukturellen und wirtschaftlichen Aspekten er­
läutert.

Darüber hinaus wurden in der UVS die Projekt­
wirkungen generell und auf die einzelnen Schutz­
güter bezogen dargestellt (vgl. auch Abbildung 5).

In der UVS erfolgte zur Beschreibung der Aus­

gangssituation eine Darstellung der Umweltfakto­
ren, indem die Funktionsräume der einzelnen 
Schutzgüter der Umwelt hinsichtlich ihrer Bedeu­
tung, Empfindlichkeit und Vorbelastung beschrie­
ben und in Karten dargestellt sind.

Die Beschreibung in Text- und in Tabellenform 
enthält u.a. eine flächendeckende Bewertung der 
betroffenen Bereiche. In insgesamt 11 Anlagen 
wurden die Ergebnisse der Bestandsaufnahme 
und -bewertung kartographisch aufbereitet.

Unter der Anforderung der Richtlinie "Beschrei­
bung der Auswirkungen des Vorhabens auf den 
Raum" wird aus Umweltsicht die Behandlung von 
drei Aspekten erwartet:
— Beschreibung der Auswirkungen auf die Um­

welt,
— Aufzeigen möglicher Vermeidungs-, Minde- 

rungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen,
— Darstellung der Ergebnisse und Wertung.

Dem ersten Aspekt wurde dadurch Rechnung ge­
tragen, daß zunächst die grundsätzlich möglichen 
Auswirkungen des Projektes auf die Umwelt dar­
gestellt wurden. Hierbei erfolgte eine Differenzie­
rung der Wirkungen nach Trassenelement-Art 
(Brücke, Damm etc.) sowie nach Lage der Trasse 
zu einem betroffenen Objekt. In einem zweiten 
Schritt wurden die Projekt Wirkungen ortsbezogen 
ermittelt und mit Hilfe einer fünfstufigen Ordinal­
skala bewertet.

Die Möglichkeiten zu Vermeidung, Minderung, 
Ausgleich und Ersatz von Eingriffen wurden ver­
bal beschrieben und in Konfliktkarten visualisiert. 
Auf die genaue Angabe von Lage und Umfang von 
Ersatzmaßnahmen wurde - entgegen der Anfor­
derung der Richtlinie - verzichtet, da der derzeiti­
ge Planungsstand und die Planungssicherheit we­
der eine fachliche Rechtfertigung noch eine recht­
liche Ausweisung solcher Flächen zulassen.

Zur Darstellung der Ergebnisse und für die um­
weltbezogene Wertung des Vorhabens wurde ne­
ben einer quantitativen Aussage zu Flächeninan­
spruchnahme, Durchfahrungslänge, Eingriffstiefe 
etc., insbesondere eine qualitative gutachterliche 
Stellungnahme in Form von Bewertungs- und Kon­
fliktkarten sowie einer verbal-argumentativen Ge­
samteinschätzung der Umweltverträglichkeit ab­
gegeben.

In der Gesamtaussage kamen die Umweltverträg­
lichkeitsuntersuchungen zu dem klaren Ergebnis, 
daß eine von zahlreichen diskutierten Varianten in 
einem auch aus Umweltsicht begründeten Korri­
dor die eindeutig umweltverträglichste Lösung 
darstellt. Mit der offenen Darstellung der Projekt­
wirkungen und den zu erwartenden Auswirkungen 
auf die Umwelt trägt die UVU wesentlich zur 
Vorbereitung der Entscheidungsfindung und zur 
Glaubwürdigkeit des Planungsträgers bei. Beides 
erhöht letztendlich die Akzeptanz eines Vorha­
bens.
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Die Bewertung in UVS und UVP - 
Empfehlungen für Gutachter und Behörden
Volker Kleinschmidt

Spätestens seit der rechtlichen Verankerung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei 
Bund und Ländern hat in den letzten 10 -15 Jahren 
eine intensive Bewertungsdiskussion stattgefun­
den. Arbeitshilfen wurden mit Modellstudien (z.B. 
zur Autobahn A 4 KIEMSTEDT u.a. 1980), in 
Form von Handbüchern (z.B. ADAM/NOHL/ 
VALENTIN 1987, PLANUNGSGRUPPE ÖKO­
LOGIE UND UMWELT 1988, MARKS u.a. 
1989), von Aufarbeitungen verschiedener in Ge­
brauch befindlicher gutachterlicher Bewertungs­
methoden (z.B. GRÜGER u.a. 1990) oder von 
Tagungsberichten (z.B. ANL 1980, SCHEMEL 
u.a. 1990, JESSEL u.a. 1990, KLEINSCHMIDT
1993) in vielfältiger Form publiziert. CERWEN- 
KA spricht allerdings bereits 1984 nicht ohne 
Grund von "Bewertungshokuspokus".

Jedoch sind all diese Bewertungsmethoden aus 
unterschiedlichen Gründen kritisch zu betrach­
ten:
— Sie wurden häufig stark zentriert auf Fragen des 

Arten- und Biotopschutzes entwickelt und ver­
nachlässigen die anderen Umweltmedien bzw. 
den medienübergreifenden Ansatz der Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVP).

— Mathematischen Aggregationsmodellen fehlt 
es häufig an Transparenz und Nachvollziehbar­
keit für die beteiligte Öffentlichkeit.

— Einzelne Modelle wurden nicht auf der Basis 
des UVP-Gesetzes, sondern im Vorfeld ent­
wickelt und sind somit nicht völlig kompatibel

— Einzelne Modelle wurden nur von bestimmten 
Berufsgruppen (z.B. Geographen / Landes­
pflegern) entwickelt, während die UVP eine 
interdisziplinäre Arbeit zwingend voraussetzt.

— U.v.a.m.

Schließlich fehlt es noch an einem abgestimmten 
aufeinander aufbauenden Modell von gutachterli­
cher und behördlicher Bewertungspraxis.
Hierbei wird in Abbildung 1 dargestellt, daß die 
Betrachtung des ökosystemaren Zusammenhangs 
bereits durch den Gutachter reduziert wird, indem 
nur Indikatoren (ausgewählte Tiergruppen, 
Schadstoffe) ausgewählt werden. Hiermit wird be­
reits eine Art Vorbewertung vorgenommen. Inso­
fern ist es m.E. unabdingbar, daß die Behörde, die 
die abschließende UVP-Bewertung vornimmt, ei­
ne Antragskonferenz nach § 5 UVP-Gesetz (UV- 
PG) durchführt, in der sie eine aktive Rolle bei der 
Festlegung der Indikatoren und der gutachterli­

chen Erfassungs-und Bewertungsmethoden ein­
nimmt.
Die gutachterliche Bewertung sollte nun optima­
lerweise alle Funktionen des Naturhaushaltes ein­
schließlich der Ermittlung der Leistungsfähigkeit, 
der Vorbelastung, der Empfindlichkeit und 
Schutzwürdigkeit betrachten (Abb. 2), um die ge­
forderte Darstellung des sogenannten Umweltri­
sikos (Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Aus­
führung des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung UVP VwV 1992) abzubilden.

Nun ist jedoch genau an dieser Stelle die Grund­
satzdiskussion über die zu erfassenden Funktionen 
des Naturhaushaltes noch nicht beendet; ein Ver­
gleich zweier gebräuchlicher Bewertungsmodelle 
zeigt auf, wie unterschiedlich die einzelnen Ansät­
ze sind, und daß dennoch beispielsweise einzelne 
Funktionen wie z.B. die Retentionsfunktion der 
Landschaft für Fließgewässer fehlen (Abb. 3). Seit 
mehr als 2 Jahren plant das Umweltbundesamt ein 
Forschungsprojekt zu Bewertungsmethoden, je­
doch ist bis heute noch keine Vergabe erfolgt. 
Gerade durch die unsichere methodische Basis für 
Gutachter und Behörden sind jedoch Verfahrens­
verzögerungen zu beobachten. Dies darf jedoch 
nicht der UVP angelastet werden, sondern dem 
Versäumnis, nicht rechtzeitig brauchbare Metho­
den für die gutachterliche und behördliche Bewer­
tungspraxis entwickelt zu haben.

In der gutachterlichen Praxis konkurrieren nun 
nutzwertanalytische Ansätze (z.B. DEUTSCHER 
VERBAND FÜ R WASSERWIRTSCHAFT 
UND KULTURBAU DVWK 1991) mit solchen 
auf der Basis der ökologischen Risikoanalyse (z.B. 
PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE UND UM­
WELT 1988). Intransparenz und Probleme der 
Nachvollziehbarkeit mathematischer Modelle 
macht Abbildung 4 deutlich.

Daher präferiert der Entwurf der UVP-Verwal- 
tungsvorschrift richtigerweise die ökologische Ri­
sikoanalyse, die auf einem sehr geringen Aggrega­
tionsniveau ohne mathematische Aggregations­
formeln auskommt.
Zur gutachterlichen Bewertung in der UVS bleibt 
damit abschließend festzuhalten, daß risikoanaly­
tische Bewertungsansätze einen geeigneten An­
satz bilden, jedoch bislang nur für wenige Fach­
planungen brauchbare Bewertungsansätze vorlie­
gen (vgL z.B. PLANUNGSGRUPPE ÖKOLO­
GIE UND UMWELT 1988).



Projektauswirkungen auf Naturhaushalt

1. Reduktion 
gutachterliche 
Bewertung

Gutachterliche Bewertung
Indikatoren

Behördliche Bewertung 
nach §12 UVPG

Stäube, CO 2 , SO 2 , NOx, 
Temperatur, Luftfeuchte...

Farn- und Biütenpflanzen, 
Pllanzengesellschaft...

§ 5 BImSchG 

TA Luft

§ 8 BNalSchG

Säuger, Vögel, Amphibien, 
Reptilien, Fische, Insekten...

Bodenart, -typ, Bodenwert­
zahl, pH-Wert, Filtervermögen...

2. Reduktion 
UVP-Bewertung 
nach § 12 UVPG

Landschallspflegegesetz SH 

§ 1 AbfG 

§ 1 WHG*

Gewässergüleklasse, BSB5 
Wert, pH-Wert, Temperatur...

KlärschlammVO

u.a.
Menge, Phosphat-/. Nitrat­
gehalt, Pestizide, Strömung...

Ökosystem-Modell (vereinfacht)

Abbildung 1
BcwertungsprozeB (verändert nach: Minister für Natur, Umwelt und Landesentwicldung Schleswig-Holstein, in Vorbereitung)

Umweltzustand geplantes Vorhaben
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Abbildung 2
Darstellung des Umweltrisikos (aus KLEINSCMIDT1992)
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Konzepte

Umwelt-
medium

MARKS u.a. 1989 BÜRO FÜR UMWELT­
PLANUNG u.a. 1990

Boden Erosionswiderstandsfunk- Anfälligkeit gegenüber
Kriterien: tion gegen Wasser Abschwemmung

Erosionswiderstandsfunk- Anfälligkeit gegenüber
tion gegen Wind Verwehung
Erosionsschutzfunktion Lebensraumfunktion des
Mechanische Filtereigen- Bodens
schäften Bodenkontamination
Physikalisch-chemische 
Filtereigenschaften 
Filtervermögen für Schwer­
metalle
Nitratrückhaltevermögen 
Umsetzungsvermögen für 
organische Schadstoffe 
Abfluß regulationsfunktion 
Biotisches Ertragspotential

Bodenversiegelung

Luft / Klima Luftregenerationsfunktion Luftschadstoffe
Kriterien: Klimameliorations- und bio­

klimatische Funktion
Vegetationsfläche

Wasser Grundwasserdargebots- Grundwasserdargebot
Kriterien: potential Grundwasserbeschaffen-

Grundwassemeubildung heit im obersten Grundwasser-
Grundwasserschutzfunktion Stockwerk

Gefährdung des Grundwassers 
durch Schadstoffeintrag 
Qualität der Kleingewässer 
Qualität der größeren Gewässer 
Risiko des Schadstoffeintrags in 
oberirdische Gewässer

Tier- und Pflanzenwelt Ökotopbildungsfunktion Biotopvielfalt
Kriterien: Ökotopentwicklungsfunktion Reifegrad der Vegetation

Naturschutzfunktion Teilflächen mit besonderer 
Bedeutung für den Arten- 
und Biotopschutz 
Intensität der Landnutzung 
Biotopverbund 
Zerschneidungseffekt

Lärm Lärmschutzfunktion Verlärmungsgrad
Kriterien: Lärmminderung

Landschaftsbild Natürliche Erholungseignung Erhaltenswertes Ensemble
Kriterien: Nachhaltige Nutzbarkeit für 

die Erholung
(Landeskundliches Potential)

Visuelle Störfaktoren

Abbildung 3

Vergleich zweier "führender" BewertungsmodeIle für die Umwelt (aus: KLEINSCHMIDT 1993, in Vorbereitung)

D ie behördliche Bewertung hat sich nun einerseits 
am Umweltvorsorgeprinzip und andererseits an 
den M aßgaben der Fachgesetze zu orientieren. 
Dies wirft eine erhebliche Konfliktlage auf, da die 
Fachgesetze der BRD i.d.R. gefahrenabwehr- und 
nicht um weltvorsorgeorientiert sind (K Ü H LIN G  
1992). D aher wird die Anwendbarkeit bundes­
deutscher Um weltstandards für die U V P generell 
in Frage gestellt (PETERS 1993). Für den Mini­
ster für Natur, Umwelt und Landesentwicklung 
Schleswig-Holstein wurden in einem Forschungs­

projekt Leitlinien für die behördliche Bewertung 
entwickelt, die die in Abbildung 5 dargestellten 
Vorgehensweisen empfehlen.

Juristisch anerkannt ist zumindest die Position, 
daß das U V PG  neue vorsorgeorientierte Ausle­
gungsmöglichkeiten für die bestehenden Fachge­
setze eröffnet (B O H N E 1990, B U N G E  1988). 
H ierbei wird vor allem auf den m edienübergrei- 
fenden Ansatz der U V P abgestellt, der in der ge­
samthaften Betrachtung beispielsweise erkennen

1 0 1



Rechenschritt 1 Rechenschntt 2
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9

Flächengröße des Einsatzes der zerstör- Flächengröße des Einsatzes für die Entwicklungsdauer 
ten oder beeinträchtigten Biotopfläche der Ersatzmaßnahme bis zum maximalen ökologischen Wert

Rechenschritt 3
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EPM x (0WEM - 0WBEM) + (Ema - Eem) x  (ÖWem - ÖWBEM) 
2

X Fr

Flächengröße des Ersatzes für die Dauer des Eingriffs udü bis zum Beginn der Ersatzmaßnahme

Abbildung 4
Berechnungsschema für die Bilanzierung des Eingriffes mit Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen (aus: FROELICH/SPOR- 
BECK 1988)

1. Schritt

Sind fachgesetzliche Bewertungsmaßstäbe 
vorhanden?

2. Schritt

Sind untergesetzliche Bewertungsmaßstäbe in 
Rechts- u. Verwaltungsvorschriften festgelegt?

3. Schritt

Gibt es für einzelne Projektauswirkungen (z.B. 
Schadstoffe) keine gesetzlich/untergesetzlichen, 
aber sonstige bzw. private Bewertungsmaßstäbe?

4. Schritt

Entsprechen die o.g. M aßstäbe einer wirksamen 
Umweltvorsorge im Sinne des § 1 U V PG ? 
(W enn nein, existieren sonstige oder private vor­
sorgeorientierte W erte?)

5. Schritt:

Gibt es keine vorgegebenen Bewertungs- 
M aßstäbe, so sind eigene aufzustellen!

z.B. § 8 AbfG, §§ 5, 6 BImSchG, § 19 W H G  
z.B. Wohl der Allgemeinheit

z.B. TA-Luft, Klärschlamm-VO, Abw-VwV, 
Eingriffsregelung, Landschaftspläne

z.B. W HO-W erte, Schweizer VO über Schad­
stoffe im Boden, in Aufstellung befindliche 
Standards

z.B. TA-Luft-Werte i.d.R. nicht 

z.B. Schweizer Luftreinhalte-VO

z.B. Sickerwasserproblematik außerhalb von 
W asserschutzgebieten, Lärm  im Freiraum

Abbildung 5
PrüfschriUe der Bewertung (MINISTER FÜR NATUR, UMWELT UND LANDESENTWICKLUNG SCHLESWIG-HOL­
STEIN, in Vorbereitung; Gutachten des PRO TERRA TEAMs Dortmund/Hamburg und der UVP-Forschungsstelle)
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läßt, ob alle gesetzlichen Grenzwerte nur knapp 
unterschritten werden und ob aufgrund dieser Tat­
sache eine Ablehnung des Vorhabens ermöglicht 
wird.

KÜHLING weist zudem noch auf Interpretations­
spielräume bei Auflagen in der Genehmigung hin, 
so daß z.6. auch bei Mineralölraffinerien eine - 
derzeit ausgenommene - Rauchgaswäsche vorge­
schrieben werden kann, auch wenn dies nicht aus­
drücklich gesetzlich bzw. untergesetzlich vorgege­
ben ist.

Schließlich bestehen auch m.E. in einer verglei­
chenden Betrachtung anerkannter umweltvorsor­
georientierter Standards (z.B. Luftreinhaltever­
ordnung Schweiz) mit den vorwiegend gefahren­
abwehrorientierten deutschen Standards (z.B. TA 
Luft) bei den potentiellen Projektauswirkungen 
Möglichkeiten der Interpretation. Solche Inter­
pretationsmöglichkeiten bestehen z.B. darin, daß 
bei großen Abweichungen von den vorsorgeorien­
tierten Standards trotz Unterschreitung der ge­
setzlichen oder untergesetzlichen Standards (z.B. 
TA Luft) auch eine Ablehnung des Projekts mög­
lich sein soll. Naturgemäß sind diese Spielräume 
in Ermessensentscheidungen (z.B. Planfeststel­
lungsverfahren) weiter als bei gebundenen Geneh­
migungen. Ergänzend zu bundesdeutschen Um­
weltstandards bzw. gesetzlich basierten Bewertun­
gen (z.B. "Wohl der Allgemeinheit") bietet die Ein- 
griffsregelung (vgl. GASSNER 1991) geeignete 
Prüfschritte für die UVP-Bewertungsabfolge mit 
ihren Stufen Vermeidbarkeitsprüfung, Minde­
rung, Ausgleich, Vorrang, Ersatz (MINISTER 
FÜR NATUR, UMWELT UND LANDESENT­
WICKLUNG SCHLESWIG-HOLSTEIN, in 
Vorbereitung).

Abschließend bleibt festzuhalten, daß die behörd­
liche Bewertung sich nicht auf ein reines Abhaken 
einer Checkliste gesetzlicher und untergesetzli­
cher Standards beschränken darf, sondern auf der 
Basis der Aufgaben der UVP gemäß § 2 UVPG 
einen gesamthaften, naturhaushaltsbezogenen 
Bewertungsansatz verfolgen muß. Dieser sollte 
sinnvollerweise auf dem eingangs diskutierten gut­
achterlichen Modell einer funktionalen Betrach­
tung des Naturhaushaltes aulbauen. Da dies noch 
zu entwickeln und mit der behördlichen UVP-Be- 
wertungsaufgabe abzustimmen ist, stellt die hier 
vorgeschlagene Vorgehensweise (nur)'einen er­
sten Baustein dar.

"Herzstück" der UVP muß weiterhin die Frage der 
Alternativenprüfung bleiben (vgl. EG-KOMMIS- 
SION 1992, abweichend jedoch BOHNE 1992). 
Damit ganz wesentlich verbunden sind die Fragen 
des "Ob" und des ’Wo", d.h. also ob überhaupt eine 
Straße und nicht eine Bahnstrecke das geeignete 
Projekt für die Befriedigung des Verkehrsbedarfs 
ist (EG-KOMMISSION1992) oder ob der geeig­
nete Ort bzw. die geeignete Trassenführung ge­
wählt wurde. Das geeignete Instrument hierfür 
wäre einserseits die Plan- und Programm-UVP,

die nur unzureichend in der BRD verankert ist und 
andererseits das Raumordnungsverfahren, dessen 
Bedeutung bedauerlicherweise vom Bund völlig 
verkannt wird (vgl. insbesondere das am 1.5.1993 
in Kraft getretene Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz).
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LaufenerSeminarbeitr. 2/93,S.105-109 • Akad.Natursch.Landschaftspfl. (ANL)-Laufen/Salzach 1993

Die Berücksichtigung der Ergebnisse der Umweltver­
träglichkeitsprüfung in der planerischen Gesamtab­
wägung
Erich Gassner

1. Die UVP als Instrument der Entscheidungs- 
Vorbereitung

1.1 Die Aufgaben der UVP

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) hat 
nach § 2 des UVP-Gesetzes (UVPG) die Aufgabe, 
die Auswirkungen eines Vorhabens auf die Um­
welt zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten, 
und zwar in bezug auf folgende Schutzgüter:
— Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 

Luft, Klima und Landschaft, einschließlich der 
jeweiligen Wechselwirkungen;

— Kultur- und sonstige Sachgüter.
Obligatorisch ist die UVP nach dem UVP-Gesetz 
für alle in der Anlage des Gesetzes aufgeführten 
Projekte. Freiwillig kann und soll sie für alle Vor­
haben durchgeführt werden, die Auswirkungen 
auf die Umwelt haben können. Dies ergibt sich aus 
der Sachverantwortung für ein Projekt. 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung von 
Projektauswirkungen sind von der Sache her ana­
lytischer, diagnostischer, bzw. prognostizierender 
Natur. Sie sind dem Wenn-Dann-Schema zuzu­
ordnen und zeigen Folgen auf, die ein Entschei­
dungsträger zu beachten hat.
Die UVP zeigt das Risiko auf, das derjenige, der 
ein Projekt zuläßt, eingeht, nicht jedoch das Risi­
ko, das er eingehen soll oder eingehen darf. Zur 
letzteren Frage enthält das UVP-Gesetz keine 
Vorgaben. Entsprechende Vorgaben sind den zu­
lassenden Fachgesetzen, aber auch der natur­
schutzrechtlichen Eingriffsregelung zu entneh­
men. Diese Gesetze enthalten die regulativen Nor­
men, in bezug auf deren Anwendung die UVP 
lediglich das Material der Entscheidungsvorberei­
tung liefert.

12 Die Berücksichtigungspflicht des § 12 
UVP-Gesetz

Konsequenterweise beschränkt sich deshalb das 
UVP-Gesetz auf die Aussage, daß die UVP-Er- 
gebnisse bei der Entscheidung über die Zulässig­
keit eines Vorhabens im Hinblick auf eine wirksa­
me Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden 
Gesetze zu berücksichtigen sind. Das UVP-Gesetz 
schreibt also nur das "Ob" der Berücksichtigung 
der UVP-Ergebnisse vor, nicht jedoch das 'Wie" 
der Berücksichtigung.
Wie und inwieweit die UVP-Ergebnisse zu berück­

sichtigen sind, ergibt sich aus der Entscheidungs­
struktur der jeweils anzuwendenden Norm. Dabei 
ist etwa ganz entscheidend, ob diese Norm eine 
gebundene Entscheidung, wie z.B. § 6 Bundesim­
missionsschutzgesetz (BImSchG), oder eine Er­
messensentscheidung, wie die meisten planeri­
schen Abwägungsentscheidungen, vorsieht.
Wie sich die Maßgeblichkeit der Entscheidungs­
struktur der jeweils einschlägigen regulativen 
Norm auswirkt, soll nachstehend am Beispiel der 
planerischen Abwägungen gezeigt werden.

2. Zur Struktur der planerischen Abwägung

2.1 Die Frage nach Freiheit und Bindung der 
planerischen Abwägung

Da auch nach der Rechtsprechung des Bundesver­
waltungsgerichtes das Wesen der Planung durch 
die planerische Gestaltungsfreiheit geprägt wird, 
ist evident, daß die planerische Abwägung in ho­
hem Maße durch Spielräume bestimmt wird, die 
juristisch durch den Begriff des Ermessens einge­
fangen werden können. Gegenstand der Planung, 
von der hier die Rede ist, sind alle planerischen 
Gesichtspunkte, die zur - möglichst optimalen - 
Verwirklichung der gesetzlich vorgegebenen Pla­
nungsaufgabe, aber auch zur Bewältigung der von 
dem Planvorhaben in seiner räumlichen Umge­
bung erst aufgeworfenen Probleme von Bedeu­
tung sind Dennoch bedeutet planerische Ge­
staltungsfreiheit nicht die Übertragung einer 
schrankenlosen Planungsbefugnis. Wie das Bun­
desverwaltungsgericht wiederholt festgestellt hat, 
entspricht dem Wesen rechtsstaatlicher Planung, 
daß jede hoheitliche Planung rechtlichen Bindun­
gen unterworfen ist, deren Einhaltung der Kon­
trolle der Verwaltungsgerichte unterliegt. Solche 
rechtlichen Bindungen ergeben sich teils unmittel­
bar aus den besonderen Regelungen des jeweils 
zur Planung ermächtigenden Gesetzes, teils aus 
allgemeinen rechtsstaatlichen Grundsätzen 2\  Die 
planerische Abwägung unterliegt formellen und 
materiellen Schranken. Formelle Schranken fol­
gen aus der Bindung der Planfeststellungsbehörde 
an das für die Planung vorgeschriebene Verwal­
tungsverfahren. Materielle Schranken ergeben 
sich insbesondere aus den Anforderungen des sich 
auf den Abwägungsvorgang und das Abwägungs­
ergebnis erstreckenden Abwägungsgebots. Auf 
dieses Abwägungsgebot ist näher einzugehen.
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22  Die Abwägungslehre des Bundesverwal­
tungsgerichtes

Nach der allgemeinen anerkannten Abwägungs­
lehre des Bundesverwaltungsgerichtes sind zwei 
gedankliche Vorgänge zu unterscheiden, nämlich 
die Zusammenstellung des Abwägungsmaterials 
und das eigentliche Gewichten des Materials 3\  
Für beide Vorgänge sind die UVP-Ergebnisse re­
levant.

23  Die Zusammenstellung des Abwägungs­
materials

Das notwendige Abwägungsmaterial umfaßt zum 
einen die abstrakt-begriffliche (tatbestandliche) 
Abgrenzung der Gesichtspunkte, die abwägungs­
erheblich sind, und zum anderen die konkret vor­
liegenden Umstände, die unter diese Begriffe sub­
sumiert werden können. Bei der Bauleitplanung 
sind z.B. abwägungserhebliche Gesichtspunkte all 
die Belange, die im Katalog des § 1 Abs. 5 Satz 2 
Baugesetzbuch (BauBG) aufgeführt sind. Im ein­
zelnen sind alle Belange in die Abwägung einzu­
stellen, die "nach Lage der Dinge" berührt sein 
können. Dies ist für jede Planung im Hinblick auf 
deren konkrete Zielsetzung und die vorgegebene 
Situation gesondert zu entscheiden. Abwägungs­
erheblich sind nicht nur subjektive Rechte, son­
dern auch Interessen, wie z.B. Erweiterungs- oder 
Erwerbsinteressen sowie Erwerbschancen oder 
Interessen von Anliegern an der Aufrechterhal­
tung einer gegebenen Verkehrslage.
Jedoch nicht nur die privaten, sondern auch die 
öffentlichen Belange sind beachtlich, wobei insbe­
sondere diese untereinander kollidieren können, 
wie z.B. das Interesse am Umweltschutz und das 
an der wirtschaftlichen Entwicklung. Das notwen­
dige Abwägungsmaterial ist eher weit als eng ab­
zugrenzen, allerdings sachgerecht zu beschrän­
ken. Unberücksichtigt bleiben können alle Inter­
essen, die entweder - objektiv - geringwertig oder 
aber nicht schutzwürdig sind; nicht schutzwürdig 
sind Interessen insbesondere auch dann, wenn sie 
deren Träger vernünftigerweise darauf einstellen, 
daß "so etwas geschieht". Abwägungserheblich 
sind im übrigen nur solche Betroffenheiten, die in 
ihrem Eintritt zumindest wahrscheinlich und für 
die planende Stelle bei der Entscheidung über den 
Plan als abwägungserheblich erkennbar sind oder 
sich dieser doch aufdrängen mußten

2.4 Das Gewichten des Abwägungsmaterials

Die Rechtsprechung sieht das Abwägungsgebot 
als verletzt an, wenn
— erstens eine (sachgerechte) Abwägung über­

haupt stattfindet, wenn
— zweitens in die Abwägung an Belange nicht ein­

gestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie 
eingestellt werden muß, wenn

— drittens die Bedeutung der betroffenen öffent­
lichen und privaten Belange verkannt oder

wenn derAusgleich zwischen ihnen in einer Weise 
vorgenommen wird, der zur objektiven Gewich­
tigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht .

Für die weiteren Überlegungen ist die Notwendig­
keit, das objektive Gewicht eines betroffenen Be­
langes festzustellen, von besonderer Bedeutung. 
Dafür sind die UVP-Ergebnisse von entscheiden­
der Bedeutung.

2 i  Die Kernfrage der Abwägungsmaßstäbe

Das Gewicht eines Belanges kann nur anhand ei­
nes Maßstabes festgestellt werden. Es ist also we­
sentlich, welche Maßstäbe anzuwenden sind. Inso­
weit ist relevant, daß die einschlägigen Planungs­
gesetze in hohem Maße lediglich grobe Maßstäbe 
vorgeben und viele Fragen offen lassen, vielmehr 
zur Entscheidung des Einzelfalles auf die näheren 
Umstände verweisen 6̂ .

3. Das Problem der offenen Normvorgaben

Die planerische Abwägung im Einzelfall wird sehr 
oft von den gesetzlich vorgegebenen Maßstäben 
im Stich gelassen. Dies sei an einigen Beispielen 
illustriert.

3.1 § 1 Abs. 1 Nr. 1-4 Bundesnaturschutzge­
setz (BNatSchG)

Soweit Natur und Landschaft betroffen werden, 
stehen - von den Fallen der Konkretisierung in 
Verordnungen oder Satzungen abgesehen - ledig­
lich Maßstäbe in Form gesetzlicher Zielvorgaben, 
wie die Sicherung der Leistungsfähigkeit des Na­
turhaushaltes, der Nutzungsfähigkeit der Natur­
güter, der Pflanzen und Tierwelt sowie der Schön­
heit, Eigenart und Vielfalt von Natur und Land­
schaft zur Verfügung. Auch die Landesnatur­
schutzgesetze enthalten kaum darüber hinausge­
hende Maßstäbe. Es stellt sich also die Frage, wie 
diese Maßstäbe weiter konkretisiert und substan- 
tiert werden können. Ein Weg dazu ist die Land­
schaftsplanung, die je nach der Stufe, auf der sie 
durchgeführt wird, mehr oder weniger operatio- 
nalisierte Zielkonkretisierungen enthält .

3.2 § 1 a Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG)

Audi die Steuerungsnormen des Wasserhaushalts­
rechts, nämlich der Grundsatz, daß Gewässer als 
Bestandteile des Naturhaushaltes so zu bewirt­
schaftensind, daß sie dem Wohl der Allgemeinheit 
und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen einzel­
ner dienen und daß jede vermeidbare Beeinträch­
tigung unterbleibt, ist zu den offenen Normvorga­
ben zu zählen. Die wasserwirtschaftlichen Planun­
gen (wasserwirtschaftlichen Rahmenpläne, Be­
wirtschaftungspläne, Reinhalteverordnungen, 
Abwasserbeseitigungspläne) helfen oft nicht wei­
ter.
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33 § 1 Abs. 5 BauGB und § 2 Raumordnungs­
gesetz (ROG)

Die programmatischen Hauptleitsätze des § 1 
Abs. 5 Satz 1 BauBG sowie das Optimierungsge­
bot des sparsamen Umgangs mit Grund und Bo­
den sind in hohem Maße konkretisierungsbedürf­
tig. Dies gilt auch für die einander oft widerstrei­
tenden Grundsätze des § 2 ROG. So sei nur an das 
U rteil des Bundesverwaltungsgerichtes zum 
Rhein-Main-Donau-Kanal erinnert, in dem das 
Gericht selbst daraufhinweist, daß das öffentliche 
Interesse an der Verkehrs- und versorgungsmäßi­
gen Aufschließung des Bundesgebietes einerseits 
und der Schutz von Natur und Landschaft ande­
rerseits gegenläufig sind und daß erst in der kon­
kreten Situation mit dem den einzelnen Belangen 
jeweilszukommenden Gewicht das entscheidende 
Wort gesprochen wird Die angeführten Bei­
spiele, die sich noch um ein Vielfaches vermehren 
ließen, machen deutlich, daß der Normierbarkeit 
im Umweltrecht Grenzen gesetzt sind 9\  Die zum 
Teil strukturell begründeten Normierungsdefizite 
auf der Gesetzgebungsebene verlagern die Last 
der Normkonkretisierung auf die Exekutive. Ge­
rade die Aufträge zur planerischen Abwägung ver­
weisen auf die Umstände des Einzelfalles und auf 
deren Maßgeblichkeit 10\  Damit verweisen sie 
auch auf die im Rahmen der UVP zu leistende 
Bewertung nach Maßgabe der jeweils geltenden 
Sachgesetzlichkeiten und Erfahrungssätze.

4. Die Notwendigkeit abgeleiteter Bewertungs­
normen

Die Offenheit zahlreicher Normvorgaben und ihre
dadurch bedingte Sachverwiesenheit machen es
notwendig, weitere Maßstäbe zu finden, und zwar
solche Maßstäbe, die sich aus der Natur der Sache
herleiten. Natur der Sache wird hier im Sinne einer
Relevanz der Sache als Rechtsmaterie verstanden
n)
Einige sachbestimmte Maßstäbe sind im folgen­
den aufgeführt und erläutert.

4.1 Der Zielerfullungsgrad

Sowohl die gesetzlichen Planungsaufträge als auch 
die durch eine Projektverwirklichung betroffenen 
Belange sind dadurch gekennzeichnet, daß hinter 
ihnen bestimmte, gesetzlich legitimierte Zwecke 
stehen. Dies ist evident und wird durch einen Blick 
auf die Belange des § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB 
anschaulich. Nun ergibt sich aber das objektive 
Gewicht eines Belanges im planerischen Einzelfall 
nicht aus seiner abstrakten Bedeutung und auch 
nicht - jedenfalls in der Regel - nicht aus seiner 
Spezifizierung etwa durch gesetzliche Grundsätze 
nach Art des § 2 BNatSchG. Vielmehr trifft zu, daß 
Grundsätze kein spezifisches Gewicht haben. Ein 
solches kommt lediglich den konkreten Belangen 
im Einzelfall zu. Deshalb kommt es darauf an, in 
welchem Umfang ein bestimmter Gesetzeszweck

in concreto faktisch realisiert wird. Da in der Regel 
die konkurrierenden Belange grundsätzlich 
gleichwertig sind, bestimmt sich ihr Gewicht nach 
ihrer Verwirklichung im konkreten Falle. Die Fra­
ge, ob z.B. die Verkehrs- oder die Naturschutzbe­
lange wichtiger sind, ist unergiebig. Weiterführend 
ist lediglich die Frage, inwieweit ein bestimmtes 
Projekt dem Verkehrszweck dient (etwa welche 
Verkehrsmenge bewältigt wird), ferner, welche 
spezifischen Naturschutzwerte und -funktionen 
etwa durch das Verkehrsprojekt zerstört oder be­
einträchtigt werden, wie stark bestimmte Arten, 
die betroffen werden, gefährdet sind, wie groß die 
Erholungszone ist, die verlärmt wird, und wie hoch 
die Nachfrage nach der Erholungslandschaft kon­
kret ist. Die Feststellung des Zielerfüllungsgrades 
führt zur Bewertung in der Sachdimension und 
verbindet damit den normativen Zweck mit der 
vorfindbaren Sache.

42  Die Typenabweichung

Im Umweltrecht und insbesondere im Natur­
schutzrecht sind zahlreiche Gesetzesbegriffe nur 
durch typologisches Vorgehen praktisch zur An­
wendung zu bringen. Begriffe, wie die Nutzungs­
fähigkeit der Naturgüter (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 BNat­
SchG) oder die Eigenart von Natur und Land­
schaft (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) oder die 
Schutzbedürftigkeit bestimmter Biotope (§ 20 c 
BNatSchG) verweisen auf derart weite Sachberei­
che, daß diese für die Planung meist nur erschlos­
sen werden können, wenn sie nach Typen geglie­
dert und bewertet werden. Im Hinblick auf die 
Bewertung ist es nicht nur legitim, sondern not­
wendig, für die betroffenen Schutzgüter einen Ver­
gleich anzustellen. Zu vergleichen ist einerseits 
der Idealzustand und andererseits der Ist- bzw. 
der zu prognostizierende Zustand. Unter Idealzu­
stand wird das verstanden, was die Sachwissen- 
schaften als idealtypisch, d.h. als empirisch fest­
stellbare Völlkommenheitszustände dokumentie­
ren. So denke ich z.B. an die idealtypischen Bio­
top-Anforderungen bestimmter Tier- und Pflan­
zenarten. Dabei kann vor allem die Bioindikation 
helfen

43 Allgemeine Erfahrungssätze

Unter allgemeinen Erfahrungssätzen werden Er­
fahrungssätze verstanden, die ausnahmslos gelten 
13\  Derartige Erfahrungssätze werden zumindest 
im Ergebnis wie Rechtsnormen behandelt und 
sind revisibles R echt14). Da Erfahrungssätze in­
haltlich nichts anderes als Aussagen über Wahr­
scheinlichkeiten sind, werden sie als Hilfsmittel 
für die Gesetzesauslegung angesehen. Verletzt ist 
letztlich das Gesetz, für dessen Auslegung bzw. 
Anwendung es auf den Erfahrungssatz ankommt, 
weil gegen einen durch das Gesetz in bezug ge­
nommenen Wegweiser verstoßen wurde und die 
Auswirkungen die gleichen wie bei einer unmittel­
baren Gesetzesverletzung sind. Als Wegweiser ist
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das verfügbare allgemeine Erfahrungswissen ge­
meint, ohne dessen Anwendung z.B. eine sachge­
rechte Abwägung im Einzelfall nicht möglich ist. 
Entsprechend sind auch Verstöße gegen die 
Denkgesetze zu behandeln 15\
Für die UVP ist es wichtig und sachdienlich, die 
Modellbildung als Hilfsmittel zur praktischen 
Nutzanwendung der wissenschaftlichen Erfah­
rungssätze einzusetzen. Mit Hilfe von Modellen 
können vor allem Wirkungszusammenhänge auf­
gezeigt werden, was die Folgenbewertung erheb­
lich erleichtert. Hierbei geht es nicht nur um die 
Abschätzung von Folgen im Sinne einer bloßen 
Wirkungsanalyse, sondern um die fachliche Be­
wertung derjenigen Folgewirkungen, die sachwis- 
senschaftlich gesicherte Gefahrenschwellen über­
schreiten, sei es zu Lasten der menschlichen Ge­
sundheit, zu Lasten der Naturgüter oder zu Lasten 
der Kultur- und Sachgüter. Was hier gemeint ist, 
veranschaulicht am besten die Unterschreitung 
des Minimumareals, das eine Tierpopulation be­
nötigt, um überleben zu können.

Die dargestellten drei Gruppen von abgeleiteten 
Bewertungsnormen spielen derzeit bereits in der 
Praxis eine große Rolle. Anwendungsbeispiele fin­
den sich u.a. im Gewässerausbau, Freileitungsbau, 
Straßenbau, Industrieanlagenbau und vor allem in 
der Landschaftsplanung 15\

5. Die Unausweichlichkeit der UVP-Ergebnisse

Die bisherigen Darlegungen haben deutlich wer­
den lassen, daß die Ergebnisse der Ermittlung, 
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir­
kungen eines Projektes sowohl wesentlicher Tbil 
des Abwägungsmaterials als auch des Gewich­
tungsvorganges selbst sind, ja sogar in Form der 
abgeleiteten Bewertungsnormen (Zielerrei­
chungsgrad, Typenabweichung, allgemeine Erfah­
rungsgrundsätze) sogar einen Ibil der Maßstabs­
ebene bilden.

Dabei ist wichtig, daß die Bewertung im Rahmen 
der UVP zunächst, d.h. in ihrem ersten Schritt eine 
sach- und erfahrungswissenschaftliche Beurtei­
lung ist. Erst diese Bewertung bereitet den Sach- 
stoff so auf, daß er Gegenstand auch der Ge­
samtabwägung unter Beachtung aller einschlägi­
gen Gesetze sein kann. Ohne die Klärung der 
Vorfragen, u.a. des Ausmaßes und Gewichts der 
faktischen Beeinträchtigung und der sachlich not­
wendigen Kompensationsmaßnahmen, kommt ei­
ne planerische Abwägung nicht aus. Deshalb sind 
in diesen Gesichtspunkten nach § 6 Abs. 3 UVPG 
auch die erforderlichen Unterlagen beizubringen. 
Dazu sind offensichtlich fachliche Bewertungen 
unerläßlich; anderenfalls fehlen Elemente der 
Sachdimension. Ein allzu früher Rückgriff auf ge­
setzliche Bewertungsvorschriften verkürzt die 
(umfassende) Problembewältigung ähnlich wie 
die Bewertung etwa eines Automobils lediglich 
nach der Maßgabe der TÜV-Plakette.

Es ist also zwischen den Sachbewertungen zu un­
terscheiden, die Risiken aufzeigen, und den ge­
setzlichen Grenzfestlegungen, jenseits derer ein 
Risiko auf keinen Fall mehr hinnehmbar ist. Soweit 
die Gesetze lediglich Orientierungswerte oder Re­
ferenzwerte fesüegen 17\  ist ohnehin wieder die 
sachlich/fachliche Bewertung notwendig.

Für die Gesamtabwägung entfalten die UVP-Er­
gebnisse die Kraft des Faktischen. Ihre Bewertun­
gen einschließlich der gewonnen Sachmaßstäbe 
begründen in jedem Falle eine Begründungslast 
für den Entscheiden der nachweisen muß, wes­
halb ein Projekt trotz der aufgezeigten (negativen) 
Folgen doch zuzulassen ist.

Dabei sind auch die Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen in Ansatz zu bringen, weil nach dem 
Grundsatz der Konfliktbewältigung oder der um­
fassenden Problembewältigung auch zurückge­
setzte Belange nicht folgenlos überwunden wer­
den dürfen ^

6. Schlußbetrachtung

6.1 Die Gefahr allzu starker Verrechtlichung 
der UVP

Einerseits ist sehr zu begrüßen, daß Vorschriften 
wie die EG-Richtlinie über die UVP und das deut­
sche UVP-Gesetz für bestimmte Projekte festle­
gen, daß vor deren Zulassung die Auswirkungen 
auf die Umwelt zu ermitteln, zu beschreiben und 
zu bewerten sind. Obwohl dies alles unabdingbare 
Voraussetzung für eine sachgerechte Zulassungs­
entscheidung ist, wird es doch nicht allenthalben 
praktiziert. Dank der erwähnten Vorschriften kön­
nen deshalb die Sachwalter der weniger durchset­
zungsfähigen Umweltbelange diese Bringschuld 
des Projektträgers auch formal einfordem. Das 
Gesetz schützt insoweit den Schwächeren.

Der in § 1 UVPG beschlossene Gesetzeszweck der 
Umweltvorsorge gerät aber dann in Gefahr, wenn 
ein Kernstück der UVP, wie die Bewertung, zu eng 
verstanden wird. Dies ist der Fall, wenn sachwis- 
senschaftliche Bewertungen ausgeschlossen wer­
den. Dafür scheint BOHNE einzutreten, wenn er 
folgende These aufstellt:
" Die Ökologie und andere umweltrelevante Wis­
senschaftsdisziplinen können Sachverhalte be­
schreiben, bestehende Ursachen- und Wirkungs­
zusammenhänge erklären sowie künftige Wirkun­
gen und Entwicklungen prognostizieren. Die Wis­
senschaft liefert jedoch keine Bewertungsmaß­
stäbe. Diese sind allein umweltbezogene Ziele 19\

Dem ist entgegenzuhalten, daß zunächst auch zu 
fragen ist, was bewertet werden soll. Nicht nur § 2 
Abs. 1 UVPG, sondern auch nach § 12 UVPG sind 
dies die Umweltauswirkungen eines Vorhabens. 
Davon wird in § 12 UVPG die Berücksichtigung 
der Bewertungsergebnisse bei der Zulassungsent­
scheidung ausdrücklich unterschieden.
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Die Bewertung von Projektauswirkungen ist zu­
mindest auch sachverständige Bewertung. So ist 
doch wohl in bezug auf das UVP-Schutzgut 
Mensch aufzuzeigen, ob bestimmte Emissionen 
letal wirken oder nicht, bzw. in welcher Bandbreite 
eine solche Gefahr besteht und wo die Schwelle 
der Unbedenklichkeit beginnt. Waren denn nach 
den großen Störfällen die Bewertungen der Politi­
ker, der Juristen oder die der Sachwissenschaftier 
gefragt? Typische Bewertungsfragen nach Maßga­
be der jeweiligen Sachwissenschaften sind z.B. 
Fragen nach dem Fortbestand eines Schutzgutes 
im Planungsfall, nach der Ausgleichbarkeit von 
Beeinträchtigungen oder nach Alternativen, die 
auf bestimmte Tier- und Pflanzenarten jeweils in 
unterschiedlichem Maße Rücksicht nehmen und 
folglich auch unterschiedliche Minderungsmaß­
nahmen gestatten. Manifest ist die Sachverständi­
genbewertung auch bei der Feststellung der Um­
weltgefährlichkeit von Stoffen und Zubereitungen 
nach § 3 a Abs. 2 Chemikaliengesetz (ChemG). 
§ 3 a Abs. 3 ChemG nimmt ausdrücklich auf den 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse inso­
weit Bezug, als ein begründeter Verdacht z.B. auf 
krebserzeugende Wirkungen bestehen könnte. 
Von den zahlreichen Umweltstandards, die auf 
sachverständige Urteile etwa nach dem Stand der 
Technik oder gar von Wissenschaft und Technik 
abstellen, soll hier gar nicht die Rede sein.

Es genügt darauf hinzuweisen, daß der Sachver­
halt für eine (rechtliche) Entscheidung nur dann - 
z.B. als Abwägungsmaterial - verwertbar aufberei­
tet ist, wenn nicht nur Daten angeführt werden, 
sondern wenn die Fakten nach den Gesetzen der 
Sachwissenschaften bewertet werden. Erst dann 
ist der Sachverhalt überhaupt verstehbar und nach 
§ 12 UVPG bei der Entscheidung berücksichti­
gungsfähig.

Die Behauptung, daß die Wertbasis der UVP 20̂  
"politisch-rechtliche umweltbezogene Entschei­
dungen" seien 21\  kann nicht richtig sein. 'Wäre sie 
zutreffend, würde das Instrument der UVP, das 
lediglich der Entscheidungsvorbereitung dienen 
soll, derart verrechtlicht, daß die Sachdimension 
des Entscheidungsmaterials qualitativ verkürzt 
würde.

62  Die Gefahr einer Vorverlagerung der Ab­
wägung

Nicht unproblematisch ist desweiteren die Ifen- 
denz, bereits im Rahmen der Entscheidungsvor­
bereitung, also auch bei der Durchführung der 
UVP insoweit abzuwägen, als Bewertungsmaßstä­
be identifiziert werden. So stellt BOHNE fest:
" Wie man sich auch dreht und wendet: Bewer­
tungsmaßstäbe - d.h. umweltbezogene Ziele - kön­
nen generell oder im Einzelfall nur auf der 
Grundlage einer Folgenabwägung alternativer 
Zielzustände rational begründet werden" 22\
Auch dieser Feststellung ist zu widersprechen.

Abwägen heißt gewichten, heißt messen - hier ist 
nicht zwischen quantitativem und qualitativem 
Messen zu unterscheiden -, messen aber setzt 
Maßstäbe voraus. Folglich kann die Abwägung nur 
das Ergebnis der Anwendung von Maßstäben sein, 
nicht deren Konstituens.

Gerade die Abwägung ist darauf angewiesen, je­
den betroffenen Belang mit seinem objektiven Ge­
wicht in die Abwägung einzustellen. Erst auf die­
ser (kognitiven) Grundlage ist es möglich die (re­
gulative) Entscheidung zu treffen, d.h. einen Aus­
gleich vorzunehmen, der dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit gerecht wird 23̂ .
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Perspektiven zur Umweltverträglichkeitsstudie 
in Bayern -
künftige Anforderungen, Möglichkeiten und Grenzen
Ulrich Glänzer

Umweltverträglichkeitsstudien (UVS) wurden 
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Um- 
weltverträghchkeitsprüfung (UVPG) im Jahr 1990 
bei einschlägigen Projekten als Unterlagen zum 
Raumordnungsverfahren (ROV) vorgelegt. Insbe­
sondere bei Autobahn-und ICE-Trassen wurden 
umfangreiche UVS erarbeitet. Da es zum UVPG 
noch keine Verwaltungsvorschriften gibt - der zur 
Zeit kursierende Referentenentwurf enthält noch 
mehrere leere Seiten - bestehen vornehmlich bei 
den Maßnahmeträgem wie auch bei den Erstel­
lern der Studien erhebliche Unsicherheiten über 
Methodik, Umfang und Intensität der UVS.

1. Künftige Anforderungen an die UVS
Die von der Deutschen Bundesbahn im Jahr 1988 
für die ICE-Strecke München-Nürnberg in Bay­
ern vorgelegte UVS konnte nicht akzeptiert wer­
den, insbesondere weil
— keine nachvollziehbare Methode angewandt 

wurde,
— in den Methodenerhebungen Brüche festge­

stellt wurden,
— keine nachvollziehbaren Bewertungskriterien 

erarbeitet worden waren und
— keine (grobe) Eingriffs-/Ausgleichsbilanz vor­

gelegt wurde.

1.1 Dauerscoping
Das danach mit der Erstellung der UVS beauf­
tragte neue Planungsbüro wurde nachdrücklich 
gebeten, jeden Arbeitsschritt in gemeinsamen Be­
sprechungen mit dem Landesamt für Umwelt­
schutz und der obersten Naturschutzbehörde zu 
diskutieren. So konnte in gemeinsamer Arbeit ei­
ne, wie wir meinen, vorbildliche UVS für die ICE- 
Strecke München-Nürnberg erarbeitet werden, 
die im ROV von der Methodik und Nachvollzieh­
barkeit her nicht die geringsten Beanstandungen 
erfahren hat. Das ROV wurde 1991 mit entspre­
chenden Maßgaben positiv abgeschlossen.
Aus diesen ersten Erfahrungen heraus hat sich so 
etwas wie ein "Dauerscoping" entwickelt, das sich, 
wie das vorgelegte Ergebnis zeigte, sehr gut be­
währt hat.

Die DEGES (Deutsche Einheit Fernstraßenpla- 
nungs- und Bau GmbH, Berlin) hat sich nach an­
fänglichem Zögern dazu entschlossen, projektbe­

gleitend für die Erstellung der Raumempfindlich­
keitsanalyse und der UVS für die Trassierung der 
Autobahn A 81 Erfurt-Schweinfurt und der A 73 
Suhl-Lichtenfels in relativ kurzen zeitlichen Ab­
ständen immer wieder zum Scoping einzuladen 
und die anstehenden Probleme zu besprechen. 
Auch in diesem Falle hat sich das ’Dauerscoping" 
sehr bewährt und Nacharbeiten verhindert. Ent­
scheidungen wurden hierbei z.B. bezüglich Me­
thodik, Intensität der Bestandsaufnahmen, Be­
wertungen bis hin zur Art und Weise der Darstel­
lungen getroffen. Durch das frühe Einschalten der 
Naturschutzfachvertreter des Bundes und der be­
teiligten Bundesländer Thüringen und Bayern 
konnten die Arbeiten mit breitem Konsens zügig 
fortgeführt werden. Noch günstiger wäre es gewe­
sen, wenn die Naturschutzfachbehörden schon bei 
der Formulierung der fachlichen Inhalte der Ver­
träge mit den Planungsbüros beteiligt worden wä­
ren.
In die Vorbereitung der Unterlagen zum ROV 
einer anderen ICE-Strecke, der Strecke Lichten- 
fels/Ebensfeld-Landesgrenze Bayern/Thüringen, 
wurden z.B. die Naturschutzfachbehörden noch- 
viel zu spät eingeschaltet, so daß manche wün­
schenswerten und notwendigen Verbesserungen 
der UVS aus zeitlichen Gründen unterbleiben 
mußten. Die Mängel müssen aber aufgrund der 
Maßgaben der landesplanerischen Beurteilung in 
den Planfeststellungen behoben werden.
Für alle Beteiligten, ob Verfahrensträger, UVS- 
Ersteller, Naturschutzfachbehörden sowie Raum­
ordnungsbehörden hat sich gezeigt, daß eine sehr 
frühzeitige Beteiligung der Naturschutzfachbe­
hörden und die Durchführung eines "Dauersco- 
pings" wichtige Grundvoraussetzungen für eine 
zügige Abwicklung der ROV sind. Daher sollten 
die Sachgebiete 830 der Regierungen (Natur­
schutz und Landschaftspflege), das Landesamt für 
Umweltschutz und bei regierungsbezirksübergrei- 
fenden Projekten (z.B. ICE- oder Autobahntras- 
sen) die oberste Naturschutzbehörde von der 
obersten Landesplanungsbehörde sehr frühzeitig 
beteiligt werden.

12  Anforderungen an die UVS selbst
Die Verfasser der Studie müssen sich darüber im 
klaren sein, daß ihr Werk nicht nur von Fachleuten, 
sondern auch im Rahmen der Anhörung von Poli­
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tikern, z.B. von Gemeinderäten, Bürgermeistern, 
aber auch von betroffenen Bürgern gelesen und 
beurteilt wird. Gemeinderäte, Bürgermeister und 
die Bürger müssen prüfen können, ob, in welcher 
Art und in welchem Ausmaß ihre Gemeinde oder 
sie selbst durch eine Maßnahme betroffen sind. 
Die Studie muß daher logisch und vor allem für 
jedermann nachvollziehbar methodisch einwand­
frei aufgebaut sein. Ein Bruch in der Methodik ist 
keinesfalls zu akzeptieren.
Zu fordern ist auch, daß Bestandsaufnahme und 
Bewertung in Tbxt, Ihbellen und Karten getrennt 
bearbeitet werden, damit sie nachvollziehbar zu 
überprüfen sind. Bewertungsstufen, z.B. der er­
faßten Biotope, sind klar und genau zu definieren 
Insbesondere müssen sich die Wertungs-Stufen 
deudich unterscheiden lassen, damit die Biotope 
möglichst eindeutig den Stufen zugeordnet wer­
den können. Vergleichbares gilt für die Einstufung 
der prognostizierten Eingriffe. Aus der differen­
zierten Bewertung der Schutzgüter (Klima/Luft, 
Gewässer, Boden, Pflanzen und Tiere, Landschaft 
und Erholung, kulturelle Güter, Land- und Forst­
wirtschaft, Wohn-und Arbeitsumfeld) und ihren 
prognostizierten Beeinträchtigungen wird, in der 
Regel mit Hilfe einer Matrix, die jeweilige 'Ein­
griffserheblichkeit" in bezug auf die Schutzgüter 
ermittelt. Die Zusammenschau der Eingriffser­
heblichkeiten aller Schutzgüter wird dann regel­
mäßig verbal-argumentativ vorgenommen und 
stellt dann das Ergebnis der UVS dar. 
Hervorzuheben ist, daß z.B. längere ICE-Strek- 
ken, insbesondere wenn mehrere Bearbeiter be­
teiligt sind, methodisch gleich bearbeitet werden. 
Es ist z.B. einem Bundestagsabgeordneten, der 
über die Strecke nach dem Verkehrswegepla­
nungsbeschleunigungsgesetz abstimmen soll, 
nicht plausibel zu machen, daß er sich bei jedem 
Teilabschnitt mit einer anderen Methodik, einem 
anderen Aufbau und einer anders gearteten Be­
wertung der Schutzgüter auseinanderzusetzen hat.

12.1 Bewertungsaufwand
Bei den verwendeten Bewertungsmethoden, z.B. 
für Biotope, werden hin und wieder sehr aufwen­
dige Bewertungsmethoden eingesetzt, die jedoch 
oft nur eine höhere Genauigkeit Vortäuschen. So 
wurden bei einer UVS z.B. 7 Bewertungskriterien 
für Biotope herangezogen (Tabelle 1) und diese 
jeweils in einer 5-stufigen Bewertungsskala einge­
stuft. Das Beispiel C "Strukturvielfalt" (in Tabel­
le 2) macht deutlich, wie dabei vorgegangen wur­
de. Die Bewertungen der 7 Kriterien wurden je­
weils addiert. Aus den addierten Bewertungen 
wurden "Punktezahlgruppen" gebildet, und diese 
wiederum einem "funktionalen Biotopwert" von 1 
bis 5 zugeordnet (Tabelle 3). So bildet z.B. die 
"Punktzahlgruppe" 18 bis 23 den mittleren Biotop­
wert, die Stufe 3. Dazu werden dieser Stufe 3 noch 
"wesentliche Kriterien" zugeordnet, die den Bio­
topwert grob beschreiben. Als nächster Arbeits­
schritt wird die Eingriffs- oder Beeinflussungsin-

Thbelle 1
Beispiel I: Bewertimgskrilerlen für Biotope

jeweils mit 1 -5  Punkten bewertet

A Naturnähe 
B Gefährdung 
C Strukturvielfalt 
D Bedeutung für Biotopvernetzung 
E Vorkommen gefährdeter Tierarten
F Vorkommen gefährdeter Pflanzenarten
G Entwicklung in Jahren

tensität prognostiziert. Sie wird zusammen mit der 
Gesamtbewertung des funktionalen Biotopwerts 
aus den 'Punktzahlgruppen" der Tabelle 3 in einer 
Matrix aufgetragen und so aus der Überlagerung 
die Eingriffserheblichkeit bestimmt.
Bei dieser Art der Bewertung wird die "Genauig­
keit" der Bewertung als erstes durch die Zusam­
menfassung zu "Punktzahlgruppen" relativiert. 
Durch die Verwendung einer Matrix wird die "Ge­
nauigkeit" dann so stark weiter relativiert, daß man 
jetzt von einer "Scheingenauigkeit" sprechen muß. 
Die aufwendige Erfassung nach 7 Bewertungskri­
terien ist daher nutzlos. Würde der Ersteller der 
UVS statt dessen seine "wesentlichen Kriterien" 
noch vollständiger und konkreter bearbeiten, 
kommt er zwar zu pauschaleren Bewertungen, 
aber das Endergebnis ist sicher dem seines Bewer­
tungsverfahrens ebenbürtig, allerdings mit erheb­
lich geringerem Arbeitsaufwand. Tabelle 4 zeigt 
ein solches Beispiel der Biotopbewertung, die 1h- 
belle 5 die in diesem Fall verwendete Einstufung 
der Beeinflussung, sowie Abbildung 1 die dazu in 
der Zusammenschau von Biotopbewertung (funk­
tionalem Wert) und Beeinflussungsintensität ver­
wendete Matrix.
Es ist in diesem Fall Aufgabe der Naturschutzfach­
behörde, auf diese Scheingenauigkeit aufmerksam 
zu machen, damit nicht ein Aufwand betrieben 
wird, der nicht notwendig ist. Auch aus einem 
solchen Grunde ist es notwendig, daß die Natur­
schutzfachbehörden früh an der Erstellung der 
Studien mitwirken können, denn entsprechende 
Hinweise können Arbeit und Zeit sparen helfen.

122  Verwendung von 3er-, 5er-, 10er- oder 
sonstiger Stufungen

In der Praxis, insbesondere bei Trassenverglei- 
chen, hat sich bei Bewertungen die Verwendung 
5stufiger Skalen bewährt. 5 Stufen sind gut unter­
einander zu differenzieren, bei mehr als 5 Stufen 
wäre dies jedoch problematisch und kann sehr 
leicht zur Scheingenauigkeit abgleiten. Meist feh­
len durchgehend die notwendigen genauen Infor­
mationen, um überhaupt eine Skala mit mehr als 
5 Stufen aufstellen zu können. Eine 3er-Stufung 
wiederum ist bei einem TVassenvergleich oft zu
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Thbelle 2
Beispiel I: Einstufung von Bewertungskriterien • Kriterium C Strukturvielfalt

Die Strukturvielfalt eines Biotoptypes gibt Auskunft über Gleichförmigkeit, Wechsel oder Häufung gleicher oder unterschiedli­
cher raumbildender Elemente (z.B. Vegetationsschichten) und über das Vorkommen abiotischer Materialien (z.B. Steine, 
Erdaufschlüsse) und totem Pflanzenmaterial. Die Strukturvielfalt wurde bei der Bestandsaufnahme ermittelt.
Neben der Vegetationsdecke werden Strukturmerkmale wie Bodenrelief, Totholz, Steine, Uferformen etc. berücksichtigt. 
Kommen Elemente der unter sehr hoch aufgeführten Zusatzstrukturen auf Flächen mit wenig Vegetationsschichten vor, erfolgt 
die Einordnung in eine höhere Wertstufe.

KRITERIEN BEISPIELE WERTPUNKTE

fehlend versiegelte Flächen 
vegetationsfreie Flächen

1

gering, eine einförmige Schicht Acker, artenarme Grasflur 2

mittel, eine gegliederte Schicht 
mit Pflanzen unterschiedlicher

Gras- und Hochstaudenflur 3

Morphologie oder 2 Schichten

hoch, artenreiche Krautschicht, 4
2 -3  Schichten Strauchschicht und Einzelbäume

sehr hoch, mindestens 3 Schich- zusätzlich Totholz, Spechthöhlen, 5
ten und Zusatzstrukturen Bodenaufschlüsse, Steine, etc.

Ihbelle 3
Beispiel I: Zuordnung der durch Addition gebildeten Punktzahlgruppen zu funktionalen Biotopwerten
Bei möglichen Punktwerten zwischen 7 und 35 bietet sich folgende Gesamtwertung an:

PUNKTZAHL WESENTUCHE KRITERIEN FUNTKIONALER BIOTOPWERT

7 - 11 - erheblich beeinträchtigt
- ohne nutzbare Struktuen
- Flächenanteil zunehmend
- als Barriere wirkend
- ohne bedrohte Arten

sehr geringer Biotopwert 
Stufe 1

12 - 17 - ohne bedrohte Arten
- mit naturferner Ausbildung 

leicht wiederherstellbar

geringer Biotopwert 
Stufe 2

18 - 23 - zumeist ohne bedrohte Arten
- mit bedingt naturnaher Ausbildung
- mit mittlerer Strukturvielfalt
- wiederherstellbar, aber selten im 

unmittelbaren Raum

mittlerer Biotopwert 
Stufe 3

24 - 29 - zumeist mit geschützten oder 
bedrohten Arten

- mit biotoptypischer, aber beein­
flußter Ausprägung

- mit hoher Strukturvielfalt
- mit bedingter Wiederherstellbarkeit

hoher Biotopwert 
Stufe 4

30 - 35 - mit geschützten oder bedrohten 
Tier- und Pflanzenarten oder 
Pflanzengesellschaften

- mit besonders typischer und natur­
naher Ausprägung

- mit hoher Strukturvielfalt
- mit hoher Empfindlichkeit
- nicht ersetz- oder wiederherstellbar

sehr hoher Biotopwert 
Stufe 5
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Tabelle 4
Beispiel II: Zuordnung der funktionalen Werte im Schutzgut Biotope und Arten

Bewertungskriterien Funktionaler Wert

Biotope und Lebensgemeinschaften zumeist mit geschützten 
oder bedrohten Arten, besonders typische Ausprägung natur­
naher bis natürlicher Lebensgemeinschaften mit hoher Struk­
turvielfalt, keine Wiederherstellbarkeit

Stufe 5

Biotope und Lebensgemeinschaften zumeist mit geschützten 
oder bedrohten Arten, typische Ausprägung naturnaher Leben­
gemeinschaften mit hoher Strukturvielfalt (naturbetont), be­
dingte Wiederherstellbarkeit

Stufe 4

Biotope und Lebensgemeinschaften zumeist ohne geschützte 
oder bedrohte Arten, bedingt naturnahe bis naturnahe Lebens­
gemeinschaften mit mittlerer Strukturvielfalt, Wiederherstell­
barkeit gegeben

Stufe 3

Biotope und Lebensgemeinschaften zumeist ohne geschützte 
oder bedrohte Arten, bedingt naturnahe Lebensgemeinschaf­
ten mit geringer Strukturvielfalt, gute Wiederherstellbarkeit

Stufe 2

Biotope und Lebensgemeinschaften ohne geschützte oder be­
drohte Arten, bedingt naturnahe Lebensgemeinschaften, sehr 
geringe Strukturvielfalt, sehr gute Wiederherstellbarkeit

Stufe 1

Ihbelle 5
Beispiel II: Zuordnung der funktionalen Beeinflussung im Schutzgut Biotope und Arten

Bewertungskriterien Funktionale
Beeinflussung

Flächenverbrauch durch Überbauung (direkt); Zerstörung des 
Biotopcharakters durch mittelbare Wirkungen (indirekt)

Stufe 5

Verinselung; Zerschneidung mit Verbleib von Restflächen, auf 
denen sich der ursprüngliche Artenbestand nicht erhalten kann, 
d.h. substantielle Gefährdung (indirekt)

Stufe 4

Querung mit Trennwirkungen und schädliche Immissionen 
(Schall, Erschütterungen, Türbulenzen, Verunreinigungen) bei 
geringer substantieller Gefährdung des Biotopes bzw. Biotop­
komplexes (indirekt)

Stufe 3

Trennwirkungen oder schädliche Immissionen ohne substan­
tielle Gefährdung des Biotopes bzw. Biotopkomplexes (indi­
rekt)

Stufe 2

Verstärkung bestehender Trenneffekte und schädlicher Immis­
sionen (indirekt)

Stufe 1
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Stufe 2 (gering) 

Stufe 1 (sehr gering)

Beispiel II: Schema zur Ermittlung der Eingriffserheblich- 
kett durch Verknüpfung der Beurteilungskriterien "Funk­
tionaler Wert" und "Beeinflussungsintensität"
(Quelle: IGI = Ingenieur-Geologisches Institut, Dipl.-

Ing. S. Niedermeyer, vgl. auch den Beitrag von 
BAADER in diesem Heft)

ungenau und läßt die notwendige Differenzierung 
nicht zu. D ie U nterschiede der Trassen könnten 
bei Verwendung einer 3er-Stufung dann so mini­
m al sein, daß eine echte Differenzierung nicht 
vorgenomm en w erden kann. Grundsätzlich kann 
dies zwar auch bei jeder gewählten Abstufung ge­
schehen, besonders leicht aber bei der Ser-Stu­
fung.

123  Bestands- und Bewertungskarten
E s muß gefordert werden, daß Bestandsaufnahm e 
und Bewertung in getrennten Kartenwerken dar­
gestellt werden. Abbildung 2 zeigt das Beispiel 
einer Bestandserfassung für das Schutzgut Tiere 
und Pflanzen bei einer ICE-Ausbaustrecke. Die 
abgebildete K arte beinhaltet die B iotopkartierung 
sowie eine flächendeckende zusätzliche K artie­
rung der B iotope unabhängig ihrer Bedeutung in­
nerhalb eines vorher im Scoping festgelegten U n ­
tersuchungsraum es. D ieser liegt bei einer Ausbau­
strecke relativ eng an der Trasse und orientiert sich 
an den  Geländegegebenheiten.
N ur wenn Bestandsaufnahm e und Bewertung ge­
trennt dargestellt sind, ist - bei entsprechenden 
textlichen Ausführungen dazu - nachvollziehbar, 
wie das Ergebnis der Bewertung erreicht wurde. 
Als Beispiel einer auf der Bestandsdarstellung 
aufbauenden Bewertungskarte dient - gleichfalls 
für das Schutzgut Tiere und Pflanzen - Abbil­

dung 3.
In dieser D arstellung wird - ausgehend von der 
Karte der Bestandserfassung für die ICE-A usbau­
strecke - nach zuvor festgelegten K riterien jede 
Biotopfläche einer Bewertung unterzogen Im  vor­
liegenden Fall wurde eine Sstufige Skala gewählt 
und die Stufen unterschiedlichen Farben zugeord­
net. D ie Karte gibt einen Ü berblick über die Ver­
teilung der unterschiedlich bew erteten Biotope im 
U ntersuchungsgebiet.

12A  Eingriffsschwerpunkte
D ie oberste N aturschutzbehörde wird nicht müde, 
bei jeder "Trassen-UVS" darauf hinzuwirken, daß 
für Eingriffsschwerpunkte eine genauere P landar­
stellung für notwendig erachtet wird. Auch wenn 
die Landesplanungsbehörden eine genauere D a r­
stellung als 1 : 25.000 im R O V  für überflüssig hal­
ten, ist es doch für die Erläuterung und Akzeptanz 
des Projekts sehr nützlich, wichtige und echte E in­
griffsschwerpunkte zusätzlich unter U m ständen 
bis in einem M aßstab von 1 : 1.000 darzustellen. 
M it der detaillierteren D arstellung kann deutlich 
gemacht w erden, was gebaut, was verändert wer­
den soll, mit welchen Eingriffen zu rechnen ist und 
in welchem Um fang Flächen beansprucht werden.
H ervorragend hat sich inzwischen die zum Stan­
dard gewordene "Karte der Konfliktschwerpunk­
te" bewährt. D as Beispiel in Abbildung 4 ist zwar
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Schutzgut Tiere und Pflanzen 
- Bestand -

Abbildung 2

Biotoptypengruppen

Wälder, Vorwaldstadien, Schlagfluren

Hecken, Gebüsche, Feldgehölze, Gehöl2pflanzungen Parks Alleen

Streuobstwiesen, Obstplantagen, Baumschulen, Obstbaumreihen

Gewässer und Uferbereiche, Moore, Sümpfe (Feuchtwiesenbrachen,
Röhrichte, Seggenriede)

Grünland (Wiesen, Weiden, Mähweiden und Grünlandbrachen)

Grasböschungen, thermo und mesophile Säume, Halbtrockenrasen. Magerrasen 

Äcker Gärten

Ruderal- und Sukzessionsflächen, Brachen 
(außer Streuobst und Grünlandbrachen)

nicht bewertete Flächen (Siedlungen Kiesabbau, Autobahnen etc.)

Bestandstypen bzw Sukzessionsstadien 

Laubwald

Laub Nadel-Mischwald

Nadelwald

Schlagflur

Vorwald

Windwurffläche

Biotop mit Nummer

Biotopkomplex mit Nummer und Teitflächen 

Waldflächen mit Bestandstyp bzw Sukzessionsstadium \  /  
■& /

Kartengrundlage: Topographische Karte 1 : 25 000 
Blatt-Nr. 5931,6030, 6031, 6131 
Wiedergabe mit Genehmigung des Bayerischen 
Vermessungsamtes München, Nr 5094/92
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Schutzgut Tiere und Pflanzen 
- Bewertung -

Mw# 3i? yi

Abbildung 3

i---------- 1
Bewertung der Biotope nach Zustand, Bedeutung und Funktionen

Stufe 0, äußerst geringer funktionaler W ert

Stufe 1, sehr geringer funktionaler W ert

Stufe 2, geringer funktionaler Wert

Stufe 3, m ittlerer funktionaler W ert

Stufe 4, hoher funktionaler W ert

Stufe 5, sehr hoher funktionaler Wert

nicht bewertete Flächen (Siedlungen, Kiesabbau, Autobahnen e tc )

V iA

* \ C A
\ M a  -
§ < V h T

•vy ’i ’l ' H !
Ä r a

Kartengrundlage: Topographische Karte 1 : 25 000 
Blatt-Nr. 5931,6030, 6031,6131 
Wiedergabe mit Genehmigung des Bayerischen 
Vermessungsamtes München, Nr 5094/92
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Mainverlegung:
Verlegung des Gewässers 
Bauzeitliche Gewässerver 
schmutzung möglich.

Kreuzungsbauwerke, Straßen 
neubau und Mainverlegung bei 
Unteroberndorf:
Lärm, Staub und Erschütterung 
durch hohes Transportaufkom­
men, starke Bautätigkeit und 
Erdarbeiten; möglicherweise 
Verkehrsbehinderung wegen 
Verlegung der Staatsstraße 
St 2197

Bereich Kreuzungsbauwerk 
(ABS - B 173) und Mainver 
legung

Geplante Mainverlegung zwi­
schen Unteroberndorf und 
Ebing auf einer Länge von rd 
1 km:
Durch bauzeitlich begrenzte 
Inanspruchnahme bedingte 
Verluste von wertvollen Bioto­
pen im Uferbereich sowie von 
Auwaldresten, Grünland- und 
Ackerflächen westlich des 
Mains; günstige Entwicklungs­
möglichkeiten für Ersatzbiotope

Ostseite.
Veränderung des Landschafts 
bildes durch Waldrodung, Stra 
ßenvei legung und Errichtung 
eines Kreuzungsbauwerkes

Westseite;
Veränderung des Landschafts 
bildes durch die Mainverle 
gung, Verlust strukturreicher 
Bereiche, Verstärkung der tech 
nischen Überprägung der Land 
Schaft

Ostseite;
Verlust und Beeinträchtigung 
von Waldflächen wegen Ro­
dung für Straßenverlegung, 
Veränderung des Waldbinnen 
klimas, Eingriffe in Straßen 
Schutzwald 
Westseite;
Verlust von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen durch die 
Mainverlegung

ach
Gleise näher an 
heranrücken, in 
tnders nahelie 
len eine Zunah 
lütterungseinwir

Konfliktschwerpunkte

Abbildung 4

Konfliktschwerpunkte durch Bau und/oder Betrieb der A B S  Im Schutzgut

Grundwasser und Gewisser 

Tiere und Pflanzen 

Landschaft und Erholung 

Land- und Forstwirtschaft 

Boden

Wohn und Arbeitsumfeld 

Bauzeitlich begrenzte Beeinflussung

Quelle der Abbildungen 2-4:

Auszüge aus den ROV-Unterlagen
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit c Kartengrundlftfle; Topographische Karte 1 :25 000 
- Schiene Nr. 8 - /  Blatt-Nr 5931, 6030, $031,6131
Ausbaustrecke Nümberg-Ebensteld Wiedergabe mit Genehmigung des Bayerischen 
Planersteller Vermerwunaeamte* Mönchen, Nr. 5094/92
IGI Niedermeyer GmbH, Westheim
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Tabelle 6
Eingriffe durch die ICE-Ausbaustrecke und/oder S-Bahn in das Schutzgut Tiere und Pflanzen

Biotop-Nr.1^; Kurzbeschreibung Bj) f u4> Art der Beeinflussung BIb) Fläche (ha) mit EE1 2 3 4 5 6)

1 2 3 4 5

<1> Stadtgebiet Nürnberg/Fürth; Güterzugstrecke bis nördliches Tunnelportal; S-Bahn bis 
Regnitzquerung (Streckenkilometer 0 12,7, Streckenkilometer 0 - 12,6) (vgl. Anl. 13 
jeweils Blatt 1)

und 14,

1a) Güterzuostrecke:

001 Schweinauer Buck, West-, 
Nord- und Ostseite; junge 
artenarme Graseinsaat

1 1 1 F1ächeni nanspruchnahme 
durch Überbau/AufSchüttung 
von Aushubmaterial

3 5,0

002 Schweinauer Buck, Südsei­
te: Gehölzbestände auf 
Graseinsaat

2 2 2

003 Böschungen beidseits der 
Bahnlinie mit ruderaler, 
teilweiser verbuschter 
Glatthaferwiese

2 3 3 Vollständiger Verlust einer 
ausgedehnten linearen Ver­
netzungsstruktur

5 0,8

004 Ruderale Glatthaferwiesen 
mit Einzelbüschan und ge­
schnittener WeiBdornhecke 
beidseits der Bahnlinie

3 2 3 Vollständiger Verlust einer 
ausgedehnten linearen Ver­
netzungsstruktur

5 2,2

005 Pappel-Robinien-Baunhecke 
und Brachfläche (ruderale 
Glatthaferwiese)

2 2 2 Randliche Überbauung 5 0,3

006 Kleingartenanlage mit Obst- 
bä Linen

2 2 2 Randliche Überbauung 5 0,3

007 Dichter Laubgehölzstreifen 
auf den Straßenböschungen

3 2 3 Teilweise Rodung, Überbau­
ung

5 0,1

008 Intensivgrünland 1 1 1 Randliche Überbauung, u.U. 
weitere bauzeitliche Flä­
chen:' nanspruchnahme

5 0,2

009 Gartenanlage mit Obstgehöl­
zen und Feldgeholz mit 
Spi tzahorn

2 2 2

009a Straßenböschung mit Gehöl­
zen

2 2 2

010 Straßenböschung mit Gehölz­
bewuchs und Krautschicht 
aus Nitrophyten

2 2 2 Randliche Überbauung 5 0,1

011 Sportrasen 1 0 1 Randliche Überbauung 5 1,3

012 Sandnagerrasen mit Vorkom­
men seltener Arten (z.B. 
Armeria elongata, Vicia la- 
thyroides)

4 4 4 Flächenverbrauch

erhebliche Störung durch 
Tunnelbau (Bereich südli­
cher Tunnelmund)

5

3 2,0

0,5

013 Gehölzstreifen zwischen den 
Bahngleisen

3 2 3

1) siehe Anlagen 13 und 14; Eingriffsflächen sind durch Unterstreichung der Biotop-Nr. gekennzeichnet
2) Z  = Zustand des Biotops, zwischen 1 (sehr niedrig) und 5 (sehr hoch)
3) B = Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz, zwischen 1 (sehr niedrig) und 5 (sehr hoch)
4) FW = Funktionaler Wert, zwischen 1 (sehr niedrig) und 5 (sehr hoch)
5) BI = Beeinflussungsintensität, zwischen 1 (sehr niedrig) und 5 (sehr hoch)
6) EE = Eingriffserheblichkeit, zwischen 1 (sehr niedrig) und 5 (sehr hoch)
*) von der Mainverlegung betroffene Flächen westlich des Mains (siehe bei Landschaftsraum < 12 > )

im Maßstab 1 25.000 erstellt; indem aber die
größeren Eingriffe in die unterschiedlichen 
Schutzgüter in unterschiedlichen Farben mit Kurz­
texten und entsprechenden trassenparallelen Bal­
ken dargestellt sind, werden im Überblick schnell 
die "ökologischen Knackpunkte" deutlich. Für die 
Prüfbehörden und die öffentliche Anhörung ist 
dies eine besonders wichtige Darstellung, denn sie 
ermöglicht einen Überblick über die Gesamtbeur­

teilung, weil Bestand und Bewertung der einzel­
nen Schutzgüter sowie die prognostizierten Ein­
griffe berücksichtigt sind.

1.2.5 Tabellarische Übersichten
Um die Eingriffe in die Schutzgüter nachprüfen zu 
können und um nachzuvollziehen, wie das Ergeb­
nis der Studie erzielt wurde, ist es notwendig, ta-
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bellarische Übersichten getrennt für die bean­
spruchten Schutzgüter zu erstellen. Diese Tabellen 
sollen möglichst einfach, nicht überladen und gut 
lesbar sein. Thbelle 6 ist dafür ein gelungenes Bei­
spiel, bei dem die durchnumerierten Biotope, ent­
sprechend der Bestandskarte, mit den wichtigen 
Daten und Fakten zusammengestellt wurden und 
einen guten und raschen Überblick ermöglichen.

12.6 Eingriffs-/Ausgleichsbilanz
Zwar wird die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz erst im 
Rahmen der Planfeststellung und dort im land­
schaftspflegerischen Begleitplan besonders wich­
tig, aber auch in einer UVS sollte eine grobe Ein- 
griffs-/Ausgleichsbilanz enthalten sein, ebenso wie 
Hinweise, welche Art von Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen in welchem Naturraum angestrebt 
werden soll. Die Hinweise in der Eingriffs-/Aus- 
gleichsbilanz können für den Unternehmensträger 
wichtig für den Erwerb von Grundstücken zur 
Durchführung der Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen sein. Je früher der Unternehmensträger 
weiß, in welchem Umfang und an welchen Schwer­
punkten er Flächenbedarf für Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen hat, desto früher kann er mit 
Kaufverhandlungen beginnen und seine Ankauf­
strategie darauf ausrichten.

2. Perspektiven

Die UVS hat sich in den letzten Jahren mit einem 
zum Tbil beachtlichen fachlichen Standard als Ent­
scheidungsgrundlage in den ROV etabliert. Aber: 
die UVS und deren Prüfung ist nur ein Mitent­
scheidungsfaktor unter vielen, die letztendlich 
zum Ergebnis der landesplanerischen Beurteilung 
führen. Die Prüfung der Umweltverträglichkeit 
kann z.B. bei ca. 90 Trägern öffentlicher Belange 
bei ICE-Strecken einen wichtigen Beitrag für die 
landesplanerische Beurteilung liefern, aber alle 
anderen Belange müssen ebenfalls mit abgewogen 
werden.

Bedenken, ob dann nicht bei der UVS kräftig 
abgespeckt werden muß, beschleichen jedoch vie­
le, wenn das Verkehrswegeplanungsbeschleuni- 
gungs-Gesetz vom Dezember 1991 und das am
1. Mai 1993 in Kraft getretene Investitionserleich- 
terungs- und Wohnbaulandgesetz konkret umge­
setzt werden.

Deutlich gemacht werden muß jedoch, daß die 
Qualität der UVS vor dem förmlichen Verfahren 
erreicht werden muß und es nicht während des 
Verfahrens zu Nachbesserungen kommen sollte, 
denn dann können die 6-Monats-Fristen für die 
ROV nicht eingehalten werden. Vorher sind die 
Umweltverträglichkeitsstudien in Abstimmung 
mit den Naturschutzfachbehörden fachlich so ein­
wandfrei zu erarbeiten, daß sie einer gerichtlichen 
Überprüfung standhalten. Es ist jedoch fraglich, 
ob eine UVS einer gerichtlichen Überprüfung 
standhält, die auf spärlich vorhandenen Daten 
oder gar auf Abschätzung beruht und nicht auf 
fachlich einwandfreien Erhebungen im Gelände. 
Einem Unternehmensträger würde man einen Bä­
rendienst erweisen, wenn man ihn zu einem sol­
chen Verhalten verleiten würde, dann aber das 
Ergebnis einer gerichtlichen Überprüfung nicht 
standhält und es zu erheblichen Verzögerungen 
kommen kann.

Solide, fachlich einwandfreie Bearbeitung der 
UVS ist die Grundlage für eine zügige Durchfüh­
rung der ROV und wird mit großer Wahrschein­
lichkeit auch einer richterlichen Nachprüfung 
standhalten.

Anschrifl des Verfassers:
Oberreg.-Rat Dr. Ulrich Glänzer 
Bayerisches Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen 
Referat 65 • Landschaftsplanung 
Rosenkavalierplatz 2 
D-81925 München
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Podium sdiskussion zum Thema "Umweltverträglich­
keitsstudien - Sachstand, Anforderungen, Defizite"
Kurzstatements aus der Sicht verschiedener an einer UVS und UVP Beteiligter

1. Statement aus der Sicht der obersten Naturschutzbehörde (Bayerisches Staatsmi­
nisterium für Landesentwicklung und Umweltfragen)

Ulrich Glänzer

Unsere Erde, auf der wir leben, ist ein endlicher 
Planet, wir können keine zusätzlichen Flächen 
oder Massen z.B. vom Mars herbeiholen und da­
mit die Erde vergrößern. Die Ihtsache, daß wir auf 
einem endlichen Planet leben, haben wir uns alle 
immer wieder deutlich vor Augen zu führen.

Der Verbrauch unserer Landschaft schreitet wei­
ter voran, wir verbrauchen fortwährend weitere 
Flächen z.B. für den Verkehr, die Industrie, Han­
del, Gewerbe und den Wohnungsbau. Daher müs­
sen wir immer haushälterischer mit diesem Gut, 
mit Grund und Boden und damit auch mit dem 
Naturhaushalt umgehen.

Zur Zeit werden in Bayern ca. 10 % der Landes­
fläche von Gebäuden, Freiflächen, Verkehrsflä­
chen, Betriebsflächen und sonstigen Nutzungen 
beansprucht, ein sehr großer Tbil dieser Flächen 
ist nachhaltig versiegelt. Der Anteil der Natur­
schutzgebiete an der Landesfläche ist im Verhält­
nis zu anderen Bundesländern hoch, aber mit ca.
2,4 % der Landesfläche erreichen sie erst knapp 
74 des Anteils der weitgehend befestigten Flä­
chen. Land- und forstwirtschaftlich werden ca. 
87 % von Bayern genutzt.

Um mit Grund und Boden sowie dem Naturhaus­
halt so schonend wie möglich umzugehen, hat die 
EG 1985 eine Richtlinie über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten erlassen. Erst 1990 hat die Bun­
desregierung diese Richtlinie in das Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) um­
gesetzt. Zur Durchführung dieses Gesetzes muß 
der Unternehmensträger den Nachweis der Um­

weltverträglichkeit seines Vorhabens erbringen. 
Dies geschieht mit der Umweltverträglichkeitsstu­
die (UVS) - die Bezeichnung Umweltverträglich­
keitsuntersuchung (UVU) hat sich nicht durch­
gesetzt -, die z.B. im Rahmen eines Raumord­
nungsverfahrens zur Prüfung der Umweltverträg­
lichkeit der Prüfbehörde vorgelegt wird.

Die Naturschutzfachbehörden sehen in der Vorla­
ge einer UVS eine gesetzliche und auch fachliche 
Notwendigkeit, weil sich durch sie das Umweltri­
siko eines Vorhabens besser als zuvor abschätzen 
läßt.

Notwendig ist jedoch eine sehr frühe Einschal­
tung der Naturschutzbehörden, um gleich zu An­
fang bei der Erstellung der UVS die Weichen so 
zu stellen, daß möglichst alle methodischen und 
fachlichen Belange bei der Erfassung und Bewer­
tung Berücksichtigung finden. Durch diese frühe 
Einschaltung und dem Durchführen eines 'Dau- 
erscopings" können im engen fachlichen Kontakt 
zwischen dem Ersteller der Studie, dem Unter­
nehmensträger und den Naturschutzfachbehör­
den Probleme gelöst werden, die sonst unter Um­
ständen zu Verfahrensverzögerungen führen 
könnten.

Anschrift des Verfassers:
Oberreg.-Rat Dr. Ulrich Glänzer 
Bayerisches Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen 
Referat 65 - Landschaftsplanung 
Rosenkavalierplatz 2 
D-81925 München
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2. Statement aus der Sicht der Bayerischen Staatsbauverwaltung 
als Vorhabenträger

L othar Schultz-Pcrnice

Nachfolgend m öchte ich in 6 Punkten die Haltung 
der O bersten B aubehörde im Bayerischen Staats- 
m inistcrium  des Innern zur Umweitverträglich­
keitsprüfung (U V P) nach dem  Gesetz über die 
Um weltverträglichkeilsprüfung (U V PG ) charak­
terisieren:

1. Für die Staatsbauverwaltung ist es selbstver­
ständlich, daß die Belange des Natur- und Um ­
weltschutzes bei allen staatlichen Bauvorhaben 
mit dem ihnen zukommenden Gewicht berück­
sichtigt w erden müssen. Unabhängig von der 
Einführung der formellen UVP-Pilicht für be­
stimmte A rten  von Vorhaben ergibt sich das 
bereits aus dem Staatszicl "Natur- und Umwelt­
schutz" in der Bayerischen Verfassung und aus 
dem rechtsstaallichcn Abwägungsgebot in Ver­
bindung mit den Fachgesetzen.
D anach ist eine unter Inanspruchnahm e plane­
risch e r G csta ltungsfrc iheit getroffene Pla- 
nungscnlschcidung nur rechtmäßig, wenn alle 
erheblichen Belange vollständig und in der er­
forderlichen Tiefe untersucht, in ihrer Bedeu­
tung richtig erkannt und entsprechend ihrem 
objektiven Gewicht in der Entscheidung be­
rücksichtigt worden sind.

2. Auch wenn es in Deutschland aufgrund dieser 
Sachlage eigentlich einer formellen U V P nicht 
bedurft hätte, ist nicht zu verkennen, daß die 
U V P nach dem UV PG  in hohem M aße Gewähr 
dafür bietet, daß die Umweltauswirkungcn ei­
nes Vorhabens tatsächlich ausreichend ermit­
telt und berücksichtigt werden. Bei Vorhaben 
ohne U V P ist es zumindest eher denkbar, daß 
Umweltgesichtspunkte nicht ausreichend ge­
würdigt werden.

3. Soweit keine exakt definierten umweltbezoge­
nen Zulassungsvoraussetzungen bestehen (wie 
das z.B. beim Verkehrslärmschutz der Fall ist), 
sind die Natur- und Umwcltschutzbclange mit 
den konkurrierenden Belangen, z.B. der W irt­
schaft, der Verkehrssicherheit, des Städtebaus, 
abzuwägen. Bei der Gewichtung geht cs um die 
Anwendung unbestim m ter Rcchlsbcgriffe, die 
natürlich auch von der Entwicklung der W ert­
begriffe in der Gesellschaft abhängig ist. A ller­
dings lehnt die O berste Baubehörde die H er­
anziehung außcrrechllichcr Beurteilungsm aß­
stäbe ab.

4. Dam it die U V P ihre Aufgabe als Instrum ent 
e iner ra tionalen  Entscheidungsvorbereilung

erfüllen kann, darf sie nicht zur taktischen Waf­
fe ideologisch geprägter Vorhabengegner oder 
auch -befürworter verkommen.
Die A nforderungen an die U V P sind daher in 
allen Phasen pragmatisch, mit gesundem M en­
schenverstand und Augenmaß festzulegen und 
auf das zu beschränken, was im Einzelfall pla­
nungsbezogen erforderlich ist. Insbesondere 
dürfen an die U  VP-Unterlagen keine überzoge­
nen, sachlich nicht begründeten A nforderun­
gen gestellt werden.

5. Für den sogenannten "Scoping-Prozeß" (§ 5 
U V PG ) sollten ganz einfache Projektunterla­
gen ausreichen, damit die zuständige Behörde 
mit Hilfe ihrer vorauszusetzenden O rtskenntnis 
und bereits vorhandener Planwcrke etc. den 
erforderlichen U ntersuchungsrahm en f e s t i ­
gen kann. Für staatliche Projekllrägcr reicht die 
schon jetzt praktizierte informelle Abstimmung 
aus.
D ie U ntersuchungen zur Bereitstellung der ei­
gentlichen U V P-U nterlagen (§ 6 U V PG ) sind 
auf das zu beschränken, was mit hinreichender 
W ahrscheinlichkeit planungsrelevant sein wird. 
P rojektausw irkungen, die aller V oraussicht 
nach keine Auswirkungen auf das Ergebnis des 
Zulassungsverfahrens haben w erden, sollten 
nur in einfachster Form abgchandelt werden.
Die Forderung nach Beachtung der Grundsätze 
der Sparsamkeit und W irtschaftlichkeit bei der 
Erarbeitung der UVP-U nterlagen m uß sowohl 
für private Vorhabenträger als auch für Vorha­
ben der öffentlichen H and gelten, bei denen es 
um Steuergelder geht. Ü berzogenen Forderun­
gen, die von staatlicher Seite oder beteiligten 
Verbänden gestellt werden, darf nicht nachge­
geben werden.
Es ist darauf hinzuweisen, daß die materiellen 
A nforderungen an das Vorhaben selbst und an 
die Planung durch die Einführung der formel­
len UVP nicht gestiegen sind. Denn im UV PG  
wird bei der Bewertung und Berücksichtigung 
auf die A nforderungen der Fachgesetze verwie­
sen (z.B. auf die Eingriffsregclung des N atur­
schutzrechts).

6. Was die M ethoden zur Ausarbeitung von U m ­
weltverträglichkeitsstudien angcht, sollte - so­
weit möglich - von einer schematisierten B e­
wertung des Bestandes und der Auswirkungen 
abgesehen werden. Wenn immer möglich, soll­
ten die wesentlichen Auswirkungen konkret an-
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gesprochen und verbal bewertet werden. Auf 
schematisierte Bewertungen (z.B. nach einer 
Wertstufenskala) wird man bei großräumigen 
Projekten, z.B. den neuen ICE- oder Autobahn­
strecken, vielleicht nicht verzichten können, je­
doch müssen die wesentlichen Auswirkungen 
und ihre Unterschiede bei verschiedenen TVas- 
senvarianten verbal - argumentativ dargestellt 
werden.

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß bei der 
Umsetzung der UVP vor allem zwei Fehler ver­
mieden werden müssen:

1. Die UVP sollte nicht auf die leichte Schulter 
genommen und nur als Formsache betrachtet 
werden. Dazu sind die Umweltprobleme zu 
drängend.

2. Die UVP darf aber auch nicht durch übertrie­
bene Anforderungen zum Hindernis für not­
wendige weitere Entwicklungen gemacht wer­
den.

Wir sollten uns immer bewußt sein, daß auch an 
der Umsetzung der UVP in die Praxis ablesbar 
wird, inwieweit Staat und Gesellschaft in der Lage 
sind, auf sich wandelnde Anforderungen wirksam 
zu reagieren.

Anschrift des Verfassers:
Ministerialrat Lothar Schultz-Pernice 
Oberste Baubehörde im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern 
Franz-Josef-Strauß-Ring 4 
D-80539 München
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3. Statement aus der Sicht einer höheren Naturschutzbehörde

Franz Bichlmaier

Ziel der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
ist es, die möglichen Umweltauswirkungen von 
bestimmten Vorhaben, wie sie in der Anlage zu § 3 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVPG) aufgezeigt sind, bei Zulassungsent­
scheidungen frühzeitig zu berücksichtigen. Hier­
bei sollen die Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft einschließlich der je­
weiligen Wechselwirkungen sowie auf Kultur- und 
sonstige Sachgüter frühzeitig und umfassend er­
mittelt, beschrieben und bewertet werden.

Wichtig erscheint, daß diese Auswirkungen nicht 
nur für die vom Planungsträger bevorzugte Lö­
sung, sondern auch für die Vorhabensalternativen 
aufgezeigt werden müssen, wenn auch vielleicht in 
unterschiedlicher Bearbeitungstiefe.

Die UVP ersetzt nicht die im Verwaltungsverfah­
ren erforderliche Abwägung. Sie macht jedoch 
Entscheidungen für jedermann nachvollziehbar.

Die Anforderungen an die vom Träger des Vorha­
bens beizubringenden Unterlagen sind im UVPG 
§ 6 (Abs. 3 und 4) in etwa umschrieben. Es ist 
jedoch nur ein Mindestrahmen aufgezeigt. Meiner 
Auffassung nach ist der Untersuchungsrahmen, 
die Untersuchungsschärfe, vor allem abhängig zu 
machen
— von den zu erwartenden Auswirkungen, der 

Schwere des Eingriffs (Eingriffserheblichkeit),
— vom betroffenen Landschaftsraum, den vor­

handenen Lebensräumen und den vorhande­
nen Wechselbeziehungen,

— vom jeweiligen Stand des Verwaltungsverfah­
rens (UVS Stufe 1, UVS Stufe 2).

Die Erfahrungen mit der UVP sind noch relativ 
jung. In Oberbayern liegen vor allem Erfahrungen 
im Hinblick auf Eingriffe im Zusammenhang mit 
dem Bundesfernstraßenbau sowie der Standort- 
findung von Deponien vor.

Anfangs war eine deutliche Reserviertheit, eine 
große Unsicherheit auf allen Seiten erkennbar. An 
den Naturschutz gerichtete Kritikpunkte setzten 
vor allem an
— beim Untersuchungsumfang (zu viel, zu ge­

nau),
— bei der für Untersuchungen veranschlagten 

Zeit (Vorhaben werden verzögert),
— bei den Kosten der Untersuchungen (zu hoch).

Sogar die Notwendigkeit von Untersuchungen 
überhaupt wurde in Frage gestellt. Können die

Naturschutzbehörden nicht ohnehin die Eingriffs­
erheblichkeit abschätzen?

Wenn § 1 Ziff. 1 UVPG ernstgenommen werden 
will, die Auswirkungen auf die Umwelt frühzeitig 
und umfassend zu ermitteln, zu beschreiben und 
zu bewerten, ist ein Mindestanforderungsrahmen 
an die Untersuchungsqualität unabdingbar. So­
weit hierbei nicht auf vorhandene Erhebungen, auf 
Kartierungen, zurückgegriffen werden kann, sind 
spezielle Erhebungen somit erforderlich. Nach 
bisherigen Erfahrungen gilt dies insbesondere für 
zoologische Erhebungen. Zur Zoologie liegen 
trotz Artenschutzkartierungen für viele Räume in 
der Regel zu wenig Untersuchungen vor. Auch 
können, wie Untersuchungen gezeigt haben, zoo­
logisch wertvolle Lebensräume zwar mit vegeta- 
tionskundlich wertvollen Lebensräumen identisch 
sein, diese können aber auch erheblich voneinan­
der abweichen.

Grundsätzlich gilt, daß auch hierbei die Verhält­
nismäßigkeit im Hinblick auf die geforderten Un­
tersuchungen gewahrt bleibt. Im Zweifelsfall sind 
aber eher umfangreichere Untersuchungen als zu 
wenige Untersuchungen zu fordern. Bezogen auf 
die Verhältnismäßigkeit ist hierbei auch zu fragen 
nach der Untersuchungstiefe:

— Reichen z.B. bei zoologischen Erhebungen 
Übersichtskartierungen aus oder brauche ich 
detailliertere, wissenschaftlichen Ansprüchen 
genügende Untersuchungen?

— Sollen nur bestimmte Arten und Artengruppen 
untersucht werden oder ist es sinnvoller, ein 
breiteres Spektrum von Arten und Artengrup­
pen zu untersuchen?

Als besonders zweckdienlich, diese Fragen zu klä­
ren, haben sich hierbei bewährt:

— die Scopinggespräche, bei denen ein erster 
Rahmen für die notwendigen, vom Träger des 
Vorhabens zu erbringenden Unterlagen abge­
steckt wird (§ 5 UVPG),

— kontinuierliche Gespräche zwischen dem vom 
Träger des Vorhabens beauftragten Planungs­
büro und den Naturschutzbehörden, bei denen 
fortschreitend auch der Untersuchungsrahmen 
geändert, ergänzt oder reduziert, auftretende 
Probleme diskutiert und gelöst werden können,

— Rückfragen bei Fachleuten und Spezialisten, 
z.B. bei den für die Ausarbeitung der Arten- 
und Biotopschutzprogramm-(ABSP-)Bände 
verantwortlichen Stellen,

123



-  die rechtzeitige Vergabe von Untersuchungs­
aufträgen, um zumindest eine vollständige Ve­
getationsperiode, sowie bei Tieren die erfor­
derlichen Beobachtungszeiträume für die not­
wendigen Untersuchungen zur Verfügung zu 
haben,

-  die Vergabe der Untersuchungen an ein Pla­
nungsteam aus Fachleuten.

Bezogen auf die eingangs genannten Verfahren 
zum Bundesfemstraßenbau sowie zur Deponie­
standortsuche ist mittlerweile ein Qualitätsstan­
dard in Verbindung mit den Trägern des Verfah­
rens sowie den beauftragten Planungsbüros er­
reicht, mit dem gut gearbeitet werden kann, wenn 
auch sicherlich noch Verbesserungsmöglichkeiten 
bestehen. Hierbei ist anzumerken, daß gerade 
auch diese Planungsbüros durch ihre Arbeit, ihre 
Erfahrungen und ihre Anregungen zu diesem 
Qualitätsstandard beigetragen haben.

Durch die UVP sind die Verfahren transparenter, 
die Entscheidungen für jedermann nachvollzieh­
barer geworden. Die Qualität der Antragsunterla­
gen ist erheblich gestiegen. Die Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Minderung der Eingriffe, sowie 
die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen, lassen sich über die fundierten Erhebun­
gen und Bewertungen der Schutzgüter leichter 
herleiten und letztlich auch durchsetzen.

Insgesamt hat sich die UVP eines Erachtens be­
währt.

Anschrift des Verfassen:
Franz Bichlmaier 
Leiter des Sachgebiets 831 
Regierung von Obeibayem 
Maximilianstraße 31 
D-80539 München
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4. Statement aus der Sicht eines Vorhabenträgers

Johann Biersack

I. Umweltverträglichkeitsprüfung bei Vorhaben 
der Rhein-Main-Donau AG

Die Rhein-Main-Donau AG (RMD) hat den 
Main-Donau-Kanal von Nürnberg bis Kelheim im 
Herbst 1992 fertiggestellt und dem Verkehr über­
geben. Seither ist die Main-Donau-Wasserstraße 
von der Nordsee bis zum Schwarzen Meer durch­
gehend befahrbar.

Derzeit ist die RMD mit der Verbesserung der 
Schiffahrtsverhältnisse auf der Donau in der Stau­
haltung Straubing und in der Strecke Straubing - 
Vilshofen beschäftigt.

Für die Stauhaltung Straubing wurden von sieben 
Teilplanfeststellungsverfahren zwei nach dem In­
krafttreten des Gesetzes über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung (UVPG) am 01.08.1990 abge­
schlossen. Das letzte Teilverfahren ist derzeit noch 
anhängig.

Für dieses und die letzten beiden abgeschlossenen 
Verfahren wurden bzw. werden Umweltverträg­
lichkeitsprüfungen durchgeführt.

Für die Strecke Straubing-Vilshofen ist Ende 1992 
ein Raumordnungsverfahren eingeleitet worden. 
Mit den Raumordnungsunterlagen ist eine Um­
weltverträglichkeitsstudie vorgelegt worden.

Die Erfahrungen, welche die RMD bisher in der 
Praxis bei diesen Verfahren gesammelt hat, wer­
den im folgenden dargestellt.

II. Umweltverträglichkeitsprüfung in der Raum­
ordnung

1. Für den Donauausbau Straubing - Vilshofen hat 
die RMD in geradezu vorbildlicher Weise rund 
drei Jahre vor Inkrafttreten des UVPG bereits 
eine ökologische Rahmenuntersuchung in Auf­
trag gegeben. Sie sollte auf Empfehlung des 
Naturschutzbeirates beim Bayerischen Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen noch vor der Eröffnung des Raum­
ordnungsverfahrens die möglichen Umweltaus­
wirkungen des geplanten Vorhabens aufzeigen. 
Bei der ökologischen Rahmenuntersuchung 
wurden insgesamt 30 Varianten der seit 1966 
laufenden Vorplanungen auf ihre Umweltaus­
wirkungen hin überprüft und optimiert.
Zur Optimierung der Planung wurde eine inter­
disziplinäre Arbeitsgruppe eingerichtet. Sie 
setzte sich zusammen aus Fachleuten für Was­
serbau, Flußmorphologie und Ökologie. Neben

der RMD und dem Bund als Bauherrn für den 
Donauausbau waren die Fachabteilungen der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion, der Regie­
rung von Niederbayern und des Landesamtes 
für Umweltschutz vertreten.
In der Phase der Vorplanung gab es die techni­
sche Untersuchung der möglichen Ausbauvari­
anten, eine flußmorphologische Untersuchung, 
eine Abstimmung mit der Wasserwirtschaft und 
die Orientierungsphase der ökologischen Rah­
menuntersuchung.
In der Phase der Optimierung wurden die tech­
nischen Lösungen dem ökologischen Leitbild 
für diesen Raum angepaßt. Es wurden die Ein­
griffe bewertet und das mögliche Ausgleichs­
und Ersatzpotential festgelegt.
Ökologisch ungünstigere Varianten wurden al­
so bereits in diesem früheren Planungsstadium 
ausgeschieden.
Als Ergebnis dieser Untersuchungen wurden 
die Vorzugsvarianten entwickelt, die Gegen­
stand der Umweltverträglichkeitsstudie im 
Raumordnungsverfahren sind.

2. Durch den frühen Beginn der Untersuchungen 
spielte das Problem 'Dauer der Untersuchun­
gen" keine Rolle.

3. Das Hauptproblem der Umweltverträglich­
keitsprüfung im Raumordnungsverfahren be­
steht derzeit darin, daß unklar ist, welchen 
Umfang die Ermittlung, Beschreibung und Be­
wertung der Auswirkungen des Vorhabens ha­
ben muß. Das Raumordnungsgesetz enthält nur 
den wenig hilfreichen Hinweis, daß die Unter­
suchungen "entsprechend dem Planungsstand" 
erfolgen sollen.
Der Begriff "Planungsstand" ist dahingehend 
auszulegen, daß das Raumordnungsverfahren 
seiner Natur nach ein auf großräumige Zusam­
menhänge angelegtes Verfahren ist. Es werden 
nur raumbedeutsame Gesichtspunkte berück­
sichtigt. In bezug auf die Umweltauswirkungen 
bedeutet dies, daß nur überörtliche und raum­
bedeutsame Belange Eingang in die Prüfung 
finden.
Demgegenüber fordern die Naturschutzbehör­
den und -verbände eine detaillierte technische 
Planung und eine detaillierte Beschreibung der 
Auswirkungen des Vorhabens. Damit wird die 
in den letzten Jahren zu beobachtende Tendenz 
verstärkt, daß sich die Unterlagen in der Raum-
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Ordnung immer mehr denen in der Planfeststel­
lung annähern.
Die Problematik soll an zwei Beispielen erläu­
tert werden:
Das erste Beispiel betrifft die Beschreibung der 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für erheb­
liche Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft, wie sie im UVPG vorgeschrieben ist. 
Eine fachlich fundierte Darstellung würde 
praktisch bedeuten, daß eine landschaftspfle­
gerische Begleitplanung durchgeführt werden 
müßte. Weil dies im Raumordnungsverfahren 
nicht Sinn der Sache sein kann, ist der mit der 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung beauf­
tragte Gutachter einen anderen Weg gegangen. 
Er hat die Auswirkungen auf Natur und Land­
schaft flächendeckend, aber großräumig für 
den ganzen Vorhabensbereich dargestellt und 
bewertet. Mögliche Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen wurden ermittelt und verbal be­
schrieben. Die Ufnweltverträglichkeitsunter- 
suchung schließt mit der Aussage ab, daß für 
Eingriffe in Natur und Landschaft genügend 
Ausgleichspotential vorhanden ist.
Das zweite Beispiel betrifft ebenfalls die Aussa­
gen über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. 
Hierfür werden in der Regel landwirtschaftli­
che Flächen benötigt. Wegen des enormen Be­
darfs für den Donauausbau ist sicher ein raum- 
bedeutsamer Belang gegeben. Aus den darge­
legten Gründen können auch der Landwirt­
schaft keine genaueren Angaben über den Um­
fang der Inanspruchnahme von landwirtschaft­
lichen Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen gemacht werden.

4. Detaillierte Angaben zu den Auswirkungen des 
Vorhabens sind im Raumordnungsverfahren oft 
deshalb nicht möglich, weil Gegenstand der 
Raumordnung nur ein relativ grobes techni­
sches Konzept ist, nicht aber eine ausführungs­
reife detaillierte Planung.
Das Problem soll anhand eines Beispiels erläu­
tert werden, bei dem es um die Grundwasser­
stände geht: Durch den Aufstau der Donau 
werden die Grundwasserstände im Binnenland 
verändert. Wo ein Anstieg des Grundwassers 
unerwünscht ist, läßt er sich mit technischen 
Maßnahmen, wie z.B. Dichtungswänden oder 
Entwässerungsgräben und Schöpfwerken, in 
vielen Fallen verhindern. Die Auswirkungen 
der Grundwasserstandsveränderungen lassen 
sich also über die technische Planung steuern. 
Voraussetzung dafür ist aber, daß bereits eine 
technische Planung im Detail vorliegt, die ihrer­
seits wiederum auf ökologischen Erhebungen 
aufbauen muß.

5. Ein weiterer Problempunkt hinsichtlich des 
Umfangs der Umweltverträglichkeitsprüfung 
ist die Prüfung von Alternativen, insbesondere 
die Prüfung der sogenannten Null-Variante.

Das UVPG schreibt vor (siehe § 6 Abs. 4 Nr. 3), 
daß die Unterlagen eine Übersicht über die 
wichtigsten, vom Träger des Vorhabens geprüf­
ten Vorhabensalternativen enthalten müssen, 
soweit dies für die Umweitverträglichkeitsprü­
fung nach der Art des Vorhabens erforderlich 
und die Beibringung für den Träger des Vorha­
bens zumutbar ist. Außerdem müssen die we­
sentlichen Auswahlgründe unter besonderer 
Berücksichtigung der Umweltauswirkungen 
des Vorhabens dargestellt werden.
Von den Beteiligten im Raumordnungsverfah­
ren wird dazu gefordert, daß die Untersuchung 
der Alternativen in der gleichen Weise erfolgen 
müsse, wie die Untersuchung der vom Träger 
des Vorhabens favorisierten Ausbaualternative. 
Nur so könne eine fachlich zutreffende Aussage 
getroffen werden.
Die RMD hat demgegenüber auf die Ein­
schränkungen verwiesen, die schon im Wortlaut 
des UVPG enthalten sind. Es müssen also nur 
die "wichtigsten" Vorhabensalternativen und 
die "wesentlichen" Auswahlgründe aufgezeigt 
werden. Die Darstellung muß, wie sonst im 
Raumordnungsverfahren auch, großräumig 
sein.

III. Umweltverträglichkeitsprufung in der Plan­
feststellung

1. In den Planfeststellungsverfahren für die Vor­
haben der RMD hat das UVPG nichts wirklich 
Neues gebracht.
Materiell wurden bzw. werden alle Schutzgüter 
aus dem Katalog des § 2 Abs. 1 UVPG in den 
Planfeststellungsverfahren für die Vorhaben 
der RMD behandelt. Das ergibt sich schon aus 
dem Planfeststellungsrecht, wie es allgemein im 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG, siehe 
§ 72 ff) und im Bundeswasserstraßengesetz als 
Fachgesetz für den Wasserstraßenbau kodifi­
ziert ist. In die Abwägung und Entscheidung 
über das Vorhaben müssen alle für das Vorha­
ben erheblichen Umstände eingehen. Alle 
durch das Vorhaben betroffenen Rechte und 
Interessen sind zu berücksichtigen. Zur umfas­
senden Ermittlungs- und Abwägungspflicht 
kommt die Konzentrationswirkung des Plan­
feststellungsverfahrens hinzu, d.h., der Plan­
feststellungsbeschluß beinhaltet alle für das 
Vorhaben notwendigen Genehmigungen, Er­
laubnisse usw.

2. Anhand von Schutzgütern, die bei den Wasser­
bauvorhaben der RMD eine besondere Rolle 
spielen, soll das erläutert werden:
Die Schutzgüter 'Tiere, Pflanzen und Land­
schaft" werden in der landschaftspflegerischen 
Begleitplanung behandelt (siehe § 8 Bundesna­
turschutzgesetz (BNatSchG) und Artikel 6 a 
und b Bayerisches Naturschutzgesetz (Bay-
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NatSchG)). Es werden die Bestände ermittelt, 
die Auswirkungen des Vorhabens bewertet und 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geplant. In 
einer ökologischen Bilanzierung werden Ein­
griffe auf der einen und Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen auf der anderen Seite gegenüber­
gestellt.
Das Schutzgut "Wasser" ist gleichsam der Bau­
stoff mit dem der Wasserbau arbeitet. Da ist es 
selbstverständlich, daß alle Parameter, wie z.B. 
Abflußverhalten, Wasserstandsveränderungen 
und Gewässergüte, berücksichtigt werden.
Im Rahmen der Schutzgüter "Kultur- und Sach­
güter" geht es insbesondere um die Landwirt­
schaft. Sie muß die Flächen für das Vorhaben 
selbst und die damit verbundenen Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen zur Verfügung stellen. 
Darüber hinaus kommt es zu nachbarlichen 
Auswirkungen, z.B. wegen Veränderung der 
Bewirtschaftung verbleibender Flächen durch 
Veränderung der Grundwasserstände und der 
Grundwasserdynamik.
Die sonstigen Belange aus dem Katalog der 
'Kultur- und Sachgüter", wie z.B. Wasserversor­
gung, Abwasserbeseitigung, Hochwasserschutz 
und Verkehrsinfrastruktur, stellen klassische 
Berührungspunkte mit dem Wasserbau dar, die 
deshalb schon seit jeher berücksichtigt wurden.

3. Auch aus formeller Sicht ergeben sich keine 
wesentlichen Neuerungen. Insbesondere ist die 
Einbeziehung der Öffentlichkeit schon in den 
Vorschriften über das Planfeststellungsverfah­
ren vorgeschrieben (siehe § 73 VwVfG).

4. Auch der als Neuerung immer wieder hervor­
gehobene integrative Ansatz der Umweltver­
träglichkeitsprüfung bringt in den Genehmi­
gungsverfahren der RMD nichts grundlegend 
Neues.
Als Beispiel sei wieder die Veränderung der 
Grundwasserstände durch den Aufstau eines 
Gewässers genannt. Unmittelbare Auswirkun­
gen sind dabei die neuen Grundwasserstände. 
Die sich daraus ergebenden Wechselwirkungen 
sind z.B. die Veränderung des Bodens und der 
darauf oder darin angesiedelten Flora und Fau­
na. Als Wirkungen des Vorhabens sind auch 
diese Wechselwirkungen bisher schon in den 
Planfeststellungsverfahren behandelt worden.
Das Problem in diesem Bereich ist aufgrund der 
Erfahrungen der RMD hier ein fachliches:
Nach dem allgemeinen Kenntnisstand sind die 
Erkenntnisse über die Wechselwirkungen in 
der Natur oft nur ungenügend, insbesondere in 
Grenzbereichen. Es gibt hier erhebliche Wis­
sensdefizite. Beispielsweise sind bei einer Re­
duzierung der Fließgeschwindigkeit nur grobe 
Aussagen möglich, ab welchem Maß der Redu­
zierung welche Arten betroffen werden.

IV. Anforderungen und Defizite

1. Viele Beteiligte unterliegen dem Mißverständ­
nis, daß mit dem UVPG der Umweltschutz 
verbessert worden ist. Das ist nicht der Fall. Es 
ist lediglich das, was schon immer zu tun war 
oder zu tun gewesen wäre, kodifiziert worden.
Das UVPG faßt zusammen, was zur Entschei­
dung über die Zulassung eines Vorhabens als 
Material für die Entscheidung aus dem Ge­
sichtspunkt der Umwelt vom Unternehmens­
träger vorzulegen ist.

2. Das UVPG schreibt nur vor, daß das vom Un­
ternehmensträger beigebrachte Material von 
der Genehmigungsbehörde zu bewerten und 
bei der Entscheidung über die Zulassung des 
Vorhabens zu berücksichtigen ist.
Sprechen für das Vorhaben andere gewichtige 
Gründe, so ist das Vorhaben nach dem jeweili­
gen Fachgesetz auch dann zu genehmigen, wenn 
es nicht umweltverträglich ist. Daran hat das 
UVPG nichts geändert.

3. Aus dem vorstehenden Mißverständnis resul­
tiert das weitere Mißverständnis, daß über das 
UVPG unliebsame Vorhaben verhindert wer­
den könnten. Das ist nicht der Fall. Vorhaben 
können durch unverhältnismäßige Anforde­
rungen bei der Erstellung der Umweltverträg­
lichkeitsstudie allenfalls verzögert werden.
Gerade dort, wo öffentliche Mittel bei Infra­
strukturprojekten eingesetzt werden, sollte der 
damit verbundene Aufwand an dem Grundsatz 
gemessen werden, daß öffentliche Mittel spar­
sam und wirtschaftlich eingesetzt werden sol­
len.

4. Was den Inhalt der Unterlagen einer von einem 
Unternehmensträger vorzulegenden Umwelt­
verträglichkeitsstudie anbelangt, sollte man in 
aller Bescheidenheit die Grenzen menschlicher 
Erkenntnis über Vorgänge der Natur akzeptie­
ren und danach handeln.
Deshalb kann die Umweltverträglichkeitsprü­
fung auch bei perfektester Durchführung nur 
einen Ausschnitt der Wirklichkeit wiedergeben. 
Es handelt sich um ein Modell, das wir uns von 
der Natur machen. Dies sollte auch zu einer 
gewissen Nachsicht gegenüber dem Vorhaben- 
träger und gegenüber den Planern und Gutach­
tern führen.

Anschrift des Verfassers:
Johann Biersack
Justitiar bei der Rhein-Main-Donau AG 
Postfach 40 15 69 
D -80715 München
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5. Statement aus der Sicht eines Landschaftsarchitekten

Wolfgang Weinzierl

Die Berücksichtigung der natürlichen Lebens­
grundlagen, der belebten Umgebung und der Be­
dürfnisse des Menschen sollte eigendich selbst­
verständliche Grundlagen von Landschaftspla­
nung und Landschaftsarchitektur sein.

Trotzdem - die durch die Umweltverträglichkeits­
studie (UVS) abgeforderte systematische "Abar­
beitung" des Kataloges der "Schutzgüter" kann vie­
les vertiefen und gleichzeitig transparenter ma­
chen: Insbesondere der Stellenwert der abioti- 
schen Schutzgüter als essentielle "Grundlage" der 
belebten Umwelt wird damit verdeutlicht.

Wichtig ist dabei jedoch, sich immer wieder das 
komplexe Regelsystem ökologischer Zusammen­
hänge vor Augen zu führen und es nicht beim 
"Abhaken" der Schutzgüter und ihrer Empfind­
lichkeit zu belassen.

Im Bewerten von Auswirkungen steckt eine beson­
dere Gefahr: Additive oder aufrechnende Bewer­
tungsverfahren werden den komplizierten Zusam­
menhängen nicht gerecht.
Eine möglichst genaue Analyse der Auswirkungen 
eines Projektes mit einer klaren Beschreibung von 
Wechselwirkungen ist Skalen und Matrizes vorzu­
ziehen, die scheinbar untrüglich sind.

Besonders bei der Behandlung des Landschafts­
bildes und des Landschaftserlebnisses bleiben oft 
auch hochwissenschaftliche Rechenmethoden nur 
Spekulation.

Eine Zusatzbemerkung:

Ein besonderes Problem steckt in der Behandlung 
der UVS über mehrere Stufen:
Wenn - wie in Bayern üblich - auf der Ebene des 
Raumordnungsverfahrens nicht ein klares Nein 
oder Ja für ein Projekt gefallen ist, wie soll dann 
Umweltverträglichkeit, die doch immer wieder 
das oberste Gebot der Eingriffs-Vermeidung in 
sich trägt, bei den weiteren Verfahrensschritten 
ernsthaft abgeprüft werden!?

Dies soll nicht heißen, daß nicht von Anfang bis 
zum Ende eines Projektes eine permanente Rück­
koppelung zur Empfindlichkeit und Sensibilität 
des Planungsraumes im Sinne umfassender Land­
schaftsplanung stattfinden muß.
Darauf aufmerksam zu machen, kann auch eine 
Aufgabe der UVS sein. Darüber hinaus erfordert 
Planen im Sinne einer komplexen UVS von Beginn 
an "spartenübergreifendes" Denken und interdis­
ziplinäre Zusammenarbeit.

Anschrift des Verfassers:
Wolfgang Weinzierl 
Landschaftsarchitekt BDLA 
Parkstraße 10 
D-85051 Ingolstadt
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6. Statement aus der Sicht des UVP-Fördervereins

Michael Lörcher

1. Ziele des UVP-Fördervereins

Der UVP-Förderverein hat sich als "Lobby der 
UVP" die Arbeit an der Nahtstelle von Ökologie 
und Ökonomie für eine bessere Umweltvorsorge 
zum Ziel gesetzt, insbesondere durch

• Forderung von UVP-Publikationen: 
UVP-report, UVP-SPEZIAL, UVP Anforde­
rungsprofil

• Erfahrungsaustausch zur UVP:
Arbeitskreise, Landes- und Regionalgruppen, 
UVP-Expertendatei
UVP-Veranstaltungen und Weiterbildungs­
maßnahmen

• Einwirkung auf Gesetzgeber und Verwaltung 
zwecks Qualifizierung und Vollzug der UVP: 
Stellungnahmen zu Gesetzen und Verordnun­
gen, z.B. Umweltinformationsgesetz (UIG), 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift der Ausfüh­
rung des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVPVwV), Investitionserleich- 
terungs- und Wohnlandbaugesetz

• Entwicklung und Sicherung einer beruflichen 
Qualifikation zur Durchführung und Kontrolle 
von Umweltverträglichkeitsprüfungen: 
Praktikantenausbildung, UVP-Stellenbörse.

Darüber hinaus verfolgt der UVP-Fbrderverein 
mittelfristig den Ausbau eines Berufsverbandes 
für UVP-Akteure.

2. UVP als Planungsinstrument - positive Aspek­
te

Wesentliche Vorteile bei einer wirksamen Umset­
zung des Instrumentariums der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung in Genehmigungsverfahren kön­
nen sein:

• Erhöhte Transparenz des Verfahrens:
-  Beschleunigung des Genehmigungsverfah­

rens durch Konzentration der Aussagen auf 
wesentliche Inhalte,

-  Verbesserung der Akzeptanz von Maßnah­
men in der Öffentlichkeit.

• Einheitliche Darstellung und Bewertung der
Umweltauswirkungen von Maßnahmen:
-  Minimierung von Umweltschäden,
-  Verbesserte Abwägung der z.T. konkurrie­

renden Umweltbelange durch die Genehmi­
gungsbehörde,

-  Rationale Entscheidungen.

• Beteiligung der Öffentlichkeit im Planungspro­
zeß:
-  Demokratisierung des Entscheidungspro­

zesses,
-  Berücksichtigung der Belange Betroffener,
-  Transparenz.

3. Derzeitige Defizite bei der Umsetzung des UVP- 
Instrumentariums

• Durch die bestehenden Unsicherheiten bei der 
Anwendung des Instrumentariums werden 
häufig Untersuchungen angestellt (Planungs­
büros) bzw. gefordert (Behörden), die nicht 
entscheidungserheblich im Sinne des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UV- 
PG) sind.
-  Forderung: Beschränkung der Untersu­

chung auf die wirklich zur Fragestellung ge­
hörenden Themenbereiche.

-  Forderung: Erarbeitung von vorhabenspezi­
fischen Untersuchungsstandards (Kriteri­
enlisten, Leitfäden, Leitwerten), an denen 
sich die durchzuführenden Umweltverträg­
lichkeitsuntersuchungen orientieren sollen.

• Seitens des Gesetzgebers wird derzeit versucht, 
durch (ergänzende) Gesetzgebungen Ziele 
und Inhalte des UVPG zu umgehen. Beispiele: 
Investitionsbeschleunigungsgesetz (Entwurf), 
Bauleitplanung...
-  Forderung: Verbesserung der Anwendung 

des UVP-Instrumentariums unter Wahrung 
der grundlegenden Zielsetzungen des Ge­
setzes.

• Durch das Fehlen einer zentralen UVP-Fach- 
behörde (Dokumentationsstelle o.ä.) beschäf­
tigen sich häufig zahlreiche Untersuchungen 
parallel mit denselben Fragestellungen, ohne 
daß hieraus ein fruchtbarer Erfahrungsaus­
tausch resultiert.
-  Forderung: Einrichtung regionaler UVP- 

Dokumentationsstellen bei den Bezirksre­
gierungen, die der Öffentlichkeit zugänglich 
sein sollen.

• Der Anspruch des UVPG an die Öffentlich­
keitsbeteiligung wird in der Praxis i.d.R. unge­
nügend gesetzt.
-  Forderung: Wahrnehmung der aus dem 

UVPG resultierenden Möglichkeiten der 
Öffentlichkeitsinformation und -beteiligung.

Unterschiedlicher Sachstand bei den vollzie­
henden Behörden
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-  Forderung: Einrichtung eines UVP-Beirats 
als beratendes Gremium der Genehmi­
gungsbehörde.

4. Fazit

Die Ausfüllung des UVP-Rahmengesetzes des 
Bundes durch ein bayerisches UVP-Landesgesetz 
steht an. Im Zuge der Ausarbeitung des Gesetzes 
sollte es ein Ziel sein, die oben aufgeführten Defi­
zite unter Berücksichtigung der spezifischen baye­
rischen Verhältnisse zu beseitigen. Der UVP-FÖr- 
derverein ist gerne bereit, konstruktiv sein Fach­
wissen bei der Erarbeitung eines Gesetzentwurfs 
mit einzubringen.

Der aktuelle Entwurf der Verwaltungsvorschrift 
zum UVPG enthält derzeit keine hinreichenden 
materiell-inhaltlichen Vorgaben, um eine prakti­

sche und qualitativ hochwertige Handhabung des 
UVPG zu gewährleisten. Mittelfristig ist auf Bun­
desebene deshalb eine weitere wesendiche Ziel­
setzung, die Vorgaben des UVPG durch Rah­
menvorschriften ("TA-UVP") auszufüllen.

Bestrebungen nach einer Beschränkung oder Aus- 
hebelung des UVP-Instrumentariums werden 
deutlich abgelehnt. Ziel muß es hingegen sein, 
nach den bisherigen Anfangsschwierigkeiten das 
Gesetz künftig zielgerichtet und konsequent in der 
Praxis umzusetzen.

Anschrift des Verfassers:
Michael Lörcher 
AkkU Umweltberatung 
Klagenfurter Straße 22 
D-81669 München
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Heft 13(1989) D M 39 ,-
Heft 14(1990) DM 3 8 ,-
Heft 15(1991) D M 3 9 ,-
Heft 16(1992) D M 3 8 ,-
Heft 17(1993) (in Vorbereitung)

Heft 5 (1981)
• RINGLER Alfred: Die Alpenmoore Bayerns -  Landschafts­

ökologische Grundlagen, Gefährdung, Schutzkonzept. 
95 S., 26 Abb. und 14 Farbfotos.

• AMMER Ulrich; SAUTER Ulrich: Überlegungen zur Erfas­
sung der Schutzwürdigkeit von Auebiotopen Im Vor­
alpenraum. 38 S., 20 Abb.

• SCHNEIDER Gabriela: Pflanzensoziologische Untersu­
chung der Hag-Gesellschaften in der montanen Egarten- 
Landschaft des Alpenvorlandes zwischen Isar und Inn. 
18 S., 6 Abb.

• KRACH J. Ernst: Gedanken zur Neuauflage der Roten Liste 
der Gefäßpflanzen in Bayern. 20 S., 12 Rasterkarten

• REICHHOLF Josef: Schutz den Schneeglöckchen. 7 S., 
4 Abb. und 5 Farbfotos

• REICHHOLF Josef: Die Helmorchis (Orchis militaris L.) an 
den Dämmen der Innstauseen. 3 S.

• REICHEL Dietmar: Rasterkartierung von Amphibienarten 
in Oberfranken. 3 S., 10 Rasterkarten DIN A 3

• HERINGER Josef K.: Akustische Ökologie. 10 S.
• HOFM ANN  Karl: R echtliche G rundlage n des N atur­

schutzes und der Landschaftspflege in Verw altungs­
praxis und Rechtsprechung. 6 S.

• Veranstaltungsspiegel der ANL. 23 S.

Heft 6 (1982)
• DICK Alfred: Rede anläßlich der 2. Lesung der Novelle 

zum B ayerischen Naturschutzgesetz vor dem Baye­
rischen Landtag. 2 S.

• DIETZEN W olfgang; HASSM AN N  Walter: Der Wander­
falke in Bayern -  R ückgangsursachen, Situation und 
Schutzmöglichkeiten. 25 S., Abb.

• BEZZEL Einhard: Verbreitung, Abundanz und Siedlungs­
struktur der Brutvögel in der bayerischen Kulturland­
schaft. 16 S., Abb.

• REICHHOLF Josef; R EICH H O LF-RIEH M , Helgard: Die 
Stauseen am unteren Inn -  Ergebnisse einer Ökosystem­
studie. 52 S., Abb., 7 Farbfotos

• CER O VSKY Jan: Botanisch-ökologische Probleme des 
Artenschutzes in der C SSR  unter Berücksichtigung der 
praktischen Naturschutzarbeit. 3 S.

• BRACKEL Wolfgang v.; u.a.: Der Obere W'öhrder See im 
Stadtgebiet von Nürnberg-Beispielhafte Gestaltung von 
Insel- und Flachwasserbiotopen im Rahmen der Pegnitz- 
Hochwasserfreilegung. 16 S., Abb., 3 Farbfotos

• MÜLLER Norbert; WALDERT Reinhard: Stadt Augsburg -  
Biotopkartierung, Ergebnisse und erste Ausw ertung. 
36 S„ Abb., 10 Karten

• MERKEL Johannes: Die Vegetation der Naturwaldreser­
vate in Oberfranken. 94 S„ zahlr. Abb.

• REIF Albert; SCHULZE Ernst-Detlef; ZAHNER Katharina: 
Der Einfluß des geologischen Untergrundes, der Hang­
neigung, der Feldgröße und der Flurbereinigung auf die 
Heckendichte in Oberfranken. 23 S„ Abb.

• KNOP Christoph; REIF Albert: Die Vegetation auf Feld­
rainen Nordost- und Ostbayern -  natürliche und anthro­
pogene Einflüsse, Schutzwürdigkeit. 25 S„ 7 Farbfotos

• Leitlinien zur Ausbringung heimischer Wildpflanzen. 
Empfehlungen für die Wiedereinbürgerung gefährdeter 
Tiere. Leitsätze zum zoologischen Artenschutz. 4 S.

• Veranstaltungsspiegel der ANL. 25 S.

Heft 7 (1983)
• EDELHOFF Alfred: Auebiotope an der Salzach zwischen 

Laufen und der Saalachmündung. 33 S., Abb., Tab., Ktn.
• BAUER Johannes: Benthosuntersuchungen an der Salz­

ach bei Laufen (Oberbayern). 4 S.
• EH M E R -K Ü N K E LE  Ute: P fla n z e n so z io lo g isc h e  und 

ökologische Untersuchungen Im Schönramer Filz (Ober­
bayern). 39 S., Abb., 5 Farbfotos

FORTSETZUNG: Heft 7 (1983)

• REICHHOLF Josef: Relative Häufigkeit und Bestands­
trends von Kleinraubtieren (Carnivora) in Südostbayern. 
4 S.

• BEZZEL Einhard: Rastbestände des Haubentauchers 
(Podiceps cristatus) und des G ä n sesä g e rs (M ergus 
merganser) in Südbayern. 12 S., Abb.

• BEUTLER Axel: Vorstudie Amphibienkartierung Bayern. 
22 S., Abb.

• RANFTL Helmut; REICHEL Dietmar; SOTHMANN Ludwig: 
Rasterkartierung ausgew ählter Vogelarten der Roten 
Liste in Oberfranken. 5 S., 7 Faltktn.

• HACKER Hermann: »Eierberge« und »Banzer Berge«, be­
merkensw erte W aldgebiete im oberen M aintal: ihre 
Schmetterlingsfauna -  ein Beitrag zum Naturschutz. 8 S.

• ULLMANN Isolde; RÖSSNER Katharina: Zur Wertung ge­
störter Flächen bei der P lanung  von N a tu rsch u tz­
gebieten -  Beispiel Spitalwald bei Bad Königshofen im 
Grabfeld. 10 S., Abb., Tab., 3 Farbfotos

• RUF Manfred: Immissionsbelastungen aquatischer Öko­
systeme. 10 S., Abb.

• MICHLER Günter: Untersuchungen über die Schwerme­
tallgehalte in Sedimentbohrkernen aus südbayerischen 
und alpinen Seen. 9 S., Abb.

• GREBE Reinhard; ZIMMERMANN Michael: Natur in der 
Stadt -  das Beispiel Erlangen. 14 S., Abb., 5 Farbfotos

• SPA TZ Günter; W EIS G. B.: Der Futterertrag der W ald­
weide. 5 S., Abb.

• Veranstaltungsspiegel der ANL 22 S.

Heft 8 (1984)
• GO PPEL Christoph: Emittentenbezogene Flechtenkar­

tierung im Stadtgebiet von Laufen. 18 S., 33 Abb.
• ESSER Joachim: Untersuchung zur Frage der Bestands­

gefährdung des Igels (Erinaceus europaeus) in Bayern. 
40 S., 16 Abb., 23 Tab.

• PLACHTER Harald: Zur Bedeutung der bayerischen Na­
turschutzgebiete für den zoologischen Artenschutz.
16 S. mit Abb.

• H EBA U ER  Franz: Der hydrochem ische und zoogeo­
graphische Aspekt der Eisenstorfer Kiesgrube bei Platt- 
ling. 24 S., Abb. u. 18 Farbfotos

• KIENER Johann: Veränderung der Auenvegetation durch 
die Anhebung des Grundwasserspiegels im Bereich der 
Staustufe Ingolstadt. 26 S., 5 z. T. färb. Faltktn.

• VOGEL Michael: Ökologische Untersuchungen in einem 
Phragmites-Bestand. 36 S., 9 Tab., 28 Abb.

• BURMEISTER E.-G.: Zur Faunistik der Libellen, W asser­
käfer und w asserbew ohnenden W eichtiere im Natur­
schutzgebiet »Osterseen« (Oberbayern) (Insecta: Odo- 
nata, Coleóptera, limnische Mollusca). 8 S. mit Abb.

• REISS Friedrich: Die Chiromidenfauna (Díptera, Insecta) 
des Osterseengebietes in Oberbayern. 8 S. mit Abb.

• BURMEISTER H.; BURMEISTER E.-G.: II. Die Köcherflie­
gen des Osterseengebietes. Beiträge zur Köcherfliegen­
fauna Oberbayerns (Insecta, Trichoptera). 9 S.

• BU R M EISTER  E.-G .: Ausw ertung der Beifänge aqua­
tischer W irbelloser (M acroinvertebrata), aquatischer 
Wirbeltiere (Vertebrata) und terrestrischer W irbelloser 
(Macroinvertebrata). Ein Beitrag zur Kenntnis der Fauna 
Oberbayerns. 7 S.

• KARL Helmut; KANDER Dieter: Zum Gedenken an Prof. 
Dr. Otto Kraus. 2 S. mit 1 Foto

• Veranstaltungsspiegel der ANL. 6 S.

Heft 9 (1985)
• BURM EISTER Ernst-Gerhard: Bestandsaufnahme w as­

serbewohnender Tiere der Oberen Alz (Chiemgau, Ober­
bayern) -  1982 und 1983 mit einem Beitrag (III.) zur 
Köcherfliegenfauna Oberbayerns (Insecta, Trichoptera). 
25 S., Abb.

• REICHHOLF Josef: Entwicklung der Köcherfliegenbe­
stände an einem abwasserbelasteten Wiesenbach. 4 S.

• BANSE Wolfgang; BANSE Günter: Untersuchungen zur 
Abhängigkeit der Libellen-Artenzahl von Biotopparame­
tern bei Stillgewässern. 4 S.

• PFADENHAUER Jörg; KINBERGER Manfred: Torfabbau 
und Vegetationsentwicklung im Kulbinger Filz. 8 S., Abb.

• PLA C H TE R  H arald : F a u n istisch -ö k o lo g isc h e  U nter­
suchungen auf Sandstandorten des unteren Brombach­
tales (Bayern) und ihre Bewertung aus der Sicht des 
Naturschutzes. 48 S., Abb., 12 Farbfotos

• HAHN Rainer: Anordnung und Verteilung der Lesestein­
riegel der nördlichen Frankenalb am Beispiel der Groß­
gemeinde Heiligenstadt in Oberfranken. 6 S„ Abb.

• LEHMANN Reinhold; MICHLER Günther: Palökologische 
Untersuchungen an Segimentkernen aus dem W örth­
see mit besonderer Berücksichtigung der Schw erm e­
tallgehalte. 23 S„ Abb.

• Veranstaltungsspiegel der ANL. 21 S.

Heft 10 (1986)
• DICK Alfred; HABER Wolfgang: Geleitworte.
• ZIELON KOW SKI Wolfgang: 10 Jahre AN L -  ein Rück­

blick.
• ERZ Wolfgang: Ökologie oder Naturschutz? Überlegun­

gen zur term inologischen Trennung und Zusam m en­
führung.

• HABER W olfgang: Um w eltschutz -  Landw irtschaft -  
Boden.

• SU KO PP Herbert; SEID EL Karola; BÖ CKER Reinhard: 
Bausteine zu einem Monitoring für den Naturschutz.

• PFADENH AUER Jörg; PO SCHLOD Peter; BUCHW ALD 
Rainer: Überlegungen zu einem Konzept geobotanischer 
Dauerbeobachtungsflächen für. Bayern. Teil 1: Methodik 
der Anlage und Aufnahme.

• KNAUER Norbert: Halligen als Beispiel der gegenseitigen 
Abhängigkeit von Nutzungssystemen und Schutzsyste­
men in der Kulturlandschaft.

• ZIERL Hubert: Beitrag eines alpinen Nationalparks zum 
Schutz des Gebirges.

• OTTE Annette: Standortansprüche, potentielle W uchs­
gebiete und Vorschläge zur Erhaltung einer naturraum­
spezifischen Ackerwildkraut-Flora (Agrarlandschaft süd­
lich von Ingolstadt).

• ULLMANN Isolde; HEINDL Bärbel:»Ersatzbiotop Straßen­
rand« -  Möglichkeiten und Grenzen des Schutzes von 
basiphilen Trockenrasen an Straßenböschungen.

• PLACHTER Harald: Die Fauna der Kies- und Schotter­
bänke dealpiner Flüsse und Em pfehlungen für ihren 
Schutz.

• REMMERT Hermann; VOGEL Michael: W ir pflanzen einen 
Apfelbaum.

• REICHHOLF Josef: Tagfalter: Indikatoren für Umweltver­
änderungen.

• A LBR ECH T Ludw ig; AMM ER Ulrich; G E ISS N ER  W olf­
gang; UTSCHICK Hans: Tagfalterschutz im Wald.

• KÖSTNER Barbara; LANGE Otto L.: Epiphytische Flechten 
in bayerischen Waldschadensgebieten des nördlichen 
Alpenraumes: Floristisch-soziologische Untersuchungen 
und Vialitätstests durch Photosynthesemessungen.

• Veranstaltungsspiegel der ANL.
• Anhang: Natur und Landschaft im Wandel.

S. unter Sonderdrucken.

Heft 11 (1987) (vergriffen)

• WILD Wolfgang: Natur -  Wissenschaft -  Technik.
• PFADENHAUER Jörg; BUCHW ALD Rainer: Anlage und 

Aufnahme einer geobotanischen Dauerbeobachtungs­
fläche im Naturschutzgebiet Echinger Lohe (Lkr. Frei­
sing).

• ODZUK Wolfgang: Die Pflanzengesellschaften im Qua­
dranten 8037/1 (Glonn; bayer. Alpenvorland).

• OTTE Annette; BRAUN Wolfgang: Veränderungen in der 
Vegetation des Charlottenhofer Weihergebietes im Zeit­
raum von 1966-1986.

• REICHEL Dietmar: Veränderungen im Bestand des Laub- 
froschs (Hyla arborea) in Oberfranken.

• W ÖRNER Sabine; ROTHEN BU RGER Werner: Ausbrin­
gung von Wildpflanzen als Möglichkeit der Arterhaltung?

• SCHNEIDER Eberhard; SCHULTE Ralf: Haltung und Ver­
mehrung von Wildtierarten in Gefangenschaft unter be­
sonderer Berücksichtigung europäischer Waldvögel -  ein 
Beitrag zum Schutz gefährdeter Tierarten?

• STÖCKLEIN Bernd: Grünfläche an Ämtern -  eine bürger­
freundliche Visitenkarte. Tierökologische Aspekte künf­
tiger Gestaltung und Pflege.

• BAUER Johannes; SCHM ITT Peter; LEHMANN Reinhold; 
FISCHER-SCHERL Theresia: Untersuchungen zur Gewäs­
serversauerung an der oberen Waldnaab (Oberpfälzer 
Wald; Nord-Ostbayern).

• MELZER Arnulf; SIRCH Reinhold: Die Makrophytenvege- 
tation des Abtsees -  Angaben zur Verbreiterung und 
Ökologie.

• ZOTT Hans: Der Fremdenverkehr am Chiemsee und seine 
Auswirkungen auf den See, seine Ufer und seine Rand­
bereiche.

• V O G E L M ichael: Die Leistungsfähigkeit biologischer 
Systeme bei der Abwasserreinigung.

• SCHREIN ER Johann: Der Flächenanspruch im Natur­
schutz.

• M AUCKSCH Wolfgang: Mehr Erfolg durch bessere Zu- 
sammenarbei von Flurbereinigung und Naturschutz.

• ZIELONKOWSKI Wolfgang: Erfordernisse und Möglich­
keiten der Fortbildung von Biologen im Berufsfeld Natur­
schutz.

• Veranstaltungsspiegel der ANL.

Heft 12 (1988)
• SUHR Dieter: Grundrechte gegen die Natur -  Haftung 

für Naturgüter?



• REM M ERT Hermann: Naturschutzforschung und -Ver­
mittlung als Aufgabe der Universitäten.

• LIEDTKE Max: Unterricht und Naturerfahrung -  Über 
die Bedingungen der Verm ittlung von ökologischen 
Kenntnissen und Wertvorstellungen.

• TROMMER Gerhard: Mensch hie -  Natur da 
W as ist und was soll Naturschutzerziehung?

• HAAS Anneliese: Werbestrategien des Naturschutzes.

• HILDEBRAND Florian: Das Thema »Boden« in den Me­
dien.

• ROTT Alfred: Das Thema »Boden« in Dichtung, Mytho­
logie und Religion.

• BURMEISTER Ernst-Gerhard: Die Beweissicherung von 
Arten als Dokum entation faunistischer Erhebung im 
Sinne eines Instruments des Naturschutzes.

• PFADENH AUER Jörg: Naturschutzstrategien und Na­
turschutzansprüche an die Landwirtschaft.

• PFADENHAUER Jörg; WIRTH Johanna: Alte und neue 
Hecken im Vergleich am Beispiel des Teriärhügellandes 
im Lkr. Freising.

• REIF Albert; GÖ HLE Silke: Vegetationskundliche und 
stan d ö rtlich e  U nte rsu chung en no rd o stb a ye risch e r 
Waldmäntel.

• SCH A LL Burkhard: Die Vegetation der W aldwege und 
ihre Korrelation zu den Waldgesellschaften in verschie­
denen Landschaften Süddeutschlands mit einigen Vor­
schlägen zur Anlage und Pflege von Waldwegen.

• U LLM A N N  Iso ld e ; H EIN D L B ärb e l; F L E C K E N S T E IN  
M artina; M E N G LIN G  Ingrid: Die straßenbegleitende 
Vegetation des mainfränkischen Wärmegebietes.

• KORN Horst; PITZKE C hristine: Stellen Straßen eine 
Ausbreitungsbarriere für Kleinsäuger dar?

• RANFT Helmut: Auswirkungen des Luftsportes auf die 
Vogelwelt und die sich daraus ergebenden Forderungen.

• FUCHS Karl; KRIGLSTEIN Gert: Gefährdete Amphibien­
arten in Nordostbayern.

• TRAU TN ER Jürgen; BRUNS Diedrich: Tierökologische 
Grundlagen zur Entwicklung von Steinbrüchen.

• HEBAUER Franz: Gesichtspunkte der ökologischen Zu­
ordnung aquatischer Insekten zu den Sukzessionsstufen 
der Gewässer.

• DORNBUSCH Max: Bestandsentwicklung und aktueller 
Status des Elbebibers.

• WITTMANN Helmut; TÜRK Roman: Immissionsbedingte 
Flechtenzonen im Bundesland Salzburg und ihre Be­
ziehungen zum Problemkreis »Waldsterben«.

• D E IX LER  W olfgang: Die g em ein d lich e  L andschafts­
planung und die landschaftspflegerische Begleitplanung 
als Fachplanung für Naturschutz und Landschaftspflege.

• K U FELD  W alter: G e o g ra p h isc h -p la n u n g sre le v a n te  
Untersuchungen am Aubachsystem (südlich von Regens­
burg) als Grundlage eines Bachsanierungskonzeptes.

• KRAUS Werner: Rechtsvorschriften und Verfahrensbe­
teiligung von Naturschutz und Landschaftspflege bei der 
Wasserwirtschaft.

• ZIELONKOW SKI Wolfgang: Gedenken an Professor Dr. 
Hermann Merxmüller.

• Veranstaltungsspiegel der ANL.

FORTSETZUNG: Heft 12 (1988)

Heft 13 (1989)

• MÜLLER Johannes: Landschaftsökologische und -ästhe­
tische Funktionen von Hecken und deren Flächenbedarf 
in süddeutschen Intensiv-Agrarlandschaften.

• M UHLE Herm ann; PO SC H LO D  Peter: Konzept eines 
Dauerbeobachtungsflächenprogram m s für Kryptoga­
mengesellschaften.

• M A TT H EIS  A nna; O TTE Anette: Die Vegetation der 
Bahnhöfe im Raum München -  M ü hldorf- Rosenheim.

• SC H A U M B U R G  Jochen: Zu r Ö kologie von Stich lin g  
G a s t e ro s t e u s  a c u le a tu s  L„ Bitterling R h o d e u s  s e r ic e u s  
a m a r u s  B loch 1782 und M oderlieschen L e u c a s p i u s  
d e lin e a tu s  (Heckei 1843) -  drei bestandsbedrohten, ein­
heimischen Kleinfischarten.

• R EICH H O LF-R IEH M  Helgard: K le infläch ige Vo g e lb e ­
standsaufnahm en im Auw ald an der unteren Isar als 
Mittel zur Beweissicherung: Ergebnisse und Probleme.

• REISSENW EBER Frank: Veränderungen des Brutbestan­
des ausgewählter Vogelarten (1965-1989) der »Glender 
W iesen« (Stadt Coburg, Oberfranken) in Abhängigkeit 
vom Strukturwandel in der Landwirtschaft -  Bedeutung 
des Gebietes für den Artenschutz heute.

• RICHARZ Klaus: Erfolgreiche Umsiedelung einer Wochen­
stubenkolonie der Kleinen Hufeisennase ( R h in o lo p h u s  
h ip p o s id e r o s ) -  Zum aktuellen Status der Art in Bayern.

• KRUG Bettina: W ie stark sind unsere e inheim ischen 
Fledermäuse mit chlorierten Kohlenwasserstoff-Pestizi­
den belastet?

• KA DLU BOW SKA Johanna; MICHLER Günther: Palöko­
logische Untersuchungen an Sedimentkernen aus dem 
Rachelsee (Bayerischer Wald).

• MAHN Detlef; FISCHLER Anton: Die Bedeutung der Bio­
logischen Landwirtschaft für den Naturschutz im Grün­
land.

• HUNDSDORFER Martin: Durchführung von Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege.

• HEISS Rainer; RITSCHEL-KANDEL Gabriele: Überlegun­
gen zu einer Zielkonzeption des Naturschutzes für das 
N SG »Grainberg-Kolbenstein« und Umgebung (Raum 
Karlstadt, Lkr. Main-Spessart).

• STÖCKLEIN Bernd: Probleme des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in der Region 13 -  Landshut.

• SCHULTE Heinz: Die Gewässer der Region 13 -  Landshut 
und ihre Probleme.

• BURMEISTER Ernst-Gerhard: Naturverständnis und Na­
turschutz -  ein erzieherisches Problem.

• Veranstaltungsspiegel der AN L im Jahr 1988 mit den 
Ergebnissen der Seminare.
Forschungstätigkeit der ANL.

FORTSETZUNG: Heft 13 (1989)

Heft 14 (1990)
• ERBRICH Paul S J : N atur- und U m w elterziehung als 

A spekte des R e lig io n su n te rrich ts -  Ph ilo so p h isch e  
Grundüberlegungen zum Thema.

• GO TTSTEIN  Klaus: Zukunftsperspektiven der Industrie­
gesellschaft.

• M A N U LA T Bernd M.: Die versuchte Landkarte! Das 
»grenzenlose« Versagen der internationalen Umwelt­
politik? Eine Beurteilung aus politikwissenschaftlicher 
Sicht.

• SC H U LZ W olfgang: Heutiges N aturverständnis: Z w i­
schen R ousseauscher Naturrom antik und M arlboro- 
Abenteuer.

• KNAUER Norber: Produktionslandschaften und Protek­
tionslandschaften im Jahre 2050.

• BLÄTTLER Regine; BAUM HAUER Roland; HAGEDORN 
Horst: Naturkatastrophen -  Unwetterereignisse 1987 und 
1988 im Stubaital.

• Forschungskonzept der ANL.
• JA N S S E N  Ankea: Transektkartierung der potentiellen 

natürlichen Vegetation in Bayern -  Erläuterungen zur 
Arbeitsmethodik, zum Stand der Bearbeitung und zur 
Anwendung der Ergebnisse.

• M Ü H LEN BER G M ichael: Langzeitbeobachtungen für 
N aturschutz -  F a unistische  Erhe b u ngs- und Bew er­
tungsverfahren.

• SCH N EIDER  Katrin: Floristische Untersuchungen des 
Siedlungsgrüns in vier Dörfern des Kreises Neustrelitz 
(Mecklenburg).

• BU R M EISTER  Ernst-G erhard: Die aquatische Makro- 
invertebratenfauna des Mündungsgebietes des Lech und 
der Auen der Donau von der Lechmündung bis Manching 
(Bayern).

• BRÄU Elisabeth: Libellenvorkommen an Stillgewässern: 
Abhängigkeit der Artenzahl von Größe und Struktur.

• LEN Z Edm und; ZIM M ERM ANN M ichael: Die Jug end ­
sterblichkeit beim Weißstorch.

• SEMMLER Martina: Nestlingsverluste beim Weißstorch -  
Darstellung der Probleme aus der Sicht des LBV.

• W ASSM AN N  Ralf: Der Pirol -  Zur Biologie des »Vogel 
des Jahres 1990«.

• WERNER Sabine: Untersuchungen zum Vorkommen des 
Pirols in den Auwäldern der Salzach zwischen Freilassing 
und Burghausen.

• U TSCHICK Hans: Möglichkeiten des Vogelschutzes im 
Wirtschaftswald.

• BAIER Hermann: Die Situation der Auwälder an Bayerns 
Flüssen.

• REIF Albert; AULIG Günther: Neupflanzung von Hecken 
im Rahmen von Flurbereinigungsm aßnahm en: Ökolo­
gische Voraussetzungen, historische Entwicklung der 
Pflanzkonzepte sowie Entwicklung der Vegetation ge­
pflanzter Hecken.

• Veranstaltungsspiegel der ANL im Jahre 1989 mit den 
Ergebnissen der Seminare.
Forschungstätigkeit der ANL.

Heft 15 (1991)
• WEINZIERL Hubert: Naturschutzverbände als Lobby der 

Umweltpolitik.
• KLEINE Hans-Dieter: Ergebnisse der Zustandserfassung 

aus 177 außeralpinen NSG in Bayern.
• RITSCHEL-KAN DEL Gabriele et al.: Die Dreigliederung 

des L e b e n sra u m k o m p le x e s M ag e r- und T ro c k e n ­
standorte in Unterfranken.

• ACHTZIGER Roland: Zur Wanzen- und Zikadenfauna der 
Saumbiotope Frankens -  Eine faunistische Analyse als 
Grundlage einer naturschutzfachlichen Einschätzung.

• W IESIN G ER  Klaus; OTTE Annette: Extensiv genutzte 
Obstanlagen in der Gemeinde Neubeuern/Inn -  Baumbe­
stand. Vegetation und Fauna einer traditionellen, bäuer­
lichen Nutzung.

• GRAU VO GL Michael: Artenschutz von Wasserinsekten. 
Der Beitrag von Gartenteichen.

• BURMEISTER Ernst-Gerhard: Die Fauna aquatischer In­
sekten ausgewählter Kleingewässer im Isareinzugsgebiet 
nördlich Landshut (Niederbayern) unter Einbeziehung 
weiterer Makroinvertebratengruppen.

• REICHEL Dietmar: Naturschutz und Teichwirtschaft im 
Spannungsfeld.

• SCHO LL Günter: Die Bedeutung naturnaher Teiche für 
die Tierwelt.

• G ELD H A U SER  Franz: Die ökonom ische Situation der 
Teichwirtschaft heute.

• JODL Otto: Teichwirtschaft und Naturschutz -  Lösungs­
ansätze und Perspektiven aus der Sicht der Naturschutz­
behörde.

• KLUPP R.: Fischereilicher Artenschutz in der Praxis der 
Fischereifachberatung.

• KRAMER Stefan: Die Situation des Wanderfalken (Falco 
peregrinus) in Bayern -  Bestandentwicklung, Populations­
ökologie, Schutzkonzept.

• FLECKENSTEIN Kurt; RHIEM Walter: Waldüberspannung 
versu s W alddurchquerung -  Ö kologische und land­
schaftspflegerische Aspekte im Freileitungsbau.

• FLECKENSTEIN Kurt; RHIEM Walter: Verfahren zur Be­
stim mung von Ausgleichsleistungen nach dem Natur­
schutzgesetz bei der Realisierung von Hochspannungs­
fernleitungen unterschiedlicher Spannungsebenen.

• SCHREINER Johann; ZW ECKL Johann: Die ökologische 
Lehr- und Forschungsstation der ANL in Laufen-Straß.

• Forschung an der ANL.
• Veranstaltungsspiegel der ANL.

Heft 16 (1992)
Seminarthemen und Grundsatzfraqen

• BATZNER, Erhärt: Geschichte des Natur- und Umweltschut­
zes.

• BILLMAYER, Franz: Kunst und Natur ein Widerspruch!
• KIERMEIER, Peter: Garten ohne Exoten könnte man mit der 

Natur verwechseln.
• LIEDTKE, Max: Grundlegende Thesen zur Ökologie und zur 

Umwelterziehung.
• DANZ, Walter: Umweltbildung als Verfassungsauftrag.
• KOSCHEL, Gottfried: Aspekte für die Ermittlung von Grund­

wassereinzugsgebieten und die Festlegung von Trinkwasser­
schutzgebieten.

• WAGNER, Rüdiger: Fließgewässer, etwas andere Ökosyste­
me.

• SCHERNER, Uwe: Naturschutz und Tauchen im Süßwasser.
• HADAMITZKY, Emil: Ökologische Wirtschaftspolitik im Rah­

men der Marktwirtschaft.
• ZUNDEL, Stefan: Die ökologische Dimension in Wirtschaft 

und Politik.
• LAUFF, Rudolf: Internationalisierung des Umweltschutzma­

nagements als Wachstumsvoraussetzung.
• WIEDEMANN, Georg: Chancen einer umweltbewußten Un­

ternehmensführung.
• AIGNER, Rupert: Umweltberater für das „Öko-Check" des 

Betriebes nutzen-neues Beratungsprogramm In Bayern.
• KLEMISCH, Herbert: Betriebsportraits erfolgreicher ökologi­

scher Kleinunternehmen.
• SPANDAU, Lutz und HEILMAIER, Gerhard: Konzeption einer 

Betriebsgesellschaft für das Biosphärenreservat Spreewald.
• TARTARI, Teki: Naturschutz in Albanien.
• GEORGIEV, Pawel: Herausforderung des ökologischen Um­

bruchs in Bulgarien.
• DRAGANOVIC, Eugen: Naturschutz und die Praxis in Kroa­

tien.
• SKOBERNE, Peter: Naturschutz in Slowenien. 

Forschungsarbeiten

• RICHERT, Elke und REIF, Albert: Vegetation, Standorte und 
Pflege der Waldmäntel und Waldaußensäume im südwestli­
chen Mittelfranken, sowie Konzepte zur Neuanlage.

• GERSTM EIER, Roland: Untersuchungen der Fischbestände 
im Bereich der Isarstaustufe Landau.

• MÜLLER, Norbert, et. al: Auswirkungen unterschiedlicher 
Flußbaumaßnahmen auf die Auenvegetation am Lech.

• REBHAN, Herbert: Besiedlung oberfränkischer Flugplätze 
und ausgesuchter Vergleichsfauna mit Laufkäfern (Coleópte­
ra: Carabidae).

• GERSTM EIER, Roland; LUX-ENDRICH, Astrid; BURMEI­
STER, Ernst-G.. Literaturvergleich von Bestandserhebungen 
ausgewählter terrestrischer Ärthropodengruppen zur Biotop­
gütebestimmung.

ANL-Nachrichten

• KÖSTLER, Evelin; FLUHR-MEYER, Gerfi; JEHLE, Johannes: 
Bibliographie: Veröffentlichungen der ANL 1991.

• Veranstaltungsspiegel der ANL im Jahre 1991 mit den Ergeb­
nissen der Seminare.

• Forschungsvergabe der ANL.
• Mitglieder des Präsidiums und Personal der ANL.

FORTSETZUNG: Heft 15 (1991)

I I Beihefte zu den Berichten
Beihefte erscheinen in unregelmäßiger Folge und bein­

halten die Bearbeitung eines Themenbereichs.

Beiheft 1
HERINGER, J.K.: Die Eigenart der Berchtesgadener Land­

schaft -  ihre Sicherung und Pflege aus landschaftsöko-



FORTSETZUNG: Beiheft 1 FORTSETZUNG: Beiheft 4 FORTSETZUNG: Beiheft 8

logischer Sicht, unter besonderer Berücksichtigung des 
Siedlungswesens und Fremdenverkehrs. 1981. 128 S. mit 
129 Fotos. DM 17 ,-

• Überblick über den Landschaftsraum Berchtesgadener 
Land.

• Überblick über die landschaftlich bedeutsam en T e il­
bereiche Berchtesgadener Geschichte.

• Beurteilungs- und Wertungsmaßstab für landschaftliche 
Eigenart.

• Eigenartsträger -  Wertung, Sicherung und Pflege.
• Frem denverkehr -  Verderben oder Chance für land­

schaftliche Eigenart.

Beiheft 2
Pflanzen- und tierökologische Untersuchungen zur BAB 

90 Wolnzach-Regensburg.
Teilabschnitt Elsendorf-Saalhaupt.
71 S., Abb., Ktn., 19 Farfotos DM 2 3 ,-

• KRAUSS, Heinrich: Zusammenfassende Aussagen zum 
Gesamtvorhaben.
Einzelbeiträge der Gutachter:

• KIMMERL, Hans: Vergleichende Untersuchungen von 
Gehölzstrukturen.

• MADER, Hans-Joachim : Tierökologische Untersuchun­
gen.

• HEIGL, Franz und SCHLEMMER, Richard: Ornithologische 
Untersuchungen.

• SCHOLL, Günter: Untersuchungen zum Vorkommen der 
Am phibien mit Vorschlägen für Erhaltungs- und A u s­
gleichsmaßnahmen.

• STUBBEM ANN, Hans Nikolaus: Arachnologische Unter­
suchungen.
Bestandsaufnahmen und Beobachtungsflächen 
anläßlich von Trassenbegehungen am 7. und 8.8.1979:

• ZIELONKOW SKI, Wolfgang: Vegetationskundliche Be­
standsaufnahmen.

• Zoologische Beobachtungen.

Beiheft 3
SCHULZE, E.-D. et al.: Die pflanzenökologische Bedeu­

tung und Bewertung von Hecken.
= Beiheft 3, T. 1 zu den Berichten der ANL. DM 3 7 ,-

Gegenstand und Umfang des Forschungsauftrags • Sträu- 
cher in der natürlichen und anthropogen beeinflußten 
Vegetation Mitteleuropas Kohlenstoffhaushalt, Wachs­
tum und Wuchsform von Holzgewächsen im Konkurrenz­
gefüge e ines H eckenstandortes, D iss. von M anfred 
Küppers Die Ökologie wichtiger Holzarten der Hecken 
Die Beziehung von Hecken und Ackerrainen zu ihrem Um­
land Die Bewertung der nordbayerischen Hecken aus 
botanischer Sicht Autoren: Ernst-Detlef Schulze, Albert 
Reif unter Mitarbeit von Christoph Knop und Katharina 
Zahner.

ZWÖLFER, H. et al.: Die tierökologische Bedeutung und 
Bewertung von Hecken.
= Beiheft 3, T. 2 zu den Berichten der ANL. DM 36,-

Ziele und Grundlagen der Arbeit Wissenschaftliche Er­
gebnisse Schlußfolgerungen für die Praxis der Land­
schaftspflege und für den integrierten Pflanzenschutz 
Kontakte zu anderen Institutionen Ergebnisse des Klopf- 
proben-Program m es Zur Phänologie ausgew ählter 
Arthropodengruppen der Hecke Die Erfassung von Le- 
pidopteren-Larven an Schlehe und Weißdorn Einfluß 
des Alters auf der räumlichen Verteilung von Weißdorn­
büschen auf Phytophage und ihre Parasiten Einfluß von 
Alter und räumlicher Verteilung von Wildrosen auf den 
Wickler Notocelia roborana D.&S. und seine Parasiten 
Zur Populationsökologie einiger Insekten auf Wildrosen

Untersuchungen zum Verhalten, zur Biologie und zur 
Populationsdynamik von Yponomeuta padellus auf der 
Schlehe Faunistisch-ökologische Analyse ausgewählter 
Arthropoden-Gruppen Untersuchungen zum Brutvogel­
bestand verschiedener Heckengebiete -  W ildsp uren­
dichte und Wildverbiß im Heckenbereich Analyse des 
B latt-B io m asse-Konsum s an Schlehe, W eißdorn und 
Wildrose durch photophage Insekten Begründung der 
Bewertungszahlen für Heckengehölzarten Aus Klein­
schmetterlingen in Hecken gezogene Parasitoidenarten 
(Tabellen) Heckenpflanzen als Wirte landwirtschaft­
licher Schadorganism en (Tabellen) Autoren: Helmut 
Zwölfer, Gerhard Bauer, Gerd Heusinger u.a.

Beiheft 4
ZAHLHEIMER, W.: Artenschutzgemäße Dokumentation 

und Bewertung floristischer Sachverhalte -  Allgemeiner 
Teil einer Studie zur Gefäßpflanzenflora und ihrer G e ­
fährdung im Jungm oränengebiet des Inn-Vorland-Glet- 
scher (Oberbayern). 143 S., 97 Abb. und Hilfskärtchen, 
zahlr. Tab., mehrere SW-Fotos. DM 2 1 , -

• Floristische Kartierungsprojekte aus der Perspektive des 
praktischen Artenschutzes Erfassung der Bestandes­
größe Erfassung der Pflanzenmenge Verteilungsas­

pekte (Verteilungsfläche) Floristische Geländearbeit 
Flächendeckende floristische Bestandsaufnahme Bio­
topkartierung Alternative Dokumentationsweise bota­
nisch wertvoller Flächen Floristische Bestandeskarten 
(Bestandesgrößen-Rasterkarte mit Strichliste, Bestan- 
des-Punkt-Karten) Das Ringsegment-Verfahren zur nu­
merischen Bewertung der subregionalen Artenschutz­
relevanz artgleicher Population »Lokalisationswert« 
Bewertungskomponenten Fundortslage im Areal und 
subregionale Arealgröße Gebrauch von Ringsegment- 
Schablonen Bestandesgrößenfaktoren und Bestandes­
größenklassen »Um feldbezogener Bestandeswert«- 
ED V-g em äße Variante des R ingsegm entverfahrens 
Konstruktion m inim aler Stützpunkt-Verbundsystem e 
für artenschutzrelevante Pflanzen Vergleichende nu­
merische Bewertung von Beständen verschiedener Taxa 
nach den überregionalen, regionalen und subregionalen 
Verhältnissen Bewertung der Gefährdung nach Roten 
Landeslisten Ergänzungskriterium Anleitung zur Er­
mittlung des »Regionaler Gefährdungswert« »Popula­
tionsspezifischer Artenschutzwert« Bezugsquadrat-Ver­
fahren zur num erischen Bewertung von Sippen und 
Pflanzenbeständen nach der lokalen Artenschutzrele­
vanz »Lokale Gefährdungszahl« ED V-gam äßes Be­
wertungsverfahren für Pflanzenbestände Anm erkun­
gen zur Behandlung vegetationskundlicher Aspekte bei 
naturschutzorientierten Gebietsbewertungen Floristi­
sche Sachverhalte Pflanzengesellschafts-Ebene Ve­
getationskomplexe Zusammenfassung Literatur An­
hang (Arbeitsbegriffe, Verbreitungs- bzw. Bestandes­
karten).

Beiheft 5
ENGELHARDT, W.; OBERGRUBER, R. und REICHHOLF, 

J.: Lebensbedingungen des europäischen Feldhasen (Lepus 
europaeus) in der Kulturlandschaft und ihre Wirkungen 
auf Physiologie und Verhalten. DM 28,-

• Organisation und Grundlagen des Forschungsauftrages 
Forschungsziel Forschungsmethoden Forschungsge­
biete Projektergebnisse Rückstandsanalysen Magen­
inhalsanalysen Freilandbeobachtungen Auswertung 
bayrischer Jagdstrecken-Statistiken Straßenverkehrs­
verluste Populationsdynam ik Interpretation der Er­
gebnisse Regionale und überregionale Bestandesent­
wicklung Populationsökologisches Modell Relative 
Wirkung der Einzelfaktoren Prognosen und Vorschläge 
Anhang: Tabellen, Karten, Literaturangaben Autoren: 
Prof. Dr. Wolfgang Engelhardt, Roland Obergruber, Dr. 
Josef Reichholf.

Beiheft 6
M ELZER, A., MICHLER, G. et al.: Ö kologische Unter­

suchungen an südbayerischen Seen. 17 1 S., 68 Verbrei­
tungskärtchen, 46 Graphiken, zahlr. Tab. DM 20,-

• MELZER Arnulf, HARLACHER Raimund und VO GT Elise: 
Verbreitung und Ökologie m akrophytischer W asser­
pflanzen in 50 bayerischen See.

• MICHLER Günther: Temperatur- und Sauerstoffmessun­
gen an 32 südbayerischen Seen zur Zeit der Hom o- 
th e rm ie p h a se  im F rü h ja h r 1984 und zur S o m m e r­
stagnation im August 1984.

• Glossar (4 S.).

Beiheft 7
FOECKLER Francis: Chrakterisierung und Bewertung von 

Augewässern des Donauraumes Straubing durch Wasser­
m o llu ske n g esellsch afte n . 149 S., 58 V e rb re ite ru n g s­
kärtchen, zahlr. Tab. u. Graphiken, 13 Farbfotos. DM 27 ,-

• Einleitung Methodik Das Untersuchungsgebiet • Ergeb­
nisse: Biotopbeschreibung Die Wassermolluskenarten 
W asserm olluskengesellschaften als »Bewertungskrite­
rium« von Augewässern ökologische Modelle Malakolo- 
gische Gewässertypisierung und Bewertung Diskussion:

Wassermolluskengesellschaften als Bioindikatoren und 
Methodenkritik. Die m alakologische G ew ässertypisie­
rung. Die Rekonstruktion und Verfolgung von Sukzessio­
nen im evolutiven Prozeß mit W asserm olluskengesell­
schaften und die Bewertung von Augewässern Perspek­
tiven • Zusammenfassung • Literaturverzeichnis • Anhang: 
Systematisches Verzeichnis der nachgewiesenen W as­
sermolluskenarten. Verbreitungskarten der nachgewiese­
nen Wassermolluskenarten Liste der Abkürzungen

Beiheft 8
PASSARGE, Harro: Avizönosen in Mitteleuropa. 128 S., 

15 Verbreitungskarten, 38 Tab., Register der Arten und 
Zönosen. DM 18,—

• A: Zur Einführung B: Avizönosen der Kleinvögel: Pieper- 
Lerchen-Gemeinschaften; Rohrammer-Rohrsäger-Gem., 
W ürger-G rasm ücken-Gem ., M eisen-Buchfinken-Gern.; 
Rotschwanz-Sperling-Gem., Segler-Schwalben-Gem.; C: 
Avizönosen größerer Vögel: Entenartige Schwimmvogel- 
Gem., Seeschwalben-Möwen-Gem., Schnepfen-Kiebitz- 
Gem ., S to rch -R e ih e r-G e m ., K u ck u ck-T au b e n -G em ., 
Sp e cht-G em ., K rähe nvo ge l-G e m ., G re ifv o g e l-G e m .,

Eulen-G em .; D: Zusam m enfassende Darstellung und 
Ausblick: Ayizönökologische Mosaikkomplexe Syntaxo- 
nomische Übersicht. Angewandte Avizönologie. E: Re­
gisterteil: Literatur. Erläuterung deutscher Vogelnamen­
kürzel. Abbildungen (Verbreitungskarten). Verzeichnis 
der Art- und Gemeinschaftsnamen.

Beiheft 9

KÖSTER, Evelin und KROGOLL, Bärbel: Auswirkungen von 
anthropogenen Nutzungen im Bergland -  Zum Einfluß der 
Schafbeweidung (Eine Literaturstudie). 74 S., 10 Abb., 32 Tab. 
DM 1 2 . -
• Einleitung Bedeutung und Durchführung der Schafbewei­

dung: Geschichtliche Entwicklung Betriebswirtschaftliche 
Bedeutung Weidebetrieb • Schafrassen und ihre Eignung für 
verschiedene Haltungsformen Einflußfaktoren der Schafbe­
weidung: Fraß Tritt Schafdung Auswirkungen der Schaf­
beweidung im Gebirge: Einfluß auf Erosion, Lawinentätigkeit 
und Steinschlag Einfluß auf die Nutzbarkeit und Leistungsfä­
higkeit Einfluß auf die Bergwelt als Lebensraum von Pflan­
zen und Tieren Schlußbemerkungen Danksagung Litera­
turverzeichnis Abbildungen und Tabellen

Beiheft 10

Bibliographie 1977 -  1990: Veröffentlichungen der Bayeri­
schen Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege. 294 S.

DM 1 5 . -
• Die vorliegende Bibliographie wird von der Bayerischen Aka­

demie für Naturschutz und Landschaftspflege im Rahmen des 
Aufgabenbereiches Dokumentation herausgegeben. Die ver­
öffentlichten Hinweise sind in der Literaturdatenbank (LIDO) 
der ANL gespeichert.
Die in den Literaturhinweisen verwendeten Stichwörter/ 
Schlagwörter (Deskriptoren) basieren auf dem Thesaurus der 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschafts­
pflege.
Die vorliegende Bibliographie besteht aus einem Hauptteil mit 
bibliographischen Angaben und den inhaltserschließenden 
Stichwörtern sowie bei 370 Dokumenten den Kurzreferaten 
(Abstracts) der erfaßten Literatur, einem Abkürzungsverzeich­
nis und einem Registerteil.
Im Hauptteil sind Literaturhinweise nach der laufenden Doku­
ment-Nummer aufgeführt.
Das Abkürzungsverzeichnis löst die in den Literaturdokumen­
ten verwendeten Abkürzungen auf.
Der Registerteil ermöglicht über verschiedene Kriterien den 
gezielten Zugriff auf die Literaturhinweise im Hauptteil. Fol­
gende Register stehen zur Verfügung:

• Autorenregister
• Schlagwortregister

l . - l  Laufener Seminarbeiträge 
(T agungsberichte)

Zu ausgewählen Sem inaren werden Tagungsberichte 
erstellt. In den je w eilig en  Tagungsb erichten sind  die 
ungekürzten Vorträge e in e s  Fach- bzw. wissenschaftlichen 
Seminares abgedruckt.
Diese Tagungsberichte sind ab 1/82 in »Laufener Seminar­
beiträge« umbenannt worden.

2/78
3/79
4/79

5/79
6/79

7/79
1/80

2/80

3/80

4/80
5/80
6/80
7/80
8/80

9/80
1/81
2/81
3/81
4/81
5/81
6/81
7/81
8/81

9/81
10/81
11/81
12/81

Begründungsmaßnahmen im Gebirge, (vergriffen) 
Seenforschung in Bayern. (vergriffen)
Chance für den Artenschutz in 
Freilichtmuseen. (vergriffen)
Ist Pflege der Landschaft erforderlich? (vergriffen)
Weinberg-Flurbereinigung und 
Naturschutz. DM 8 ,-
Wildtierhaltung in Gehegen. DM 6 ,-
Tierökologische Aspekte im
Siedlungsbereich. (vergriffen)
Landschaftsplanung in der Stadtentwicklung, 
in dt. u n d  eng l. A u s g a b e .  DM 9 ,- /  11 , -
Die Region Untermain -  Region 1 -  
Die Region Würzburg -  Region 2 -  DM 12 ,—
Naturschutz und Recht (vergriffen)
Ausbringung von Wildpflanzen. DM 1 2 , -
Baggerseen und Naturschutz. (vergriffen)
Geoökologie und Landschaft. (vergriffen)
Freileitungsbau und Belastung 
der Landschaft. (vergriffen)
Ökologie und Umwelthygiene. DM 15 ,—
Stadtökologie. (vergriffen)
Theologie und Naturschutz. DM 5 ,-
Greifvögel und Naturschutz. DM 7 , -
Fischerei und Naturschutz. (vergriffen)
Fließgewässer in Bayern. (vergriffen)
Aspekte der Moornutzung. (vergriffen)
Beurteilung des Landschaftsbildes. (vergriffen)
Naturschutz im Zeichen knapper 
Staatshaushalte DM 5 ,-
Zoologischer Artenschutz. DM 1 0 ,-
Naturschutz und Landwirtschaft. (vergriffen)
Die Zukunft der Salzach. DM 8 ,-
Wiedereinbürgerung gefährdeter 
Tierarten. (vergriffen)
Seminarergebnisse der Jahre 76-81. DM 1 0 ,-13/81

1/82 Der Mensch und seine städtische Umwelt

2/82

3/82
4/82

humanökologische Aspekte. (vergriffen)
Immissionsbelastungen ländlicher 
Ökosysteme. (vergriffen)
Bodennutzung und Naturschutz. DM 8 ,-
Walderschließungsplanung. DM 9 ,-



5/82 Feldhecken und Feldgehölze. DM 2 5 ,-
6/82 Schutz von Trockenbiotopen -  Buckelfluren.

DM 9 ,-
7/82 Geowissenschaftliche Beiträge zum Naturschutz.

DM 1 3 , -
8/82 Forstwirtschaft unter Beachtung forstlicher Ziele 

und der Naturschutzgesetzgebung. (vergriffen) 
9/82 Waldweide und Naturschutz. (vergriffen)
1/83 Dorfökologie -  Das Dorf als Lebensraum/

+ 1/84 Dorf und Landschaft. Sammelbd. DM 1 5 , -
2/83 Naturschutz und Gesellschaft. DM 8 ,-
3/83 Kinder begreifen Natur. DM 1 0 ,-
4/83 Erholung und Artenschutz. DM 1 6 ,-
5/83 Marktwirtschaft und Ökologie. (vergriffen)
6/83 Schutz von Trockenbiotopen -  Trocken­

rasen, Triften und Hutungen. DM 9 ,-
7/83 Ausgewählte Referate zum Artenschutz. DM 1 4 ,-
8/83 Naturschutz als Ware -  Nachfrage durch

Angebot und Werbung. DM 1 4 ,-
9/83 Ausgleichbarkeit von Eingriffen in den

Naturhaushalt. DM 1 1 , —
1/84 siehe 1/83
2/84 Ökologie alpiner Seen. DM 1 4 ,-
3/84 Die Region 8 -W estmittelfranken. DM 1 5 , -
4/84 Landschaftspflegliche Almwirtschaft. DM 1 2 , -
5/84 Schutz von Trockenbiotopen -

Trockenstandorte aus zweiter Hand. DM 8 ,-
6/84 Naturnaher Ausbau von Grünanlagen. DM 9 ,-
7/84 Inselökologie -  Anwendung in der Planung des

ländlichen Raumes. DM 1 6 ,-
1/85 Rechts- und Verwaltungsaspekte der naturschutz­

rechtlichen Eingriffsregelung. DM 1 1 ,—
2/85 Wasserbau -  Entscheidung zwischen Natur

und Korrektur. DM 10 ,-
3/85 Die Zukunft der ostbayerischen

Donaulandschaft. DM 19 ,—
4/85 Naturschutz und Volksmusik. DM 1 0 ,-
1/86 Seminarergebnisse der Jahre 8 1-8 5  DM 7 , -
2/86 Elemente der Steuerung und der Regulation

in der Pelagialbiozönose. DM 1 6 ,-
3/86 Die Rolle der Landschaftsschutzgebiete. DM 12 ,—
4/86 Integrierter Pflanzenbau. DM 1 3 , -
5/86 Der Neuntöter -  Vogel des Jahres 1985.

Die Saatkrähe-Vogel des Jahres 1986. DM 1 0 ,-
6/86 Freileitungen und Naturschutz. DM 17 ,—
7/86 Bodenökologie. DM 17 ,—
8/86 Dorfökologie: Wasser und Gewässer. DM 16 ,-
9/86 Leistungen und Engagement von Privatpersonen 

im Naturschutz. DM 5 ,-
10/86 Biotopverbund in der Landschaft. DM 2 3 ,-

1/87 Die Rechtspflicht zur Wiedergutmachung
ökologischer Schäden. DM 1 2 , -

2/87 Strategien einer erfolgreichen Naturschutz­
politik. DM 1 2 , -

3/87 Naturschutzpolitik und Landwirtschaft. DM 15 ,—
4/87 Naturschutz braucht Wertmaßstäbe. DM 1 0 ,-
5/87 Die Region 7 -  Industrieregion Mittelfranken.

DM 1 1 , -
1/88 Landschaftspflege als Aufgabe der Land­

wirte und Landschaftsgärtner. DM 1 0 ,-
2/88 Dorfökologie: Wege und Einfriedungen. DM 1 5 , -
3/88 Wirkungen von UV-B-Strahlung auf

Pflanzen und Tiere. DM 13 ,—
1/89 Greifvogelschutz. DM 13 ,—
2/89 Ringvorlesung Naturschutz. DM 1 5 , -
3/89 Das Braunkehlchen -  Vogel des Jahres 1987.

Der Wendehals -  Vogel des Jahres 1988.
DM 10 ,-

4/89 Hat die Natur ein Eigenrecht auf Existenz? DM 1 0 ,-  
1/90 Einsatzmöglichkeiten der Fernerkundung in der

Landschaftsökologie. DM 1 3 , -
2/90 Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen

durch Naturschutz. DM 1 2 , -
3/90 Naturschutzorientierte ökologische Forschung

in der BRD. DM 1 1 ,—
4/90 Auswirkungen der Gewässerversauerung. DM 1 3 , -  
5/90 Aufgaben und Umsetzung des landschafts­

pflegerischen Begleitplanes. DM 1 0 ,-
6/90 Inhalte und Umsetzung der Umweltverträglich­

keilsprüfung (UVP). D M 14 ,-
1/91 Umwelt/Mitwelt/Schöpfung -  Kirchen und

Naturschutz D M 1 1 , -
2/91 Dorfökologie: Bäume und Sträucher D M 12 ,-
3/91 Artenschutz im Alpenraum D M 2 3 ,-
4/91 Erhaltung und Entwicklung von Flußauen

in Europa. D M 2 1 ,-
5/91 Mosaik -  Zyklus -  Konzept der Ökosysteme

und seine Bedeutung für den Naturschutz. DM 9 ,-  
6/91 Länderübergreifende Zusammenarbeit im 

Naturschutz (Begegnung von Naturschutz­
fachleuten aus Bayern und der Tschechischen 
Republik. D M 17 ,-

7/91 Ökologische Dauerbeobachtung im
Naturschutz. DM 14,—

1/92 Ökologische Bilanz
von Stauräumen D M 1 5 -

2/92 Wald- oder Weideland -
zur Naturgeschichte Mitteleuropas DM 15 ,—

3/92 Naturschonender Bildungs- und Erlebnistourismus
DM 16,—

4/92 Beiträge zu Natur- und Heimatschutz DM 21 ,—
5/92 Freilandmuseen -  Kulturlandschaft -

Naturschutz. D M 15 ,-
1/93 Hat der Naturschutz künftig eine Chance

(im Druck)
2/93 Umweltverträglichkeitsstudien -  Grundlagen,

Erfahrungen, Fallbeispiele DM 18,—

I I Vorschau

• Informationen 5 -  Der Natur auf der Spur
• Naturschutzfachliche Grundlagenermittlung im Haarmoos
• JANSEN, Antje: Nährstoffökologische Untersuchungen an 

Pflanzenarten und Pflanzengemeinschaften von voralpinen 
Kalkmagerrasen und Streuwiesen unter besonderer Berück­
sichtigung naturschutzrelevanter Vegetationsänderungen.

• CONRAD-BRAUNER, Michaela: Naturnahe Vegetation im Na­
turschutzgebiet »Unterer Inn« und seiner Umgebung -  Eine 
vegetationskundliche-ökologische Studie zu den Folgen des 
Staustufenbaus.

I I Lehrhilfen

• Handreichung zum Thema Naturschutz und Landschafts­
pflege DM 14 ,—
(hrsg. In Zusammenarbeit mit dem Staatsinstitut für Schulpä­
dagogik und Bildungsforschung, München)

I I Sonderdrucke aus den Berichten 
der AIML

»Die Stauseen am unteren Inn« aus Heft 6/82 DM 5 ,- 
»Natur und Landschaft im Wandel« aus Heft 10/86 DM 8,-

I I Informationen
Informationen 1 -
Die Akademie stellt sich vor.
Faltblatt, kostenfre i

Information 2 -
Grundlagen des Naturschutzes.
DM 2 ,-
Informationen 3 -
Naturschutz im Garten -  Tips und Anregungen zum 
Überdenken, Nachmachen und Weitergeben.
DM 1 , -

Information 4 -
Begriffe aus Ökologie, Umweltschutz und Landnutzung. In 
Zusammenarbeit mit dem Dachverband wissenschaftlicher 
Gesellschaften der Agrar-, Forst-, Ernährungs-, Veterinär- 
und Umweltforschung e. V„ München.
DM 2 ,-

E in ze lex e m p la re  g e g e n  Z u s e n d u n g  e in e s  a d ressierten  u n d  
m it D M  2 -  frankierten D IN  A 5  U m s c h la g e s  kostenfrei. A b  
W O  Stk. W  %  N a c h la ß . (N u r  In fo  1-3).
In fo  4 g e g e n  R e c h n u n g .

I__J Diaserien

• Diaserie Nr. 1 
»Feuchtgebiete in Bayern.«
50 Kleinbilddias mit Textheft. DM 150,-

• Diaserie Nr. 2 
»Trockengebiete in Bayern.«
50 Kleinbilddias mit Textheft. DM 150 ,-

• Diaserie Nr. 3 
»Naturschutz im Garten«
60 Dias mit Textheft
und Begleitkassette. DM 150 ,-

l I Plakatserie »Naturschutz«

3 Stück im Vierfarbdruck DIN A2 DM 3 ,-
+ Verpackungskostenanteil bis 15 Serien. DM 5 ,-

Bezugsbedingungen
1. BESTELLUNGEN

Die Veröffentlichungen der Bayerischen Akademie für 
Naturschutz und Landschaftspflege können nur über die 
Akadem ie, Postanschrift: 8229 Laufen/Salzach, Postfach 
12 61 bezogen werden. Die Bestellungen sollen eine exakte 
Bezeichnung des Titels enthalten. Bestellungen mit Rück­
gaberecht oder zur Ansicht können nicht erfüllt werden.
Bitte den Bestellungen kein Bargeld, keine Schecks und 
keine Briefmarken beifügen; Rechnung liegt der Lieferung 
jeweils bei.
Der Versand erfolgt auf Kosten und Gefahr des Bestellers. 
Beanstandungen wegen unrichtiger oder unvollständiger 
Lieferungen können nur innerhalb von 14 Tagen nach 
Empfang der Sendung berücksichtigt werden.

2. PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN

Bei Abnahme von 10 und mehr Exemplaren jeweils eines 
Titels wird aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung ein 
Mengenrabatt von 1 0 %  gewährt.
Die Kosten für Verpackung und Porto werden in Rechnung 
gestellt. Die Rechnungsbeträge sind spätestens zu dem in 
der Rechnung genannten Termin fällig.
Die Zahlung kann nur anerkannt werden, wenn sie auf das 
in der Rechnung genannte Konto der Staatsoberkasse 
München unter Nennung des mitgeteilten Buchungskenn­
zeichens erfolgt. Es wird empfohlen, die der Lieferung bei­
gefügten und vorbereiteten Einzahlungsbelege zu verwen­
den. Bei Zahlungsverzug werden Mahnkosten erhoben und 
es können ggf. Verzugszinsen berechnet werden. Erfül­
lungsort und Gerrichtsstand für beide Teile ist München.
Bis zur endgültigen Vertragserfüllung behält sich die ANL 
das Eigentumsrecht an den gelieferten Veröffentlichungen 
vor.

3. SCHUTZBESTIMMUNGEN

Die Herstellung von Vervielfältigungen -  auch auszugs­
w eise -  aus den Veröffentlichungen der Bayerischen 
Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege sowie die 
Benutzung zur Herstellung anderer Veröffentlichungen 
bedürfen der schriftlichen Genehmigung unseres Hauses.




